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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V or s i  tz e n d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e t. 

Das amtliche Protokoll der 106. Sitzung des 
Nationalrates vOim 3. Mai 1974 ist in der 
�a'llzlei aufgelegen und unbeanstandet 
geblieben. 

K r ,a n k gemeldet ist der Herr Atbg,eordnete 
Samwald. 

Fragestunde 

Präsident: Wir geliangen zur FrCl!gestunde. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Die 1. Anfrage ist die des Herrn 
Abgeordneten Dr. Ellmacma (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung. 

1558/M 
Warum wurde gerade in diesem Jahr in Wien 

die Angelobung der am 1. April eingezogenen 
Jungmänner öffentlich vorgenommen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendori: Hohes Haus I Sehr geelhr.ter Herr 
Abgeordneter I Vore rst darf ich der Vo'Ll­
ständigkeit ha�ber darauf hinweisen, daß 
öffentliche Angelobtungen im heurigen Jahr 

nicht nur in Wien, sündern auch in anderen 
Städten, so lbeispi'elsweise am 7. JänneT dieses 
Jahres in LaIlJgenlois un'dam 23. A1pril 1974 
in St. Pölten, stattgefiunden haben. Dessen­
ungeachtet trifft es a'ber zu, daß die Ange­
lobung der Jungmänner des Einberufungs­
turnusses 1. AprH 1974 in der Garnison Wien 
am 8. Mai nach mehrj ähriger Untertbredmng 
erstmals wieder in feierlicher Form vor dem 
Schloß Schönhrunn ahg€iha:lten wurde. 

Der Grund hiefiür i'st in einer Änderung 
der einschlägilgen Anordnungen meines Milll­
steriums Z1U erblicken, die, einem Ersuchen des 
Armeekommandos folgend, im März di,eses 
J a'hres vorgenommen wurde. Nach den neuen 
Bestimmungen ist in Hinkul1Jft die All'geldbung 
der Wehrpflichtirgen jeweils in der dritten 
oder vierten AusMldungsrwoche in feierlicher 
Form durchzuführen. Hiebei ist die Große 
Fla'9genparade ahzUihalten. In Verbindung mit 
den Angelolbungen ikönnen Vler'schiedene 
Rahmenveransltialtungen wie "Tag der offenen 
Kaserne" , FiJmvorlfüihrungen und ähnliches 
durchgeführt werden, zu denen unter anderen 
auch die Angehörigen der Wehrpflichtigen 
eiruzuladen sind. 

Angesichts des regen Interesses und des 
positiven Echos, das ößentliche AngelOibungen 
und Rahmenveranstaltungen der vor­
erwähnten Art in der Vergangenheit stets 
ge�fiunden halben, Ibin ich überzeugt, daß die 
neue Regelung mit dazu beitragen wird, die 

107. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 107. Sitzung - 21 .  Mai 1974 10401 

Bundesminister Lütgendorf 

AufgaJbensilellung 'sowie den Ausbildungs- und' der sonstigen persönlichen und fachlichen Eig­
Aus.rüstungsstand des österreidlischen Bundes- nung zur Führung eines solchen Betriebes 
heeres noch stärker als bisiher in das Bewußt- innerhal!b einer mililtärischen Anlage 'Über-
sein der Bevö'lkeDung zu ibrinlgen. prÜlft. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. Bewerrben s.idl melhrere Interessenten um 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes-
die Padltung eine.r MiHtäI1kantine, so werden 
auch :besondere persön'liche Gegebenheiten, 

mini'ster! Idl begrüße s elJbstverständlidl diese 
wie Invalidität, Besitz einer Arrntslbescheini­

öffentliche AnyelOlburug und möchte als erste 
gung beziehungsweise eines Opferausweises 

Zusabzfrage die Frage steHen, wer nun für die 
nach dem Opferfürsorgegesetz, sowie soziale 

Anor.dnung solcher öff'entlicheT Angelegen-
und familiäre Verhältnis se berücksichtigt. 

heiten ,unmittelbar zuständig ist. Sind es Sie, 
Herr Bundesminister, oder ist es dem jewei­
ligen zuständigen Kommandant'enüber,lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesmini,ster Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie ich schon zum Aus­
druck gebracht halbe, haben wir im März 
generelle Bestimmungen s eitens des Mini­
steriums erlassen. Es ist nunmehr dem Militär­
kommando freigestellt, im Zusammenwirken 
mit 'den Jokalen Behörden, also Stadtgemein­
den und Gemeinden, derartige Aruge'lOibungen 
auch in der Offentlidlroeit ·durchzuführen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ermacora : Herr Bundes­
minister! Warum Ihalben Sie es zwischen 1971 
oder 1970 und 1974 unter,lassen, solche Ange­
lobungen öffen1:ilich durchführen Z1U lassen? 

Präsident: Her,r M1ni�ster. 

Bundesminister Lütgendorf: Wie Sie wissen, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, befanden 
wir uns in einer großen Umorganisations­
pha·se, die es nicht tunllich erscheinen l,ieß, 
noch zusätzlich in der Uffentlichkeit derartige 
Veranstaltungen vorzunehmen. Da aber der 
Konsolidierungsproz·eß so weit fortgeschritten 
ist, \daß wir es auch der Truppe zumuten 
können, im Rahmen von Angelobungen zu­
sätzHche Rahmenver.anstaltungen durch­
zuführen, habe dch nun den Zeitpunkt für 
gekommen angesehen und od1e entsprechenden 
Weisungen gegeben. 

Präsident: Anfralge 2: Herr Abgeordnete.r 
Pay (SPO) an den Herrn Verteidi·gungs­
minister. 

1526/M 
Nach welchen Richtlinien werden die Ver­

pachtungen von Kantinen in Bundesheer­
garnisonen bzw. Kasernen vorgenommen? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf : Sehr g.eehrter 
Herr Abgeordneter! Jeder Bewerber um die 
Pachtung einer Mi.Iitärkantine wird Ihinsicht­
lich der Igewerbebehördlichen Berechtigung 
zum Betriebe des Gast- und SdlankgeweI1bes 
beziehungs1weise des Handelsgewerbes sowie 

Nach Prü:fung dieser Umstände erfolgt die 
Vergabe schließ.lich an den geeilgneltsten und 
beriiCksichtigungswürdig'sten BeweI1ber. 

Präsident: Zuslatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesmintster! Es 
gibt - da,s kann man, ohne zu übertreiben, 
s,agen -fast keine Beschwerden über die Ver­
pflegung im Bundesheer. 

Alber ich möchte betonen, daß der Unmut 
bei den jungen Soldaten ülber die Kantinen­
preise sehr groß ist. Ich halbe mir selber aus 
allen neun Bundes'lände.rn .innerhalb von drei 
Monaten eine AIllfste.l'lun9 hereingeholt und 
möchlt.e feststeHen, daß, abgesehen von den 
hOihen Prei'sen, die von den jungen Soldaten 
verlangt werden, auch die Unterschiede im 
Preis äußerst kraß sind. 

Um ein Beispiel zu sagen: In einer Kaserne 
in Wien !kostet ein Viertelliter Milch 3,50 S, 
in einer Kaserne in Wiener Neustadt 4,50 S. 
Ähnlich ist es be.i a'lk()lhoUreien Getränken, 
bei Bier o'der bei Wurstsemmeln. 

Ich möchte Sie nun 'f:r;ag,en, Herr Bundes­
minister: Hat das Ministerium einen 'gewissen 
Einfluß auf die Preisge'Slta1ituIlJg in den Kan­
tinen des Bundesheeres ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Das Ministerium hat kein 
Rechtsmittel, dem Kantinen'Pächter die Preise 
vorzuschreiben. Wir können dem jeweiligen 
Pächter nur durch den Weg über den 
Kasernenkom.mandanten nahelegen, doch nicht 
höhere Preise zu v,erlang'en, als sie 
außerhalb der Kaserne ,in ähnlichen 
Gewerbebetrieben ang,eschrieben s.ind. Be­
dauerlicherweise - und ,ich kenne diese 
Sorge -sind vor ail,lern unsere jungen Sol­
daten von Unmut erfüllt, wenn sie zum Bei­
spiel für einen Viertelliter IMilch in der 
MiHtärkanitine mehr ,z;ahlen müssen als außer­
haLb in einem Molker,ei'g,eschäft. Aber ich 
muß hier sa'gen, da auch i'n den Militär­
kantinen nach den WirtschdJftsgrundpr.inzipien 
von Aruge:bot und Nachfrwge vorgegangen 
wird und der KonstliIIlentenkreis in einer 
Kaserne je nach der Belegung dieser Kaserne 
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manchmal verhältnismäßig klein ist, sodaß 
sich der Kantinenpächter bemüßigt sieht, die 
Preise so anzusetzen, daß er nicht nur seine 
Regien gedeckt hat, sondern auch noch einen 
kleinen Verdienst hat. 

Präsident: Eine weiter,e Fra g·e , bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesministerl Es 
gibt noch einen Umstand, der Ibesonders her­
vorgehoben werden muß, Ileider in negativem 
Sinne, nämlich die Tatsache, daß in den 
Offizierskasinos die gleichen Waren, die in 
den Kantinen verkauft werden, wesentlich 
biHiger ,sind. Das 'ist überall bekannt, und es 
steht tfest, daß die Unteroffi'ziere die Waren 
für i:hr Kasino beim Kantineninhaber oder 
Pächter einkCllUfen müssen. 

Nun möchte ich SLe frCligen, Herr Bundes­
minister: Geht dieser Umstand, draß Offiziers­
kasinos weitaus [billiyer einkaufen können, 
auf ·ein PrivHegiulffi aus der Zeit Maria 
Theresias zurück, oder /hat das 'in der Neuzeit 
irgendwelche Ursachen -gefunden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Es ist kein Privi.leg,ium, 
aber der Unterschied entsteht dadurch, daß 
die Mi'litärlkantine vom ,Pächt-er als gewinn­
brirugendes Geschäft gefiüihrt wird, während 
im Offizierskasino kein auf Gewinn aJbge­
zieltes Geschäft ,g-etäJHgt wird. Es werden also 
die wenigen Waren, wie alkoiholische und 
alkoholfreie Getränke, Kaffee und eventuell 
auch noch Gebäck und Wurstwaren, beim 
Hämhler rum Einstandspr,eis gekauft I1lnd zum 
selben Preis w.ieder ·an die Konsumenten alb­
gegeben. Somit fällt die Gewinnspanne weg, 
und dadurch er'gilbt sich diese Differenz. 

Präsident: Anfr.age 3: Herr Abgeordnete,r 
Zeillinger (FPO) an den Herrn Minister. 

1516/M 

Der erwähnte Erlaß sieht einerseits eine 
wesentliche Vlßreinfadmng des Verfahrens 
vor, indem die Ernennungs'dekrete IlJUnmehr 
di'ISkt, das heißt unter V.eI1l1leidung des 
üblichen Dienstweges, dem zuständigen 
Militärkommando, welches ,in der Fo'lye die 
A usfolgung an einen Reserveoffizier vorzu­
nehmen hat, zUJZuleiten sind. Andererseits ist 
aber auch !k!üniftitg eine persönliche Ubergalbe 
der Dekrete in ·einer angemessenen Form 

durch den M'Hitärkommandanten beziehungs­
weise im Falle seiner VeI1hinderung durch den 
jeweiligen S 1, also den für die Personal­
angelegenheiten zuständigen Fachoffizier des 
Kommandos, durchaus gewähr,leistet. 

L'edi'glich in jenen FäHen, in denen die 
Wehrpflichtigen von der :MögIiChkeit, die 
Dekrete ,persölrlich enlbgegeruzunehmen, nicht 
Gebrauch machen, eIlf.ollgt die ZlUsendung der 
Ernenn'llngsdekrete per Post, :um NachteBe, di,e 
sich aus einer verspäteten Entgeg.ennalhme 
ergehen könnten, für den eiruzelnen Wehr­
pflichtigen zu vermei'den. 

Ich möchte alber in diesem Z'usammenhang 
noch !besonders hervorheben, daß darüber 
hinaus jeder neu ,ernannte ·Reserveoffizier 
durch das MHitärkommando noch gesondert 
zur Vorstel'lung beim MilitäIikommando ein­
g·eladen wi,rd. Solche Termine, für die n.ach 
Mög'1ichkeit Tradiltionstarge, Landesfeiertage 
oder ähnliche feierUche Anlässe auszuwählen 
sind, !halben mindestens 'dreimal jährlich ange­
setzt �u werden und sind den Reservisten 
jewei.ls .bei drer AusfoLgung ihr,er Ernennungs­
dekrete mit einer Eintladuilig 7JU'I Tei'Lna!hme 
beikaruntzugeben. 

ICh gla:ulbe somit, daß die neuen Regelungen 
des erwä!h.nten Erllasses durChaus geeignet 
sind, eine Dekretver-leihung an Reserve­
offiziere in an.gemessener Form �u gewäJhr­
leisten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

A!bgeordneter Zeillinger: Da dieser Erlaß 
Werden Sie den MiIitärkommandanten An-

weisung geben, die Dekretverleihung an offenbar beli den betroffenen Reserveoffizieren 

Reserveoffiziere in Zukunft wieder in einer ange- mißver-standen worden 'ist - denn sie waren 
messenen Form durchzuführen? es ja, die sich darüber gewundert und bei uns 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesmini·ster Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die vorliegende Anfrage, 
die den Eindruck erweckt, daß die Dekret­
verleihung ,an Reserveoffilli,ere gegenwärti!g 
nicht in angem-es.sener Form vo.I1genommen 
wird, beziehlt sich allem Anschein nach auf 
einen Erlaß meines Ministeriums vom 
Februar dieses Jahres, der hinsichtlich der 
Versendung der Ernennungsdekrete an das 
zuständige Mil'itäIikommando sowie der 
Dekretausfolgung an den Reserveoffizier eine 
Neuregelung enthält. 

vOJ.'1gesprochen haben -, daIlf ich Sie, Herr 
Minister, in dem Zusammerrhang fra-gen: 

Wie groß war die Zahl der Reserveoffiziere 
im abgelaufenen Jahr, denen man ein solches 
Dekret verleihen mußte, da's mH der Post 
zugeschickt werden mußte? ICh halte es auf 
jeden FaH für bedenklich, daß man dieses 
verkürnte VerfiaJhren der Dekretverteil'Ung für 
richltig befunden halt. 

Präsident: Herr MiIl!ister. 

Bundesminister Lütgendorf: Die Gesamtzahl 
der Ernennungen von Reserveoffirzieren -
nicht nur di.e Erster.nenlIlt1J1:n1g 'ZIUIIIl FälhnriCh., 
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sondern auch die Verlleilhung, IhiOherer Dienst- 'Meine Zusatzfrage: Welme Maßnahmen 
grade - dlüI1fte sich im verganlgenen Jahtr um haben Sie vorgeselhen, nun das vorges'ehene 
rund 500 lbelW,egt !halben. UbuI1lgsprogramm taltsäc:hlich auch abwickeln 

Präsident: Bine weitere FJ1age. Bitte. 

kbgeordneter Zelllinger: Herr Mini'ster! 
Sind Sie der Meinung , daß diese Zahl von 
ReserveoHizieren und Anwärtern iiÜ.r den be­
nötigten und geplanten Bedal1f 'genügt, oder 
halten Sie zusätzliche WleIibemaßnahmen für 
notwendilg? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr gee,hrter 
Herr Abgeordneter I Sie wis'sen, daß wir rund 
10 .000 Reserveoffi:ziere halben. Wenn ich die 
Zah'l 500 für das vergangene Jahr ,g,enannt 
habe, dann sind es jene gewesen, die eben zu 
einer Beförderung heranstanden 'beziehrungs­
weise erstmalig zum ReserveoffilZi,er ernannt 
wurden. 

In Anbetracht unseres beaJbsichtigten star­
ken Ausbaues der Landwehr sind wir milt. der 
Zahl 500 noch n.icht rufrieden, denn diese Zahl 
liegt unter unsere.r ZielvorsteHung. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. PradJer (OVP) an den Herrn Minister . 

t559/M 
Welche Auswirkungen haben die nach Be­

schlußfassung des Bundesvoransdllages 1974 
erfolgten Preissteigerungen bei den Treibstoffen 
auf das Bundesheer? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesmin1ster Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! 'Das österreichische Bun­
deslheer hat im Jahre 1 973 für Räder- und 
Kettenfa!hrzeug,e insgesamt 1 0,41 1 .645 Liter 
KraftSitoff ver.braucht. Daraus eng alb sich ein 
finanrzieUer AU'fwland von 36,367.000 S. 

Hingegen betrug der finanzietle AU'fwand 
für LufbfathrzeUtg-Treilbstoffe 23,435.736 S. 

Unlter der Voraussetzung 'eines gleichblei­
benden Veoorauches bedingt die Mineralöl­
preissteigerung im Jahre 1974 einen Melhr­
au1iwand für Räder- und Kettenf aihrzeug,e von 
21,5 Millionen Sdülling und :für Luftfahrzeuge 
von 16,3 M,�Hionen SchiUing. 

Präsident: Zus,atzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundes­
minister! Nach Ihren Mitteiilungen sind daher 
die nunmehr erforderlichen Mehraufwendun­
gen außerordentlich gewaltig und in den ver­
anschlagten Budgetansä:tzen ohne einschnei­
dende Einschränkungen ka'UlIIl mehr 'Unter­
zubringen, Einschränkungen, die sich notwen­
digerweis,e auf den UbungSibetrieib auswiI1ken 
werden. 

zu 'können? 

Präsident: Herr Min1ster. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Zunächst einmal haibe iCh 
beantragt, daß aus 'der StabiUsierungsquote 
des Bundesfinanzg·es,etzes 1 974 der Betr,ag 
von 2 1  Millionen freigegeben w ird, womit 
schon der Mehraufwand für Treibstoff'e für 
Räder- und Kettenfathrrzeuge abgedeckt sein 
wird. 

Zum zweiten äst vor,gesehen, zu b eantr,agen, 
in einem 2. BudgettÜlberschreiitungsgesetz die 
noch 'fehlenden rund 17 Millionen SchiUing 
zur Bedeckung zu erhalten. 

Der Aus'bHdungSibetrieib wird auch in diesem 
Jahr unverändert durchigefiiJhrt werden. 

Präsident: Eine weiteIle Frage. Bitte . 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundes­
minister! Sie 'halben gemeint, daß Sie dieses 
Me\hrellfordernis durch die Freigatbe des Be­
trages c.a!bdecken ikönnten, der in der S taJbHisie­
rungsquote vorgesehen 'ist. Dieser B etrag war 
aber zu einem Zei:1JpUJllkt veransCh1a'gt, in dem 
die Mehraufiwendungen aus einer ErhohJung 
der Treibstofikosten noch 'gar nichJt. vorherseh­
bar waren, das heißt, Sie haben diese Beträ,ge 
geibraJUcht, um den normal 'lCliufe.nden Ißetrieb, 
wie Sie siCh ihn vorgestellt haben, abzu­
decken. 

Nunrrnehr wird das zur �bdeckung der 
Mehrkosten verwendet. Es blei.bt dalber dielse 
DifferenlZ, dile Sie geIl!annt haben , und diese 
Differenz kann dann ,auch trotz der Freigabe 
der Stalbili sier:ulllgsquote ja nur in einem Ab­
strich Ibesltehen, nämlich in e�nem Albstrich 
bei den U\bungsvorhalben, um Tre�bstoff ein­
zusparen. 

ICh glaube daher, Herr Bundesminister, daß 
man hier klare Sicht schaffen müßte, und ich 
bitte Sie noch einmal k,larrzustellen, daß es 
trotz dieser GegelbeJllheiten - das ist ein 
Kunststück - anscheinend :thre Meinung ist, 
daß trotzdem keine Einschränkungen verfügt 
werden müssen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Man könnte 
natürlich sagen: Na gut, wenn man wentger 
Geld hat , dann k,auft man weniger Treib­
stoff! - A:ber da's kommt für den militär,Lschen 
Betrieb überhaupt nicht in Betracht. Ich bin 
ganz überzeugt davon, daß ich die Mittel, die 
ich heuer bre.uche, auch. vom Finanzminister 
bekomme. (Abg. Fa c h I e u t ne r: Gut schaut 
er nicht drein! - Heiterkeit.) Das sind eben 
diese rund 37 MilHionen Schilli'lllg. Im Ülbrigen 
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darf ich dazusagen, daß wir entsprechende 
Reserven haben, auf die wir ohne weiteres 
zurü&!greifen können. Erst im Henbst, nach 
VeraJbschiedung d-es 2. Budgetübersdueitungs ­
ges,etzes, werden wir diese aus den La-gern 
verbrauchten Meiligen wieder nachkaufen und 
werden 'die Tanlks auf.fÜ'llen. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Wodic a (SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Landesvellteidigung. 

1527/M 
Nachdem Sie im Hinblick auf die von ver­

schiedenen Seiten gemachten Anregungen be­
züglidl der Schaffung eines Berufsheeres eine 
diesbezügliche Studie angekündigt haben, frage 
im, wann mit der Fertigstellung dieser Studie 
zu rechnen ist. 

Präsident: Bitte, Herr Mimster. 

Weilter meint die Olfiziersgesellschaft zu 
diesem Artlikel mit der lJberschrilft "Das mili­
tärisdle Bauchweh" . . .  (Rufe bei der OVP: 
Frage!) Beruruigen Sie sidl, ich komme sdlon 
zur Frage. S1e sind s-onst nicht so zimperlich , 
wenn bei Lhnen stundenlaDlge Lesungen an­
läßlich einer Fragestunde gehaUen werden. 
Das hätten Sie sim sparen !können! (Zustim­
mung bei der SPO. - Anhaltende Rufe bei der 
OVP: Frage! - Abg. Dr. G r u b e r: Das ist 
Sache des Präsidenten,  das festzustellen!) 

In der Stellungnahme der OffizierSlgesell­
schaft heißt es: 

"Wir 'können aHerdings nicht Ihren Optimis­
mus teHen . . .  " ., Anhal tende Zwischenrufe bei 
der OVP.) Ich weiß nicht, warum Sie so a,ut­
geregt sind. Sonst hekennen 'Sie sich immer 
zu einem MHizheer. Jetzt auf einmal sind Sie 
aufg!eregt, wenn einer der Ihren aus der R>eihe 

BUilldesmin�'St!er Lütgendorf: Da der Problem-
tanzt. (Weitere Rufe bei der OVP: Frage!) 

kreis Berufsheer in den vellgaIllgenen Jahren 
wiederholt auch im Hohen Haus,e Diskus,sions­
gegenstand war - ich darf in diesem Zu­
sammenhang beispielsweise auf eine dies­
bezüg1ich-e Anfrage de.s Herrn Abgeolldneten 
Professor Dr. Ermacora in der Sitzung des 
Finanz- und BUid.get'ausschusses vom 
19. November 1973 verweisen -, habe ich, 
ohne ir,gendwelche Prämis,s-en beziehungs­
weise Zielrichtungen festzulegen, durch das 
Planungsbüro meines M1inisteriums eine Kurz­
studie zu diesem 'fohema ausarbeiten lillssen. 
Diese KurzstudJe habe ich jenen beiden Abge­
ordneten - es handelte sich hiebei um die 
Herren Abgeordneten Professor Dr. Ermacora 
und M-arwan-Schlosser -, die den Wunsch 
geäußert hatten, eine solche Studie zur Ver­
fügung gestellt zu erhalten, bereits zugeleitet. 

Präsident: ZusatzfI1a'ge. Bitte. 

Abgeordneter Wodica: Herr Bundes­
minister! Es ist Ihnen sicher Ibekannt, daß der 
oberöst.erreich'ische Landesrat Dr. Ratzenböck 
am 1 8. April dieses Jahres -in einem Interview 
im "profil" diese Frag,e in der Offentlidlkelt 
wieder hochzuspielen versucht hat. Vor ganz 
weni'gen Tagen hat die Osterreichische 
OffiziersgeseHschaft Dhneu, Herr Bundes­
minister, und auch Herrn Dr. Rabzeruböck. eine 
Stellungnahme zUlg,emititelt. Ich daI'f einiges 
daraus zitieren. Die Offizier,sgesellsch-aft ist 
der Meinung: 

"Abgesehen von der zu geringen Abw.ehr­

kraH, die ein Berufsheer hat, glauben wir auch, 
daß die Andeutung einer 3-Monate-Dienstzeit 
tür Miliz-Soldaten das Maß des Erträglichen 
bei weitem unterschreitet." 

Das schrei!bit die Offizi,ersges€lllscbaft in 
einer Ste'llungnalh.me zu den Ausführungen 
von Dr. Ratzenböck. 

Ich möchte aus dieser Stellull'gnaJbme nom 
folgendes zitieren: "Wdher erwarten Sie sich 
demnach den erwünschten Freiwilligen-Zuzug 
zu einem Berufslh·eer?" (Ruf bei der OVP: 
Lesestunde!) Ja, ich zitiere -aus dem Brief, den 
die Offiziersgesel:tschaift an Herrn Dr. Ratzen­
böck geschrieben 'hat. Ich 911 aulb e, das geJhört 
zum besser-en Verständnis dazu. (Abg. K r  a f t :  
Das ist  doch keine Lesestunde!) 

Es heißt in dieser Ste'1luIlIgnahme : 

"Die Bewällt'igung eines VerteidigungsJalles 
ist a:ber ein Ibundesvenfassungsmäßiger Auf­
tra1g , durch den allein die Existenz eines Bun­
desheeres zu rechtfertilgen ist." 

Herr Bundesminister, nun meine Frage (Ruf 
bei der O VP: Endlich!): Halten Sie es nicht 
für zweckmäßi'g, daß die von Herren Ilhres 
Ministeriums ausgeallbeitete Stellungnahme 
allen Mitgliedern des Hohen Hauses zuge­
sandt wird? Ich würde auch bitten, ei'nen dies­
bezüglimen TeI1lITin sagen zu wollen. 

Präsident: Herr Minister . 

Bundesmini.ster lütgendori: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich freue mich, daß ein 
so reges lruteresse an unserem gesamten 
Wehrsys:tem bestelht (Heiterkeit) und darf ge­
rade auf die vom Herrn Albgeordneten Doktor 
Ratrzenböck abgegebene Meinung Bezug neh­
men, von der ich g,laube, daß sie nidlt die 
offi:zielile Meinung der Osterreichischen Volks­
partei, sondern seine pers6nliche Meinung 
über eine ev,entueUe Umgestaltung des Wehr­
systems ist. Ich möchte mich sehr gerne bereit 
el'kläreu, allen Abgeordneten des Hohen 
Hauses diese von meinem Ministerium rein 
sacb'lich, obj ektiv aUSlg-eaI1beitete Kurzstudie 
zu ü(bermitteln. 
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Ich möchte dazu sa-gen: Es 'handelt siCh hi e­
bei um eine KUIlZstudie, die natürlich lauch 
noch entsprechend a'llsgelbaut und stärker 
untermauert werd·en könnte. Wir messen die­
sem PrOblem nicht diese hohe 'Bedeutunlg bei, 
wie es manche Herren vi·elleicht tun, denn wir 
halben uns rzur a.Ngemeinen Wehrpflicht ent­
schJlo.ssen, der Gesetllg:eber hat uns den klaren 
Auftra'g hieZ'u gegeiben. Das ist auch �ür mich 
als zuständi.gen Ressortminislter ein - wenn 
ich mich militärisch ausdrücken darf - Befehl, 
und ich halte mich lan Befehle und befasse 
mich nicht mit iI'gendwelchen Studien, di·e 
abseits des WHlens des Gesetzge'bers stehen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Wodica: Herr Ministerl Ich 
darf Sie fmgen, bis wann wir eine solche 
SteUungnalbJme ,bekommen können, denn ich 
glaube, es wäre für uns Abgeo.rdnete aHe gut, 
neuerlich eine Stellungnahme aus dem Mini­
sterium bezüglich solcher Ausw,üchse einzelner 

an der Hand zu haben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich ,bin sehr 
gerne bereit, mit der UberseIlJdunrg der Kurz­
studi-e auch eine obj'ektiv gesehene SteHung­
nahme zu den Ausführungen des Herrn Doktor 

Ratzen'böck abzugeben. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: 6. Anfrage : Herr Abg,eordneter 
Sandmeier (OVP) an den Herrn Bundes­
ministe r für Finanzen . 

1543/M 

Ich fra'g.e Sie deshailb: Sind Sie, Heu Bun� 
desmi'nister, bereit, diesen Inflationsgewinn 
Mitte des JaJhres, etwa im JuU, den Lohn­
empfängern Zluruckzugelben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Zunäch'st ist 
festzustellen, daß eine Schätzung von 2 Mil­
liarden bis 3 MilliaI1den ,eine Schätzungs­
genauigkeH von 50 Prozent aufweist, eine 
Größenordnung, der man sichedich kein Bud� 

g·et zugrunde legen kann, sodaß wir nach den 
uns vorliegenden Zahlen - und das ist eine 
Steigerung der Lohn- und GehaltrssUID'me um 
etwas mehr a'l,s 16 Proz,ent - zu Mehrein­
J1Iahmen von 1,8 MHHJaI\den Schilling kommen 
werden. 

Im übvigen darf ich darauf verweisen, daß 
die Gespräche mit den ''''"drtschaftspartnern 
über eine rSubstantieUe Steuer,senkung per 
1 .  Jänner 1975 abgesChlossen sind und daß 
sich das entsprechende Gesetz bereits in Be­
gutachtung 'befindet, womit auch fiestge1egt 
iiSt, daß eine substantielle Steuersenkung mit 
Jahresbe'ginn 1975 eint:r;eten wiJ1d, die jedem 
Lohn- und Gehaltsempfänger eine Nettolohn­
verbesserung von mindestens 3 bis 6 Prozent 
bringelIl wird. 

Präsident: Eine weiter:e Froage. Bitte. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundes­
mini.ster! Wenn SieJ,bemänge�n, daß ich gesagt 
habe, Sie werden 2 'MHUarden bis 3 Mi.l­
li,arden mehr e'innehmen, und gemeint halben, 
so könne man kein Budget machen, muß iCh 
Sie fragen : Wie lhialben denn Sie das gemacht, 
wenn Sie jetzt auf 1,8 Milliarden Schilling 

Mit welchen Mehreinnahmen bei der Lohn- an Mehreinnahmen kommen? (Beifall bei der 
steuer gegenüber dem vorläufigen Gebarungs-

I OVP.) Das ist eben auch eine. 6, cha
.

··!Jzung ge­����li des Vorjahres rechnen Sie nun im J
ahr wesen, weH eine Schätzung immer ein Plus 

. 
oder ein MilIlus ,beiruhaHet. 

Präsi dent: Blitte, Herr Minister. 
' 

Albe.r nun zu einer Aussa,ge in der Offent-

Bundesminister für Finanzen Dr. Androscb: lichkeit, die Sie, Herr Bundesminister, so gerne 

Sehr geehrter Herr Abgeordneterl Das vor- machen. Sie sagten, Sie 'könnten keine Vor­

aussichtliche LohnsteueIlaufkommen für 1974 leis'tun'g geben, wei,l an sonst unter anderem 

k.ann mit 27,8 MiHiaJ1den Schilling angenom- weniger KindeIigärten gebaut werden könnten. 

men werden; das ist um 1,8 Mtilliarden mehr Ich finde, cLaß das eine unfaire Argumentation 

als präldminiert. ist, wei'} Sie genau wissen, dlaß der BaJU von 
Kindergärten Landessache ist. Alber wenn Sie 

Präsident: Zusatzfmge. Bitte. das schon in de.r Offentlichlkeit behaupten, 

Abg-eordneter Sandmeier: Herr Bundes- dann frage ich Sie: Wieviel Mittel für Kinder­
minister! Fachexperten halben errechnet, daß gärten haben Si.e ,ins Budget 'eing'e,setzt, und 

das Mehr an Lohnsteuer, das Sie für das unter welcher Post scheinen sie auf? 

J'ahr 1974 zusät!zlich an Infliationsgewinn von 
den Lohn- und EirukommelllSlbeziehern ein­
nehmen werden, etwa 2 MiUiarden ibis 3 Mil­
liarden Schilling (betragen wird. Die Einbehal­
tung dieser 2 Ibis 3 MHliarden SchiUing hätte 
vermieden werden können, wenn tSie recht­
zeiUg e'ine Progr,essionsmilderung vorgenom­
men hätten. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: HerIT Ahge­
ordneterl Sie übersehen , daß die Lohnsteuer 
eine geteilte Alogaibe 2Jwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden ist und daß der Anteil, der die 
Länder und Gemeinden betrifft, nawrUch die 
Kindergärten miteinschließt. 
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Präsident: Anfmge 7: Abgeolldneter Egg 
(SPO) an Iden Her.rn Bundesminister . 

1518!M 
Anläßlich der Vergabe der Olympischen 

Winterspiele 1976 an die Stadt InnsbruCk hat 
der Bund Hilfe zugesagt, und ich frage Sie :  Bis 
wann ist mit der Vorlage eines entspremenden 
Förderungsgesetzes zu remnen? 

Präsident: Ich bitte, Herr Minlster. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Mit der Vorlage eines 
Bundesgesetzes betr'effend die Förderung der 
Olympischen Winterspiele Innslbruck 1 976 ist 
zu r,echnen, sobald die KoSlten der vom Bund 
zu finanzierenden Olympi'asportlbauten an­
nähernd feststehen und sich der Bund, das 
Land Tirol und die StaJdt Innsbrudc ülber die 
Tmgung ,eines aliHäNilgen .AJbgang·es, der sich 
bei Durchlf.ührung der XII. Olympischen 
Winterspiele 1 976 ergibt, geeinigt haben. Die 
KostenschäbZ'ungen für die olympischen Bauten 
sind laut Auskunft des Bundesmin:isteriums 
für Bauten und T,echnilk. noch im Mai dieses 
Jahres 'zu erwarten. Bezügllich der Dedmng 
eines allf.äl,lig·en Abg.ange.s sind weitere Ge­
sp.räche zwischen dem Bund, dem Land Tirol 
und der Stadt Innslbruck. erforderlich ge­
w.orden, weil s'ich die lÄlUfwend-ungen de's 
OrganislationS1k()lmitees der XII. Olympischen 
WinterspieJ.e um den verlor·enen Aufwand des 
ORF für di e  AuslandSlÜbe·r:tI1aJgungen in einer 
Größ enordnung von 200 Ihis 300 Millionen 
Schi,lling vermehren we'fden. 

Die Regierungsvorlage betreffend ein 
Olympiaförderungsgesetz wird dem Hohen 
Haus ehestmögINch , voraussichtlich im He:r1bst, 
zugehen. 

Präsident.: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

A1bgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Wie weit sind konikret )di.e Voralbspl1achen 
mit den zuständigen Behörden und dem 
Komitee zur Vorib ereiturrg 'dieses G esetzes 
und zur technischen AJbwick.lung der Olym­
pi'schen 'Spiele 'gediehen? 

Präsident: Herr Minlister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Diese Ab­
sprachen s-ind ·so weit gedi,ehen, daß alle erfor­
dedichen Arheiten im Gange sind ; di'e Bauten 
s-ind so weit forbgeschl1itten, daß eine zeit­
gerechte Fertigstellung gesdchert ist. Zeit­
gerecht heißt in dem Fall, daß �ozusagen für 
die Generalprobe, di'e ein JaJhr vorher im 
Winter stattfindet, dte Anlagen bereits zur 
Verfügung stehen. 

Präsident: AnfraJge 8: Herr Abgeordneter 
Melter (FPO) an den Herrn Bundesminister . 

1507!M 
Auf Grund welcher Beremnungen ist beab­

sichtigt, die Familienbeihilfen per 1. Juli 1914 
nur um 20 S zu erhöhen? 

Präsident: Ich bitte, Herr MillIister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter!  Hinsichtlich der Erhöhung 
der FamitlienJbeilhiLfen ZIUJlll 1 .  Juli um 20 S, der 
eine weitere um 50 S zum 1 .  Jänner 1 975 
folgen ,wird, :lag foligende Uberlegung zu­
grunde : Ausgangspunkt war die Erhöhung des 
Milchpreises und der Preise für MHch'Produ'kte . 
Die 'wesentlichsten Pr.eiseI1höhungen dalbei 
sind : bei Milch 80 Gros chen pro Liter, bei 
Käse 4 S pro Kilogramm und Ibei Butter e1ben­
falils 4 S pro Ki:logramm . Der durchschnittliche 
Lebensmittelverbrauch der Bevölkerung be­
trug im Zeitnaum 1 97 1 172 laut StJaUstischem 
Zentrelamt pro Jahr 1 3 1 , 1 1 Milch, 4,2 kg Käse 
und 5,8 kg Butter. 

Auf Grund dieses Durchschnittsverb!1a!uches 
erg.itbt sich folgende j ährliche Mehrbel<astung: 
Milch 1 04,88 S, Käs:e 1 6,80 S, Butter 23,20 S, 
zusammen 1 44,88 S. Da die vorges·ehene Er­
höhung der Famitlie'nbeihilfe, dLe bekanntlich 
1 4mal ausbezahlt wird, j ähl11ich 280 S beträgt, 
ist bei di'eser Erhöhung bereits weitestgehend 
berücksichtigt, daß bei Kindern ein höherer 
Verbrauch an Grundnaluung.smitteln ,ange­
nommen weIden muß , aLs dem Durch'schnitts­
verbrauch entspricht. 

Präsident: Zusatzfrage . Bitte.  

AbgeOIidneter Melter: Herr Bundesminister!  
Es ist s ehr interessant, daß Sie nur die Lebens­
mittelpreise ,anführen. Bei lUuseIen klimati­
schen VeJlhätlitnissren 'ist es nicht ÜlbUch, daß 
man bei den Kindern nur mit der Verpflegung 
allein auskommen k'ann, denn sie .brauchen 
zumindest auch Be(k'leidung und Wäsche und 
vor aJlilen Dingen auch Unt,erkunft, das heißt 
WohnuI1!g. Hier eI1geben sich aber Steigerungs ­

sätze, die üJber die bei Mi.Ich und Milch­
produkten hinausgehen. Außerdem muß man 
berücksich:Ugoo , daß jetzt nach dem all­
gemeinen Index die GeSiam1lkosten des Lebens­
unterhaltes schon 'beinahe !Um 10 PrOIZent ange­
stieg·en s'ind. 

Nun hätte man zumindest annehmen dür­
fen, daß S1e die 10 ... Prozent-Erhöhung ab 
1 .  Juli 1 974 zulbiHi'gen. Das hätte schon bei 
der MinJdtestleistung b eim ersten Kind von 
270 S 27 S betragen, /beim zweiten Kind jedoch 
33 S. Der Mi:tteJ.wert wäre demzufol'ge 30 S. 

Herr Finanzminister! Was hat Sie daran 
g,ehindert, nicht zumindest 30 S BeiihiHenver­
besserung zu bewi1Higen? 

Präsident: Herr Minrster. 
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Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die G esamtenitw.i<klung 
der Beihilfen für da's erste Kind 'bedeutet, 
daß die Kind e I1bei1liil'f.e oder rechts­
terminologisch richtiger : die FamilienlbeVhilfe 
- vom 1 .  1 .  1 970, als s'ie 200 S betrug, auf 
290 S per 1 .  Juli d i eses Jlahres gestiegen sein 
w.i.rd. Das sind 45 PI10zent oder real 20 Pro­
zent, wenn ich di e Preissteigeruilig 'abziehe, 
b eZ'üfuungsweise s i e  wird per 1 .  1 .  1 975 um 
70 ProZient gestiegen sein oder sich real um 
40 Prozent erhöht halben. Analoges gilt für die 
Beihilfen ffÜr da:s zwej,te, dritte und folgende 
Kind ; WOIZU noch kommt dile hier mcht mit­
ger'echnete AU!swir'kung der fH�,ien Schulfahr­
ten, vor aUem im ländlichen Raum, und der 
freien Schulbücher. DillS zusammen hat eine 
Verdoppel'ung des Aufwandes des P'amilien­
la,stenausgle1ichsfonds von etwa 6,3 MilNmden 
im Jahre 1 969 auf mehr allS 1 2  Milbiarden im 
Jahre 1974 mit sich gebracht. 

Präsident: Eine weitere FI1age. Bitte. 
Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister! 

Es trifft 2'J,weifeHos zu, daß die Kosten für die 
Schullbücher und für die SchuUreifahrten in 
den letzten zwei J a'hr,en weit Ülber den Durch­
schnitt, la/Iso weit itber das Ausmaß der 
FamHienlbeilhilfen angestiegen sind. Das be­
lastet natürlich den FamiUeIlilastenauSigleichs­
fonds mit Aufwendungen, die früher Gemein­
den und Länder getragen halben. A,ber das ist 
}a in 1hrer Verantwortung gelegen - zum 
Nacht.eil der FlamDlien. 

höhung von 200 auf 210 S oder um 35 Prozent 
pro Familienbeihilfe g:egeben, per 1 .  1. 1 914 
auf 45 und per 1 .  1. 1 915 um 10 Proz'ent, walS 
real 40 Prozent bed·eutet. 

WJr haben laUTend die BamiHenlbeihrilfen 
angepaßt. Wii! haJben di,e Geburtenbeihilfe, 
verbunden mit dem Mutter-Kind-Paß, beträcht­
lich erhöht, und wir glauben, daß wir einen 
wesentlichen Beitmg zum tatsädüichen Lasten­
ausglelich durch die freien Schulfialhrten und 
freien Schulbücher geleistet hia'ben. 

Präsident: Anfmge 9: Herr .A:bgeordneter 
Huber (OVPj 'an den Herrn Bundesminister. 

1 544/M 
Sind Sie angesichts der immer bedrohlicher 

werdenden Situation auf dem Preissektor bereit, 
von einer neuerlichen Erhöhung der Zigaretten­
preise im Jahre 1 974 Abstand zu nehmen? 

Präsident: Bitte, Herr Minilster. 

BUIlldßsminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr AbgeortlnetJer ! Die Zigarettenpreis­
eIihöhuug ist im Zusammenhang mit einer 
Zlusätzlli Chen Finanzierung des Spitalsibaues 
und SpitalsaUJfwandes zu sehen. Das scheint 
ein so w,ichUges Vorhalben zu sein, daß diese 
Finamiernng auch siChler,gestellt sein muß. 

Präsident: Zusatzfmge. Bitte. 

Abgeordneter Huber: Herr Bundesminister 
für Finanzen! Ich nehme also auf Grund Ihrer 
Antwor.t an, daß eine Zigar,ettenpreiserhöhung 
im Gange und zu eI1Warten ist. 

Es kommt dazu, Herr Bundesminister, daß 
Sie auf die An'frage des KoUegen Sandmeier Wir können feststemen, daß unter der Regie-

geantwortet halben, daß d as Aufkommen an rung Kliei,sky die Zi'g,ar,ettenpreise 1 3mal höher 

Lohnsteuer enheblich besser sein wird, al,s Sie gesHegelIl sind als unter der OVP-Allein­

dem Voranschlag l2'Jugrunde gelegt haben. regierunlg.  

Daraus fo1gert, d aß natüIiHch ·auch die Ein- Ich erinne,ve an die letzte Zigarettenpreis­
nahmen tür den FamiHen1la'stenauSigleich ent- bezie'hungsweig,e 1ia:balkpreiserhöhung im 
sprechend besse,r s ein werden. Jahre 1 91 1 .  Ich habe mir damals erlaubt, einen 

Im V'ergangenen Jahr hat der Familien- EntsChließ:ungsantrag eiIllzubringen, damit 
lastenausgl,eich Uberschüsse in der Höhe von diese erhöhten M€ihreingänge für den Spitals-
1 ,5 MHLiarden Schifhling erzielt. Nun wäre es bau, zur Modernrsierung und zur Sanierung 

wohl mehr als IbH11g und recht gew·esen, diesen der SpitlalSlba:uten, also im wesentllich:en den 

Ub erschuß möglichst unverzüglich den Ländem und G emeinden, zur Verfügung ge­
Familien zuzu�ühren. Daraus hätte sich eine stellt werden. Dieser Antrag ,ist damals a'bge­

wesentlich deutlichere V,er.b esserung der Lei- lehnt wOl1den, und dtese Mittel, die ,Mehr­
stungen finanzi'eren liassen. einlgä'nge sind (letzten 'Endes in den all-

Es ergibt sich desthailib wiederum die Frage : gemeinen BudgettOipf eingebradlt worden. 

Wie lange woUen Sie die Mill\liardenreservea Ich gllaube, es ist eine unbestrittene Tat­
des Familienlastenaus.gleichs zurückJbaltten? sache, Herr Finanzminister, daß Sie bei j eder 
Muß das immer nur erst vor WaJhlen auf- Tari,f- und Geibü!hr,eneI1höihUIlig zusätzlich noch 
gewendet weTden, oder dann, w.enn die an der Mehrwertsteuer vel1dienen, und ich 
Familien auf diese VeI1besSle,rung der Lel- möchte Sie fast als istiUen TeilhaJber an all 
stunlgen a'ngew,i,esen sind? diesen Dingen hier titulier,en. 

Präsident: Herr M,iIüster ! Ich möchte keine sehr lange Frag,e stellen, 
Bundesminister ür. Androsch: Wenn dem so Herr FinanwministeT, a,ber mich würoe inter­

wäre, sehr geehrter Herr Abgeordneter, dann essieren : Welch,e EinnaJhmen erwarten Sie sich 
hätte es von 1 970 bis 1 913 nicht eine Er- letzten Endes aus dieser aiIlgezogenen Talbak-

107. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 107

www.parlament.gv.at



10408 Nationalrat XIII. GP - 107. Sitzung - 2 1 .  Mai 1974 

Huber 

preiserhöh'Ung einschließlich dler d·avon erziel­
ten Mehrwertsteuer? Und darüber hin'aus : 
Welchen Betrag werden Sie dem Sp italSibau 
let�ten Endes zu�ühren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Wenn ich die 
Ausgabenseli'te mit der der Rcegierung Klaus 
vergl,eichen darf, .so muß ich sagen, daß s,jch 
der Aufwand aus dem aUgemeinen Budget 
fÜl die Spitä'ller doch ungefähr verachtfacht hat. 
Er ist nämlich von 160 Millionen im JICl'hre 1 969 
auf 1 Milliarde in diesem Jlahr gestiegen, und 
das ist j edenf,alls mehr, als die Mehr­
einnahmen elirlschUeßlich einer anteiUgen Um­
satz'steuer - es g·ab damals noch das alte 
Sy:stem der Umsa:t.ZlSteuereinnahme - be­
tragen. 

Die Zi.garettenpreiseI1höhung auf das Jahr . 
bezogen würde 400 MiHionen T1aJbaksteuer und 
1 00 Mil1ionen Mehrwertsteuer bringen, zu­
sammen also 500 Millionen , wobei ja die 
Mehrwertsteuer zu 30 Proz'ent Länd'€!rn und 
Gemeinden - also Ihnen als BÜI1germeister 
zum Beispi1el auch - zufließt, und ich hoffe, 
daß Sie Ihren Teil auch den Spitälern zur Ver­
fügung stellen. Es hängt vom Zeitpunkt ab, 
wieviel d.6Js für das Rest jahr noch. briIlgen 
kann. Dieser Betrag soll den Spitälern zur 
Verfügung gestellt werden. 

Präsident : Eine weitere Fmge. Bitte. 

AJbgeordneter Huber: Herr Bundesminister I 
Ich kenne d.ie Misere ; ich hcub1e j a  an/läßlich 
der Beratung 'zum neuen Finamausyleich 
mein e MeinUllig gerade h.insichtlich der 
Spita'lserh'alter kundgetan. Wir kJennen ja die 
Materie . 

Sie halben· bei der Budgetrede zum Budget 
1 974 auch auf die 250 MtiHionen SdriUing 
hingewies en und dJarülber h.inaus auf etw a 
370 Millli'Onen - diese ZalhJl ist mir noch im 
Gedächt'nis -, die dann Igegeben werden, 
wenn die Auflbr.ingung auch sichergestellt ist. 
Sehr gut. 

Sie haben bereits einige Ma1e ·gesa'g t, daß 
die Mehrerträ'ge aus der Talbak- und 
Zi,garettensteuer '�ür dias Gesundheitswesen 
verwendet werden ; Sie haben es einganlgs 
erwähnt. An sich ist nichts dag,egen einzu­
wenden. Das ist auch immer unser BestreIben 
gewesen. RichHg , wenn man diesen Test, diese 
Raucherstudie, die j'etzt heI1ausgekommen ist, 
durChliest, muß illIan feststellen, daß es sinn­
voll ist, daß auch ein Gesundheitsschilling 
dazukommt. 

Ich möchte aber doch wissen, w.ieviel Sie 
dazugeben werden bezi ehungsweise was dem 
Spitals:bau dann letzten Endes aus diesen Mit­
teln zugute kommt. 

Präsident: Herr M1nLster. 

Bundesminister Dr. Androsch: Mit dem 
Kr'ankenanstattengesetz W'Urde der Abgangis­
d,edmngsbeitrag für odJie SpitalseI1halter erhöht. 
Dies er ist zunämst aus diesen noch nicht 
fließenden Mehreinnahmen zu 'bedecken. Der 
verbleibende Differenzrbetrag zu den Gesamt­
mehr·einnahmen soll zu den 250 Millionen 
SchiUing, die z,U'sätzl'ich im Budget 1 973 für 
investibiOlllSföroernde Maßnahmen im Spitals­
bau aufgewendet wUJiden, als zusätzliChe In­
vestitioIlJSförderung hinzukommen. 

Präsident: Anf:re.ge 10: Herr Abgeordneter 
Dr. Ke,imel (OVP) an den Herrn Finanz­
minister . 

1545/M 
Sind Sie bereit, angesidlts der enormen In­

flationsrate von der Zuleitung einer Regierungs­
vorlage zur Abänderung des Gebührengesetzes 
an den Nationalrat im heurigen Jahr Abstand 
zu nehmen? 

Präsident: Bitte, Hem Minister. 

Bundesmill1ister für Finanzen Dr. Androseh: 
Sehr geehrter Herr Abgeortdneter! Es ist ein 
j�ah.nelanger Wunsch der Wirtschaft und es 
ist eine zehn Jahre rulte Forderung des Rech­
nungshofes, in j edem Tätigkeitsbericht ent­
hallten, daß es zu einer Novellierung des G e­
bÜ'hrengesetzes kommt. ELnen ZusammeIlhang 
dieser Maßnahme, die im Entwurf eine ;be­
trächtliche VereinfachuDig vorsieht, etwa die 
Verminderung der 16 Tarilfiposten auf 6, mit 
der tnf1.ationsrate kann ich 'beim besten Willen 
nicht sehen. 

Präsident: Zu:satzfra'g€. Bitte. 

Abgeordneter Dr. KeimeI: Das G ebühren­
gesetz ist j a  ein anachronistisches Gesetzes­
werk. In einer Zeit höchster Steuerbelastungen 
hat der Staat einfach kein Recht mehr, für ganz 
bestimmte Leistungen ·auch noch übeflhöht,e 
Gebühren zu vedaJDJgen. Sie, Herr Firuanz­
minister , woHten aiber bei Ihrer - ich bilNge 
es Ihnen zu - sehr regen Phantasie , immer 
neue Abgabenquellen zu erschließen, mit der 
vorgel egten Novelle zum Gelbülhrengesetz 
offensichtlich keine Verwaltungsvereinfachung 
bringen. Es ergäbe sich für dj,e W,irtschaft 
und für die Finanzv.erwaltung eine ungeheure 
M'ehrbelastung an Verwaltung, allerdJing's ins­
besondere Milliarden an MehI'einIlahmen von 
Gebühren für den Fiskus. 

Ich fTalge Sde daher, Herr Minister: Werden 
Sie beziehungsweise sollten Sie, von dies·er 
Sicht gesehen, nicht Anweisung g.eben, Uber­
legungen aIIlZusteHen, das Gebührengesetz 
gänzLich aufzulassen und VIerbleibende beson­
dere Rechts.g,eschäftsgebühren in andere Ge­
setz·e einzubauen? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesmimster Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Ab geordneter ! Die Behauptung von den 
MHliarden MEfur,einnalhmen ist so unrichtig , 
daß nicht einmal das Geg·enteil der Behaup ­

tung zutreffend ist. Ich weiß auch, wie das 
berechnet wurde. Man hat s ämtI.iche Umsätze 
- ich ,gl aube, Sie halben das in Innslbruck 
über einen Computer berecbnen 'lassen -
der Kreditinstitute hergenomm,en - das sind 
2400 Milliarden Schilling - und hat dabei 
einen Prozentslabz angewendet. Alber leider, 
das muß ich jebzt vom Fi skalis chen sagen, ist 
das in keinster Weise durch das Gebüh..ren­
gesetz gedeckt; von Mehreinnahmen ist gar 
keine Rede. Es ist nicht einmal zutr'effend, 
wie behauptet wurde, d aß durch di,e Ein­
bezi'ehung der Kreditverträlg e  Uberschreitun­
g·en von G ehaUskonten, Prolorugierungen oder 
ähnliches in eine Gebührenpflicht kommen. 
Es geht da,rum, bei AufkomrnensneutraIität 
- das sind heute etwa 700 Miillionen Schilling 
Einn ahmen - eine größtmögliche Ver,ein­
fachung durchzufiilhren . AiHerdings auf 
700 Millionen Schilling EiIltIlahmen zu ver­
zichten, hieß,e das Defi'zit um diesen Betrag 
erlhöhen. Ich gJ auJbe, daß das alles andere 
aIs ein stahi!litätspolitischer Bei trlag wäre. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Keimei: Herr Minister !  
Auf die Fr,ag·e im ORF haben Si,e selbst 
erklärt, man würde prüf.en, welche Auswi.r­
kungen di,ese GesetzesnoVielile auf die Preise 
hat . Thr Berater Vranitziky h at erklärt, dieser 
Gesetzentwurf sei noch im Huß. Wieso Sie 
behaupten können, Sie Wlüßten nicht, woraus 
die Erhöhungen kämen, ist mir schileierhaft. 
Wir halben versucht, das zu enemnen. Sie 
haben ganz recht: Die EI1höhungen auf Grund 
einer solchen Novene konkr,et zu errechnen, 

ist schwer. Alber 'es gi:bt Fachleute, nicht nur 
in Innslbruck, sondern auch hier in Wien - Sie 
wjssen dias iaus Besprechungen -, die auch bis 
z'u - man kann es j1a schw·e r  errechnen -
9 Milliarden brutto gekommen sind. 

j,eder Bel astungsschuib w.ie der, der von 
dieser Nov,el,le ausg,eht, b irgt j edenfalls 
enorme PIIeisauftriebSitendenzen in s.ich. Alle 

schon gehört - weniger Kindengärten be­
deuten, �eine Spitäler, keine Schulen. kber 
allei.n aus der Schulbuchaiktion, nämlich aus 
einer besseren Form d er Sch,ullbuch'akUo:i1 
könnten Sie 500 Mi,uion en ersparen, das 
wären zehn Mittelschu'1,en. 

Her,r Minister! Gerade in dieser Phase der 
Teuerunlg - (Abg. Dr. T u  1 1: Reden können 
Sie morgen, heute müssen Sie fragen!) - sie 
kommt schon, Heu KolLege Tull - 'frage ich 
Sie: :Sind Sie Ibere.ilt, Herr IMinister, in dieser 
Situation der Teuerung ,  wo Sie Mi1liarden­
mehreinnalhmen auch 9'egenÜlber d.em Vor­

anschlag haJben - auch Ibei der Mehrwert­
steuer halben Sie 20 Proz e nt Mehreinnahmen 
g,egenülber  dem Voran schl a g im Ja'hre 1 973 
gehabt -, einen Ibefristeten Bel,astungsstopp 
zu veIifügen , als.Q weder neue Steuern und 
Gebühren e'inzufülhren n o ch bestehende zu 
erhÖlhen? 

Präsident: Herr Minist e r .  

Bundesminist'er Dr. Androscb: Mit d e m  Ge­
bühIlengesetz ist weder ,eine Neueinführung 
verbunden, weil es das GebühJ1engesetz seit 
-zig Jahren in Osterreich ,gibt, noch ist eine 
Erhöhung des Aufkommens vorgesehen . 

Bundesminislerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: Anfr,age 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dipl .-Vw. Josseck (FPO) an den Herrn Hundes­
minister für Handel, Gew erb e  und Industrie . 

1502/M 
Welcher Betrag wird in diesem Jahr im Rah­

men der Grenzlandförderung für das Mühlviertel 
zur Verfügung stehen? 
Präsident: BiUe, Herr Mini'st'er. 

Bundesminister tflÜr Handel , G ewer:be und 
In dustrie Dr. Staribacber:  Sehr 'geehrter Herr 
Abgeordneter! Es ist nicht Ibeab sichtigt , die 
Förderungsmaßnahmen nach Ge'bi1eten zu 

differ,enzieren. Es stehen alber selbstverständ­
.}ich für das Müh'lviertel die 'entsprechenden 
Beträlge im Rahmen der ERP- und der Zins­
zuschußaktion zur VerfÜlgung. 

Präsident: Zus,atzf:rag'e. Bjtte. 

anderen Inflationsquellen, nur nicht die im Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Her,r Bun­
eigenen Kreise, sind Ihnen offensichtlich be- desminister ! Ihre Antwort Ib efriedigt mich des­

kannt, Herr Ministe r !  Während Sie !Zum Bei- wegen 'keinesfalls, weil s i e  zu einer Aussen­

spi el die Handelsspannen von vornherein dung der "SOIZ]alistischen Korrespondenz" vom 
immer angreifen , denken Sie gar nicht daran, Apri1 :im Widerspruch st eht , wo die Bundes­
zum Beispiel  auch Ihre ei genen, nämlich die reg,ierung ganz ,de'Zidiert ,erklärt, welche Milttel 
überhöhte Mehrwertsteuer auf die hohen Roh- Si'E' speziell für die n i e d erösterreichischen 
stoffpreise 'aus dem Auslland zu senk'en. Wohl Grenzgeb iete ausschütten will . Ich ,g önne es 
(l,ber, Herr Minister, kennen wir die Phras,en, den Niederösterre'ichern, i ch ,frage SIe aber 
mit denen Sie d ann kommen und die stereo- noch einm all : W.as lbeaJbs ichtigt man h�er in 
typ l auten : Offentliche ArmUlt : weni ger Oberöst'erreich ,zu tun? Offensichtlich ist man 
Steuern würden also - wir haben das heute I desweg,en nicht gewHlt, hier auch so groß-
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Dipl.-Vw. Jossedl 

zügig vo-rzugehen, weH j etzt in OberöSlterreich Wir kommen zur Anfr,age 13 : Herr Aibge­

nicht - so w,ie in Niede.röst'erreich - WalMen ordnet er Dr. Stix (FPO) an den Herrn Bundes-

unmittelbar vor der Tür stehen. minister. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminrster Dr. Staribadler: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter ! Hier irren Sie inso­
fern, als die Ausspmchen der Bundesregierung 
mit den Vertretern Niederösterreichs vor 
etlichen Monaten, ja 1iast vor einem J ahr 
lbegonnen Ihalben und hei diesen Aussprachen 
nur ,f.estgehalten wurde, welche ,Mittel auch 
aus ·der Grenzlandförderung Ifür Niederöster­
reich zur Verfügung stehen. 

Es ist da'her eindeutig S.o, daß rur das ganze 
Grelllzgebiet die entsprechenden Mittel zw,eck­
gebunden delklariert wurden und daß es jetzt 
in j edem konkreten Fall Aufgabe sei'll wird, 
wenn die entsprechenden Unterlagen vor­
Hegen, den ZuscMag iZU enteilen. 

Präsident: Eine weitere Fllage. Bitte. 

.A:bgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Ich bleibe 
aber trotzdem Ibeli meiner ursprüngl1ichen 
Fr,age, Herr Bundesminister. Es müßte doch 
festzuhalten sein, wievJel hier dem oberöster­
reichischen Gre\I1ZIlaum zufl.ießen wird. 

Ich darf Sie f,ragen: Sind Sie bereit, hier 
auch KoolidinationSigespräche mit dem zlbstän­
dilgen F,inanzminister beziehungsw.eise Land­
wirtschaftsmimster zu führen, damit gerade 
in diesem oberö-sterreich:ischen Grenzraum 
auch die Nebenerwerbsbauern endlich frem­
denverkehrsreif werden können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
diesbezüglich 'ber-eu,s bei den damaligen Be­
spr,ecbung-en in OberÖlsterreich - Sie wissen, 
daß in diesem Gelbi'et vom Ha:ndels­
miIl!isterium -entsprechende Gespräche geJührt 
wunden - klar 'Ulnd deutlich Igesagt, wenn 
konkrete Anträge - natürlich lauch von den 
Nebenerwerbsbauern, sow,eit sie gewerbUche 
Täti'gkeiten a..usüben - vodieg,en, die .ich nicht 
finanzieren könnte, weil :bei mir Vor­
aussetzung ist, daß es sich 1ml einen Gewerbe­
betrieb handelt, werde ich natürldch dann mit 
den zuständigen anderen ReSisorts dieshezüg­
liche Besprechungen führen. 

Ich kann Ihnen daher v:ersdchern, Herr AJbge­
ordneter, daß tatsächHch auch .im oberöster­
reichisch-en Ria,um von seiten des Handels­
miDii!steriums die Beratungen dazu geführt 
haben, daß sehr konkrete Anträge gestellt 
wurden. Diese konkreten Anträge, soweit sie 
nicht s.chon pOSlitiv eI11edtgt wurden, weIlden 
derz-eit überprüft, und ich zweifle nicht, daß 
auch sie positiv erledigt werden. 

P räsident:  Anfrage 12 wurde rurückgezogen. 

1503/M 
Wie weit sind Ihre Pläne betreffend eine 

Neustrukturierung der Bürgesaktion bereits ge­
diehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminitster. 

Bundesmin!lster Dr. Staribacher: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Wi·e Sie wissen, 
VIersuche ich eine NeustrUikturie.rung der 
BURGES älhnl'ich der von mir eingeführten 
Komfor.bzimmeraktion. Ich 'habe eine dies­
bezügliche AI1beitsigemeinschaft jetzt aus den 
I'nt,eressenvertretufilgen und Vertretern des 
Finanzministeriums .gegründet und !hoffe, d aß 
ich 'sehr bald positive Vorsch1äge von dort 
erhalten werde. 

Präsident: Zus;atzfnage. Bitte . 

AbgeoI'dIlleter Dr. Stix: Da diese Frage 'ange­
sichts der sehr ang'esp:annten Situation auf 
dem Kreditsektor den Gewerbetreibenden, vor 
allem den mittelständischen Gewerbebetrie­
ben, unter den Nägeln brennt, bitte ich Sie, uns 
etwa einen Zeitpunkt zu nennen, his zu dem 
Sie glauben, daß diese Neuorientierung dru.rch­
geführt .sein wiIld. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Dazu lSehe 
ich mich leider ,außerstande, Herr Abgeord­
neter, denn wie Sie sich vorsteHen können, 
ist es ungeheuer schwer, diese Aktion so 
umzugestalten, um denselben Erfdlg zu er­
reichen wie -bei der Komfortzimmeraktion, die 
von allen Ibete'Higben Kreils,en als sehr positiv 
cha:PakteI1i$liert wurde. Ich halbe daher nur die 
Möglichkeit, danauf -einzuwirken, daß so 
schnell wie möglich die Al1beit fortschreitet. 
Ich kann aJber die ber.uhilgende Erklärung ab­
geben, daß ,in der Zwischenzeit kein einziger 
SchäUing verlorengeht, sondern Ibekianntlich 
mit dem jetzi1gen Sy,stern -aUe anstehenden 
Fälle, \di,e 'CllUS dem Jlahre 1970 und teilweise 
sogar V0l1- vOIlher stammen, aufgeal1be.itet 
weliden konnten unid Ida>her die gewerbliche 
Wi,rtschaft 'alle vorgesebenen MiUel auch tat­
s ächlich 'bekommen hat. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abg'eordneter Dr. Stix: Sehr geehrter Herr 
Minister ! Können Sie wenigstens a.bschätzen, 
ob diIese Umstru'kturjerung beziehungsweise 
Neuorientierung noch im laufenden J-ahr 1974 
Platz greifen wird oder db zu :befürcht-en steht, 
daß sich das in das Jaihr 1975 hinüberzieht? 

Präsident: Herr Minilster. 
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Bundesminilster Dr. Staribacher: Herr Ahge­

ordneter l Wenn ·es naCh mir ginge, würde ich 
es am :1iebsten morg-en machen. Ich ,habe .immer 
wieder in der BURGBS mit den entsprech enden 
Stellen Verhandlungen gefülhrt . Ich habe per­
sönlich die Interessenvertretungoen aufg·efor­
dert und mit ihnen Verhandlung'eu geführt. 
Aber ,bis j etzt war es nicht möglich, rein tech­
nisch eine Lösung zu finden, d.ie ein bef,rie­
digende s Ergebnis ,gebracht hätte. Ich kann 
daher wiIiklich niCht Slag,en , Ob sich heuer oder 
nächstes Jahr eine Lösung ia!bzeichnet. 

Vi eiHeiCht ist man 'üJb,eI1haupt nicht ,ims tande , 
zu einer 'z'WIeckmäß�i'g'en Lösung zu kommen. 
Dann IbeihaJlten w.ir selbstverständlich das 
jetzig'e System Ibei, das sich im PriIliZip j a  
b ewährt hat, nur 'Ver.hältnismäßig komplizie.rt 
ist und das, wie von lS·eiten der Unternehmer 
immer w.ieder IgeSiagt wird , v,ereinfacht w e rden 
soHte . 

'Mir sel1bst schwebt da eine ·Alk.tion ähnlich 
der K.omforbzimmeraktion vor. Wenn 'es ab er 
aus technischen ode.r anderen G�ünden nicht 
möglich ist, !bleilbt die j etzige Situation auf­
r-echt, und es werden aHe wie immer gearteten 
Mittel, die dalfür vorg,esehen sind, nichJt ver­
wendet , geschweige denn für etwas anderes 
verwendet werden. 

20 Groschen gest'iegen sind, wobei die Mehr­
wertsteue.r eine zusätmlicne Belastung !bringt. 

G rastrock.nungsan.lJagen gibt es vor 'allem im 
SHosp erI1gebiet, also im iBer-ggebiet . Die Ei­
weißfuttermittel !haiben sich s-OOr verteuert, 
daher ist hier gerade das Grasmehll ein sehr 
wertvol'ler Ausgleich . 

Würden Sie bitte diese Belastung vor allem 
für das Ber9'9e!bi.et, für das SilosperrgEfui et , bei 
Ihren nächsten Uberlegungen einkalkulieren ? 

Präsident: Herr MJn�ster. 

Bundesminister Dr. Staribacher: S e lbstver­
ständlich, Herr Ahgeordneter. Das ist auch in 
der v.ergangenheH schon geschehen. Wie Sie 
wisSlen, wurde ibei ,der Milchpreiserhöhung der 
SiloverzJchtszuschlag wesenHich erhöht. 

Da Sie miCh ,gefliagt haben, was -ich -auf dem 
Heizöl:sektor ver.anl,assen kann , möchte ich 
noCh .dar,auf hinweisen: Meine Anfragebeant­
wartung hat sich natürlich ,auf dieses Spezial­
gehi-et beschränkt . 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte.  

Abgeordneter Hagspiel: Herr Bundes­
minister! In der gleichen Situation s in d  auch 
die Gartenbaubetriebe. Wir müssen um 80 Mil­
l ionen Schilling Schnittblumen nach Osterre.ich 
eirufiühIien. In Deutschland und in der Schweiz 

Präsident: AnfraJge 1 4 :  Abgeordneter Hag- ist vor ,aUem 'awf diesem Gelbiet e in sehr 
spiel (OVP) an den Herrn Bundesminister.  statker W·ett1J.eweIib IZU verzeichn en , dem 

unsere G aDtenlbaUJbetrieibe kaum standha'lten 
1564/M können , wetl dort das 01 bedeutend billliger 

Was gedenken Sie, Herr Minister, zu unter- ist. 
nehmen, damit die von den gestiegenen Heiz­
ölpreisen so hart betroffenen Grastrocknungs­

Würden Sie in Zukunft, vielleicht .bei den 
nächsten Verhandlungen , diesen Betri'eben , so­
weit es in Ihre Kompetenz fählt, eine Erloeich­
terung ermöglichen? 

anlagen wieder wettbewerbsfähig werden? 

Präsident: Bitte , Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! W.i,e Sie w is sen , 
haben sich die Bundes innung und ganz !beson­
ders ich mich sehr bemüht , bei der Festsetzung 
der Heizölpreise dem geringstmöglichen Aus­
maß der Erhöhung zuzustimmen. Die gewerb­

liche Wirtschaft war j a  mit dieser Entscheidung 
nicht sehr einverstanden ; die OlwiIltsmaft hat 
aJber daIliIl 'l etzten Endes doch zugestimmt, 
sodaß iCh miCh außerstande s·e'he, j etzt wei tere 
Zus'agen zu machen. 

Präsident: Zl.lIsatzf:raJge . BiUe . 

.A!bg,eordneter Hagspiel: Herr Minister !  Es 
ist Ihnen s iCher bek'annt, in welch enormem 
Maß sich die Pr,eisstei:gerungen Ibei den Gras­
trocknungsanlagen auf die Rendite au s,wirken. 
Im Sommer 1 973 ko stete das MiUelöl, das 
meistens hei Grastrock.enanlagen verw e ndet 
wird, 9 1  Groschen, jetzt ·fiast das Zwei-einhalb­
fache , nämlich 2,40 S. Weiters müssen wir noch 
b erücks ichtigen , daß die Stromkosten um 

Präsident: Herr Mlinilster. 

Bundesmirui-ster Dr. Staribacher: Sehr ·ge­
ehrter Herr A:bg·eolidneter ! Das ihab-e ich auch 
schon in der Vergangeniheit Igetan. NatürliCh 
habe iCh diesbe�Ü!gliche BespreChurugen mit 
den Gartenlbaulbetrielben geführt, als wir die 
Olpreiserhöhung durclrführen mußt,en, die 
durch den Ro'hölpreisantpag der Minera'löl­
wirtschaft ausgellöst 'Wurde. Ich kann Ihnen 
versichern, daß wir :in Hinikunft so w i e  in der 
Vergangenlh-eit selbstverständlich auCh diese 
G esiChtspunkte, die ISie hier vorgebracht 
haben, berüCksichtigen werden . 

Präsident: Die Fragestunde ist b e errdet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Di'e seit der letzten Hauss'itzung 
eingelangten Anüa.gebeantwortung en wurden 
den Anfr,agestellern übermittelt. Diese An­
fra;gebeantwortungen wurden ·auch ve·rv,iel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteillt. 
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Präsident 

Ich ersuche nun den SchpHtführer, Herrn Bundes,gesetz, mit dem d as Präferenzzoll-
Abgeordneten Dipil .-Ing. Dr. Leitner, um die gesetz g,eändert wird (PräferenzzoHgesetz-
Verlesung des EinLaufes. nov,elle

.
1 974) ( 1 1 28 der Beilagen) ; 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Hohes Bundesgesetz über dJi'e V,eräußerurug und 
Haus ! Von der Bundesregierung .sind folgende Bela.stung von unbeweglichem Bundesv,er-
Regi'erungsvorlagen eingellangt : mö.gen ( 1 1 29 der BeHagen) ; 

Abkommen zw,ischen der RepubHk Oster­
reich und dem KÖThigreich der Nieder'lande 
über Sozi.ale Sicherheit samt Schlußprotokoll 
( 1 099 der Beilagen) ; 

Bundesge,setz, mit dem das Finanzstraf­
g,esetz und im Zusarrnmenhang damit das 
Mineralölsteuergesetz 1959, da,s Ga\söl-Steuer­
begünstigungsgeset'Z, das Tabaksteuerges,etz 
1 962, da,s Tabakmonopolg'esetz 1 968 und das 
Einkommensteuerges,etz 1 972 geändert werden 
(Finanzstrafgesetznovelle 1 974) ( 1 1 30 der Bei­
lag,en) ; 

Vertr,ag zw,ischen der Republik Ost'eneich 
und der Tschechos'lowakischen Sozialistischen 
Republik über das Verfahren zur Unter­
suchung von Vorfällen an der ,gemeinsamen 
Staatsgrenz.e ( 1 102 der Beilag,en) ; Bundesgesetz, mit dem da,s Agr.arbehörden­

gesetz 1 950 geändert wird (A'grarbehörden­
Notenwechs,el über d,ie Auß,erkraft·g.ef.<zung gesetznovelle 1 974) ( 1 1 3 1  der Beilag'en) ; 

des Notenwechsels zwis chen der Osterreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg vom 1 3. Novem­
ber 1 957, betreffend die Aufhebung des Paß­
zwanges zwischen Osterreich und Luxemburg, 
in der Fa,s,sullig der Zusatzabkommen vom 
20. Juni 1 959 und vom 8. Juli 1 960 ( 1 1 1 2 der 
Beilagen) ; 

:Bundesgesetz, mit dem das Schulz-eitg,esetz 
geändert wird ( 1 1 32 .der BeHagen) ; 

Bundesgesetz über eine Änderung des 
Bun.desge.setzes über techni'sche St.udienrich­
tungen ( 1 147 der BeNagen) ; 

Bundesgesetz über eine Änderung de.s Bun­
d,es'g·es,etzes über montanistische Studienrich­
tungen ( 1 1 48 der Beilagen) ; 

Bund,es'gesetz über eine Änderung des Bun­
.des,gesetz·es über Studi'enl'ichtungen der 
Bodenkultur (1 1 49 der Beilagen) ; 

Neunte Niederschrift (Pro ces- Verbal) betref­
fend die Verlängerung der Deklaration über 
den vor.läufigen Beitr,itt Tunes'i,ens zum Allge­
meinen Zol,l- und Handelosabkommen ( 1 1 1 3 der 
Beüagen) ; 

Bundesgesetz über eine Änderung des 
Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebühren- Bundesg,esetzes über geistesWlissenscbJaftliche 

gesetz geändert wird ( 1 1 1 8 der Beila,gen) ; und naturwitSsenschaftliche Stud'ienrichtungen 
( 1 150 d·er Beilag-en) . 

Bund esg es·etz, mit dem das Bundesges,etz 
über Ansprüche aus der Aiblei,stlllug fr.eiwilli­
ger W,aff.enübungen g'eändert w.ird ( 1 1 19 der 
Beilagen) i 

Bundesges·etz, mit dem das Preisregelungs­
ges'etz 1 957 geändert wüd ( 1 1 23 der B eilagen) i 

Präsident: Ich danke. - Ich werde die vom 
Schriftführer soeben als eingelangt bekannt­
gegebenen Regierungsvorlagen gemäß § 41 
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der näch­
sten Sitzung zuweisen. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
BUThdesgesetz, mit dem das Pr·eisbestim- folgt : 

mungsgesetz 1 972 ,geändert wird ( 1 1 24 der 
Be.ilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Zollgesetz 1 955, 
das Bundesg,esetz betreffend die Ubertragung 
der durch Sich'erheitsor'gane zu versehenden 
Grenzüberwachung und Grenzkontrolle auf 
Bedienstete der Zol,lämter und der Zollwache 
und das Grenzkontrollgesetz 1 969 g,eändert 
werden ( 1 1 25 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, lIDit dem Uberschreitungen 
der Ansätze des Bundesfinan�gesetzes 1 974 
genehmigt werden ( 1 .  BUdgetüberschr,eitungs­
g.esetz 1 974) ( 1 1 26 der Beil.a.gen) ; 

Bericht der Bundesregierung betreffend 
Elektronische Datenverarbeitung im Bundes­
bereich (Bedarfsprognose 1 973 bis 1 978) -
EDV-Bericht 1 973 (III-123 der Beilagen) und 

den vom Bundeskanzler vorgelegten Bericht 
des Verfassungs gerichtshofes über seine 
Tätigkeit im Jahre 1 973 (III - 1 35 der Beilagen) 

dem Verfassungsausschuß j 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über Haftungsübernahmen des Bundes im 
2. Halbjahr 1 973 (III- 1 3 1  der Beilagen) 

dem Finanz- und Budgetausschuß ; 

Bundesges'etz, mit dem das Pensionsg·esetz Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
1 965 geändert wird (5. Pensionsgesetz-Nov'elle) Angelegenheiten über die XXVIII. General­
( 1 127 der Beilagen) i versammlung der Vereinten Nationen (New 
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York, 1 8. September bis 1 8. Dezember 1973) 
(III-1 32 der Beilagen) 

dem Außenpolitischen Ausschuß ; 

Bericht des Bundesministers für Bauten und 
Technik zur Entschließung des Nationalrates 
vom 23. Oktober 1 968 betreffend Vorlage des 
Rechnung s abschlußberichtes des Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds zum 3 1 .  Dezember 1973 
(III- 1 33 der Beilagen) und 

Bericht  des Bundesministers für Bauten und 
Technik zur Entschließung des Nationalrates 
vom 23. Oktober 1 968 betreffend Vorlage des 
Rechnung s abschlußberichtes des Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds zum 3 1 .  Dezember 
1 973 (III- 1 34 der Beilagen) 

dem Bautenausschuß. 

Ergänzung und Neureihung der Tagesordnung 

Präsident: Im Einvernehmen mit den Par­
teien schlage ich vor, die heutige Tagesord­
nung um den Bericht des Justizausschusses 
über die Regierungsvorlage (1 1 06 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz über die gerichtliche 
Hinterlegung und Einreihung von Urkunden 
über Rechte an nichtverbücherten Liegen­
sd1aften und an Bauwerken (Urkundenhinter­
legungsgesetz) ( 1 1 45 der Beilagen) zu ergän­
zen und diesen als zweiten Punkt der Tages­
ordnung zu reihen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dieser 
Ergänzung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitz en zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Die Tagesordnung ist somit um den soeben 
angeführten Punkt ergänzt, der als zweiter 
Tagesordnungspunkt zur Verhandlung ge­
langt. 

Ferner ist mir der VorscMag zugekommen, 
die Debatte über die Punkte 6 bis einschließ­
lich 9 de

-
r ausgegebenen Tagesordnung -

durch die Ergänzung und Neureihung sind 
dies nun die Punkte 7 bis 10 - unter einern 
durchzuführen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben. sodann wird die Debatte über 
alle vier  Punkte gemeinsam abgeführt. Die 
Abstimmung erfolgt selbstverständlich - wie 
immer in solchen Fällen - getrennt. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist mir weiters der Vorschlag 
zugekommen, gemäß § 73 des Geschäftsord­
nungs gesetzes über die in der heutigen Sit­
zung eingebrachte Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Mock und Genossen an den Bundesmini­
ster für Verkehr betreffend politische Zwangs­
pensionierung der Vorstandsdirektoren der 
OBB Generaldirektor Dr. Karl Kalz und Hofrat 
Dr. Oskar Plätz eine Debatte abzuführen. Das 
bedeutet, diese Anfrage als dringlich zu be­
handeln. Da dieser Dringlichkeitsantrag von 
20 Abgeordneten unterstützt ist. ist ihm ohne 
weite res stattzugeben. 

Ich werde die Behandlung dieser dringlichen 
Anfrage an den Schluß der Sitzung. j edoch 
nicht über die fünfte Nachmittagsstunde hin­
aus verlegen. 

1. Punkt: Berimt des Bundeskanzlers; Bericbt 
des Bundesministers für Finanzen über die 

wirtscbaftliche Lage 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Bericht des 
Bundeskanzlers ; Bericht des Bundesministers 
für Finanzen über die wirtschaftliche Lage. 

Ich erteile zunächst dem Herrn Bundeskanz­
ler das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohe,s Haus ! In meinem Ber.icht an den 
Nati onalrat vom 24. Jänner dieses Jahres hahe 
ich ang'ekündi9t, daß die Bundesregi,emng zu 
einem späteren Zeitpunkt in einer zus annmen­
fass enden Dar·stellung Auf'schluß über ·die . 
VerwirkHchung des Regierung,sprogremms 
geb en wird. Ich erlaube mir nun. d,i€sen 
Ber.icht dem Nationalfiat in schrüfbl'icher Form 
vorzulegen. 

In Er,gänzung dazu erl.auhe ich mir, vor 
dem Hohen Hause einige Feststellungen zu 
machen : 

Nach dem ·sogenannten Werner-Plan der 
Europäischen Gemeinschaft sollte es zur 
schrittweils,en Schaffung einer W,irtschafts- und 
Währungsunion der Mitgliedsländer kommen. 
"in der sich der P,ersonen-, Güter-, Dienst­
lei s tung,s- und Kapitalverkehr fmi un.d ohne 
WettJbewerbsverzerrungen, aber auch ohne 
struktur·elle oder mgionale Ungleichg,eWlichte 
zu verursachen unter Bedingungen vollzdeht. 
die es den Wdrtschaftssll!bj€kten g,estJatten, 
ihre Tätigkeit auf Gemeinschafbsebene zu ent­
wickeln". 

Wird gegen diese vorgeschlagene Zusam­
menfas sung ein Einwand erhoben? - Das list 
nicht der  Fall. 

Di,ese Zone so11 ferner ein ",eigenständiger 
Die Dehatte über dj.e Punkte 7 his 10 der Währungsraum dm Rahmen des inter­

neugereihten Tagesordnung wird daher unter nationalen Sy,stems" sein, "der durch di,e vol1e 
einern abgeführt. und -ineverSlible KOiwerbierbarkeit der Wäh-

7 1 7  
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rungen, die Beseitigun.g der B andbreiten der 
Wechselkurse und di·e unwiderrufliche Fest­
setzung der Paritätsv,erhäHnrislSe - wE?l che un­
erläßliche Voraussetzungen für die Schaffung 
einer einheitlichen Währung ,slind - ge�enn­
zeidmet list und ,in dem e,in gemeinschaftliches 
Zentralbanksyst·em tätig i'st" . 

Diese Grundsätze sind ,in einer Ent,schUe­
ßung de·s Rates der Vertret·er der Regierungen 
der M'it'g,uedstaaten der GemeinschaJft vom 
22. März 1 97 1  enthalten, und als Ende der 
Verwirkldchung dieses PLanes ist der 3 1 .  De­
z emb er 1 980 vorgesehen. 

Die "Neue Zürcher Zeitung" kam unlängst 
zu dem Schluß, daß nach A'bla,uf eines DI1itte,ls 
dieses Zeitraumes die W'i rtschafts- und Wä'h­
rungrsunion "von ihl'er V,erwirkolidmng weiter 
entfernt .als Je" zu sein ·sch,eint. 

Erlauben Sie mir nun, die Situation, w,ie 
wiir s,ie gegenwärtig im demokratischen Europa 
vorfinden, in einigen groben Strichen darzu­
stellen: 

Italien, einer unserer wichtigsten Handels­
partner, hat sich vor k:urzer Zeit zu Import­
r,estriktionen und Devisenmaßnahmen ent­
s chlossen, die jedenfaHs mit den Grundsätzen 
der Gemeinschaoft nur schwer :in Einklang z.u 
br.ingen s'ind. 

Die vor einiger Zeit ·stattge.fundenen Neu­
wahlen {in Großbritannien haben die Frage 
der Mitgliedschaft dieses großen Landes bei 
der Europäischen Wirtschaftsg,emeinschaft auf,s 
neue aktualisiert. 

Frankrekh {gehört ,seit Anf.a,ng di,eses Jahres 
nicht mehr dem europäischen Währungsver­
band an. 

Auch in anderen Ländern gribt es wirtschaft­
Hche S chwlierigkie:iten. Die von den R eg,ioerun­
g,en b eabskhtigten Maßnahmen können in der 
Folge ,einer gewiss·en UnstabiMtät nur ,sehr 
schwer durchgesetzt werden. 

Trotz dies,er krisenhafben Tendenzoen in 
letzter Zeit hatben die wirtschaftl.ichen I,ntegr.a­
tionsbestrebungen dn Europa in der Vergan­
genheit bemerkens.werte Fortschritte aufzu­
weisen 'gehabt. Für den, der nicht zu extremem 
Pessimismus neigt, hat es den Anschein, als ob 
es sich im geg'enwärUgen Zeitpunkt nur um 
Remi'ss.ionen handeln würde, wodurch die 
Verwirklichung d es WeIn er-Planes nur tem­
porär a.ufgeschoben ist. 

Durch die am Sonntag erfalgte Wahl 
Gi,scard d'Esta'ing,s zum Präslidenten der 
Französi,schen Republik und durch die rasche 
Neubildung der deutschen Bundesr,egli'erung 
unter Bundeskanzler Helmut Schmidt sind 
j edenfalls wesentliche Voraussetzungen für 

neue Entscheidungen geschaffen worden. 
Las·sen Sie mich d·eshalb, Hohes Haus, heute 
der Hoffnung Ausdruck geben, daß nun große 
und ·erfolgver.sprechende Anstrengungen g,e­
macht w erd'en, um zu -einer UheDWindung der 
Schwächepeniode -in der 'europäischen Wrirt­
schafts'integration zu geI.ang·en, die auch für 
Osterreich - ob-g.leich nicht Mitglied der 
Europäischen G emeinschaften, ,aber dennoch in 
e.inem wirtschaftlichen Nathverhältnis 'Zu ,ihnen 
stehend - von großer Bedeutung :sind. 

Bei allem g,ebotenen Respekt vor den 
Regeln der Courtoisie im 'internationalen 
Leben ,scheint es mir dennoch notwendig, das 
Hohe Haus in wen'igen Sätz·en auf die Lage 
in verschiedenen Staaten hinzuwei,s·en. In 
einigen Ländern, die sich übriogens -in der 
Vergangenheit als Hort politischer Stabilität 
erwiesen haben, .sind 'gegenwärtig Minder­
heitsreg'ierungen am Ruder, zu deren Natur 
es gehört, daß ,i:hr p.arlamentar.isches Sch<ick,s.al 
ungewiß ist. Das führt dazu, daß s.i'e ,in ihrer 
innen- und außenpolitisch,en Aktivität nicht 
m'it Jener FesU,gkeit auftreten können, d'ie 
gerade gegenwärtig erforderHch wär,e. 

Auch in der Innenpollitik der Vere.i.nigt.en 
Staaten von Amerika - ich ,s age das, ohne 
d,aß wir die Situation dramatislieren woUen -
machen ·s'ich seH vielen Monat,en nicht z u  
übersehende TendenZien Ibemerkbar,  .die j eden­
falls die -Ung,ew,ißheit nähren. 

Der Krieg im Mittleren Osten, des,sen 
Erscheinungsformen sehr wechselnde sind, hat 
gerade tin der v.ergangenen Woche Aus­
wüchse von groß.er Grausamkeit g·ezeigt. Ich 
wi.t.l namens der <Bundesregi,erung d em Ent­
setzen über diese Art der Kf'i.eg·sführung Aus­
druck geben und an alle BeteiUgten den drin­
genden Appell richten, .in ;ihren mihtäI1isch'en 
und par.amiEtäriosch.en Aktionen das Leben von 
Kind ern zu schonen. (Beifall bei der SPO und 
bei Abgeordneten der OVP.) 

Es gibt begründete Hoffnung,  daß es nun 
auch auf den G olan-Höhen, das heißt lim 
isr.aelisch-SYl1ischen Frontahschnitt dieses 
Kr.i.eges, zur miHtär.i'schen Entflechtung kom­
men wird. Gelingen di·ese Bemühungen, so 
kommt hidür, ehenso wie für die ber,eits 
erfolgte Entflechtung im Bereich des Suez­
k,ana'ls ,  dem Staatss'ekretär der Vereinigten 
Staaten von Amerika, Henry KissinJger, das 
HauptverdienoSt zu. Er hat mit Obj ekNvität, 
beachtl.icher Klugheit, mit Beh arrlichkeit und 
G eduld di,ese Bemühungen durmgeführt, sodaß 
ihm hiefür der Dank aller friedliebenden 
Staaten gebührt. 

Gelingt nun die miI:itär:ische Entflechtung 
auch auf den Golan-Höhen, so bed eutet das, 
d'aß damit d'ie miloitärischen Kampfhandlungen 
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eingestellt werden, was ,alolerdings noch lang-e 
nicht - und davon konnten wJr uns dn zahl­
r-e'ichen G esprächen übef'Z'eugen - das Ende 
des KI'ieg'szustandes bedeutet. Die noch not­
wendigen Anstrengungen ,sind so groß , daß 
Mefür e�n Maß an Optimismus -erforderlich 
ist, da·s offenbar lim Augenblrick j edenfalls die 
K:enner der Situati on nur sehr schwer auf­
bringen k!önnen. 

Osterreich unterhält in dies-em Spannungs­
feld ein Kontingent der UN-Streitkräfte, und 
,schon anIäß.lich meiner Anwes enheit ,in 
Ägypten hat mir d er Kommandant der UNO­
Truppen , der finllli,sche General Ensio 
SiHa·svuo, die Mitteüung 'gemacht , daß für den 
Fall, daß ,auf den GoI,an-Höhen und in anderen 
g ebirgigen Gehi et-en UN-Truppen eingesetzt 
werden, österreichiscnen Soldaten diese Auf­
ga.be zugedacht ist. Ich h abe d iese Truppe be­
sucht und kann dem Hohen Haus miUeUen, 
daß d-ie Haltung und da·s Wirken der ös ter­
reichischen So'ltdoaten hervorra,gend sind 
und daß ,ihnen höch ste Anerkennung von allen 
Seiten zuteil wird. (Beifall bei der SPO sowie 
bei Abgeordneten der OVP und der FPO.) 
Ich möchte diese Gelegenhe it b enlÜtzen , um 
auch von hier aus den Angelhörigen des öster­
reichisdlen Kontingents der UN-Streitkräfte 
für 1hren Einslatz in diesem so kriti,schen Be­
reim der Weltpolitik namens der Bundesregie­
rung :aufrichtigst zu danken. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Mit Fassungslosigkeit empt.angen wir ,auch 
Nachrichten des Schrleckens aus Irland, und 
es i'st für uns all e unbegr,einim, daß Ange­
hör,i,ge eines Volkes, das einen so groß-en Bei­
trag zm Kultur Europas und der Vereinigten 
Staaten von Ame:niika geleistet hat ,  j etzt der­
maßen ·entzweit s'ind, daß si e ihre relig'iösen 
Geg-ensätze auf dies-e grauenvolle Wei,se aus­
tra-gen. Da offenba r hi'er pollitische Autorität 
wenig v'ermag, wird man ·sikh darum bemühen 
müs'sen, jene moralische Kraft jn noch stär­
kerem Maße zu mo'bi1;i.g'ieren, die hier allein 
und letzten Ende·s Macht über doi-e Menschen 
gew,innen kann. 

Anglesichts d'ieser prekären Lag,e ,in ver­
schi'edenen Teilen der Welt, d.ie eiine leidvolle 
Akzentuierung durch furchtbare Dünekata­
strophen und damit verbunden e Hungersnot 
in großen Teilen Afrika,s findet, hebt sich mit 
be,sonderer DeutLichk,eit der Umstand ab, daß 
d'ie Entspannungsp olibik in Europ'a j edenfaUs 
keine rückläufige Tendenz aufwei,st. 

Hohes Haus ! Der Kurs des Dol.lar,s b etrug 
gestern 1 7,63 S. Ich kann mich daran erinnern, 
daß er noch vor -drei Jahren bei 25 S lClJg. 
Aber nicht nur d er Dollar weist diese Schwäche 
auf, das-selbe gil t  für das Pf,und Sterling und 
die Lira . 

Auf di-e be.sonderen Aspekte der österreichi­
schen Währungsproblematik wlird der Finall'l­
minister in seinem Bericht noch ,eingehen. Ich 
j-edenfaHs w,HI mich heute darauf beschränken 
f.estzustellen, daß niemals vorher in der Ge­
schichte unsere r  Währung der-art günstige 
Austauschrelati onen bei gleichzeitiger Voll­
beschäfbigung aufzuweisen waren. (Beifall bei 
der SPO.) Gew<iß, in d en frühen dr-e:ißiger 
Jahren hat man für den österreichischen 
Schilling das Wort vom Alpenddllar Ig-eprägt, 
aber damals gab les zur gleichen Zeit mehr 
als eine halbe MiHion arbeitslose Oster­
reicherinnen und Osterreicher. 

Kennzeichnend für dd'e w.irtschaftliche Lage 
scheint uns auch der Umstand zu ·sein, daß 
d.ie RohstoffhauSis-e ,unv-ermindert andauert. 
Einige BeispieI,e da-für. Die Preise einiger für 
Osterreich besonders wichtiger Rohstoffe ent­
wickelten sich wlie folgt : 

Zunächst in Indices ausgedrückt : Moody's 
Ind,ex, USA 1 970 4 1 0,0, 1 974 7 1 1 ,9 ;  Reuter ',s 
Index, GB 1 970 560,0, 1 974 1 4 1 6,7. 

Nun eilliige d e r  w_ichtigst,en Rohstoffe : 

Erdöl 1 970 1 ,70 Dol,lar per Barrel, 1 974 
1 1 ,70 Dollar p e r  Bane! ; Wolle 96 P.ence j e  
Kilo 1 970, 266 Pence 1 974 ; Naturkautschuk 
18 Pence j e  KHo 1970, 51 Pence 1 974 ; Kupfer 

per 1000 kg 589 Pfund Sterling 1 970, 9 1 3  Pfund 

Sterling 1 974 ; Zinn 1 530 Pf.und St'er.Iing per 
Einheit, 2930 Pfund Sterling 1 974. 

Dats waren nur einige der wichtig-st.en Roh­
stoffe. 

In einfachen Worten ausgedrückt heißt das : 
Erdöl ist sechsmal teurer geworden als 1 970. 
Naturkaut-schuk und Wolle -dr,e,imal ' "  (Abg. 
G r a f: En tweder s timmt die Rechnung nicht, 
oder es stimmen Ihre vorherigen Zahlen nicht! 
Wenns' stimm t, ist es zehnmal teurer gewor­
den! - Gegenrufe bei der SPO. - Abg. 
G r a f: Natürlich! Entweder stimm t die Rech­
nung nicht oder die Zahlen!) Ich 'stelle die 
ent,sprechenden Zahlen d ann gerne dem Herrn 
Abgeordneten zur Verfügung, sof-ern 'er sJe 
nicht 'im kurzen Weg von der BundeswJrt­
schaftskamrner erhalten kann. (Abg. Doktor 
F i s  e h e  r: Es s timmt ohnehin, der Graf kann 
nicht rechnen!) 

Europa befindet sli ch ,in einer in seiner Das heißt also - noch e'inma l  - in €Iin­
Geschimte ·s-eltenen Situation : es ist immerhin fachen Worten ausgedrückt : Erdöl ist sechsmal 
frei von militärdschen Ause,inandersetzungen. teurer geworde n  -als 1 970, Naturkautschuk und 
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Wolle d�-eima,l , �upf,er und Zinn rund zwei�a� ' 1 schaftlichen Lage in Europa und in der Welt 
(NeuerlIche ZWIschenrufe. - Der P r  a s 1- muß es doCh als im höchst,en Maße erfreuLiCh 
d e n  i gibt das Glockenzeichen.) b etraChtet werden, daß .gim di'e österreimlische 

Auf Grund dies,er A,ngaben kann Jedermann, Wrirbschaft in ·einer ruhigen , stetigen Entwick.­

der skh um eine obj ektiV'e Beurteilung der lung befin det, wie dies der L eit'er des Wirt­

Situation bemüht, -ermessen, welches Ausmaß smaftsforschung-sinstitutes, Professor Seidl,  
allein d'ie innerha.lb von vi,er Jahren einge- bei einer der letzten wirtschiaftspoliUsmen 
tretene Rohstoffverteuerung gehabt hat . Aussprachen a1usdrück.llich fest'stellte. (Beifall 

bei der SPtJ.) 
Im v-ergangenen Herbst hat es im Bereich 

der Erdölwirtschaft eine Art Götterdämme­
rungsstimmul1ig gegeben, und di,e Zeitungen 
w.aren voll von p es.simistischen Prognosen 
über die Zukunft der Energ'i,eversor.gung der 
Welt. SiCherlim, es ist hömst'e Zeit, ·daß die 
Menschen lernen, mit ihren natürlichen 
Ressourcen SpaliSlaJID umzug'ehen, daß der Ver­
schwendung-swirtschaft ,allmäh.},icb ein Ende 
bereitet wird 'lmd daß wir uns auf dile ureigen­
sten Instinkte der Menschen seit der Zeit 
ihres Zusammenlebens, also von Anbeginn 
unserer Zivilisation an, wieder auf das be­
slinnen, was damals für sie ausschlag-gebend 
war , nämlich die Vorsollge für den TilJg, der 
kommt. 

Ich erlaube mir der persönlichen Auffas,sung 
Ausdruck zu V'erleihen, daß ,alle düsteren 
Prognos.en über das Versiegen der Erdölvor­
räte j edenfalls pr'ei,spol,iHsme Spekulationen 
a l a longue nicht rechtfertig,en, denn immer 
wieder werden neue Erdölvorkommen ent­
d eckt, und ,s}j'e werden in T,eilen der WeH 
entdeckt, von denen vor eJnriger Zeit noch 
niemand ahnte , welch gigantische Vorräte dort 
lag ern . In den letzten Monaten ·erst ist einer 
staunenden Welt bewußt ,g-eworden , daß ein 
kleines Land !im Norden Europa,s 'sich nicht 
nur a'uf ,dem Weg zur Selbstversor,gung be­
findet, sondern auCh in der La-ge sein wird, 
in ganz kurzer Zeit w.ahrscheiniliCh mindestens 
den europ ä;i,schen Norden , der ein großer Erd­
ölkonsument ist, mitzuversor,gen . 

Die Preishaus·s'e, wir sa'gten es 'schon, für 
Rohstoffe und Halbfabrikate rist eine der 
wesenUichen Voraussetzungen der letzten 
Phase der Pre.issteigerungen. Die Pre'i,sent­
wicklung 'in Osteneich ist dementsprechend 
unerfreulich, und dennoCh , während es dm ver­
gangenen J ahr <in den europäi'smen Industrte­
staaten durchschnittl.im eine Preissteigerungs­
rate von 8,7 Prozent gegeben hat, lag s,ie <in 
Osteneich bei 7 ,6 Prozent. Osterreich lag an 
drittletzter SteUe , hinter B elgien und der 
Bundesrepublik Deutschland. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Das Verdienst des Handels von 
Osterreich! - Zustimmung bei der tJVP. -
Heiterkeit bei der SPO.) 

Dieser trotzdem unerfreulime Umstand darf 
uns aber ,einen anderen nicht übersehen 
lassen: Anges.ichts der politischen und wlirt-

Ich möchte bei dieser Gelegenheit hetonen, 
daß kh nun zum dr:itten Mal'e bereits eLne 
größere Zahl von gelehrten Nationalökono­
men, die frei von JegUmen Bindungen ,an 
Interessenor.garrisationen sind, zu v.ielstündi­
gen Besprechungen 2:usammengeruf.en habe, 
um lihre Gesoicht,spunkte zur StabilitätspoI.itik 
kennenzulernen. Es wär'e mir ein Vergnügen 
gewesen, Herrn ProfeSosor Koren .gleiChfatlls 
unter diesen gelehrten Herren begrüßen zu 
können. Ich konnte mir ;aber vorstellen, daß 
er durch die Teilnahme an ,einem .solchen 
Krei-s ;in seiner vollen pollitischen EntfaHung 
gehemmt worden wär-e. (Abg. F a c h 1 e u i­
n e  r: Was soll er zu Unbelehrbaren sagen?) 

Letzten Freitag hat das Stati-stiosche Zentr,al­
amt "erstmalig und in .alleiniger Verantwor­
tung", wie dessen Leiter mitteilt, der Offent­
liChkeit e ine detaiIl:ierte B ereChnung des öst,er­
reicMschen Volkseinkommens für die Jahre 
1 970, 1971  und 1 972 .sow,i'e eine vorläufige 
Schätzung für das Jahr 1 973 vor,gelegt. Das 
Bruttonationalprodukt Osterreichs wuchs 
ebenso wie in den Vorj ahr,en auch 1 972 ,stärk,er 
als das aller übrigen Industrien ationen der 
W,elt mit Ausnahme J apans .  (Beifall bei der 
SPtJ.) 1 973 wurde allerdings nur nom eine 
durchschnittliche Wachstumsr.ate erzielt, wei,l 
die V/eltwirbschaft hektisch expandti erte und 
vorübergehende Einflüsse, wi,e die Vor�ie­
hung.s,effekte wegen der M,ehrwertsteuer und 
der EG-Vertrag , das J ahres ertgebnis verzerr­
ten . 

Die konjunkturelle  Dynamik hat j eden�alls 
bisher kaum nachgelassen. 1 972 stieg das 
Bruttonationalprodukt zu laufenden Preisen 
um 1 5  Prozent auf 475 MiUiarden Sdül'ling 
und 1 973 um weiter-e 15 Proz,ent auf 546 Mil­
liarden SchilLing. Die Wirtschaft wuchs um 
7 , 1  1 972 und 5,5 Prozent 1 973. Diese leichte 
AbschwäChung ist unecht, weil wegen der 
Einführung der Mehrwertsteuer zahlreiChe 
wirtschaftliche Di,spositionen, w.ie B auauf­
träge , Industr.i-eaufträg'e , Export'e , Autokäufe 
und 'so weiter noch in das Jahr 1 972 vorv-er­
lag,ert wurden . 

Di·e Produktivität stieg 1 972 mit 6,5 Prozent 
und 1 973 mit 4,1  Prozent . Das Sozialprodukt 
je Einwohner erreichte 1 972 63. 1 00 S und 1 973 
72.300 S. (Beifall bei Abgeordneten der SPO.) 
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Damit hat sich Osterreich dem EG-Durchsdmitt 
weitgehend ang'enähert. Was da,s Wach·stum 
des Sozi alproduktes betrifft, liegt Osterreich 
an der Spitze aller europäis chen Industrie­
nationen. (Beifall bei der Spö.) Motor der 
W1irtschaftsexp ansion war vor .al,lem die Sach­
güterproduktion . Uberdurchschnittlich expan­
dierten die Bauwirtschaft rund di'e Energä·e­
wirtschaft. Die Land- rund Forstwlirtschaft und 
alLe tertiär·en Ber·eiche, w.ie Dioenstleistungen, 
wudl-sen unterdurchsdmittHch . 

wirkHchung zugeführt werden (Rufe: Da schau 
hel! - Ruf bei der SPO: Großartig!), der auf 
Grund von völkerrechtlich verhindlichen Zu­
sag,en der Regi·erung Klaus aus d em Jahre 
1967 unv·ermeidLich ist. (Ruf bei der avp: 
TeJephongebühlen!) Für das an sich so not­
wendige österreicbJi'sche Konferenzz-entrum 
wird eine Lösung nach neuen Gesichtspunkten 
erarbeHet, für welch.e maxiJmale Wirtsch.aft­
lichk'eit und minimale Belastung des Staats­
haushaltes Rtic.htlinie sein werden. 

Das Volklseinkommen erhöhte sich 1 972 Im Rahmen der Stabili tätspolä1Jik der Bun-
nominell um 1 4,5 Prozent auf 354 MillilJi arden d esregierung wird ,es notwendig sein, in 
Schilling und 1973 um weitere 1 7  Prozent stärkerem Maße alls bi sher Informationen zu 
auf 4 1 3  Milliarden SchiHing. bekommen, welche Prei<Sveränderung·en ein-

Der DurchschniUslohn ' j e  Arbeitnehmer treten von der Produktion bi,s zum Konsu-
menten. brutto , ohne Soziallohn , nicht eingerechnet 

die soz.ialen Transf.er.leistunglen, stieg 1 972 
um 1 1  Prozent auf 6725 S und 1 973 um weitere 
1 2 ,4 Prozent a.uf 7560 S .  Die Lohnsteigerungen 
Hegen &eit 1 97 1  ständ1ig üb er der 10-Prozent­
G renz·e. Die Realbezüge stiegen 1 972 iUm 
4,8 Prozent und 1973 um 5 ,7 Proz,ent. 

Der öff.entliche Konsum wuchs in den bei den 
letzten Jahren überdurchs chnittlich., weil 
Schulbuchaktion und Schülerfreif.ahrten nun­
mehr ausschließlich über d en öffentlichen 
Haushalt finanZiiert wer·d·en . 

Der Volk<swirtschafter Dr. Anton Kausei 
kommt in einem Aufsatz, dem -er -den Titel 
"Vom Geheimnis der relativen Unverwund­
barkeit des Schi1'1ing's " gib t ,  vor wenigen 
Wochen zu folgen.dem Schluß - <ich zäHere 
ihn wörtlich -: 

"Das hart er,arbeitete, soldde Fundament der 
heimischen Wlirt·sch..aft kann durch weltwirt­
schaftliche Einflüsse nur noch ,sch.wler er­
schüttert werden. Der iin di·es·en Jahren ange­
sammelte Prod.uktivHätspolster i'st so dick, daß 
der .im allgemeinen ·schmale Pfad zwi,schen 
Stahilität und VoUheschäfbigung in Osterreich 
eine breite Straße ist ." 

Hohes Haus ! Di,e Bundesre.gi,erung wird 'in 
ihren wirtschatHichen und stahiHtätsp oHti­
schen M.aßnahmen weiterhin größt'e Anstren­
gung·en unternehmen, um unter Beibehaltung 
der Vollb eschäftigung die Prei1sentwicklung dn 
Osterre<ich '50 weit zu dämpfen, damit er­
r·e.icht wird, daß Osterr€lich nach wLe vor 'im 
Jahre·sdurchsch.nitt im Unterf,eld Meibt. Dabei 
wird der Ausgabenpollitik des Staates beson­
dere Be.deutung b eig'€Imessen werden. 

Die Bundesregj erung wird nicht verfehlen, 
im Zusammenhan.g mit dem Konzept für die 
nächste Pha'se in der Stabilität,spoUtik eine 
Reihe besonderer Sparmaßnahmen ins Auge 
zu fassen. Zum Beispü·el ,sol l i!ffi Hinblick lauf 
die UNO-City vorer,st nur Jener Teil der Ver-

Nur so wüd man in der Lage sein, un­
motivierte Preissteigerungen zu verhindern . 
Di,e Paritätische Kommission hat s'ich in der 
V,er.gangenheit hervorra;gend bewährt. Wir 
gl a.ub en aber, daß manchma:l die Handels­

spannen in einer W·eise kalkuliert werden 
(Ruf des Abg. Dr. M u s  s i J), die durch. die 
an sich ,sehr verdienstvo l l e  Tätitgkeit des 
Zwischenhandels dennoch nicht ;gerecht­
fertigt ·er·scheint. (Zustimmung bei der SPtJ. -
Abg. Dr. K e i m e  1: Die Mehrwertsteuer . . . I) 
o.i,e guten Erfahrungen, d i e  im Zusammenhang 
mit der Mehrwertsteuer gemacht wurden, wer­
den .auch bei Bekämpfung des PreisauftI"iebs 
genützt weJ1den müssen. (Ruf des Abg. Z e i l­
I i  n g e l.) Und ich wlill 'schon heute an das 
Hohe Haus den Appell richten, der Bundes­
regierung die hiefür notwend1gen Instrumente 
zur Verfügung �u steHen. (Beifall bei der 
SPO. - Ruf bei der OVP: Gebühren und 
Tarife!) 

Die Bundesreg.ierung wird Jedenfans in den 
näch:sten Tag·en sehr genau zu prüfen haben, 
inw,ieweit dlie durch die ,e ingetretenen Ver­
änderungen der WechSleIkurse .ausg.elösten 
Preisreduktionen , Herr Generalsekr·etär Dok­
tor Mussil, sO fa/sch als möglich weiterge­
geben werden können. (Beifall bei der SPO 
und Ruf: SehI gutf) Und .ich richte ,schon heute 
einen Appell .an die ·in B etracht kommenden 
Wirtsch.aftskrei5e, von ,sich aus derartige 
�chritte als Zeichen ihr·es guten Willens ein­
zuleiten. (Neuerlicher Beifall bei der SPO. -
Ruf des Abg. DI. K e i  m e J.) 

Die starke .internationale Verflechtung dm 
Bereich der Wlirtschaft, !in vielen Bereichen 
des staatlichen Lebens hat, so ·erfreulich si e 
an slich Ij,st, dazu geführt, daß die Zahl der 
Di'enstr'eisen seit Jahren sehr hoch .liegt . Die 
Bundesr.eg�erung w.ird ihre Anstrengungen 
vergrößern, um diese Di,enstreisen auf jenes 
Maß zu reduzieren, das unerläßHch ist. 
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Was die Repräsentationskosten betrifft, 'so 
möcht.e ich dem Hohen Haus'e nicht vorent­
halten, daß z.um Beispiel neue in Wien 'statt­
findende internationa'le Konfer,enz,en einer 
Reg,ierung unabweishare Verpflichtungen auf­
erlegen, denen ·sie sich ganz einfach nicht 
entzJehen kann. 

Ich erinnere dar,an, daß es während oer 
letzten Jahre die SALT-Konferenz,en dn W'i,en 
gegeben hat, daß zum Beispiel zwei große 
Empfänge für di'e ,internationa'le Handels­

klammer in Wien gegeben -wurden, edn Ereig­
nis, das skh nur einmal in 20 J ahren dn 
Osterreich abspielt (Abg. P e t  e r : Deswegen 
brauchen Sie sich doch nicht zu rechtfertigen!), 
daß ge,genwärtig di-e MBFR ,stattfinden und 
daß Staatsbesuche , die ·schon von früheren 
Regierung,en eingeleitet wurden, durchg·eführt 
werden müssen. Trotzdem b elasten di,e ge­
samten Repräsentationskosten des Bundes­
kian2'Jlewmtes im letzten Jahr die österreichi­
sche Bevölkerung pro Kopf nur mit 66 Gro­
schen. (Abg. Dr. K o r  e n: Kreisky-Groschen! 
- Abg. P e t e I: Empfänge hat der Klaus auch 
gegeben! Deswegen braucht man doch nicht 
eine Regierungserklärung abzugeben! - Hei­
terkei t,) 

Schließlich möchte ,ich dem Hohen Hause 
auch berkhten, daß di,e Bundesregierung in 
Ausführung der Entschließung des National­

rates vom 29. 1 1 . 1 973 ihre Anstrengungen 
in den Bemichen der Gesundheüs-, G eburten­

und Famili enpolitik noch ver,stär.kt hat. 1 974 
werden schätzungsweise folgende Ausgaben 
für f.amHienpolitische Zwecke 'erwachsen:  

Der Familienlasten ausgleichsfonds wird ,im 
heur igen J ahr Ausg.a:ben in der präLiminierten 
Größenordnung von 1 2 ,5 Milli.arden SchilHng 
b estr·eiten. 

Di:e Aus9aben fiür das Karell!�urlaubsgeld aus 
den Mitteln der Arbeitslosenvefiskherung 
werden unter Berücksichtigung der zum 
1 .  April in Kfiaft .getretenen Verbesserung eine 
dreiviertel MiLJi.arde betr.a·gen . {Ruf des Abg. 
M e  1 t e I.) An Förderungsmitteln für Fami­
lienberatung,ssteUen und für Familienorgani­
sationen beziehungsweise an Ausg.aben für 
die W·erbung für FamiHenplanung 'stehen ins­
gesamt rund 12 MilLionen SchiUing zur Ver­
fügung. 

Zu diesen Ausgabenpos iNonen kommt der 
Einnahmeverzicht des Staates au� der Begün­
stigung für die Kinder nach dem Einkommen­
steuergesetz, den das Bunrdesministeril1TI1 für 
Finanzen mit 6,6 MilLiarden SchiHing beziffert. 
Damit steht also insgesamt ein Betr,ag von 
1 9,9 Milliarden SchHHng für Zwecke zur Ver-

fügung, die unmittelbar der Famili-enpoHtik 
zuzuordnen sind (Abg. P e t e I: Die aber 
falsch eingesetzt sind!), wobei ,in diesem Be­
trag die Aufwendungen für d,joe Mutterschafts­
leistungen der Sozialversicherung, für mitver­
sicherte Familienangehörige und ähnliches 
noch nicht enthalten sind. 

Die G eb urt'e nb eihiHe von gegenwärtig 
4000 S soll alb 1 .  Jänner 1 975 .auf 1 6.000 S 
'erhöht werden, wobei .S1ich nach genauer 
Prüfung ,schon heute z ei,gt, daß dies,er Betrag 
nicht auf einma,l ausbezahlt werden s oll (Abg. 
P e t  e r: Wie soll er ausbezahlt werden?) ; bei 
Prüfung aller gesundheit,spoliUschen Aspekte 
sollte eine Aus,zahlung wenigstens in zwei 
TeiLen erfolgen. (Beifall bei deI SPO.) 

Angesichts dieser großen Fortschritte im Be­
reich der Famil i·enpolitik möchte ich, was die 
Bekämpfung der Armut in unserem Lande 
betrifft, allein auf eine Zahl verwe,isen : Der 
Beitra,g des Bundes zu den Ausgleichszulag,en 
betrug ,in den vier Budget j ahren von 1 967 
bis 1 970 rund 6 Milliarden Schilling, während 
er jn den Budgets 1 97 1  bis 1 974 rund 1 2,5 Mi,l­
Harden Sch,illing beträgt ; da·s heißt, er hat 
sich mehr als verdoppeiJt. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. DI. B I  e n k: Die Inflation hat 
sich verdIeifachtl) 

Für di,e rel'ativ Ärmsten ,in unserem Lande, 
also die rund 360.000 Ausgl,eichszula<gen­
empfänger, gab -es wesentliche Verbesserun­
gien. Der Ausgleichszulagenr.icht,satz betrug 
1 966 979 S, zum 1 .  7.  1 970 1 333 S und zum 
1 .  7. 1 974 wüd er 2060 S betragen , das i,st 
eine Steigerung gegenüber 1 970 von 54,5 Pro­
zent. 

Von den Einkommensverbess erungen in 
den letzten Jahr,en waren älter,e Mitbürger 
nicht ausgeschlossen, sondern n.ahmen ,an der 
Wohlstandsentwickll1ng teil. So betrug der 
Bundesbeitrag für Pensionen in den Jahren 
1 966 bis 1 969 24,4 MilLiarden SchilUng , hin­
gegen im Zeitraum 1 970 bi,s 1 974 46 Milliarden 
Schilling. 

Di'e Aufwendungen für GesundheitspoHtik 
konnten ,in der lauf-enden Ges'etzgebungs ­

periode beträchtlich erhöht werd·en. 

An Aufwendungen nach dem Kranken­
anstaltengesetz wurden 1 970 vom Bund 
1 95 Millionen Schilling bestritten. 1m .laufen­
den Budget ist dieser Betrag auf 387 Mil­
ldonen Schilling gestiegen , wozu noch lnve­
stitionsförderungsmaßn ahmen für die Kran­
kenanstalten von 250 Millionen Schilling 
kommen und in der Sta:bilJisierungsquote dar­
über hinaus 400 Mi,IHonen S chilling für 
Zweck..e der Krankenan,stalten enthalten sind, 
wom it folgLich iim heuriglen Jahr Mittel von 
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rund 1 Milliarde SchilLing für Zwecke der 
Kr.ankenanstalten ün Budget enthalten s ein 
werden g egenüber nicht einmal 200 Millionen 
SchiHing ,im Jahr 1970! (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Ich habe ganz bewußt nur 
wenige Bereiche aus der TätJigkeit der Bundes­

regierung her.ausgegr,iff,en, und der Ihnen vor­
Hegende schriftldche Bericht enthält eine um­
fassende Darstellung, wie im schon ,s agte, 
über das Maß an Erfüllung, das die beid-eu 
Reg ierungs erklärung.en vom 27. Apr.il 1 970 
und vom 5. November 1 97 1  bereits g'efunden 
haben. 

Zum Schluß möchte <ich dom mit aller ge­
botenen DeuHichkeit darauf verwei,s en , daß 
Osterrekh heute nicht nur friedliche Grenzen 
hat, daß Osterreich zu ialledem Cilum 'ein Land 
des sozialen Friedens ist. Dies ist nicht zu­
letzt die Folge der ,guten und engen Zu­
sammenarbeit zwischen der Reg,ierung und 
den Soz.ialpartnern. Dies er Umstand kann 
nicht nur mit der Natur unseres Volkes ,er­
klärt werden, denn in den dr'eiß,iger Jahren 
hatten wir h arte poNtische und sozial,e Aus­
e inandersetzungen, die in ihrer Schärfe ähn­
lich denen waren, die es heute in manchen 
Länd ern Europas noch immer gibt . 

Der soziale Friede eänes Landes ·ist sozu­
sa,gen eine Funktion seiner gesellsch,aftI.i chen 
Verhältniss·e .  Er liegt 'in ihnen begründet. 
Gewiß, die eng'e Zusammenarbeit - kh 
wi edel1hole es noch einmal - zwilschen Regie ­

rung !Und den Sozda'lpartnern gehört zur Praxis 
des sozialen Friedens, ist die Methode,  ihn 
herbeizuführen, ihn zu -sichern , ,aher es }{iönnte 
dieses Maß an Zusammenwirk,en gar n icht 
geben, wenn nicht hiefür die materiellen Vor­
aussetzungen durch die Wirtschaftspolitik und 
Sozialpolitik im b esonderen, durch die Ges ell­
schaft,spol itik im allg'emeinen -geschaff.en wer­
den. (Beifall bei der SPO.) 

Osteneich gehört aber auch zu den ,ganz 
wenigen Ländern, denen die hart'en Ausein­
andersetz.ung,en über seine ges,eHschaftiJiche 
Entwicklung , die ,soich vor allem .in heftig-en 
Formen zwischen den Generationen in man­

ch en Ländern abspi,elen, erspart 'geblieben 
sind. Die B undesregierung w.ar immer b ereit, 
mit Vertretern der jungen G eneration aller 
Richtung,en zu reden, und sie hat 'es in ,eU 
sogenannten Jugendkonfrontationen auch be­
wiesen. Di e Di,skuss ionen sind ohn e  Ze it­

begrenzung und freimütig durchgeführt wor­
den, und einige ,sehr wichtige Tei le des 
Reg.ierungsprogramms konnten -so mit den 
Vertretern der jungen Generation vorbereHet 
werden (Beifall bei der SPO), so die a dmini­
strative Neuordnung und 'inhaltHche Reform 
der EntwicldungshiHe , .das Entwicklungshelfer-

gesetz , die Mitwirkung der Jugend ,an der 
G estaltung des NatioruaMeiertages , die Reform 
der Berufsaushildung und in besond ers ein­
gehender Wei-se da,s Alternativd.i-enstgesetz 
(Abg. Dr. G r u b e I: Das heißt Zivildienst­
gesetz!), das j et'zt unter dem Nam en Zivtl­
dienstgesetz beschlossen wurde . 

Die Bundesreg'ierung hat zum ersten Mal 
einen namhaften Betrag für die Betreuung 
der älteren Bürg-er und Bürgerinnen -einge­

setzt, und be i ,aller Notwendigkeit , eine 
r:es triktive Ausgabenpolitik zu ,betreiben, wird 
die Bundesregierurug auch in Zukunft wieder 
Mittel für d.i ese Zwecke zur Verfügung 'SteHen, 
denn sie will vor aHem vermeiden , d aß Fl1auen 
und Männer, .die nach e.inem Leben recht­
schaffenen Wirkens ,aus dem Arbei tsprozeß 
ausscheiden, das Gefühl bekommen, an den 
Rand des gesellschaftlichen Lebens gerückt zu 

sein . (Beifall bei der SPO.) Ebensowenig wie 
die Gesellschaft auf den Neuerungswillen und 
die Freude am Umgestalten der Jungen ver­
zichten will, kann sie die Erfahrung und den 
Rat der Älteren entbehren. 

In dem dem Hause vor.l,iegenden Budget­
überschre.itungs'gesetz sind zusätzHch e  Mittel 
tür die Landwrlrtschaft in d-er Höhe von fiast 
600 Millionen Schilling vorgesehen . Es 'ist das 
ein B eweis mehr, wie sehr sich di e Bundes­
regierung bemüht, .im Rahmen des Mö glichen 
der Bedeutung der Landwirtschaft für die ,ge­
samte Volkswirtsch aft zu entsprechen . (Beifall 
bei der SPO.) Fragen der Landwirtschaft sind 
heute ,längst nicht mehr Fragen agr a rpoliti­
scher Art allein. Si'e gehören in Osterreich 
vor all em zu den vord ringLi chsten Fragen der 
Regionalpolätik , des Landschaftsschutzes und 
damit de,s Umweltschutzes, des Fremdenver­
kehrs . Eine Fülle von neuen Problemen bringt 
auch der Umstand mit s.jch, daß wir ,in Oster­
reich schätzungsweise 1 4 1 .000 Nebenerwerbs­
bauern haben. All diesen Problemen beson­
deres Augenmerk zu schenk,en, ·sch'eint mir 
wichtig zu sein. 

Hohes Haus ! Ich habe meinen Bericht be­
gonnen mit der Darl egung einer in jeder Hin­
sicht wenlig erfreulichen W-eltlage. Sie ,i,st 
gekennzeichnet durch mangelnde politisChe 
Stabihtät und das Geruhl der Uns.icherheit 
in vielen Bereichen iUnseres wirtschaftlichen 
und politischen Lebens. Lassen Sie mich diesen 
Ber.icht abschließen mit der Feststellung, daß 
es di,e vordringlich e Sorg,e der Bun desregje­
rung i,st, durch di,e von ihr ;geführte Politik 
der Bevölkerung, den Osterreicherinnen und 
Osterreichern ein möglichst hohes Maß an 
Sicherheit zu b ieten, um �hnen so eine gute 
Zukunft zu gewährleisten . (Anhaltender Bei­
fall bei deI SPO.) 
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Präsident: Ich erteile nun dem Herrn Bun- Dazu einige wichtige Kennzahlen und 
desminister für Finanzen das Wort. Bitte, Herr Fakt,en : 
Minister. 

Das reale Wirtschaftsw.amstum erreichte im 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 

Jahr 1 973 einen Wert von 5,5 Prozent . Im 
Hohes Haus ! In der Zeitspanne eines knappen Durchschnitt der Jahre 1 970 bis 1 973 erzielte 
Jahr,es, die seit dem letzten BeriCht der 
Bundesregierung zur wirtschaftlichen Lage -an 
das Hohe Haus verstr,ichen ist, sind welt­
poHtiosche und weltwirtschaftHche Entwlicklun­
gen eingetreten , die das WirtschaJftsgefüge der 
g,anz-en westlichen WeH vor ernste Bela-stungs­
proben stellten. 

In erster Linie ist die ,geänderte Versor­
gungslag-e mit Rohstoffen und EneIigie zu 
nennen . Es handelt s;fch dabei well'igeT um 
EIlIgpässe in der mengerumäßigen Vers,orgung, 
als vielmehr um schockartige Preiserhöhun­
gen ; Pr-eiserhöhungen , die w,ir nidlt b e ein­
flussen können, mit denen wir aber f-ertig­
werden müssen, weil sie für uns Fakten d:ar­
stellen . 

Wir müs-sen bei einem Rücklblkk auf die 
v,erg-angenen zehn bis zwölf Monate zweitens 
fest,stellen , daß die verschiedensten ehrgeizi­
gen Bemühungen der wirlschaftlidl'en Integr,a­
Dion in d er westlichen Welt zum Stillstand 
gekommen sind, j,a ,sogar Rückschläge -erlitten 
haben. D as gUt für Europ a ebenso wie für 
den nordatlantischen Raum. 

Drittens ist es in di,eser Zeit in zahlreich,en 
Ländern zu staats- und geseUschaft,spoIitisch'en 
Sp annung en gekommen , die 'ein Klima auch 
der wirtschaftl:ichen Instabilität erzeugten. 
(Abg. Dr. H a i  d e I: Und viertens hat die 
Regierung veIsagtl) 

Die Folg,en -all dies er Entw.icklungen für 
viel,e Länder -sind bekannt: unsoichere Konjunk­
turaussichten, Unterbeschäftigung, Kurzarbeit, 
soziale Unruhen, Einfuhrbeschränkungen , 
Währungs,spekulation und ähnliches mehr 
werden uns immer wieder gemeldet. 

W,ir hingegen können mit Befriedigung über 
das Erreichte und mit Zuversicht für die Zu­
kunft feststellen, daß solche Meldungen für 
Osterreich nicht zutreffen. (Beifall bei deI 
SPo.) 

Osterreich ein reales W.irtschaftswachstum 
von 6,6 Prozent und ltiegt damit in dieser 
P.eriode deutlich über dem mittelfristig für 
möglich g ehaltenen Wamstumstrend von 
4,5 Prozent und über dem durchschnittlichen 
realen Wachstum in den Sta.aten der OECD, 
das in den vergangenen vier Jahren eb-en­
falls 4,5 Prozent ausmachte. 

Wichtige Tei'llbereiche der W'irtschaft über­
trafen mit ihrer r,eal,en ProdukNon ,im Jahr 
1 973 das Wachstum der Gesamtwirtschaft. So 
expandierten die österreich�sche Industrie um 
5,7 Prozent, das verarbeitende Großgewerbe 
um 6 Prozent, die B:auwirtschaft um 7 Proxent, 
die Verkehrswirtschaft um 8,5 Prozent und 
die Elektroiz.itätswirtschaft um 8,6 Prozent . Die 
Produktion der österreichischen Land- und 
Forstwirtscha:ft wuchs 1973 real um 3,8 Pro­
zent, geg enüb er 0,8 Prozent im Jahr 1 972. 

In Osterreich herrscht ungebrochene Voll­
besdläftigurug. Die Zahl der uns-elbständig Be­
schäftigten nahm im Jahr 1 973 um 95.600 oder 
3,8 Prozent zu und 'erreichte den Rekordwert 
von 2,608.300. Die Zahl der Arbeitslosen ist 
um 1 900 auf 4 1 .300 gesunken, die Arbeits­
losenr-ate betrug iim Jahresdurchschnitt 1 ,6 Pro­
zent. Bereinigt man diese Zahl ,um di'e bloß 
bedingt Vermittlungsgeeigneten, so betmg die 
Arbeitslosenrate 0,6 Prozent. Die Zahl der 
offenen Stellen war im Jahresmittel mit 
66. 1 00 um 4 1 00 oder 6,5 Prozent höher als im 
J.ahr 1 972 und um die Hälfte höher ,als d.j,e 
G es amtzahl der Arbeitoslosen . 

Bedeutend rascher als in den Vorj ahren sind 
in Osterreich im Jahr 1 973 die Einkommen 
gesi'iegen . So nahmen die privaten Lohn- und 
G ehaltsbezüge um 1 6 ,7 Prozent geg'enüber 
1 3 ,8 P,rO'zent im Vorj ahr, die Leistungsein­

kommen um ebenfalls 1 6,7 Prozent, geg,enüber 
13 Prozent im VorJahr , und die Nettomassen­
einkommen um 1 5,7 Prozent gegenüber 

Unser Land erfreut sich vielmehr eines 1 2,7 Prozent 'im Vorj ahr, zu. Die Lohn- und 
Wirtschafts aufschwungs, der ,s chon ein halhe,s Gehaltssumme hat seM Ende des Jahres 1 969 
J ahrzehnt in ungebrochener Stärke anhält. Mit um 69 Prozent, die Ma,ss eneinkommen haben 
unserem realen Wütschaftswachstum befinden um 62 Proz,ent zugenommen . 
wir uns unverändert :im Spitzenfeld der Indu­
striestaaten . Die Pre1ssteigerungen -s.ind in der 
überwiegenden Mehrzahl der ander'en Länder 
höher als in Osterr.eidl. Es herr-sdlt in unserem 
Land Vollb eschäftigung und sozialer Friede . 
Der österreichische SchiUing zählt zu den 
stärksten und härtesten Währungen der Welt. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Trotz verschiedener Sonderfaktoren ist -auch 
im J.ahr 1973 wieder ein reales Wachstum der 
Investitionen, nämlich �rn Ausmaß von 2 ,5 Pro­
zent e,ingetreten. Insg'esamt sind in Osterreich 
in den vier Jahren 1 970 bis 1 973 Investition en 
im Ausmaß von 538 Milliarden SchiHing ge­
tätigt worden. 
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Der Bund hat durch eine sparsame Aus­
g.abenpoliHk wesentUch zu di'esem Erfolg bei­
getrag en.  

A n  den Staat werden ,immer mehr Forde­
die Ausfuhr,en ge.genüber der Periode Jänner rung e n  gestellt. Er kann diese Forderungen 
bis März 1 973 um 45,5 Prozent zu. nicht alle erfül.len, weH die Sta1biHtät gefährdet 

Im Jahr 1973 exportierten wir Waren 1m 
Wert von 102 Milliarden Sdlilling, um 
13 ,6 Prozent mehr als ·im VorJahr. In den 
ersten drei Monaten des Jahres 1 974 nahmen 

In der österreichischen Fremdenverkehrs- wird, wenn von der öffentlimen Hand eine 

wirtschaft blieb d.ie Zahl der Nädltitgungen zu g roße Nachfrage ausgeht. 

im Jahr 1 973 'im großen und ganzen bloß auf 
dem Nive au des Vorj ahres. Die Entwicklung 
war in den anderen europäischen Fremden­
verk,ehr·sländern ähnlidl. Für asterreich wird 
das Abschneiden ,im Jahr 1 973 neben den 
Wechselkursversdüebungen. die allerdings 
nur für dals PuJbliklIDl ·aus dem anglo-amerika­
nisdlen B ereich von Bedeutung w.aren. vor 
allem auf das st·arke Amziehen der Preise zu­
rückgeführt. (Abg. Dr. M u s s j 1: Mehrwert­
steuer!) Mit 1 4,7 Prozent ist j a  das Prei,sniveau 
des tourist,isdlen Konsum-s in Osteneidl 1m 
Jahr 1 97 3  überdurchschnittlich stark gestiegen. 

Im Winterhalbjahr 1 973174 hat sich der 
österreicbische Fremdenverkehr allerdings 
wieder s ehr gut entwickelt : im Dezember 1973 
wurden um 7 Prozent, im Jänner 1 974 um 
9,5 Prozent, im Februar um 1 2,8 Prozent und 
im März um 9,4 Prozent mehr Nächtigungen 
registrie rt  als in den Vergleichsmonaten des 
Vorj ahre s .  

Die ge samten Spareinlagen stiegen um 
29 Mill i arden Schilling oder 1 7 , 1  Prozent auf 
199,5 Milliarden Schilling an. Im Vergleich 
dazu hatten die Zuwachsraten in den Jahren 
1 97 1  und 1 972 1 5 ,8 und 1 2 ,2 Prozent betragen. 
Bis Ende März dieses Jahres hat sich der 
Gesamtstand der Spareinlagen auf 204,9 Mil­
liarden S chilling erhöht. Er liegt damit um 
2,7 Prozent über dem Stand von Ende 1 973 
und um 1 5 ,6 Prozent höher als vor einem 
Jahr. 

Die üb eraus erfreuliche Spartätigkeit ist 
umso b edeutender, wenn man bedenkt. daß 
auch im Jahr 1 973 der private Konsum zu 
den wichtigsten Konjunkturstützen zählte. Er 
stieg real um fast 5 Prozent, obwohl umfang­
reiche Käufe in das letzte Quartal des Jahres 
1 972 vorgezogen worden waren. 

Hohes Haus ! Die s tabilitätspoW:ischen Maß­
nahmen des Jahres 1 973 waren erfollgreidl. 
Erstmals gel,ang es wieder, di'e Preissteige­
rung-srate zurückzuführen. Nach St,e'iogerungs­
raten vo n 8,1  Prozent zu B eg,inn de·s Jahres 
hielten wir im September bei 6,5 Prozent. 
Erst im Zuge der enormen Verteuerung·en 
von Erdöl und Rohstoffen jm Herbst 1 973 
trat in Osterreich so wie in den and,eren 
Ländern wieder eine Tenderuzumkehr zu stär­
ker steigenden Preisen ein. 

In Osteneich sind die Ausg.a'ben des Bundes 
im Vergleich zum Nationalprodukt unterpro­
porti o n al ausogeweitet wor.den. Die nominellen 
Stelgerunogsraten von BruttonaNonalprodukt 
und Budgetausgaben vergloeichen sich für 1 970 
mit 1 1 ,9 zu 9,0 Proz.ent. für 1971 mit 1 1 ,3 zu 
10 ,8 Prozent, für 1 972 mit 1 4,9 zu 1 3,6 Prozent 
und für 1973 sogar mit 15 ,1  zu 1 0,4 Prozent. 
Der am Br.uttonationalprodukt gemessene An­
teil d e r  Budgetausgaben - also das, was an 
Gütern und Lei,stungen durch den Bund bean­
sprucht wurde - ist von 28, 1 Prozent im Jahr 
1 969 auf 25,8 Prozent im Jahr 1 973 zurück-
gegangen. 

Zus ätzlich zu den ,in ihrem unmittelbaren 
Einflußbereich gel,egenen Entscheidungen ist 
die Bundesregierung beim Zustaooekommen 
des Stabilisierungspakets mit der Kreditwirt­
sch aft , den Wirtschaftsp.artnern und den übri­
gen G ebi-etskörperschaftoen initiativ geworden. 
(Präsiden t Dr. M a l  e t a  übernimmt den Vor­
si tz .) 

W.ir sehen uns allerdings weiterhin einem 
vers t ä rkten internationalen Preisauftrieb 
gege nüber. Vor allem gehen vom Rohstoff-. 
Nahrungsmittel- und Energiebereich noch 
imm e r  starke, von uns nicht beeinflußbare 
Preisauftriebe aus. 

S e i t  dem verg·ang,enen J,ahr - also !inner­
halb von 1 2 his 14 Monaten - sind die 
Rohölpreise um 368 Prozent gestiegen. Zink 
wurde UlIl 314.  Pflanzenöl um 1 29, Baumwol,le 
um 1 2 1 .  Zucker um 108 Prozent teurer - um 
nur einige der wichtiogeren Waren zu nennen. 
Ins,ges'amt mußten wir für unsere gesamten 
Einfuhren im 1 .  Vi,erteljahr 1974 um 1 7 ,5 Pro­
zent mehr zahlen laIs vor einem Jahr. 

Der österreichisdle Markt ,ist für den Absatz 
all e r  Güter, die wir produzieren, zu klein. 
Wir s ind daher g·e.zwungen, ·einen T·eil uns,erer 
Erzeugni,sse zu exportieren. Damit sichern wir 
Beschäft.igung und Arbeitsplätze im Inland. 
Zur Produktion br.auchen wir Rohstoffe. 
Energ'ie, Fahrzeuge und v,ieles andere mehr, 
das wir aus dem Ausland e;inführ,en müssen. 
Die Außenwirtschaft ist daher für uns außer­
ordentlich wichtig. Die Einfuhr macht 25 ,2 Pro­
zent uns·eres Nationalprodukts. die Ausfuhr 
1 8,7 Prozent aus. Beziehen wir den Fremden­
verkehr in die Rechnung ein, so er:geben sich 
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in b eiden Richtungen Sätze von mnd 30 Pro­
zent. Es Hegt daher alllf der Hand, daß wir 
uns ·den internationalen Preissteigerung,s­
wellen nicht entziehen können. 

Die internationale Arbeitsteilung ist so 
weit fortgeschr,itten, daß ,Modelle der "g'e­
schlossenen" Wirtschaft, des "isolierten" 
Nationalstaates nicht mehr anwendbar ,sind. 
Diese Modell e bieten keine Methoden an, da.s 
e inzelne Land gegen den internationalen 
Preiszusammenihang abzusichern, es sei  denn 
solche, auf Ausfuhr und Einf.uhr ·zu v,erzichten. 
Dieser Weg würde offensichtHch Krise und 
Arbeitslosigkeit bedeuten und ist daher sicher­
lich nicht 'gang·bar. 

Ebenso sieht die Bundesregierung die 
Grenze realer Stabi1itätspolitik dort, wo sie 
geeignet ,erscheint, die Voll'beschäftigung z,u 
gefährden. Arbeitslosigkeit, auch :in kleinen 
Dosen, ist t:ür uns keine Therapi;e zur Preis­
bekämpfung. (Beifall bei der SPO.) 

Die gegebene konjunktur- und stabilitäts­
poI.itische Lage verlangt Zurückhaltung und 
Mäßi'gung. Dies muß auch für die Budg,ets 
der übdgen Gebietskörperschaften gelten. Die 
Bundesreogierung wird daher mit den Ländern 
und Gemeinden neuerHche Gespräche mit dem 
Zi·el aufnehmen, di,e Gebietskörperschaften 'Zu 
einer s,tabHitätsorientierten Ausgabenpolitik 
zu bewe.gen. 

Die Preisste.ig·erungen ,sind ein ,inter- Der BU��
l 

wird ,seine stabil.i�ätsorientier�e 

nationales Problem das nur durch Zusammen- . 
BudgetpolltlK fortsehen. Das '911t sowohl fur 

arbeit der Staaten �ird gelöst werden können. I an ihn herangetragene Forderungen - aus 
welchem Bereich immer - als auch für die 

Was wir brauchen , 'ist eine Allianz der 
Stabilität. In Mitteleuropa bemühen wir uns 
im Verein mit der Bundesrepublik Deutsch­
l and und der Schweiz eine solche zu erreichen. 

sorgfältige Planung öffentlicher Personal- und 
Verwaltungs angelegenhe-iten. 

Die für den 1. Jänner 1 975 in Aussicht 
genommene Steuers enkufilg wird einen Ein­
nahmenentfall von brutto 1 0,7 M·i.lliarden 
Schilling verursachen. Die Nettoeinkommens­
verbesserung der Steuerzahler wird zwischen 
3 und 6 Prozent Hegen. Den Wirtschaft,s­
partnern wird -daher sowohl auf d·er Preis­
w.ie auch auf der Lohns'eite ein stahil:itäts­
orientiertes Verhalten ermöglicht. 

In ,einer wachsenden Wirtschaft herrscht 
große Nachfrage nach Kapital und Kred'it. 
Kredite dürfen nur in einem Ausmaß zur Ver­
fügung gestellt werden, das die ProdukHv­
kräfte nimt üherfordert. Kreditrestriktion b e­
wirkt eine Erhöhung der ZiIlJsen. 

In den letzten Jahren haben w.ir uns die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, der neuen 
weltwirtschaftlichen Herausforderung gestärkt 
entgegentreten zu können. Unsere Arheits­
plätze s-ind sicher, die Realeinkommen s ind 
gestiegen, unsere Währung ist stark, und die 
Staatsfinanzen sind in Ordnung, wir haben 
sozialen Fr.i eden und konnten den Prei.s·auf­
trieb wie nur wenige ,andere Länder :in Gren­
zen halten. Dies ,weiterhin zu gewährlei-sten 
und zu sichern, ist auch in Zukunft unsere 
Hauptaufgabe und erfordert es,  der Sta,bilitäts­
politik auch weiterhin Vorrang einzuräumen. 
(Beifall bei der SPO.) Wir mü.ssen außerdem dem gestioegenen 

Hohes Haus ! Wir werden uns aber auch Zinsniveau im Ausland Rechnung tragen, weil 

weiterhin nicht scheuen, die realen G r'enz,en 
stabilitätspolitischer Möglichkeiten aufzuzei­
gen . Da sich ein kleines, außenwirtschaftlich 
so verflochtenes Land wie Osterreich der 
Logik des internationalen Prei,sz'llsarnrnen­
hanges nicht entziehen kann, muß unser Ziel 
auch weiterhin darin liegen, in der inter­
nationalen Preisskala eine Position .am 
unteren Ende einzunehmen. Wer mehr ver­
spricht, kennt die Zus ammenhänge nicht oder 
verfolgt andere Absichten. (Neuerlicher Bei­
fall bei der SPO.) 

Wir lehnen einen Lohn- und Preisstopp als 
untaugliches Instrument der Preisbekämpfung 
ab. Auch Indexbindungen weilsen keinen gang­

baren Weg. Nach ,allen E:dahrungen, die 
andere Länder damit Igemacht haben, bewirken 
solche Reg elungen nur zusätzliche Kosten­
schübe und eine VersteNgung des Kaufikraft­
verfalls. 

ansonsten Gelder ,ins Ausland abströmen und 
unsere Zahlungsbilanz verschlechtern. Dem in­
ländischen Sparer und Anleger muß eine an­
g,emes·sene Verzinsung für Isein G eld geboten 
werden. 

D.ie Erhaltung des guten Sparklimas .ist 
wichtig und notwendig. Die zwischen Finanz­
ministerium, Notenbank und Kreditapparat 
vereinbarte An'hebung der Spar- und Kapital­
marktzinsen w.ird dazu beitrag·en. 

Um unerwünschte A,nspannungen und Ver­
zerrung,en auf dem Geldmarkt zu vermeiden, 
w.ird die dazu notwendige Liquidität bereit­
zustellen sein. 

W.ir müssen eine Wechselkurspolitik be­
tre'iben, die in den WähJiun9ls.austauschver­
häl tnissen die wahre Leistufilg,skraft der öster­
reichischen Wirtschaft zum Ausdruck br:ingt. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Das glaube ich!) W.eichen 
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di e Wechselkurse d avon zu stark 'ab, das 
heißt im österreichis chen Fall : ;i'st der Schilling 
g·egenüber anderen WähruIlJgen unterbewertet, 
so bedeutet da·s nicht nur den Verkauf öster­
reichischer Waren un t,er -ihrem Wert, ,sondern 
auch - weil wir für die Importe zu hohe 
Preise bezahlen müssen - zusätzliche Instabi­
lität über den Wechs elkurs. Durm die Wäh­
flungs- und Wemselkurspolitik müssen daher 
die Stahilisierungshemühungen im Inneren 
auß enwirtschaftHm ,abg,es.ichert werden. Die 
im vergangenen J ahr durchgeführte zwei­
malige Aufwertung des Schi1lings hat der 
österreichischen Wirtsmaft e ine zusätzHche 
Erhöhung ·des Preisniveaus um 1 bis 1 ,5 Pro­
zentpunkte erspart. 

Hohes Hausl Di e kons equente Fortführung 
der Stahi.li tätspoliHk verlangt von uns, di,e 
Grenzen des Möglichen neu abzustecken. 
Stabilitätspolitik kann nicht dazu führen, 
öffentliche Leistungen überhalUpt in Frage zu 
stellen. Wir müssen aber mit unseren Kräften 
haushalten. Zuerst .gilt es, d.as Begonnene 
fertigzustellen, ehe wü Neues anfangen. 

Wir müssen ab er trotz der 'stabilitätspoliti­
sehen Erfordernisse unsere Wirtschaft lei­
stungsstark und konkurrenzfähi.g erhalten. 
Nullwachs tum ist keine Antwort, sinkende 
Investitionen 'gefährden uns ere Arbeitsplätze. 
Nur im weiteren Ausbau unser,er Betriebe 
und Unternehmungen liegt di e Chanc e, den 
Wohlstand IUnserer Mitbürger zu vermehren 
und d.ie Arbeitsplätze zu skh ern. (Beifall bei 
der SPO.) Dem ni·enen unsere umfas,senden 
Investitionsförderungsmaßnahmen. Diese wer­
den beibehalten, für unbeweglich·e Wirt­
schaftsgüter allerdings in modifizierter Form. 

W.ir müssen w e iterhin e ine Wütsmafts­
politik betrei'ben, d i e  auf die Eflhalltung eines 
guten Investitionsklimas und den Ausbau und 
die Modernisierung .un.s erer B etriebe .abzielt. 
Im besonderen gi.It dies für die Industrie. Ihr 
muß es ermögl,icht werden, ,den Weg ihrer 
einrdrucks,vollen Entwicklungsfortschr.itte der 
letzten Jahre a'llch 'in Zukunft zu gehen. Der 
Förderung der Exportwirtschaft wird in di esem 
Konzept - wie bishe r  - breiter Raum .gewid-

unterstützen. Die sbezügliche Gespräche mit 

der Fremdenverkehrsw.irtschaft w erden derzeit 
auf Expertenebe n e  geführt. 

Wir brauch e n  :smließlich eine leistungs­
starke Landwi rtschaft, die vQlllwertiger Be­
standteil IUnserer 'ges,amten Wirtschaft i.st. Die 
Landwirtschaft wird daher ,in ihrem schlwierJ­
gen Anpassungs- und Umstellungsprozeß wei­
terhin auf die Igrößtmögliche Unterstützung 
zählen können. Es geht dabei gleich.ermaßen 
um die Sicherung der Nahrungsmittelversor­
guny für die 'ge s amte Bevölkerung wie um 
die Sicherung eines gerechten Einkommens 
für die ;in der L andwirtschaft tätigen Men­
schen. (Beifall b ei der SPO.) 

Hohes Haus ! So gut unsere Woirtschaftslag,e 
im 'internationalen V.ergleich ist, s o  sehr 
müssen wir uns anstrengen, unsere Position 
zu verteidigen. Dies 'geschieht in der konse­
quenten Verfolgung der skizzierten wüt­
sdlaftsp olitischen Grundsätze. Dies verlangt 
im Lichte der weltwirtschaftHchen V,erände­
rungen, insbesondere im Hinblick auf d:en 
Energie- und R ohstoffsektor, eine neue Bes�n­
nung auf das Mögliche und Realisierbare. 

Die Strukturpolitik muß darauf aus.ger.ichtet 
sein, die Qual ität der Leistungserstellung .an 
der Notwendigk e i t  einer ener,gie- und roh­
stoffsparenden Produktion Z'll orientieren. Dies 
ist gleichzeihg -im Hinb.l.ick auf den über die 
Rohstoff- und Energi-epreise ausgetraJgenen 
weltweiten Verteilunyskampf geboten, bei 
dem in der Zwischenzeit ·sich eine Vierte Welt 
der besonders a rmen, über keine Frohstoffe 
und Erdöl verfügenden Länder gebildet hat. 

Hohes Haus I . Strukturpolitik, die so ver­
standen w.ird, i,st damit langfr1stige Stabilisie­
rungtspolitik. S i e  wird es ermöglichen, Oster­
reich den sozialen Fr,ieden und den Mensmen 
in unserem Land ges'icherte Arbeitsplätze, 
steigenden W dhl stand und den Glauben an 
eine gute Zukunft zu erhalten. (Anhaltender 
Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einem Antrag zur 
Geschäftsbehandlung hat sich der Abgeord­
nete Robert Weisz zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

met sein. Abgeordneter Robert Weisz: Im stelle den 

Ost.erreichiosmes Qualitäts angebot 'ist eng 
Antrag, über die Erklärung des Bundeskanz­
lers und die des Bundesministers für Finanzen 

mit der Leistung'skr aft unserer gewerblichen 
Klein- und Mittelhetriebe verbunden. Diese zur wirtschaftlichen Lage morgen eine Debatte 

abzuführen. 
müssen auch wei terhin fester Bestandteil 
unserer Volkswirtschaft bleiben. 

Im Fremdenverk,ehr werden wir alle Be-
strebungen der Saisonverlängerung, der 
Qualitätsverbesserung und des höheren 
Leistungsangebotes b ei angemessenen Preisen 

Präsident Dr. Maleta: Sie haben den Antrag 
gehört. 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die diesem Antrag auf Durchführung einer 
Debatte über den Bericht des Bundeskanzlers 
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und den Bericht des Bundesministers für Bezüglich der vom Justizausschuß zu den 
Finanzen in der nächsten - morgen statt- §§ 1, 10 und 20 getroffenen besonderen Fest­
findenden - Sitzung ihre Zustimmung geben, stellungen darf ich auf den vorliegenden 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig schriftlichen Bericht verweisen. 
angenommen. 

2. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage ( 1 1 06 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die gerichtliche Hinter­
legung und Einreihung von Urkunden über 
Rechte an nichtverbümerten Liegenschaften 
und an Bauwerken (Urkundenhinterlegungs-

gesetz) ( 1 145 der Beilagen) 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
1 1 06 der Beilagen mit den dem Aus schuß­
bericht angeschlossenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich darf beantragen, falls Wortmeldungen 
vorliegen, daß General- und Spezialdebatte 
unter einem abgeführt werden. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun- Präsident Dr. 
mehr zum 2. Punkt, um den die Tagesordnung liegen keine vor. 

Maleta: Wortmeldungen 

ergänzt worden ist :  Urkundenhinterlegungs­
gesetz.  Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g 

über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
Berichterstatter ist der Abgeordnete Ku n- gang in der Fassung des Ausschußberichtes 

stätter. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu be- 1 1 45 der Beilagen. 
richten. 

Berichterstatter Kunstätter: H err Präsident! 
Hohes Haus ! Den unmittelbaren Anlaß für 
die vorliegende Neuregelung bildet das Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 
7.  Dezember 1973,  mit welchem drei B�tim­
mungen der Verordnung des Bundesministe­
riums für Justiz vom 1 8. Nov,ember 1 927, 
BGBl. Nr. 326, über die ger.ichtliche Hinter­
legung von Urkunden zum Erwerbe dinglicher 
Rechte an nichtverbücherten Liegenschaften 
und an Bauwerken als gesetzwidrig aufge­
hoben worden sind. Die Aufhebung tritt mit 
Ablauf des 31 . Mai 1914 in Kraft. 

Der gegenständl.iche Gesetzentwurf sieht im 
I .  Abschnitt eine Neure.gelung des bisher 'in 
der Hinterlegungsverordnung enthaltenen 
RechttSstoffes vor. Hiebe,i wird b esonders auf 
den Schutz der ,sozial oft schwachen Ei'gen­
tümer von Superädifikaten B edacht .g,enom­
men. Im I I .  Abschnitt werden Sondervorsdlrif­
ten für den Fall der Vernichtung von Grund­
büchern eingeführt. Sie s oNen die Aufre cht­
erhaltung des Liegenschaftsverkehrs auch lin 
diesem Fall ermöglich en.  

Der Justizausschuß hat die ge'genständliche 
Regierungsvorlage ,in seiner Sitzung am 
1 6. Mai 1 974 in Verhandlung g ezogen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten DDr. Köni'9, Kern, 
SkrHek und Dr. Hauser 'Sowie der Ausschuß­
obmann Abgeordneter ZeilHnger und der 
Bundesminister für Justiz Dr. Broda. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter BeIÜcksicht'igung eines geme.in­
samen Abänderung,santrages der AJbgeordne­
ten Skritek, Dr. Ha·user und Zeillinger ein­
stimmig angenommen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i  n­
s t i m  m i g k e i t fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
betreffend den Beriebt des Bundesministers 
für Inneres (111-102 der Beilagen) über die 
Tätigkeit des Osterreichischen UN-Polizei­
kontingents auf Cypern für das Jahr 1972 

(1087 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
3, Punkt der Tages ordnung : Beri cht des Bun­
d esministers für Inneres über die Tätigkeit 
des Osterreichischen UN-Polizeikontingents 
auf Cypern für das Jahr 1912. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Brun­
ner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu berich­
ten. 

Berichterstatter Brunner: Herr Präsidentl 
Meine s ehr geehrten Damen und Herren! Der 
gegenständliche Tätigkeitsbericht enthällt ins­
b esondere Hinweise auf den örtHchen und 
sachlichen W,irkungsbereich des Osteneichi­
schen UN-Polizeikontingents auf eypern, 
dessen Personalstand und dessen Tätigkeit 'im 
Jahre 1 912, informiert über die Ausrüstung des 
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Kontingents mit Kraftfahrzeugen und Funk- I Kerstnig, Dr. PeHkan sow.ie des Staatssekre­
geräten und schHeßlich über die Finanzierung . tärs Dr. Vesel1sky einstimmig Ib eschlossen, dem 
des Einsatz.es. Nationalrat die Kenntnisnahme dieses B e­

Der Verfassullig,sausschuß hat den g egen­ richtes zu empfehlen. 
ständlichen Bericht am 14. März 1 974 in Ver- Der Verfassungs.ausschuß st€i1lt somit den 
handlung gezogen und nach Wo rtmeldungen ' A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Beric:ht 
der Ahgeordneten Stohs sowie D r. Broesigke , des Bundeskanzlers über B esChlüss,e der 
einstimmig beschlossen, dem N ationalr.at die : Arbeitsgemeinschaft Alpenländer (III- 1 1 3 der 
Kenntnisnahme dieses Berichtes zu ,empfehlen. : Beilagen) zur KJenntnis nehm en. 

Der Verfassungsausschuß stellt /Somit den 1 Sofern Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
A n  t r a g, der Nationalrat wol l e  d en Bericht : Spezial- und Generaldebatte unter einem 
des Bundesministers für Inner,es über die ! durchzuführen. I Täti�keit des Osterreichi�.

chen UN-Polizei-
I Präsident Dr. Maleta: D e r  Herr Bericht-kontmgents au! Cypern tur d as . Jahr 1 972 : erstatter beantragt, General- und Spezial­

(III- I02 der Belllagen) zur Kenntms nehmen. 'I debatte unter einem vorzunehmen. - Ein-
Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er- wand wird nicht erhoben. Wir gehen somit 

mächtigt, General- und Speziald ehatte unter in die Debatte ein. 
einem zu beantragen. I Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge-

Präsident Dr. Maleta: Wortme ldungen lie- : ordnete Dr. Blenk. ICh erteile es ihm. 
gen keine vor. Wir kommen somit zur A b- ! 

D BI k (OVP) H P " . 
s t i m  m u n g über den Ausschußantrag, den ! Abgeordneter r. en

. 
: err raSl-

Bericht des Bundesministers für Inneres, t dent ! Hohes Haus ! M�lne sehr verehrt.en 
III-1 02 der B eilagen zur Kenntnis zu nehmen. : Damen und Herren l WI'r haben heute hler , z'ur Diskussion und zur ·anschli eßenden Kennt-

Ich bitte j ene Damen und Herre n, die hiezu nisnahme einen Bericht d e r  Arbeits,gemein­
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen schaft Alpenländer, einer - w.ie Sie aus dem 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i  9 a n  g e n  0 m- Bericht des Herrn Ber.ichterstatters entlllehmen 
m e n. konnten - überregionalen und grenzüber-

schreitenden Gemeinscha.ft versCh;iedener 
4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses Regionen. 
betreffend den Beridll des Bundeskanzlers I Man könnte nun sagen, d aß solche regionale 
(III- 1 13  der Beilagen) über Beschlüsse der , Zusammenschlüsse im Zeitalter der institu­
Arbeitsgemeinschaft 

. 
Alpenländer (1086 der I Eonalisierten Integration Europas einen ge-

BeIlagen) w.issen Anachroni,smus d arstellen, .daß s.ie 
Präsident Dr.  Maleta: Wir gelangen zum nicht mehr zeitgemäß oder zumindest nicht 

4. Punkt der Tagesordnung : B e r i cht des Bun- nowendig seien. Ich meine, d aß dem nicht so 

deskanzlers über Beschlüsse der Arbeits- ist. Ich hin vielmehr der Auffa'ssung, daß 
gemeinschaft Alpenländer. regionale ZusammensChlüss e  in dieser Form, 

die sich also mit gewissen gemeinsamen 
Berichterstatter ist der Abgeordnete Stohs . . G egebenheiten .innerhalb e ines tgeographisCh, Ich bitte um den Bericht. kulturell, hi,storLsch gewachsenen Bereiches 
Berichterstatter Stobs : Hohe s  Haus!  Herr befassen, mehr alls Ergänzung und teilweise 

Präsident ! Der Bundeskanzler hat über Er- sogar als Ersatz für breitere Integrationsziele 
suchen des Landeshauptmann e s  von Tirol 
einen B ericht über di,e von der A rbeitsgemein­
schaft Alpenländer <gefaßten B eschlüsse zu 
Fragen des transalpinen S traßen- und 
Schienenverkehrs vorgelegt. In der Arbeits­
gemeinschaft wirken der Fre.i'staat  Bayern, die 
autonome Provinz Bozen-Südtirol, der Kanton 
Gr.aubünden, die Region Lombardei, das Land 
Salzburg, das Land Tirol, die autonome 
Provinz Trient und das Land Vorarlberg zu-
sammen. 

Der Verfas,sung,sausschuß hat den gegen­
ständlichen Bericht am 1 4. März 1 974 in Ver­
handlung gezogen und n ach Wortmeldun<gen 
der Abgeordneten Dr. Ermacora, Neumann, 
Dr. Tull, Dr. Blenk, Dr. Fleis chmann, Doktor 

und auch Inte.grationssysteme anzusehen sind, 
daß sie zum Teil auch eine viel bes,sere Mög­
liChkeit geben, auf natürli che Verbunden­
heiten und Vorau,ss,etzungen sowie auf di,e 
regiDnal grenzüber'greifenden Notwendigkei­
ten Bedacht zu nehmen. 

Es ist klar, daß dadurch nicht inner- oder 
zwischenstaatliChe institutionelle oder recht­
liche Maßnahmen ersetzt werden können. 
Aber solche regionale Aussprach.en und ge­
meinsame Vorgehen könn e n  immerhin an­
regen, können gemeinsame Probleme aus ge­
meinsamer oder vergleichbarer Erfahrung 
heraus erkennen und auch formulieren. Sie 
vermögen, so scheint es mir und so beweist 
es gerade die noch relativ j unge, aber schon 
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sehr aktive Arheitsgemeinschaft Alpenländer, 
grenzüberschreitende Entwicklungen besser zu 
analysieren und rechtlich vorzubereiten und 
damit notwendige nationale Maßnahmen und 
Veranlassungen anzuregen. 

Der Ber,ichterstatter hat bereits angeführt, 
aus welchen Regionen ,sich die.se ATbeits­
gemeinsChaft zusammensetzt. Sie ist erstm alig 
vor knapp zwe.i J ahren, im Oktober 1972, in 
Mösern in Tirol zusammengetreten. Die Ziel­
setzung dieser Arbeitsg.emeinschaft wurde 
relat,iv klar umrissen : die Zusammenar,beit in 
gemeinsam interessierenden Fragen -zu pflegen 
und auszubauen, wobei insbesondere drei 
Aktions- und Interessenschw,erpunkte heraus­
gehoben wurden, nämlich die Bereiche Ver­
kehr, Ber,glandwirtS'chaft und Kultur. In diesen 
drei Bereichen sollen konkrete Vorschläge 
ausgearbeitet werden, in Kommissionen, die 
bereits eine umfa·ssende Tätigkeit entfaltet 
haben_ 

Nach der Gründung in Mösern im Oktober 
1 972 sind auch bereits die Regierung,schefs 
der acht Regionen mehrfach zusammengekom­
men, so im April 1 973 .in Rottach-Eg.em, .irn 
September 1 973 in Bozen und letztlich im 
April dieses Jahres in Schruns im Vorarl­
berger Montafon. Ebenso haben die einzelnen 
Fachkommissionen , wie schon erwäJhnt, eine 
recht rege und ergebnisträchUge Tätigkeit ent­
faltet: die Kommi.s.sion für Landwirts chaft im 
Anschluß an die Regierungschef-Konferenz 1m 
September 1 973 in Salzburg, die KUilturkom� 
mission in S an ,MicheIe be'i Trient und die 
Verkehrskommission, der in diesem Rahmen 
wohl die w eittragendste BedeutuThg zukommt, 
in Bozen und Innsbruck. 

Der vorlie gende B ericht des Bundeskanzlers 
ist - das wird beim ersten Hinsehen evi­
dent - nicht .sehr umfangreich. Er ·befaßt sich 
denn auch nur mit den Problemen der Ver­
kehrssituation. Trotzdem meine ich, daß es 
bemerkenswert ist, daß der Bericht vom 
Bundeskanzler dem Verfassungsausschuß und 
über diesen dem Hohen Hause zur Kenntnis 
glebracht wurde, weil er - das möchte ich 
hier hervorheben - die gar nicht so selbst­
verständlime Bejahung und Unterstützung 
sowohl der Arb eitsgemeinschaft Alpenländer 
als auch ihrer Zielstellungen beinhaltet. 

Ich war p ersönlich sehr hoh darüber, daß 
der Herr Staatss ekretär Vies e1sky im Auftrag 
und namens d es H errn Bundeskanzlers b ei 
der Sitzung des Verfassungsausschusses vom 
1 4. März dieses J'ahres über mein ausdrück­
helles B efra'g.en die Haltung der Bundesr,egie­
rung zu diesem Bericht und zur Arbeits­
gemeinschaft sowie ihren Zielen präzisierte, 
indem er sagte: "Für die Bundesregierung 

bedeutet d1e Vorlage des Bericht.es das unein­
geschränkte Bekenntnis zu den Zielen der 
Arbeitsgemeinschaft." Er meinte außerdem, 
die Bundesregierung w er.de -bestrebt s.ein, nach 
Möglich!keit die in .ihre Zuständigkeit fallen­
den Schritte zur Erreichung der in den zitier­
ten BeiSchlüssen aUifgezeigten Ziele zu unter­
nehmen. 

Um welche konkreten Ziele handelt e.s s ich 
im vorlieg,enden B ericht? Es wird von der 
Arbeits'gemeinschaft der B au von Flachbahnen 
als Nord-Süd-Querun'g der Alpen angeregt 
und als dringlich und notwendig anerkannt : 
der Neubau einer Flachba:hn unt.er dem Bren­
ner und einer solchen - damit möchte ich 
mich dann n och etwas befassen - unter dem 
schweizerischen Splügenpaß. 

Zum Problem SplÜlgen : Der Verkehrsaus­
schuß der EWG 'hat sich wie v·eriSchiedene 
andere europäi.sch.e Institutionen bereits mit 
diesem Projekt, das schon seit Jahren von 
Proponentenkomitees der Alpenregion ver­
treten wird, b efaßt und die Auffassung ver­
treten, daß vor allem die gesamten Alpen­
übergänge einer entscheidenden Verb esserung 
in verkehrstechnischer Hinsicht bedürfen. 

Der Verkehrsaus·schuß hat die Auf.fas-sung 
vertreten - das erscheint bemerkensw.ert und 
unterstreicht die Notwendi'gkeit dieses Pro­
j ekts -, daß sich das Verkeihrsvollumen ,in 
den nächsten J ahren so vermehren werde,  
daß die Verkehrskapazität Ibis �um Jahre 2000 
mindestens vervierfacht werden muß. 

Dabei wur.de - wi.e schon erwähnt - vor 
allem beunruhigt auf die periodischen Stau­
ungen, gesamteuropäisch und alp enregi onal 
ges.ehen, im Verkehr auf Schiene und Straße 
an den Alpenübergärrgen hingewiesen, auf die 
Unzulänglichk.eit der Alpen'Übergäruge und die 
dadurch entstehende hohe Verkehrskosten­
bel astung, abgesehen von d en sonstigen Unbe­
quemlichkeiten und Nachteilen im privaten 
V.erkehr, wodurch vor aJ.lem auch das p oten­
tielle Wachstum der Alpenregionen gebremst 
werd.e . 

In diesem Zusammenhang wurde immer 
wieder von allen europäisch-en Gremien die 
Splügenstrecke, j ene Strecke, die sich grob 
gesagt von Mailand über Chiavenna, Feld­
kirch, Bregenz nach München mit einer Ab­
zweigung dann hinauf über Würz burg nach 
Hamburg ziehen soll, als wesentl'iche und 
neben dem Ausbau der Brenner-Flachbahn 
gleichrangig wichti:ge Verkehrsader herausge­
stellt. 

Es mag bemerkenswert erscheinen, daß auch 
die Konf.erenz des Rates der Europäi.schen 
Gemeinden in ihrer Sitzung vom Mai 1972 
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in Innsbruck. die Splügen!bahn als einzige n eue Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Nord-Süd-Verbindung über die Alpen in eine ist der Abgeordnete Dr. Reinhart. Ich erteile 
Entschli eßung miteinbezogen hat. es ihm. 

Nun zur Frag e :  Warum eine neue Transit­
eisenbahn durch den Splüg.en? Zunächst se i  
dar,auf verwiesen, daß zwischen Gotthard und 
Brenner mit einer Luftdistanz von mehr als 
220 km bis heute j e gliche leistungsfähi'ge 
Nord-Süd-Verbindung f,ehlt. Darüber hInaus 
gibt es im ganzen Alpenyebiet - da,s ist unbe­
stritten - keine Stelle,  wo di.e Täler so aus ­
geglichen und auf geringer Meereshöhe so 
flach ver.laufend ins G ebJrge vordring,en. D i e  
Sp'lügenlini.e weist auf der g,anzen Strecke 
minimale Steigungswerte und max1imale Kur­
venradien auf und k ann somit verkehrs­
technisch als ausgesprochene Flachbahn 
charakterisiert werden. Vor allem - und das 
veranlaßt mich hier, diesem Projekt nachdrück­
lich einige Worte zu widmen - wird durch den 
Ausbau der Splügenbaohn der Westen Oster­
reichs und insbesoIl'dere das Bundesland Vor­
arlberg im Zusammenhang mit den von der 
Arbeitsgemeinschaft ebenfalls vertretene n 
wichtigen Ausbauten der Ost-West-Verb in ­

dungen verkehrstechnisch optimal an ein gro­
ßes europäisches Verkehrsnetz angeschlossen 
- ich wiederhole -: in Direktverbindung 
Ma:iland-München rund Ma1iland-Hamburg. 

Hohes Haus ! Ich lIIlöchte der Tatsache, daß 
dieser Bericht vom Verfassunrgsausschuß emp­
fohlen, von der Regierung unter,stützt, von 
diesem Haus zur Kenntnis genommen wird ,  
unterstellen, d'aß damit ein echter europäischer 
Aspekt erfüllt w.ird. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! MeiI1Je Damen und Her­
ren ! Die erste Europäische Raumordnungs­
ministerkonferenz, welche 1970 in Bonn tagte, 
richtete an die Regierungen die Bitte, , ..ihre 
Politik und ihre Maßnahmen auf dem G ebiete 
der Raumordnung ,in Grenzgebieten unter Be­
teiligung der direkt Betroffenen aufei nander 
abzustimmen, besonders durch Schaffung 
regionaler Kommissionen, die sich regelmäßig 
treffen, um die Vorbereitung von R'aum­
ordnungsplänen und deren zeitlidle Verwirk­
lichung abzustimmen" . 

Die 2. Europäische Raumordnungskonferenz, 
die im September 1 973 in La Grande Motte 
tagte, stellte in der Ministerentsch ließung 
Nummer 2 unter anderem fest, daß "mehrere 
diesbezügliche Kommissionen gegründet wur­
den oder geplant sind, daß j edoch die Er­
fahrung gezeigt hat , daß ihre Aufgaben, ihre 
Arbeitsmethoden und ihre Zusammen setzung 
klar definiert werden müßten". 

Seither hat sich in verschiedenen inter­
nationalen Gremi,en, besonders im Aus schuß 
für RaUlffiordnung und Kommunalfra-gen des 
Europarates, im Ausschuß für Regionalpolitik 
und V·erkehr des Europäischen Parlamentes, 
eine rege Diskussion Üiber 'grundsätzliche Ziel­
setzungen doi eser Kommissionen, über grund­
sätzliche Arbeitsmethoden und üher die 
Effizienz solcher internationaler Arbeitskreise 
entwickelt . 

Hohes Haus ! Das Splügenprojekt stellt  Man könnte da1bei di,e Diskussionse rg eb-s o  wie die G esamtheit der verkehrstechnisch en nisse in folg.enden Punkten zusammenfassen : Anliegen der Arbeitsg,emeinschaft Alpen-
l änder eine großzügi'ge technische Lösung der Erstens. Den regionalen GremlkoiffiIIlissionen 
zukün.ftigen Alpentr:aversierung auf der sollen Vertreter aller  Kommun al- und 
Schiene dar, eine Lö.sung, die nicht nur von Re.g.ionalverwaltungen , die mit den j eweiligen 
regionaler, sondern von europäischer Bedeu- Problemen konfrontiert sind , sowie Vertreter 
tung ist. der Zentra,llbehörden der betreffenden Staat.en 

an'gehören. Im Zeitalter europäischer Expansion und 
zwangswe,isen verkehrsmäßi'gen Ver,bundes Zweitens.  Die regionalen Grenzkommi,s­
darf es auf dem Verkehrssektor nicht mehr sion en sO/Hen zu ihren Beschlüs'sen im Wege 
g enügen, daß man nur Projekte unterstütz t ,  einer demokratischen Willensbildun.g gelan­
di e  leicht unid kurzfristig übersch.al1bar sind, gen . Es wäre j edenfalls Sorg,e zu tmgen, daß 

di e  mir der G egenw art dien en, sondern man die Vertreter von wirtschlaftlichen, sorz.ialen 
muß sich hier auch in Dim ens ionen b ewegen, und kulturellen Interessengruppen diesen 
die den bereits ,abSrehbar,en künft,igen Wirt- Kommi·ssionen ihre Ansichten voptmgen kön­

s chafts- und Verkehrsverhältni,ssen Rechnung nen. 
tra'gen.  Drittens. Die regionalen Grenzkommis-

D aher begrüßen wir die Vorlage dieses Be- si.onen könne� kein.en St�at im Sta,ate b ilden. 
r i chtes , und wir begrüßen vor allem die posi- Sl,e haben st�lkte dIe na.tlOnalen Gesetze und 

tive Er,klärung der Bundesregierung und die I besonders dle durch dIe Verf�5SUThgen g e­
s icherlich einstimmi g  erfolgende Kenntnis- regelten Komp eteThzen �u garantleren . 

nah�e durch dieses Hohe Haus.  (Beifall bei I Viertens . Die G renzkommissionen haben 
der OVP.) , ihre Tätigkeit harmonisch auf di E' Tätigkeit 
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sowie Erfahrungen und Empfehlungen bereits 
bestehender internationaler Einrichtungen ab­
zustimmen. Si·e können keine Alibigemein­
schaften sein, die lediglim parteipolitische 
Zielsetzungen verfolgen. 

Fünftens. Die Tätigk:eit der Grenzkommis­
sionen k.ann sich ni mt in der Erstellung eines 
Forderungsprogramms allein erschöpfen. Sie 
müssen sadlbegrünJdete Lösungsvorschläge 
unterbreiten und insbesonders WHlenserklä­
rungen der nationalien Vertreter enthalten, die 
sich auf die nationalen Erfordernisse beziehen ; 
Bereitschaftserklärurug,en insbesondere finan­
zi'eller Art, welche die Lösung,en lokaler Pro­
bleme betreffen. 

Semstens. Es müssen IIlIformationen über 
den derzeitigen Stand und die Methoden der 
Zusammenarbeit vorJiegen, womit ein Koope­
rationsmodeU erarbeitet und an die zustän­
digen Stellen, auch ;an die Zentr.a'l,stel[en, 
weitergeleitet werden kann. 

Meine Damen und Herren l Die Arbeits­
gemeinschaft Alpenländer, welme seit ihrer 
Gründung im Oktober 1 972 den Bericht der 
Kommission für kultureUe ZuslammenarbeH, 
den Berimt der Kommission für Fmgen der 
Berglandwirtschaft und den heute zur Debatte 
stehenden Bericht der Kommission Transalpi­
ner Verkehr aus,gearbeitet hat, wird einer 
Viel,zahl der vorerwähnten Grundsätze bisher 
leider nicht g erecht. Das ,sind Mängel, die in 
den vorliegenden Beschlüssen dieser Arbeits­
gemeinsmaft ihren Niederschlag finden und 
damit die Beschlüsse selbst in ein eigeil1iartiges 
Licht stellen. 

Hohes Haus ! Lassen Sie mich daJZu kurz 
Stellung nehmen. Vorerst erscheint es eigen­
artig, daß sich in der Arbeitsgemeinschaft 
Alpenländer nur :Länder und Regionen zu­
sammenfinden, denen eine konservative und 
in keinem FaUe eine sozia,ldemokratische 
Landesregierung vorsteht. Beispielsweise 
Kärnten, das ohne Zweifel zu den Alpen­
ländern zählt, niit an den Problemen des 
transalpinen Straßen- und Schienenverkehrs, 
dem .aber ein sozialdemokratischer Landes­
hauptmann vorsteht, gehört der Arbeits­
gemeinschaft leideT nicht an. (Abg. Doktor 
K e i m e  1:  Wer ist denn ausgeschlossen ?) Ich 
persönlim sehe in einem derarti.gen Aus.schluß 
keinen sachlichen Grund, besonders dann 
nicht, wenn die Frage des Plöcken- und Katsch­
berg-Tunnels zu den großen internationalen 
Projekten der Straßenübergänge über die 
Alpen zählt und beispielsweise im Bericht des 
Aus schusses für Regionalpolitik uilid Verkehr 
des Europäischen Parlamentes vom 4. Juni 
1973, Dokument 85/1 973, im Rahmen der Ver-

besserung der Verkehrsinfrastruktur der 
Alpenübergänge behandelt wird. 

Eine Frage zur demokratischen Willens­
bildung und zur Einbeziehung der demokrati­
schen Einrichtungen bei den Beschlußfassun­
gen : Wurde j emals ein Landtag der Bundes­
länder Tirol, Salzburg und Vorarlberg mit den 
im vorliegenden Bericht enthaltenen regio­
nalen Problemen konfrontiert? 

W:arum wurden von Wallnöfer, Dr. Ledmer 
und Dr. Keßler die höchsten demokratischen 
Organe der Bundesländer, di'e Landtage, nimt 
in den Willens:bHdungsprnzeß miteinbezo-gen? 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Er soll nicht polemisieren, 
wenn der Herr Staatssekretär das begrüßt! -
Abg. Dr. K e i m e  1: Herr Dr. Reinhart! Sagen 
Sie doch nichts Falsches! Es gab eine Diskus­
sion im Tiro1er Landtag!) W,arum wurden 
nicht die Interess'ensvefibände, beispielsweis,e 
die Gewerkschaften und die Arbeiterkammern, 
den Arbeiten beigezogen? 

W,enn es um 'Maßnahmen der Infrastruktur, 
um die VerbesseIiung der Lebensverhältnisse 
in den Alpenländern, um die sinnvolle Ent­
wicklung der gewerblichen Wirtschaft , um die 
Schaffung von Ruhezonen und um die Chancen 
für den Fremdenverkehr geht, so haben alle 
Betroffenen, zumindest aber die gewählten 
Vertreter und Mandatare, ein Mitbestim­
mungsremt. (Abg. Dr. B I  e n k: Ja sicher/) 
Gerade j ene Parteirepräsentanten, die heute 
in weniger wichtigen Fragen so lauthals nach 
VolfkslbefTagungen und VolksaihstilIIlIIlungen 
rufen, entscheiden über Existenzfragen von 
großen Bevölkerungsgruppen im stillem Käm­
merlein. (Abg. Dr. B I  e n k: Sie liegen völlig 
daneben, Herl Dr. Reinhart!) 

Noch ein Schönheitsfehler, meine Damen 
und Herren ! Nicht ohne Grund sprach sim 
die 2. Europäische Raumordnungsmini.ster­
konferenz für die Bei'ziehung der Zentral­
behörden bei der Aus'arbeitung von Vor­
schlägen der regionalen Grenzkommissionen 
au:s. (Abg. Dr. B 1 e n k: Sie sind nicht infor­
miert und sagen da so etwas! - Zwischenruf 
des Abg. Dr. K e im e 1.) Herr Kollege Keimei! 
Kommen Sie herunter und geben Sie hier 
dem Hohen Haus bekannt, was Sie . sagen 
wollen, aber schrei,en Sie nicht von dort oben. 
Es macht für uns TirO'ler kein gutes Bild, 
wenn Sie da drohen sitz·en und herunterkeifen! 

Präsident Dr. Maleta: Bitte sich doch wieder 
ein bißchen zu beruhigen. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (fortse tzend) : 
Nicht ohne Grund sprach sich die 2. Euro­
p äische Raumordnungsministerk onferenz für 
die Beiziehung der Zentmlibehörden bei der 
Ausafibeitung von Vorschlägen der regionalen 
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Grenzikomm issionen aus. Nicht so in Oster­
reim ! We d er di-e auf einem Bundesgesetz 
basierende Osteueichisch-e R1au'ffiordn'UJIlgs­

konferenz noch das Bundeskanzler-amt noch 
das Bund e s m inisterium -für Verkehr wurden 
von der Arbeits'gemeinschaft Alp.enländer zu 
einer koordinierenden Mitarbeit beigezogen . 
Die kompetenzzuständigen Zentralstellen wur­

den einfach ausgeschlossen ! Die praktischen 

Auswirkun gen dieser Unterlassung werde ich 
abschließ end in e inem Beispiel aufzeigen . 

Meine Damen und Herren ! Noch eine alb­
·schließ end e Bemerkung :zu den grundsätz­
lichen Mängeln dieser A:r1beitsmethode : Sollte 
sich die Tätigkeit der ArbeitSigemeinschaft 
A1penlände r  in der wahllosen Aufzählung von 
einschlägige n  Forderungen erschöpfen, so ist 
das ganze Unternehmen wert- und sinnlos. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Tut sie Ihrer Meinung nach 
zuviel oder zuwenig, Herr Doktor?) 

Daß nämlich : 
erstens d em zunehmenden Personen- und 

Güterverkehr in . d en Alpen Rechnung zu 
tragen ist,  

-zweitens die Autob-ahnnetze nördlich und 
slÜdlich der Ailpen miteinand,er verbunden 
werden müs s-en , 

drittens im Interesse einer Entflechtung der 
Verkehrsstr öme der Alpen die Alpenülber­
gänge gle i chmäßiger verteilt werden müssen, 

viertens e ine nachhaltige Verbesserung der 

Lebensverhältniss-e in den Alpen ermöglicht 
wird, 

If'ünftens eine sinnvoille Entwicklung der 
g'ewerlblichen Wirtschaft in den Alpen geför­
dert !Werden muß, 

sechstens die Schaffung von Ruhezonen ab­
seits der Hauptvel1k,ehrslinien erleichtert wer­
den muß, 

,siebentens die Ohancen für den Frem­
denverkeJhr in den ALpen vermehrt werden 
müssen , 

achtens unter W1ahrUing des ökologi­
schen Glei chg-ewichtes die Ailpenlandschaft als 
"Dachgarten Europas" für die Menschen er­
schl ossen w erden muß und schließ.Iich 

neuntens der Zugang IZiU den KulturstäUen 
in den Alpen erleichtert werden soll, das 
wi ssen wir alle, meine Damen und Herren! 
(Abg. Dr. B I  e n k: Das sind die Ziele der 
Arbeitsgemeinschaft Alpenländer, Herr Dok­
tor!) Daß diese Ziele v-erwitklicht werden 
müssen, d as wiss-en die Betroffenen selbst am 
beSlten . Da'Zu :bedal1f es ,keines großen Be­
schlusses und keiner -aufwendigen Arbeits­
geme.insch aft ! (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der GVP.) Wie aher die wichtigen Existenz­
fragen gelös t weId'en . . .  

Präsident Dr. Maleta: Also bitte, meine 

Herren, s ich wieder ein bisserl zu beruhigen. 
(Weitere Zwischenrufe bei der GVP.) Jetzt 
rede ich. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (fortsetzend) : 
Wie alber diese existenrzwichtigen Fragen ge­
Ilöst w e rden sollen, welche :Mittel eI1for.derlich 
sind, !be sonders aus welchen QueUen di'e not­
wendilgen Geldmittel fließen sollen, darüber 
g ilbt die Ar'beitsgemeinschalft Alpenländer 
kein e iAuskunft. 

Sind die einzelnen Forderungspun!kte -durch 
venbindliche Abspl1achen der betroffenen Stel­
len oder Gremien 'aufeinander albgestimmt?  
Kann 'beispielsweise der LandeSlhauptmann 

von Tirol eine Garantie fiür die Freihailtung 
von Flächen rur die von ihm .geforderten inha­
struktq.reillen Maßnahmen ahgelben , oder wird 
es so s e in,  daß die G emeinden Ibeziehungs­
weise PriVlatunternehmen od-er Priva1tpersonen 

ihre Ei,gen inter-essen weiter Wahrnehmen und 
auf Beschlüsse überregionaler Gemeinsch'aften, 
auch auf die Beschlüsse der AI1beitsgemein­
schaH A'lpen1länder, pfeifen werden? (Abg. 
Dr. B I  e n k: Das ist dem Herrn Dr. Reinhart 
völlig ega1l) Aus dieser Sicht, meine Damen 
und Herren, kann in den vorliegenden Be­
schlüssen der Arbeitsgemeinschaft Alpen­
länder -eine p arteipolitisme Albsimt nicht über­
sehen werden. (Widerspruch bei der GVP.) 

Man macht es sich auf seHen der OVP­
Verantwortlichen wieder einmal leicht. Man 
taßt optisch :gut wirkende ,Besch1üsse, über­
reicht s i e  der SPO -Bundesregierung und 'Über­
läßt dann :alles Weitere dieser Regierung . Ge­
schieht -dann etwaIs, so war es der Lande:s­
hauptmann von TirO'l, der Landeshauptmann 
von Sa1.zburg oder der \l.andeshauptmann von 
VODartherg , der etwas durmgesetZJt hat ;  dann 
wird d i e  Feder ,auf den OVP-Hut gesteckt. 
Geschieiht nicht ,gleich etwas oder geschieht 
gar nichts (Abg. Dr. B I  e n k :  Das ist euer 
Handikap, daß ihr so kleinkariert denktJ), 
weH die Forderung nicht -gleich -oder ülber­
haupt nicht realisierbar ist, dann ist es die 
SPO, die versagt . Diese politische AJbsicht 
kann ni cht wegdiskutiert werden. 

Me.ine Damen und Herren ! Wir So_zialisten 
werden aiber auch in diesem Falle nicht an­
stehen, in der Offentlichkeit die hier vorge­
tragenen Forderungen sach.gerecht zu diskutie­
ren und im besonderen für die diesen Forde­
rungen zugrunde H egenden finanzieUen Mög­
lichkeiten Hinweise Z'U 'geben. 

Und nun -zu dem an gekünditgten praktischen 
Beispiel aus dem :Bereich der Hi'senbathnen : 

Die derzeitige L'elistung-Slfähi-gkeit der Achse 
BT,enner i'st un:Z1Ureichend. Die Grenze der 
Leistung_sfiliigkeit w<ird vor ·allem durch den 
zwischen Innsbruck und Bo:zen liegenden Eng-

718 
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paß b estimmt und he,gt bei einer ßietni1ebs­
leistung der Güterzüge von rund 30.000 Brutto­
,tonnen je Tag. Im Durchschn'ütt wurden im 
Jahre 1971  rund 20.700 BruttJotonnen je Tag 
in beiden Richtungen zusammen mit d'er Eisen­
bahn über den Brenner ibefördert. Die Haupt­
ursachen der geringen Leisturugs'fähigkeit sind 
die Ibesduänikte rund nicht mehr veI1größe:rfbare 
Kapazität der Bahnhöfe Brenner und Fraruzens­
feste und die damit 'ZuSiammenhängend,en 
Schwierigkeiten der Gren:zJbehandlungen im 
Güterverkehr, wodurch die Gütertransporte 
oft tagelang verzögert werden. 

Im Jahre 197 1  wurden rund 3,8 Millionen 
Nettotonnen 'auf der ISchiene Ülber den Brenner 
gefahren. Trotz d er unveI1kennbar starken 
weit'eren Zunahme des Straßengüterverike'hrs 
auf der BrennerautOlbahn wird im JlaJhre 1985 
eine Gütermenge von mindestens 6 MiUionen 
Ne1Jtotonnen auf der BrennerbaIhn erwartet, 
w.as einer täglichen Betriebsleistung de.r 
Güterzüge von rund 35.600 Bruttotonnen im 
J,ahresdurchschnitt entspricht. Spitzenwerte in 
bezUig auf den Wochenrihythmus dürften im 
J'ahre 1 985 sicher fbei 42.600 BrutJtotonnen 
liegen. 

Die albsolute LeistungSigrenze der Brenner­
bahn wird daher 'bereit,s vor dem Jalhre 
1985 erreicht werden, v·ermutlich 'bereits im 
Jahre 1979 unter Zugrundelegung des Wochen­
durchschnittes der möglichen Bruttotonnen­
leistung der Güterzüg,e. 'In bezug auf die an 
bestimmten Wochentagen immer wieder auf­
tretenden Sp'i:tzen dürfte die Greruz·e der 
Leistungsfahigkeit sog,ar noch früher, nämlich 
bereits im Jahre 1 974, über,schritten werden. 

Der UIe-Ausschuß P.laJlllung 'empfahl daher 
im iApriil 1 973 den unmittelbar :tJerührten Ver­
waltungen, nämlich der Deutschen iBundes­
bahn, -den Osteneichilschen Bundesbahnen 
und den Italienischen Bundeslbaihnen, mH be­
sonderem Hinweis au/f die bereits erkennb are 
katastroph'a.le Situation des EisenbaJhngüter­
verkehrs üb er den Brenner in den nächsten 
Jahren dringend : 

"alle möglich,en ,Maßnahmen :zur Verein­
fachung, z'Ur Besch'leunigung oder zum Ver­
zicht der Grenz- und ZollJbehand:lung :irm Eisen­
hahngüterverkehr intensivst rund schneUstens 
zu verwirklichen, wodurch -eine wesentliche 
Leistungsste1igerung 'err:eichibar wäfle i 

ia11e be.reiJts eingeleitet,en oder geplanten 
technischen Maßnahmen, die sich mitteUristig 
bis 1985 - noch vor der IFertigstellung der 
ersten größeren Neubauten - realisieren 
lassen, vorrangig mit !besonderer Priorität und 
ge,setzlicher Verpflichtung durchzuführ'en i 

so bald aas möglich über die Auswahl und 
di.e Realisierung der 'längerfristig wirksam 
werdenden Maßnahmen .für eine zukunfts­
orienUerte Modernisli,erung der Brenner'hahn 
im Einvernehmen mit den V-erkehrsmini.stern 
und den Regterungen der 'beteHigten Staaten 
zu entscheiden 'sowi-e di'e erforoerlich-en Vor­
bereitungen und Vorarbe:Hen (FlinanZ'i.erung, 
Kosten-Nutz.en-AnalY'Slen, baugeologi,sche Gut­
achten, Detatilplanungen) einzuleiten . . .  

Zusammenfassend wird 'festges1tellt, daß die 
Modernisierung der ge5amten Eisenbahnachse 
,Brenner', und zwar vor all-em im Albschnitt 
zwischen Innslbruck und BollZano/Bozen wegen 
der vermutlich noch vor dem Jahr 1 985 er­
reichten absoluten Kapazitätsgrenze, wegen 
der ständig zunehmenden betrieblichen 
Schwierigkeiten und wegen der, trotz der 
Effizienz .der BI'enner-Autobahn weiterhin pro­
gressiven Zunahme der Gütertransporte auf 
der Eisenbahn notwendig und unaufschiebbar 
1St. Di1e Brennerbahn hat mehr als 90 Pro­
zent internationalen Verkehr, vorwiegend 
Güterverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Italien. Sie ist daher eine 
Eisenbahnachse von großer internationaler Be­
deutung für die weitere wirtschaftliche Ent­
wicklung und für den Güteraustausch i n  
Europa. Die Modernisierung der Brennerbahn 
muß daJher mit europäischen M'aßstäben ge­
plant und mit OrienHerung ·auf den ständig 
expandierenden europäischen Markt so bald 
als möglich reali,siert weIlden ." 

Und nun einige Worte lZUJffi SpllÜgenlbahn­
projekt. Zum Splügen;ba'hnprojekt ist grund­
sätzlich festzusteHen, " daß das Projekt einer 
neuen Eisenbahnverbindung zwischen dem 
Raum Bodensee und Oberitalien (Lindau­
Bregenz-Chur-Milano) seit langem bereits 
von den Ostschiweizer Kantonen immer wieder 
betrieben wird. Das Projekt liegt vor allem 
im regional politischem Interesse 'd-er Kantone 
Graubünden, St. Gallen, Thurgau, Glarus und 
Appenzell, wird a'ber auch vom Bundesland 
Vorarl1ber.g aufmerksam verfolgt. 

Die SchJweizerischen Bundes bahnen messen 
dem Proj ekt einer neuen Eisenbahnverbin­
dung zwischen dem Raum Bodensee und ObeT­
italien (Splügenbahnprojekt) " - KoUege Dok­
tor Blen:k, bitte j etzt .aufpassen - "keine 
Priorität bei, zumal für die Schweiz der Aus­
bau der Lötschbergbahn (Bern-Brig) auf 
Doppelspur und der Bau einer neuen Eisen­
bahnmagistrale Basel-Milano mit einem 
neuen rund 45 km langen Basistunnel durch 
den GoUhard absoluten Vorrang haben und 
allen Projekten für neue Eisenbahnverbindun­
gungen üstl ich der Got1Jhardroute erst d:ann 
nähergetreten werden soll, wenn die Ver-
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kehrskapazität der au sgebauten Lötschberg­
strecke und der neuen Gotthardroute zusam­
men (rund 40 Millionen Gütertonnen je Jahr) 
nicht mehr aUJsreichen würde . . .  

Die Realisierung des Sp1ügenbahnprojektes 
hätte für die Osterreichi,s-chen Bundesbahnen 
sehr nachteilige Auswirkungen, es würde Ver­
kehrsströme von der Brennerroute ableiten 
und damit unvermeidbare Verluste im Transit­
verkehr über den Br,enner zur Folrge haben." 

Osterreiich muß daJher "allen Initiativen, die 
einer Realisierung d e s  Splügen'bahnprojektes 
gelten, mit besonderer Vors'icht und Zurück­
haltung bege,gnen · · . 

Das Proj'ekt SpLügenb ahn kann daher eI1st 
dann diskutabel sein , wenn die Staaten 
Schweiz, Osterr.eich und Jugoslawien Ver­
handlungen aibg-eschlossen /halben, um eine ge­
meinsame Untersuchung des Gesamtproblems 
der Alpenübergänge im Schienen- und 
Straßenverkehr durchzuführen (Abg. Doktor 
B I  e n k:  Sagen Sie das als Tiroler, als 
Sozialis t oder als was sagen Sie das? 
In welcher Eigenschaft sagen Sie das?), um 
zweitens -gemeinsam Pr:iorHäten für dJi·e Ver­
kehrsver,besserungen zu vereinharen und 
scHließlich um 'gemeinsam Finanzierungsmög­
lichlkeiten für die in den nächsten J'ahren not­
wendig werdenden V,e rlbesserungen der Ver­
kehrsinfrastr,UJkturen zu eIiforschen und zu ent­
wickeln . 

Und nun, mei.ne D amen und Herren, wie 
stellt sich di'e AIibeitsgemeinschaH Alpen­

länder zu dies,en Probl emen ? Sie fordert ledig­
lich. 

"Die Ar,beitsgemeinschaJft spricht sich für 
den Bau von Flachbahnen 'als Nord-Süd­
Querung der Allpen aus .  Sie 'hält den Neubau 
einer FlachJbalhn unter <lern SplÜlg,en und den 
einer unter dem Brenner für dringlich." 

Angesichts meiner Ausführungen , die sich 
auf internationale Erk enntnisse und auf Unter­
lagen der Osterreichischen Bundeshahnen be­
ziehen, glaube ich, d aß diese Forderung der 
Anbeitsg-emeinsdl'aft Alpenländer ein wenig 
vorei.1ig 'g-etroffen word en iSit un.d daß sie der 
s achlich-en G rundlage entJbelhrt. Ich möchte 
nicht nochmals daraUlf .zullück'kommen und 
fragen : Wie waren die FinalllZierungsvor­
schläge der Ar-beitsgemeinschaft Alpenländer ? 
Von denen ist j a  IbekannNich in diesem 
Schreiben Ib€lziehungsweise in dies-en Be­
schlüssen ülbel'haupt.' n ichts enthalten. Damit 
komme ich lZum Schluß, meine Damen und 
Herren. 

Der Regi'Onalp'lanung, der Regiona11politik 
und insbesondere der ülberregionalen Pl anung 
ist das größte Inter-esse ,bei'zumessen. Int.eresse 
kann a!ber dann nicht bekundet werden, wenn 

"K'antönligeist" voriher,rscht. Es muß diese 
Regionalplanung unter Hintansetzung der 
Eigeninteressen und unter Einordnung der 
Gesamtinteressen erfo1gen. Nur dann ist t!s 
möglidl, daß man ü1ber die Grenrzen hi,nw.eg 
Maßnahmen treffen kann, die allen Menschen, 
allen arbeitenden Menschen 1n EUTOpa und 
insb esondere in den GrelllZgebieten dien[ich 
sind. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Albgeordnete Dr. Stix. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordn.eter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dent!  Hohes Haus! Ich bin verwundert über die 
klleinliche Kritik meines Herrn Vonedners an 
der Arfbe'itsgemeinschalft Alpenländer. Er hat 
in sehr detaillierter Form prarteipolitisChe Er­
wägungen , Komp etenzÜlberlegungen unter die 
Lupe genommen und diesen eine Bedeutung 
und ein Gewicht geg-elben , di,e bei einer Zu­
sammensdlau der gesamten Entwicklung 
eig-entlich ,nicht tbe rechJHgt sind . Denn wir 
dÜllfen doch nicht nach dem SpruCh verfahren : 
Irden Wald vor lauter Bäumen nicht sehen" , 
sondern wir müssen vielmehr ·erkennen, daß 
sich mit der AIibeits,gemeinschaft A'lp enländer 
etwas entwickeIlt, dias i,n ,den größ.eren Zu­
s,ammenhang der europäi schen Einigungsbe­
stre!bungen h�neiIllgehö.rt . 

Es ist doch so, daß das Fernrziel eines ver­
eini,gten ,Europas, das wir anstreIben, ein Zu­
sammenwachsen auf mehreren Ebenen gleich­
zeitig epforder.t. D a  ist einmal die Ebene der 
Staaten. Da ist zum zweiten mindestens gleich . 
wichtig die Ebene der Völker und Volks­
gruppen. Es gehört aber dazu auch die Ebene 
der Regionen, die -melhrere Staats'gebiete be­
r'Ühren. In diesem Sinne ist das, was sich mit 
der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer ent­
wiCkelt, sicherlich ,e\in wertvoller B eitrag zu 
der europäischen Einigung. 

Es ist notwendig, daß auf a'llen d.fei Bbenen, 
auf der 'Ebene der rSta'aten, der Völker und 
der Regionen, 91eichzeiUg ein Fortschritt voll­
zogen wird , und es ist daher auch -wichtig, 
diese paralleIl Il aUlfenden Prozesse 'zu integrie­
ren . Es 'liegt etwa auf der Li'nie des Europa­
rates , lauch die europ äischen Regionen IZU for­
cieren und in den ,Einigungsprozeß eilllZubin­
den . Hier wäre wichti g , daß die Al1beitsgemein­
schaft Alpenländer einen BI1ückenschl.ag zu 
der in die ,glejche Richtung 'zielende Bestre­
bung des Europ'arates viOUzi,eht, sodaß sie nicht 
nur als Arge-Alp ihre Bedeutung hat, sonde-rn 
darüber ilünaus aIs ein Blement des B eitrages 
der Regionen zum europäischen Integrations­
pmzeß. 

Es darf natürlich auch nicht ülb erseihen 'Wer­
d-en , daß bei der Fra'ge der Arlbe itsgemein­
schafit Alpeniländer dias Probllem der Nord-
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Süd-Integration nelben dem Problem der Ost­
West-Integration eine RoHe spi elt. Das ist 
nicht zuletzt eine Herausforderung an die 
österreichische Polit�k, und ich g.lall'be, daß 
das i,n diesem Fall die Bundesregierung richti g 
erkaIllnt hat. 

Wenn der ,Bericht des Herrn Bundeskan'Zl·ers 

mi,t der Festste'llung schiließt, daß die Bundes­

regierung bestreJbt sein wird, nach Möglichlkeit 

die in ihre Zuständigkeit falllienden Schritte zur 

Erreichung der oben ziti erten BesdJ.1lüsse und 

aufgezeigten Ziele rzu unternehmen, so zeigt 

das meines Erachtens e i'ne treffendere Ein­

s chätzung dessen, was s ich hier voHzieJht, als 

in der kleinkarierten Kritik meines Herrn 

Vorredners ,zum Ausdruck gekommen ist. 

DeTzeit ist die Arfbeitsgemeinschaft Alpen­
länder ein F.orum gewisserm aßen zur IAlbstim­
mUllig der gegenseitigen Ansichten und Ab­
sichten zu gemeinsam berührenden PrOlblemen. 
In diesem Sinne handelt es sich zweilfelsohne 
um eine praktisCh selhr ,wertvome Koordina­
tion. Es ist 'eine andere Frage,  a,b er dennoch 
eine unt eTgeordnete Frage, das 'nun in Uber­
einstimmung 'Zu !bringen mit den Kompetenzen, 
wie sie eiben ,aus der staatl ichen Gliederung 
dieses Teiles Europas 'erwaChs en. Das ist ein 
wichtiges,  aber ein untergeordnetes DetaHpro­
blem. Dom'inierend ist der politische WHle zur 
ZusammenaIlbeit über die Grenzen und zur 
Zusammenarbeit mit dem Ziel, größere Räume 
einander näherzubringen. Ich glaube, man 
darf hei aller Kritik am DetaU dieses große 
Moment nicht ülbersehen. 

sammenfinden und Kontakte über die Grenzen 
hiruweg pflegen. Ich erinnere in diesem Zu­
sammenhang nur an die schon mehrmals statt­
gefundene ,uberalle Bodenseetagung. 

Aber iCh persönlich Ihalte das für eine un­
gute Entwicklung . Der Gedarrke der Arbeits­
gemeinschaft Alpenländer ist so wertvoll, daß 
er nicht durch parteipolitisChe Machinationen 
un d ParaQilelentwicklungen gefährdet, womög­
lich verfälscht oder g a r  umgebracht werden 
sollte. Aus diesem Grunde - ich betone das 
noch einmaJl - ist es notwendi'g, daß in dieser 
oder Jener Form die VoJJksvertreter der b e­
teiligten Länder in der Regi.on in diesen Pro­
zeß der Regionalpolit1k eingebunden werden. 

Das ist e in Appell, den m an gerade aus der 
Verantwortung vor der gesamten regionalen 
Entwicklung in Europa erheben muß. Ich habe 
schon erwähnt, daß der Europarat selibst be­
strebt ist, die regiona'le Entwkkllung in Europd 
voran'Zutreiiben und zu fördern. Es .bietet sich 
daher an, daß auch von ,seiten der Arlbei ts­
gemeinschaft der A.Ipenländer di'e Querver­
bindung hergestel'lt wird zu diesen Bestre­
bUIllgen des Europarates und das Ganze damit 
herausgehoiben lwird ·aus der EIlIge eines !föde­
r,alistischen nenkens auf die Ebene des europä­
ischen Einigungsprozesses mit dem Ziel, ein 
wesent!1iches Ellernent dazu 'beilzutragen. 

Wenn die Alibeitsgemeinschalft Alpenländer 
diesen Weg nimmt, so ist das ganz lauf der 
Lini,e unserer freilheitlichen Vorstellungen und 
würde von uns begrüßt ,werden. (Beifall bei 
der FPO.) 

Natürlich 'hat die Alibe'itsgemeinschaft Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Alpenländer auch einen Schön'heitsfehller, und ist der Abgeordnete Dr. Errnacora. Ich ertetile 
sicherlich ist das sog,ar mehr als ein Schön- es 'ihm. 
heitsfe!hler - es ist ,dies auch aus den W.orten 
von Herrn Dr. Rein!hiart herausgeklungen -: 
d aß nämlich die Arge-A'lp nur Vion den Regie­
rungschefs, von den Landesregi erungen, Pro­
vinzialregierungen, KantonaJlregierungen 'ge­
biildet wird. Die Spitzen der ExeJkutive sind 
unter sich. Es fehlen in der Arye-iAlp die 
Volksvertreter. Deren Einlbindung ist allein 
schon deswegen erforderlich, um parteipOliti­
sche Kon:kurrenzl1nternehmungen IZU vermei­
den. Gegenwärtilg droht diese iSituation ; das 
ist gar keine Frage. Und auch aus den Worten 
von Herrn Dr. Reinhart war schon herauszu­
hören, wie sehr die Dominanz christliCh­
konservativer lRegierungschefs in der Arge­
Alp die Sozialisten nicht ruhen läßt - und 
auch nicht ruhen hat lassen -, ihrerseits 
Paral'lelorganisationen, ParalHelveranstaHun­
g en aufzuziehen. 

Ich verstehe in diesem Zusammenhang 
durchaus diese BestreIbungen der Sozi'alisten, 
und es ist j a auch zu beobachten, daß sich in 
diesem Raume di,e freiheitlichen Kräfte zu-

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Dieses PlapierChen 
- das ist der Sericht III- 1 1 3  - schien es zu­
nächst nicht d er R!ede wert, daß man darülber 
diskutiert, ,s'o dünn ist es und so scheinbar 
nichtssagend ist es . Alber ich 'bin Ifrolh, daß sich 
hier eine Reihe von A:bgeordneten gefunden 
hat, um - vielleicht auch unter Ausschluß 
der Offent!lichkeit - diese Fmge p.arlamenta­
risch !Zu Ibehanden. Denn 'es ist das erste M,al , 
daß in diesem Parlament ein Sericht ülber ein 
Element des europäischen Regionalismus dis­
kutiert wird. 

Was ist dieser europäische RegionaJismus? 
Hier muß man einmall doch mit eini,gen Wor­
ten weiter ausholen, um auCh die AusfÜ'hrun­
gen des Herrn Abgeordneten Dr. Reinhart in 
den richtigen Kontext zu stellen, wenn ich mir 
das so z'u s.agen erlauben darf. Der europäische 
Regionalismus ist in diesem Zusammenihang 
ein sogenannter grenzl'Üiberschreitender Regio­
nalismus, das bedeutet Zusammenarbeit von 
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an den StaatsgreßlZen liegenden Regionen und 
die ZusammenaIibeit Ülber diese :Staatsgrenzen 
hinaus. Und das scheint, wie Herr Dr. Stix 
gerade ausgemlhrt h,at, ein ganz entscheiden­
der IBeitraog zur europäischen Einigung 'Zu sein. 

Herr Außenminister Kirchsmläg er hat diese 
PrOlh1ematik 'am 25. J'änner 1972 (he rausgestellt 
und die Bedeutung dieser Ko operation im 
grenzüberschreitenden Region ali smus betont, 
er hat allerdings .mit einem Nehenslatz ange­
deutet daß er diese Zusammenar1beit als ein 
Eleme�t des iEntsp,annungsprOlz e sses sieht. 
Man wird ,sich die Frage 'steille n  dürfen, ob 
der greooÜJberschreitende Regionalismus des 
Europarates tatsächlich ein solches Mittel sein 
soll. 

Der Herr Abgeordnete Dr. R'einhart hat die 
Sache so dargestellt, als würde man mit dieser 
Ar1beits!gemeinschaft der Alp enregionen ein 
völlig es Novum im europäisch en Bereich 
haben. Da muß man sich von 1 964 an die Be­
richte über den gren:züberschreitenden Regio­
nalismus \Zu Gemüte ge�ührt haben, um ,zu er­
kennen, daß die Tiroler Landesr egierung ein 
ungemein bedeutendes Problem europäischer 
Einigung an der B asi's aufgegriffen Ihat. Es war 
der Initiative dieser Landesregie rung ,zu ver­
danken , die - das muß auch in der Offentlich­
keit gesagt werden - ja keine 'sogenannte 
konservative Landesregierung ist,  die ja eine 
Landesregierung ist, in der 'auch die S ozial i­
stische Partei Osterreichs ihre Mi tglieder hat. 
Da ist ja nicht nur ein monokratischer Landes­
hauptmarin, sondern eine 'kolleg i ale Landes­
regierung. Daher sind Ihre Äußerungen, Herr 
Dr. Reinhart, doch zumindest als überspitzt 
anzusehen, wenn Sie diese Regi erung als kon­
servativ bezeichnet haben. 

,Man muß nur die Entwicklung des europä­
ischen Region a!lismus ebwas genau e r  ans'elhen : 
Da haiben wi,r die A'lp en-Rhöne-Region (Zwi­
schen Italien und Frankreich, da !halben !Wir die 
Regio B asilensis zwischen Deutschliland,  der 
Schweiz und Franlk,rei ch, wir halben eine 
Region in Blandem l'ZJwischen Frankreich und 
Belgien,  wir haben in Brabant eine Region 
zwischen Be'lJgi en und den Niederl1anden, wir 
haben die Rhein-Ems-Region , und dann haben 
wir in dem Bericht Ides Europ ar ates heraus­
gestrichen die Kooperation 'zwi schen Italien, 
Jugos'lawien und Osterreich, die Region 
Friaul-Julisch-Venetien , Kärnten und ISlowe­
nien , die bere its 1 948 begann. Dann finden wir 
in den BemÜlhungen der Arbeitsgemeinschaft 
die gemeinsame Regionaltplanung.  Fernt'r 
haben wir das Kontaktkomitee als ein Muster­
beispi el der Kontakte 'Zwis chen Landtagen , 
das 'Zlwischen No'rd- und Südtirol e ingerichtet 
wurde und seit 1 970 regelmäßig Sitzungen 
abhält. Damit in Zus ammenhang steht nun 

di ese A'lp enrelgion dank der Initiative der 
Landesregierung von Tirol und vor ,aUem des 
Tiroler Landes'hauptmannes. D.a 'haben wir 
zunächst das Treffen Bayern, Südtiorol , Grau­
bünlden, LomlbaI1dei, ISallZburg , Tiro!l und Vor­
arl.berg in Mösern im J,ahre 1 972. 

Heu Dr. Reinhar,t Ibekl.agt sich, d aß d as 
kons erv,ative Regierungen s eien. Ich würde 
sagen, die Bevöllkerung ist  verantwortlich 
da.für daß diese ,Länder, di e in der Alpen­
regio� liegen, -eiben von kons ervativen Regie­
rungen 'getragen wer1d'en, wen n  Sie so wollen. 
Was ist d aran Sch'lechtes, 'we n n  diese Länder 
dera,rtige Regierungen !halben und von solchen 
Regierungen getragen werden? 

Wir ,halben im Aprill 1973 die Konferenz zu 
R ottach-Egern , im September 1 973 'd ie Kon­
ferenz in Bozen und im Jlathre 1 974 die Kon­
ferenz zu Sdlruns. Ich würde doch heraus­
steillen, daß diese Konferenzen eine ganz be­
deutende Erscheinungsform des europäischen 
Regionalismus in der Alpenr e gion lsinld, und 
nur von Ihrer ISeite, Herr Dr. Rein1hart, wird 
nun das Pmblem verideoUogisier-t und ver­
p olitisiert. Denn in dem Moment, wo m an von 
Ihrer 'Seite die Bedeutung 'der Gründung -oder 
die Bedeutung der Initiativen der Alp enregion 
erkannt hat, hat man eine sogenannte poli­
tische Paral.lelaktion 'gestarte t , nämlich die 
AI1beHsgemeinschaift sozialdemokratischer Ptar­
teien der Alpenregion . (Abg. Dr. B I  e n k: Was 
ist denn repräsentativer, meine Herren?) 

Ich möchte 'daIlauf aUlfmeI1k'salffi machen, daß 
diese sich unmitte]bar nach den Bemühungen 
des Landeshauptma.nnes Wa!lllnöfer unter der 
F'ührung des Herrn .ßundeskanzlers in Ig1s 
zusammengefunden haben. nort haben sie be­
gonnen, die Konkurrenzaiktion 'und die Para 1-
lelalktion aufIZuIbauen. In der  Diskussion zu 
Igls kommt es 'zu teiner Vorstellung übe r  den 
europäischen Regionalismus, die bedeutend 
weiter reicht, ,als es die VorS!tellung des Euro­
parates ist, ,närrnlich, sie wollen eine Trans­
versale, die über 'den Europ arat hinaus bis  
nach BuUgari:en reicht. 'Das lWIar die Zielsetzung 
in J.gls. Herr BundesikalIlJZler '�reisky hat im 
Jahre 1 973 in Schärding von d e m  "grenzüiber­
schreitendten Pendelverkehr" g e sprochen, und 
d ann ha,ben Sie in der ,Arb eits g emeinschaft : n  
Hofgastein 1 973 Di'Skussionen über die geo­
graphi sche Zentralalpenregion ,a:bgeführt .  

Nun hatben Sie auch das politis che Strutktur­
problem herauSigestellt, die Forderung, daß 
die Landesparl amente mit eingeschaltet wer­
den sollen. Ich d'arf Sie aber 'darauf aufmerk­
sam machen, daß zumindest '�ür den Bereich 
des Bundeslandes Tirol die L andesregierung 
am 27. April 1973 an den Landtag üb er die bis­
her von der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer 
en tfaltete Tätigkeit Bericht e rstattet hat. Ich 
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h.abe die Protokolle des Landta.ges nicht nach­
gesehen und halbe nicht feststellen können, wie 
rege im :Landtag die Beteiligung ,an der Dis­
kussion dieses Beschlusses :gewesen ist.  

Nun ihaben /Wir den Bericht des Bundes­
kanz'lers ü'ber den Beischluß der :AIibeitsge­
meinschaft Alp enländer vor uns. Es ist der 
erste Beschluß , der gefaßt un1d über den be­
richtet wurde. �as ist nun hier geschelhen? 

Auf ·der einen Seite halben wir eine relativ 
dü:I1ftitg e Erklärung des Heun Bundeskanzlers. 
Das !heißt, s eine g,anze Erklärung im Zusam­
menhang mit diesem B ericht besteht aus vier 
Zeilen : "Abschließend darf ich betonen, daß 
die Bundesregierung bes�trelbt sein wi-rd, nach 
Möglichkeit die in ihre Zuständi'gkeit fiallen­
den Schritte zur Er,reichung der in den oben 
zitierten B esdllüssen aufgezeigten Ziele z u  
unternehmen." Das heißt nichts anderes, als 
daß der Her.r IBundesikanzler den ers ten Be­
schluß der Allbeitsgemeinschaft sozusagen be­
stätigt un1d diese Nachricht Idem Hohen Haus 
übermittel ihat. Damit stehen Sie, Herr Albge­
ordneter Dr. Reimlhart, in vo1lem Widersp-ruch 
zu der Awf.fassung, die der Herr Bundes­
kanzler in diesem Bericht aus'gesprochen hat. 
Aber 'wie schon richtig .ausgefüihr't - und dias 
muß ich sagen - stelhen ISi e  auch im vonen 
Widerspmch zu dem, was der Heu Staats­
sekretär Vese'lsky im VeI"fassufilgsausschuß 
ausgeführt Ihat, \denn der Herr Staatss�k.retär 
Veselsky :hat unter ,anderem aus,gefÜlhrt, daß 
dieser Bericht der tArbeitsgemeinschaJft Ziel­
setzungen formUllient, die von der Bundes­
regierung verfolgt werden. 

Ich möchte -weiter hervorhelben, daß der 
Herr Staatssekretär sich im Vellfiassungsaus­
schuß sel1bstverstän1dlich noch -weitergehend 
geäußert und verschiedene andere Aus s agen 
zu diesem Ptrojelkt gemacht Ihrat, daß er aber 
auf die Bedeutung Ider A1lpenregion und der 
Arbeitsgemeinschalft nicht eingeg,angen ist. 

Allendhfiigs i'st dite Aussage des Herrn Staats­
sekretärs nicht 'selhr aUlf'l'e'gend. Er 'hat darauf 
hingewiesen, daß man tnach Möglichlkeit etwas 
tun ,werde. In vier Zeilen hat er das gesagt. 
Aber was wird man !denn tun? W,as lfä:llt denn 
in die Zuständigikeit der Bundesregierung, 
Herr Staatssekretär, um diesen Beschluß der 
Alpenregion weiter durchzutfiühTen? Ich möchte 
hervorheben - und hier gLaube ich, sind WH 
einer Meinung, sowohl Sie, Herr Dr. ReinJhart, 
als Herr Dr. Stix, als auch ich -, daß gewiß 
in weiterer Vertfdltgung der Idee der AJlp en­
region die Kooperation ·aller  politischen KTäfte 
notwendig 'Sein wird, sodaß es nicht zu einer 
Polarität bei  d ieser wichtigen europäischen 
Regionalisierungsaufgabe kommt, einer Pola­
rität, die Sie, meine Damen und Herren zu-

mindest von den - ich -würde nimt sagen von 
der sozi'alistischen FrakHon, aJber von den -
sozialistischen Fraktionen der Bundesländer 
henbeigefülhrt h.aben. 

Ich ·glaube, es rwäre gefährlich, wenn dieser 
Ansatz 'europäischen Regionalismus in Mittel­
europa in den Alpen durch eine rein politische, 
ideologische, parteipOllitische -Aktion zu einer 
parteipdlitischen Regionalisierungsp olitik füh­
ren müßte. Ich würde auch sagen , daß die 
Grg-ane des Europarates selbstverständlich 
keine 'große Freude hätten, wenn deren Idee 
vom :region;a'lisierten Europa nun die Idee 
eines parteipolitisch regionalisierten Europa 
gewesen wäre . Ich würde meinen, daß der 
Herr 'Bundeskanz.ler, der ja .bei j eder Gelegen­
heit von der Europ_areife gespTOchen hat, sich 
diese Utberlegungen auch zu eigen machen 
sollte und mit der Durchführung seiner Ver­
sprechungen einen Beitra.g nicht nur zur 
Europareife, sondern auch 'zur Regionalisi'e­
rufilg der Alp enregion leisten Ikönnte. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist  der Abgeordnete Heinz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Heinz (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Hau s !  nie heutige Debatte über den 
Bericht des Bundeskanzlers IZU BeschhiSisen 
der :Ar,beitsgemeinschaJft A<lpenlländer 'gibt uns 
nicht nur Gelegen'heit,  zu Fragen des tl1ans­
alpinen Straßen- und Schienenverkehrs Stel­
lung zu nehmen, sondern auch kunz !Zu den 
hier !bereits mehrmals genannten ,Bemühun­
gen der Arbeitsgemeinschaft Demokratischer 
Sozia.listen, Idi'e auf die Bildung eines Alpen­
rates alhzielen. 

'Dieser Alpenr,at, der an die SteLle der 
ArbeHsgemeinschaH Alpenländer treten s oll, 
soH sich nach unseren Vorstellungen aus Ver­
tretern der Parlamente und Vel1waltungen der 
Länder der .zentIlaIen A'lpenregion Izusammen­
s'etz'en . Im einzelnen sehen die Grundsätze zur 
Bildung dieses Alpenrates folgendes vor : 

1 .  Eine optima1e Entwicklun'g der Gesell­
schaH lund Wirt!scha.ft im Alpenrraum 'setzt eine 
grenzüberschreitende regionale Zusammen­
arbeit insbesondere bezüglich Raumordnung, 
Umweltschutz, Energiewi'Ttschaft, Verke'hrs­
wesen, FremdenverkeIhr, Land- und Forstwirt­
schaft, Bildungswesen und Kultur voraus. 
Diese Kooperation soll vor allem von den 
Parlamenten ·und Re.gierungen getragen wer­
den, dUTCh Idie aber 'Zusätzlliche multilatera l e  
Kontakte etwa v o n  den Gemeinden o d e r  von 
Verbänden nicht ausgeschlossen werden. 

2. Dabei sind die verfassungsrechtlichen Zu­
ständigkeiten zu berücksichtigen, eine selb-
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s tändige AußenpolitiJk aulf LäJnderebene ist  
unerwünscht und un�weckmäßig und wird 
d aJher nicht IbeaJbsichtilgt. 

3. Die gesamte Alpenregion von den See­
alpen bis zum Wiener Becken ist  für eine 
erfolgversprechende regionalle Zusammen­
arbeit in ülberschaubare Teitlregionen zu Iglie­
d ern, eine Zusammenarbeit dieser Teilregio­
nen in gemeinsamen Angelegenheiten muß 
j edoch sichergestellt IW·erden. 

4. Zur Beratung .gemein'Siamer Angelegen­
heiten, füT :den Illllformationsaustausch und zur 
Erarbeitung von Vorschlä'gen wird ,für den 
zentralen Alpenraum ein "Alpenrat" gegrün­
det. 

5 .  Dieser <zentrale Alpenraum umf.aßt d as 
Fürstentum Liechtenstein und folgende G e­
(bi ete der BUndesrepublik Deuts chll ood , Ita­
l i ens, Osterreichs und der Schweiz : Bayern, d i e  
Lombardei, Südtirol, Tlrentino, Salzburg, Ti rol ,  
VorarllbeI'lg, Appenzell, Graubünden und Sankt 
Gallen. 

6. DeT Alpenrat setzt 'Sich aus 65 Mitgliedern 
zusammen, von Idenen nach 'folgender Auf­
t e i'lung 39 von den Parilamenten und 26 von 
den Landesregierungen nominiert weTden : 
Aus ,der BundesrepUlbli'k Deutschland 1 5 ;  9 V'On 
den PaI1].amenten und - die !Zweite Zahl -
6 von den Lanldesre'gierungen. Dalbei kämen 
diese aus 'Bayern. �us Italien wieder 1 5 , 
9 von den Parlamenten, 6 'Von den Regierun­
g en , aufgeteilt auf die Lombardei, Südtirol und 
Trentino je Si wdbei j edes dieser Länder wie­
d e r  3 aus den Parlamenten und 2 Mitglied er 
von den Regierungen entsenden soll. Aus 
Osterreich ebenfalls 15 ,  wieder 9 zu 6, aUifge­
tei,lt a:uf die Länder SalLZIburg, Tirol und Vor­
a rlberg je 5, wieder aufgeteilt 3 zu 2. Aus de-r 
S chweiz wieder 15 ,  iaUlfgeteilt 9 zu 6, unter­
geteilt in die Kantone Appenzelll, Graubünlden 
und St. Ga'llen, je 5 Mitglieder, -davon 3 von 
den Parlamenten und 2 von den Regierungen ; 
und !schließlich aus dem Fürstentum Liemten­
s tei.n weitere 5 Mitglieder, 3 'vom Landtag und 
2 aus der Landesregierung. 

7. Bei der Entsendung ist auf die ve:r1hält­
n i smäßige StäIike der Parteien in den ent­
s emdungsberechtigten Gremien Rücksicht zu 
n ehmen. 

8. Den Jeweiligen Vorsit'zenden steHt d i e  
Del egation des Jür den Tagungsort örtlich 
zustärndigen Landes. '  Für die Verhandlungs­
führung gilt sinngemäß die Geschäftsordnung 
j en es Regionalparllamentes, in dessen ört­
l i chem WirkungSibereich die Sitzung statt­
findet. 

9. Jedes Land trägt seine Delegationskosten 
s elbst. 

1 0 . <Der 'Allpenl'at kann den Parlamenten und 
Regierungen der ,zentralen AI'Pemegion, n i cht 
aber den PaTlamenten un1d Regierungen der 
Bundesstaaten oder Italiens Empfehlungen 
übermitteln. 

Kommt in einer ,sache keine einheitli che 
Auffassung !Zust'ande, so ist die Meinung der 
Me\luheit als Emp'fe'hlurug und die Meinung 
von Minderheiten al's Minderheitsbe'richt wei­
terzuleiten. 

Diese Beschllüsse haben ,für die regionalen 
Parlamente und Regierungen Ikeine veI1bind­
liche WiI1kung. 

A'bschließend fordert die Arbeitsgeme in­
schaft demokratischer Sozialisten der .Allp en­
region die Partei,en und Regierungen der von 
mir ·genannten 1 1  Länder auf, lzu diesen Vor­
schlägen Stellung ,zu n ehmen. 

Hohes Haus ! Die ersten Reaktionen der in 
Fl'iage kommenden Landesregierungschefs 
zeigte allerdings - und wir ihalben dies auch 
heute in der Delbatte wieder 'gehört -, d aß 
die joeweiUgen Landesregierungen wenig 
Freude an der von uns geforderten Auswei­
tung der Kontaktgremien um Albgeordnete 
zei'gen. Die A1bg·eordneten der j eweiligen Län­
derpar,l amente soHen n.ach iihrer An'Sicht nach 
Möglichkeit von d e n  ·gemeinsamen Beratungen 
der Alpeniländer ausg'esdllossen werden. 
Heute tkönnen sie ,sich erst nach erfolgter 
Abspr,ache in den ILandesparlamenten mit den 

gef,aßten Besch'lüssen auseinandersetzen. 

Bür uns is,t die IArlbeitsgemein'schaft A'lpen­
länder, wie s i e  !heute ,besteht/ ein erster 
Schritt !Zu gr'enzen<ÜJberschreitender regionaler 
ZusammenaI1beit. Wir hoffen j edoch, daß es in 
abselh.barer Zeit zur Bildung des von den So­
zi,alisten ,der zentralien Atlpenregion geforder­
ten Alpenrates kommen wird. Ich daIif hier 
k-UliZ auf einen Artikel in der "Tiroler Tages­
zeitung" vom ' 1 8. Februar 1 974 verweisen, wo 
geschrieben wird : 

"Uber d'en Grundgedanken der iSozialisten 
der ,Arbeits'gemeirnschaf,t IAllpenregion ' 'k·ann 
man gerwiß reden. Warum Iso111 die IniUative 
der acht Regierungschefs der ,Arbeitsge mein­
schaft Alpen'länder' nicht durch ein alpen­
regionalles Gremium von Farlamentarie rn er­
gänzt werden. Es ist auch nichts dagegen zu 
sagen, wenn di eser ,klpenrat' von vornher'ein 
in einer Größe konzipiert wird, die Opposi­
ti ons- oder Minderh eitspalrteien die M i twir­
kung einräumt." 

Am Schluß dieses Artikels (heißt es : "Gut 
beraten sind ailJlerd ings auch die anderen, 
wenn 'sie üJber einen Alpenr.at als parlamenta­
risches Pendant zum alpinen R<egierungsk,lub 
leidenschaftSIlos nachdenken." 
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Wenn es Q;U diesem Alpenrat kommt, dann 
wird es sich j a  weisen, ob die vom Aibgeord­

neten Dr. Blenk genannten A'lpweiden oder 
der geplante Bau von Atomlkraiftwerken dring­
licher zu ,beraten sind. Wir glaUlben nämlich, 
daß dieses T-hema wicbltiger wäre. (Abg. Dok­
tor B 1 e n k: Ich habe nichts von Alpweiden 
gesagtl) Gegen den IBau der Splügenlbahn, wie 
sie Ihier besprochen wurde, ist vor a:llem dann 
nicht-s einzuwenden, wenn für Osterreich e1ne 
erträgliche Form der Finanzierung gefunden 
wird. Man wäre fast verleitet, wenn man 
diese De'batte hier heutle gehört hat, 'Zu sagen : 
Um das G eld der Schiwei-zer ist uns nichts zu 
teuer . Einzuwenden gegen die Sp'lügenlba'hn 
ist grundsMzilich aus VO'rarlherger Sicht schon 
des'halJb nichts, weH die Sp1ügenbalhn für Vor­
arl:berg ·größte B edeutung hat. (Ruf bei der 
GVP: Sagt Reinhart!) Salge ich ! 

In den kommenden Ja1nren sind meines Er­
achtens -für uns-er Land j edoch die Lösung der 
ei·genen Eisen1bahnprob'leme wichtiger. Es ist 
für uns wichtitger die Fertigste:H·ung des 
großen GüteI1balhn1hO'fes in WoIfurt. Es ist für 
uns wichtiger der zweigleisige Auslbau des 
Eisenb ahnnetzes in den westlichen Bundes­
lände·rn . Es ist für uns wichUger die Verlegung 
der Eisenibahntrasse im Riaum Bregenz . Es ist 
für uns wichtig-er der la'Winensichere Ausbau 
der Arlbergrampe der Bundesbahn und andere 
Dinge mehr. 

Nun gibt es aber die Notwendigkeit der 
Koordination der verschiedenen raumplane­
rischen Aktivitäten, und diese Koordination 
stellt s ogar ein gesellschaftspolitisches An­
liegen erster Ordnung dar. Ich gl'aube , daß 
gerade das die Ursache da�ür war, daß dieser 
unkontroversielle Bericht derartige Beachtung 
gefunden hat. Wir glauben, daß es notwendig 
ist, den Feststellungen der ersten uIlld zweiten 
Raumordnungsministerkonferenz Rechnung zu 
tragen. Dort wurde gesagt, daß Raumplanung 
in Buropa heute e1n gesamteuropäisches An­
liegen ist, und das bedeutet, daß man in 
Europa auf dem G ebiete der RaumpLanung 
eben zusammenarbeiten muß, daß die Nach­
barstaaten direkt angesprochen sind, mite'in­
a nder zu arbeiten, und daß auch die Regionen 
angesprochen sind, d'ir.ekt miteinander zu 
arbeiten. 

Ich glau'be,  w.as wir benötigen, ist ein er­
höhtes Maß an Selbstverständnis, wenn der­
artige Schritte der Zusammenarbe.it getan 
weIlden, wenn Zusammenarbeit eing.eleitet 
wird auf dem Gebiete des Kontakts von Bun­
desländern zu BundesläIlldern, also auf regio­
naler Ebene, daß das etwas Positives darstellt. 
Ebenso wie es pos.itiv zu beurteilen ist, wenn 
auch zwischen den Gesamtstaaten de:r:artige 
Kontakte hergestellt werden. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß zwischen Osterreich und der 

A.lles in a1llem hoffen wir alber auf eine Bundesrepublik Deutschland ein regionalpoli­

VeIibesserung der regionalen ZUSIammenarbeit tisches Abkommen betreffend die Koord'ina­

lilIld werden den vorliegenden Bericht des tion der Regionalpolitik im Grenzraum ge­

Bundeskanzlers über die Beschlüsse der Ar- schlossen wurde und daß wir damit auch ein 

beitsg.emeinschaft .gern zur Kenntnis nehmen. Dach für regionale Kontakte zwischen Bun­

(Beifall bei der SPO.) desländern auf östeneichischer Seite und Län­

Präsident nr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich Staatssekretär Dr. Veselsky. Ich er­
teile es ihm. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Herr Präsident! 
Hohes Hau s !  Eine keineswegs kontroversielle 
Vorla,ge , ein Bericht hart heute immerhin fünf 
Würtmeldungen hervorgerufen, und ich 
gllaube, es sollte dies Anl,aß sein, einige Uber­
legungen amzusteHen. 

Wir halben das erste 'Mal ·einen Bericht über 
regionalpdlitische !Zwischenstaatliche Zusam­
menaI1beit erlebt. Daß füI1lf Wortmeldungen 
dazu erfo1gten, ;beweist und unterstreicht das 
Interesse. Warum halben wir bisiher keine 
solchen Beri chte gehabt, die das Parlament 
beschäftigten? Aus dem einfachen Grund, weil 
R.aumplanung der öst-erreichischen Bundesver­
fassung ein fremder Kompetenztatbestand war 
und weil "für Raumplanung je  nach der Mate­
rie, die angezogen wi rd , entsprechend ent­
weder Landeskompetenz Ibesteht oder Bundes­
k omp eteruz:. 

dern auf der Seite der deutschen Bundes­
republik zur Verfügung stellen. 

Was aber sehr notwendig ist, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist die B edacht­
nahme darauf, wer eigentlich für die einzelnen 
Maßnahmen zuständig i st. Der g·egenrwärtige 
Bericht zieht denn doch Dinge an, die Sache 
des Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung 
sind, so etwa die Frage :des E'isenbahnver­
kehrs . 

Hier kommt es darauf an, daß wir doch auch 
innerstaatlich entsprechende G espräche füJhren 
und die Koordinationsmöglichk.eiten, die in 
Osterreich geschaffen wunden, ausnütz.en. Ich 
verweise darauf, daß wir die Gsterreichische 
Raumordnungskonferenz haben und sie auch 
benützen sollen, um zu A.bstimmungen zu 
geLangen , die dann über -das hinausgehen 
können, was etwa die Erklärung der Bundes­
regierung im Zusammenhang mit dem vorlie­
genden Bericht bringt. Wh können nämlich 
dann, wenn wir entsprechend mehr Kontakte 
gepflegt haben, audl sagen, in welcher Zeit, 
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in welcher AJbfooge beziehungsweise mit wel­
chen technischen SchIÜtten die Verwirklichung 
der von d e r  Bundesregierung bejahten Ziele 
möglich ist. 

Seitens des Bundes kann man sagen, daß 
sich die Bundesländer, di'e sich zu di,eser Zu­
sammenarbeit mit landeren Ländern des Aus­
landes entschlO'ssen haben, auch dazu ent­
schl'ießen mögen, die Osterre'ichische Raum­
ordnungskonferenz zu beschäftigen und damit 
auch ,innerst a a Hich mehr Konsens zu erreichen. 
Das läge tbe reits auf der Linie der Konkretisie­
rung von Z i elsetzungen, die hier angeführt 
wurden. 

Ich tglaube also, w.ir können diese Koopera­
tionsbestrebungen als positiv zur Kenntnis 
nehmen, näml'ich laIs einen weiteren Versuch 
im Rahmen der Zusammenarbeit der europä­
ischen Staaten , auch reg.ionalpolitisch neue 
Ziele, neue Akzente zu setzen. Denn dann, 
wenn wir ein e  vellllünftige Ra'umpllanung be­
treiben, können wir uns ,audl die Korrektur 
von Fehlentwicklungen etwa im Bereich des 
Umweltschutzes und 'so weiter ersparen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlO'ssen. - Der Herr Berichterstatter ve r­
zichtet lauf d a s  Schlußwort. 

Wü kommen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n g über den Ausschußantrag, den Bericht 
des Bundeskanzlers (111- 1 13  der Beilagen) zur 
Kenntnis zu n ehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiez'U 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E .i n s t'i m m i g a n g e n  0 m­
m e n. 

5. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (1068 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Usterreich und der Organisation der, erdöl­
exportierenden länder über den Amtssitz der 
Organisation der erdöl exportierenden Länder 

( 1 120 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 

heitlichen und die Erdölinteressen dieser 
Staaten 'Zu sichelrn. Z'unächst war diese inter­
noationale Organisation in Genf ansässig, ist 
jedoch im JaJhre 1 965 an die österreichische 
Bundesregierung mit dem Wunsch herange­
treten, ihren Sitz nach Wi,en zu verleg·en. 

Zur Regelung der sich in diesem Zusammen­
hang erge!benden Fna'gen 'Wu'rde ein Amtssitz­
abkommen zwischen der Republik Osterreich 
und der OEL ahgeschlossen (iBGBi. Nr. 364/ 
1 965) , d a s  sich zum Tetl an die österreichischen 
Abkommen mit der Internationalen Atom­
energi-eo rganisation über den Amtssitz der 
IAEO, zum Teil an das Ubereinkommen über 
die Privi l e gien und Immunitäten der Spezial­
organisati onen anlehnte. Da das Abkommen 
zwischen der Republik Ostene'idl und der OEL 
vom Jahre 1 965 in gewissen Punkten - vor 
allem in steuer- und zollrechtlicher Hinsicht -
den Angest'eIlten der OEL 'Weniger Begünsti­
gungen einräumte, wurde im November 1971  
neuerlich Kontakt aufgenommen, um eine 
Novellie rung des Amtssitzabkommens in die 
Wege zu l e iten. 

Infolg,e der zahlreichen A:bänderungen war 
es zweckmäßig, ansteHe einer Ergänzung des 
bi'sherigen AmtssitJzalbkommens ein neues Ab­
kommen auszua:rbeiten, das mit der gegen­
ständlichen RegierungsV'Orlage nunmehr dem 
Nation:a'lrat  vorliegt. 

Das ge genständliche Abkommen ist teils 
gesetzesändernd und teils gesetzesergänzend. 
Ein Notenwechsel zwischen dem Bundesmini­
ster für Auswärti;ge Angelegenheiten und dem 
Generals e kretär der OEL bildet einen inte­
grierenden Bestandteil des gegenständlichen 
Abkommens. 

Der Auß.enpolitische Ausschuß hat die 
Regierungsvorlage am 1 3. Mai 1 974 in An­
wesenheit des Bundesministers für Auswär­
tige Angelegenheiten Ür. Kirchschläger in Ver­
handlung gezogen und nach Wortmeldungen 
des BerichterstaUers und des kbgeordneten 
Dr. Karas ek einstimmig besch'lossen, dem 
Nationalrat ,die Genehmigung des Abschlusses 
dieses Staatsvertmges zu empfehlen. 

5. Punkt der Tagesordnung : Abkommen zwi- Der Außenpolitische Ausschuß hält im vor­
sehen der RepuMik Osterreich unld der Organi- liegenden Fall die Erlassung eines besonderen 
sation der erdöllexportierenden Länder über i Bundesgesetzes g'emäß Artikel 50 Abs. 2 
den Amtssitz der Organisation der erdöl- ' Bundes-Ve rfassungsgesetz zur Erfüllung 
exportierenden Länder. dieses Staatsvertrages für entbehrlich. 

Berichterstatter ist der Atbgeoronete Doktor 
Fiedler. Ich hitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fiedler: Hohes Haus I 
Die Organisation der erdölexportierenden 
Länder (OEL) - auf 'englis ch :  OPEC - wurde 
im Jahre 1 960 mit dem Ziell ·euichtet, die 
Erdölpolitik ihrer MHg'liedsta,aten zu verein-

Der Außenpooitische Ausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be­
schließen :  

Der Abschluß des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und der Organisation der 
erdö1expo rtierenden Länder über den Amts-
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s itz der Organisation der erdölexportierenden 
Länder samt Notenwechsel ( 1 068 der Beilagen) 
wird verfassungsmäßig genehmigt. 

Für den Fall, daß W ortme1dungen vorl.iegen, 
bin ich ermächtigt, die Abführung von 
General- un'd Spezialdebatte unter einem zu 
beantragen. 

PräsIdent Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
g,en keine vor. 

Wir gelangen s omit zur A 'b s t i m  m u n g 
über den Antrag des Ausschusses , dem Ab­
schluß d es gegenstä'Illdlichen Staatsvertrages 
samt Notenwechs·el in 1 068 der BeHagen die 
Genehmigung zu erteilen. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
R'egierungsvorlage in seiner Sit�ung vom 
1 3. Mai 1974 in \T.eI1haJndJlufilg gezogen <und 
nach Wortmeldungen des Berichterstatters und 
der Abgeordneten Dr. Fiedler, Kinzl und Dok­
tor I{ja.rasek sowie des Bundesministers für 
Auswärtige AngelegerrheHen Dr. Kirchschlä­
ger einstimmig beschlossen, dem Nationalrat 
die Genehmigung des Albsmlusse'S die&es 
StaJatsvertra'ges r.w empfeMen. 

Der Außenpolitische Ausschuß hä'lt im vor­
liegenden Fall die Erlassung eines 'besonderen 
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz für entbehr­
lich. 

Ich ,bitte j.ene Damen und Herren, die hiezu Der Auß'en:politische Ausschuß stellt somi\ 
ihre Zustimmung geben, s'ich von den Sitzen den A n  t r a ,g, der NaUonallrat wolle hoe­
zu erheben. - E i n .s t i m  m .i g a n  g e n  0' m- schließen: 
m e n. 

6. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (1070 der 
Beilagen) : Abkommen zwisdlen der

-
Republik 

österreich und der Republik Tunesien über 
Technische Hilfe (1121  der Beilagen) 

Der Albschluß des A:bkommens zwischen der 
Republik Osterreich und der Repulb1lik Tune­
sien ·über Technische Hr�fe ( 1070 der Beilagen) 
wird verfasS'ungsmäßi.g genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor.liegen, 
bitte ich, General- und Srp ezi.a'ltdebatte unter 
einem vorzunehmen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen 'som'it zur A lb s  t i m  m u n 9 
über den Antrag des Ausschusses, dem Ab­

Berichterstatter list der Abgeomnete Pay. schluß des vorlieg.enden Staatsvertrages in 
Ich bitte um den ·Bericht. 1070 .der Beilagen die Genehmigung zu er-

Präsident Dr. Maleta: Wir g,elangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Abkommen llwi­
schen Osterreich und Tiunesien über Tedmi­
sehe Hilfe. 

Berichterstatter Pay: Herr Präsident ! Hohes teilen. 
Haus ! Das ·gegenständliche Alb'kommen beruJht Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
auf einem vom tunesischen Geschälftsträ,ger in ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
Wien mit Not·e vom 17 . MäI1z 197·1 über- zu .erheben. _ E i n  s t -i m m i  g a n  ,g e n o m­
mittelten Textvorsch1'ag. 

Zielsetzung der österreichischen Entrwick­
lungshilfe ist es, die Vermittlung von Wissen 
und K'Önnen sowie die Rea'lisierung von 
sozialen und infrastrukturellen Proj e'kten im 
Sinne der in der Strategie der zweiten Ent­
wicklungsdekade der Ver-einten Nationen fest­
gel·egten Richtlinien zu Iförd ern. 

,oie Republilk. Osterreich leistet ·somit !hila­
temle HiHe in Form Technischer Hiilie, von 
Finane:hilife und der FÖTderuny des Waren­
austausches 'unter .AmJWendung möglichst gün­
süger ZotUJbedingun.gen. 

Das vorliegende Abkommen, .das am 17. Ok­
tober 1973 in Tunesien unterzeichnet wurde, 
ist das Ergelbnis der positiven Entwicklung 
der dipl'Ümatisch'en und wirtschCllftlichen Be­
ziehungen zwischen Osterreich und Tunesien. 

Dem gegensttändlichen tAJbkommen, dessen 
deutscher und fraIlJZ)ösischer Text in gleicher 
Weise ·authentisch ist, kommt 'gesetzesergän­
zender Charakter zu. 

m e n. 

1. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
(111-103 der Beilagen) über die Tätigkeit des 
Ministerkomitees des Europarates im Jahre 

1911  (1088 der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für . Auswärtige Angelegenheiten 
(111- 1 18  der Beilagen) über die Tätigkeit des 
Ministerkomitees des Europarates im Jahre 

1972 ( 1089 der Beilagen) 

9. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
(111-1 19 der Beilagen) über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVIII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen (1 090 der Beilagen) 
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1 0. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
(III- 129 der Beilagen) über die XVII. Ordent­
liche Tagung der Generalkonferenz der IAEO 
vom 1 8. bis 24. September 1973 in Wien 

(1 1 22 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta : Wir gelangen nun­
mehr zu den Punkten 7 bis einschließlich t 0 
der Tagesordnung, über die die D ebatte unter 
einem abgeführt wird . 

Es sind dies dlie Berichte des Außenpoliti­
schen Ausschusses betr effend 

den Bericht des Bunde srnin'isteI1s für 'Aus­
wärtige Ang,elegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkiomite e s  des Europarates im 
Jahre 1 971 , 

den Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1 972, 

den Bericht 'des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVIII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen 'Und 

den Bericht des BundesmiIllisters f.ür Aus­
wärtige Angelegenhe'Hen (III- 1 29 der Bei­
lagen) über die XVII. OI1dentliche l1agung der 
Generalkonferenz der IAEO vom 18.  bis 
24. September 1973 in Wien. 

An SteHe des verhinderten Berichterstatters 
zu den Punkten 7 und 8, Abgeordneten Kinzl, 
ersuche ich über V:orschlag des Ausschuß­
obmannes den Herrn Abgeordneten Dr. B auer, 
di e  heiden Beridlte zu erstatten. 

Berichterstatter Dr. Bauer: Herr Präsident! 
Halhes Haus ! Der !Bundesminister mr Aus­
wärtig'e Ange:legen1h eiiten hat den Bericht 
III- 1 03 der Beilagen , der sich in die Kapitel I 
Pol1tische Fmgen, II Wirtschaftliche Fragen , 
In KUlltureIl e Fralg en, IV &echlsJragen, 
V ,Sozialle Fragen, VI BerufsausbHdung , Be­
völkerungs- und PlJüchtlingsrwes en, VII Natur­
schutz- und Umweltfiragen, Gemeinde- und 
Re'gionalfra.gen sowie VIII Sonstiges gliedert, 
am 24. Juli 1 973 dem Nationarlr.at v.orge:legt. 

Eine Ubersi cht über die Dlbere inko:mmen 

B esondere Beachtung wird der Entwick'lung 
der europäischen Integration, den Ost-West­
Beziehungen, den B eziehungen des Europ a­
rates zu anderen jnternatiollla1en Organisa­
tionen sowie der Südtirolifrage gewidmet . 

Im VerlaUlf d,es B erichtsjahr,es hat das 
Komitee auf RegieTungselbene zwei Targungen 
ahgehaHen, an denen Osterreich j eweils durch 
d en Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten, Dr. Rudolf Kirdlsch:läger, ver­
treten war. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den vor­
liegenden Hericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angeleg enheiten in seiner Sit.zung 
vom 14 .  Mä'IlZ 1 974 in Verhandlung gezogen 
und nach WortmeJldungen der .A!bgeordneten 
Dr. Hedler, Dr. .sC'rinzi, Wedenig , DDr. König, 
Dr. Blenk, Dr. ErmaoO'ra, Rla,dinger und Doktor 
Eduard Moser sowi,e des Obmannes Czernetz 
und des Berichterstatters sowie des Bundes­
m inisters für Aus wärtige Angelegenheiten 
Dr. KirchschIä'ger einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat die Kenntnisnahme des gegen­
ständlichen BeriChtes .zu emp.fehl-en. 

Der Außenpolitische Ausschuß steUt somi t 
den A n  t r a g, de,r Nationalr.at woUe den 
Bericht des Bundesministers .für Auswärtige 
AnJgelegenheiten Ülber die Tätigkeit des Mini­
sterkomitees des Europarates im Jahre 1 97 1 
samt Annexe A 'bis C (III- I 03 der BeHalgen) 
zur Kenntnis nehmen. 

FaHs Wortmeldungen vOJ\liegen, bin 'ich er­
mächtigt zu ibeantmg,en, Genera'I- und Sperzi al­
debatte unter einem ahrufülhren. 

Ich darf noch üher den Punkt 8 referieren . 

Der Bundesminister �ür Auswärtige All/ge­
legeniheiten Ihal den gegenständlich'en Bericht, 
der sich in di'e Ka;pitel I Poilitische Fragen, 
II Rechtsfragen, III Wirtschaftliche Frag,en , 
IV Soziale Frag,en und Fragen der Gesundheit 
und Hygiene, V Fralgen der Berufsausibilldung, 
des Bevölkerungs- und Flüdltlingswesens , 
VI Fmgen der EI'iZiehung, Kultur und Wissen­
schCllfit, VII Frag en des Natur- und Umwelt­
sdlunes, VIII Fra'gen der Gemeinde- und 
Regiona1lange.legenheiben sowi.e IX Admini­
strative Fragen gl i e dert , am 24. Jänner 1 974 
dem Nationa,hat vor'gel,egt. 

des Europapates unter Berücks'ichtigung ihrer EiIne Ubersicht über die Uiberein:kommen 

Geltung für Osterreich, Stand Anfang 1 972, des Europar,ates u nter Berücksichtigung ilhrer 

ist dem Bericht als Annex angeschlossen. G eltuilig für Osterreich, Stand 1 .  Jänner 1 973, 
is: dem Bericht als Annex angeschlossen . 

Der Igegenständlich e  Bericht beflaßt sich 
unter anderem mit d e,r geg,enwärUgen Lage 
und der künftigen Rolle des Europarates , 
wobei auch die Frage 'behandeH wird, welche 
Funktion der Europ a r at im Dienste der Zu­
s ammenarb.eit rzwischen den Staaten W-est­
und Osteurapas el1fü1len könnte. 

Der gegens,tänd:Hche Bericht hefaßt sich 
unter anderem mit der Entwicklung in der 
europäischen Integration, den Ost-West-Be­
ziehungen, den Beziehungen des Europarates 
zu Nichtmilglied staaten, mit dem Südtirol­
prolblem und Frage n  der Europahymne . 
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Im Ver}iaUJf des Berichtsj ahres trat das 
Komitee zu zwei Tagungen auf Auß.emnini­
st'erebene zusammen, an denen Osterreich j e­
weHs durch den iBundesminister für Auswär­
tige Angelegenheiten, Dr. RudoU Kirmsmlä­
ger, vertreten war. Die Außenminister be­
faßten sich anJäßlich dieser 'beiden Tagungen 
mit d em Zwismenstaa:tlichen tAflbei'tspro­
gramm, dem Europäischen Jugendwerk, der 
Schaffung eines Systems europäischer Stip,en­
d ien, der �ampagne iZur Rettung Venedigs, 
dem Europäischen Jahr der Denkmalpflege 
und d·er Unterzeichnung europ-ä'ischer Uiberein­
kommen. 

Der AußenpolHische Aussdluß hat den vor­
liegenden Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenlheiten in seiner Si tzung 
vorn 1 4. März 1974 in Verhandlung gezogen. 
Der Ausschuß steHte hiebei fest, daß es auf 
Seite 26 des Berichtes unter dem Punkt , ,6 . Ta­
gung·en" statt , , 1 1 .  bis 1 4. Feber 1 972" rimtig 
, , 1 1 . bis 1 4 .  IAprH 1972" zu 'lauten hat. 

Während der Beginn der XXVIII. General­
versammlung der Ver·einten Nationen von 
einem weltweit-en Entspannungsprozeß ge­
kennzeimnet wa'r, wurde di.ese optimistische 
Grundstimmung durch den AUsibrum des Nah­
ostkrieges beeinträchtigt. 

Durch die Aufsteliluny eines öS't'erreichismen 
Kontingents für die Friedenstruppe der Ver­
einten Nationen konnte Oster-reich die 
friedenssichernde Tätigkeit der UNO nach­
ha'ltig unterstützen. 

Die XXVIII.  Genepallversamrnlung hat durch 
die AUlfnaihme der Bundesrepubl,i� Deutsch­
land und der neutschen Demokratischen 
Republik eine.n weiteren bedeuts,amen Schritt 
zur Verwirklichung der Universalität getan. 

Der vor:liegende Bericht umfaßt neben einer 
Einleitung die Kapitel "Aufnathme neuer Mit­
gliedstaaten" , "W1ahlen und Bestellungen" , 
" Pol itische Fra'gen" , , ,'Dekolonisierungsofra­
gen" ,  "Wirtschaftspolitische Fra'gen", "SOIZial e ,  

Nach Wortmeldungen d e r  Abgeordneten menschenrechtliche und völkerrechtliche Fra­
Dr. Fiedler, Dr. Scrinzi, Wedenig, DDr. �önig, gen" sowie "Administrative und budgetäre 
Dr. Blen'k,  Dr. Ermacora, Radinger und Dolktor Friilgen" . 
Eduard Moser sowi'e 'des Obmannes Czernetz 
und d-es Berichterstatters sowie des Bundes­
ministers für AUSrwärtige Angelegenheiten 
Dr. Kirchschläg.er wurde einstimmi'g beschlos­
sen, dem Na:tionailrat die Kenntni.snahme des 
gegenständlichen Berichtes 'Zu empfehlen . 

Der Außenpolitische Ausschuß stellIt somi t 
den A n t r a 'g, der Nationalrat wol1e den 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit des Mini­
sterkomitees des Europara'tes im Jlathre 1 972 
samt Annexe A bis C (III- 1 1 8  der Beilagen) 
zur Kenntnis nethmen. 

Auch in diesem FaU bin ich ermächtigt, zu 
beantragen, General- und SpezialdeIbaUe unter 
einem v-orzunelhmen, .fans Wortmeldungen 
vorliegen. 

Präsident Dr. Maleta: BeJ1ichterstatter zu 
Punkt 9 ist der Herr Abgeordnete Egg . 

Der Außenpol itische Ausschuß ha·t den vor­
liegenden Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angel eg,enheiten in seiner Sitzung 
vom 14. 'Märrz 1 974 in V'erhandlung genomme'l 
un d  nach Wortmeldungen der lAibgeordneten 
Kinz:l, Dr. Blenlk, Dr. F.iedler, Dr. Scrinzi,  
Dr. Eduard Moser, Dr. Ermacora, DDr. König 
sowie Nittel und des Berichters'tatters sowie 
des Bundesministers für Auswärti'ge Ange­
legenheiten Dr. K'Üchschlä,ger einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnrahme 
des ge-genständlichen Berichtes zu empfeMen. 

Der Außenpolitische Aussdluß steJiJt som i t  
d e n  A n  t r a g, der Na1ionalrat wolle den 
Bericht des Bundesministers ,fiür Auswärtige 
Angelegenlheiten ü1ber die wichHgsten Erg.elb­
nisse der XXVIII. Genera!lversammlung der 
Vereinten Nationen (III-1 1 9  der 'Beilag'en) zur 
Kenntnis nehmen. 

FalHs Wortmeldungen vorliegen, ,beantra;ge 
Bericht,erstatter Egg: Herr Prästdent ! Hohes ich, in die Diskuss ion einzugehen . 

Haus ! Ich erstatte den Bericht d es Außen-
pol itischen Ausschus'ses Ibetreffend den 
Bericht des B undesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die wichtigsten Ergeb­
niss'e deT XXVIII.  Genera;lversammlung der 
Vereinten Nationen (III- 1 1 9 der BeHagen) . 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
l egenheiten hat dem NationalJ1at am 4. Feber 
1 974 d en gegenständlichen Voraus'bericht 
unterbrei tet und e'inen umfassenden und aus­
führlichen B ericht über die a1b g.eiaufene 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
in Aussicht gestellt. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 10 .i,st der AbgeoJ1dnete Hor,ej s.  Ich bitte 
um den Bericht. 

Berichterstatter Horejs :  Herr Präsjdent ! 
Hohes Haus ! Uber Auftrag des Außenpoliti­
sch·en Ausschusses ha,be ich üb er III- 1 29 der 
Beilagen betreffend d-en Ber,icht des Bundes­
ministers Ifür AuswäIti'ge Angelegenheiten 
über die XVII. Ordentliche Tagung der 
Genera.Jkonferenz der Internationalen Atom­
energieor,ganisation vom 1 8 .  bis 24. September 
1973 in Wien !Zu berichten. 
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Der Bundesminister für AuS'wä'rtige Ange­
legenheiten hat am 18. April 1 974 d en Bericht 
über d i e  XVII. Ordentliche T agung d·er 
G eneralkoIllferell!Z der I,AEO, die vom 1 8. bis 
24. September 1 973 in Wien stattfand, dem 
Nationalrat vorgelegt. 

Der 'gegenständliche Bericht über die 
XVII. Generallkoruf.erenQ; der Inte r,nationalen 
Atomener,gieorganisation gliedert sich in elf 
Kapitel, die eine Einführung, die Aufnahme 
IlJeuer Mitgliedstaaten, die PrÜlioung der 
BeglaubigungssdueiJben, den B ericht des 
Gouverneursrates, dLe Abänderung der 
Geschäftsordnung, die Wawlen in den 
Gouvemeursrat, das Budget der IAEO für 
1 973 und 1 974, die lBeitragsquoten der Mit­
gHedstaa·ten für 1 974, die Beziehungen der 
IAEO zu zwischenstaatlichen Organisationen 
und das EröffnuIlIgsdatum der XVIII. Ordent­
Hchen Tagung JbetIleffen. 

Hieran schließen sich sechs Annexe. 

Der AußenpOilitische Ausschuß 'hat diesen 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten in seiner Sitzung vom 
1 3 .  Mai 1 974 in Verhandlung genommen. Nach 
Wortmeldungen des BerichterstaUers und der 
Abgeordneten Dr. Fiedler, Dr. Schmidt und 
des Obmanns Czernetrz sOIwie des Bundes­
ministers ,für AUSIWärtige Angelegenheiten 
Dr. Kiirchschläg.er hat der Außenp o l itische Aus­
schuß einstimmig Jbeschlossen, dem National­
rat di'e Kenntnisnahme des gegenständlichen 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß s teHt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angeleg enheiten über die XVII. Ordentliche 
Tagung der G enemlkoIl'ferenz der Inter­
nationalen Atomenergieorganis ation vom 
1 8 . bis 24 . S eptember 1973 in Wien samt 
Annexe I 'bis VI (111-129 der B e i l algen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt, die DurchJfüihrung von 
Genera:l- und Speziailde:batte unte r  einem zu 
beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Berichterstatter 
beantra gen, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. Wir gehen somit tin die D ebatte ein. 

Als erster zum Wort gemelidet ist der Abge­
ordnete Dr. Fie dler. Ich erteile e s  ihm. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) : Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Hohes Haus ! 
Vorerst möchte ich zur Zusammenz i ehung d'er 
Deb atte über die gegenständlichen vier Punkte 
eine kurze Stemungnahme deponieren. 

I ch  halte es nicht [ür sehr zweckmäßig, daß 
man Berichte, die sehr wenig u r sächlichen Zu­
sammenhang halben, unter einem diskutiert : 
Es sind das die tbeiden Berichte des Minister­
komibees des Europar,ates aus dem Jahre 1 97 1  
und 1 972, wobei der Ber,icht v o n  1 97 1  bereits 
seit dem 24 . Juli 1973 in diesem Haus aumag. 
Di e anderen beiden Berichte al'lerdings hahen 
einen Zusammenhang, der vorläufige Bericht 
über die G eneralversammlung und der Bericht 
über die Tagung der Generalkonferenz der 
Atomenergiebehörde. 

Ich seLbst werde zum Punkt 9 spr,echen und 
möchte vorerst deponieren, daß dieser B ericht 
des Bundesministers für AuswärUge Angele­
genheiten Ülber die wichtigsten Er'geibnisse der 
XXVIII. Genera�lversammlung der Vereinten 
Natio.nen von der Fraktion d e r  Osterreichi­
schen Volkspartei zur Kenntnis genommen 
w.ird. 

In der Zwischenzeit amerdings ist der ge­
druckte, s ehr umtarugreiche Bericht am 8. Mai 
im Hause eingelangt, der für die außenpoli­
tisch interess ierten MHgI,ieder dies·es Hauses 
interessante Deta11s enbhäH. Ich möchte des­
halb allen Herren des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten , die an der Er­
stellung und Erarbeitung dieses umfangreichen 
Berkhtes, der uns so rasm vor'g'eleg-t wurde, 
b eteiligt waren, von dieser Stelle hellzlichst 
danken. (Beifall bei der avp.) 

Aber, meine Damen und H erren, seit Be­
handlung dieses provisorischen Berichtes, von 
dem ich schon kUI1Z gesprochen habe und der 
nun i n  Beratung steht, am 1 4 . Mä:rz im Außen­
poLitischen Ausschuß dies'es Hauses ,hat es 
eine Reihe von bedeutenden außenpolitischen 
EIIeigniss.en 'gegeben, die heute eine entspre­
chende Ste11ungnahme und DetbaHe erfordern : 
erstens die Sondersitzung der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen - kurz 
Rohstoffkonferenz genannt - und zweitens 
den Punkt, mit dem ich mich noch befassen 
werde : die Naihostreise des ö sterreichischen 
Bundeskanzllers. 

Ich gebe dieses Aviso schon jetzt, um dem 
Herrn Lautsprem,erkanzler in seinem Amts­
raum drüben zu avisieren, daß ich mich dann 
ger:ne mit ihm hier in einer parlam entarischen 
Kon;fron tation ,auseinandeI1Zuset'Zen beaJhsich­
tige. Denn es gih! immer Redner, die nachher 
erkl ären : Der Herr BundeSkanzler war nicht 
da und hat nicht gewußt , daß Sie etwas zu 
seiner Auß·enpolitik sagen möchten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 1 
Aus dem vorliegenden Bericht über die wich­
tigsten Wahrnehmungen geht hervor, daß die 
XXVIII. Genemiversammlung am 1 8. Dezem­
ber nicht geschlossen wurde, sondern daß 
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lediglich eine Vertagung eI1folgte. Der damals 
neuerdings kriegerisch a1ktuelrl gewordene 
Nahos1:tkonflikt, die damit in Zusammenhang 
gebrachte - ich möchte saigen niCht unmittel­
bar ausgelöste, ·alber in Zusammenhang ge­
bnaChte - RoIhölhluise haben eine Reihe von 
MitgHedsitaaten der Vereinten Nationen v€r­
anlaßt - an der Spitze war der algerische 
Präsident Boumedienne -, einen Antrag auf 
e.ine Sondertagung 'zu stellen. Diese klam auch 
zustande, da siCh keines der Mitg:Iiedsländer 
einem solchen !bereChtigten Verlang€n wider­
setzen konnte. Diese Sondertagung hat am 
9. April hegonnen. Es wurde damals mit einer 
Generaldebatte von ziJ1ka 14 Tagen und einer 
Gesamtdauer von etwa drei Wochen gerech­
net. An und für sich dauerte sie bis 2.  Mai. 
Der Verlauf dieser Sondertagung zeig·te eine 
deuHiche Pallarisierung : hier die Industriestaa­
ten, auf der anderen Seite di·e Entwi&lungs­
länder, die Dritte Welt. 

Es war interessant, daß sich speziell bei 
dieser Bellatung die wirtscha.ftspolitisChe Aus­
w irkung der Ol:preissteigerungen auch für die 
Länder der DriUen Welt erstmals massiv be­
melik'bar gemacht hat. 

Die Sondertagung war alber auch ein Forum 
für eine neuerliche poLitische Konifrontation 
der beiden verfeindeten kommunisrtischen 
Großmächte, die siCh um die rGUJIlst der Dritten 
Welt beweIlben. Die VolksrepubliUc China, 
vertreten durCh den Virzeministerpräsidenten 
Teng Hsiao-ping entwickelte dort die Pelkin­
ger Ttheorie von drei W,ellten, allso nicht mehr 
nur die östliche und die westliche Hemisphäre, 
sondern auch die chinesische Hemisphäre. Die 
Sowjetunion deponi erte durch ihren Außen­
minister Andrej Gromyko den Vorschlag 
einer .globalen Reduktion aller MilitäJ1burdgets 
um 10 PrO'Z'ent und der ZUlEührun'g di eser Mit­
tel einem Hilrfsfonds für Entwicklungsläinder. 

Das Statement des Vilzeministerpräsidenten 
der Volksrepublik Chirua sollte den Entwick­
lungsländern das Schreckgespenst der beiden 
Supermächte vör Augen .tiÜ'hren, die - seiner 
M·einung nach - die smlimms'ten Auslbeuter 
�eien.  Er erwälhnte auch die InteIVIention in 
der C9SR vom August 1 968 und galb den 
ärmeren Ländern !den Rat, wenigstens ihre 
Rohstoffe UlIld Olquellen in die eigen e  Kon­
trolle zu übernehmen. HiemH wollte er aJlles 
sag en, was in den Ohren mancher MaChtihaiber 
übel klingen muß. Damit aber bealbsichtigt 
und hofft di'e Volksrepulblik Ohina ,gerade 
dort Aniklan·g finden und Fuß f.assen zu k ön­
nen, wo es den bei'clen Supel'lIDächten versagt 
war, einen durdlschllagenden Er.folg zu errei­
chen. 

sandten Vertreters vor 'dJen Vereinten Natio­
nen :zei'gte zw·eif.ellos, daß China nunmehr am 
Parkett der Vereinten Nationen bei j edem 
s i ch  ergebenden An}aß heaJbsiChtigt, spekrta­
kulär und betont audizutrete.n. 

Meine Damen und H.erren! Schon während 
des Verlaufes dieSler Sondertagung gab 'es da 
und dort berechtigterw,eise skeptische Stim­
men und Meinungen. Osterreich war se�bst­
verständlich auCh vertreten, und auch der Herr 
Außenminister hat die Gelegenheit wahrge­
nommen, persünIich vom 1 8. bis 22. April in 
New York ,anwesend zu sein , wobei i ch auch 
von der Oppositi.on her betonen und unter­
streiChen möchte, daß es richti"g war, daß der 
österreiChische Außenminister im Kreise der 
Repräsentanten der verschiedenen Mit.g1lieds­
länder Osterreich v·ertreten hat. 

Interessant ·mr miCh war nur sein p ersön­
liches Urtem ,uber den VeIlllauf diesler Sitzung 
im Rahmen eines RundfulIl'kinterviews, wo er 
sein Urteil mit "konstruktiv" umschrieben hat. 
Diese QualifiJkation ist meines Erachtens ziem­
lich am unteren Ende der Beurteilungsska.Ja. 
Das Erg·ebnis war zweilf·ellos ma,ger, denn das 
Ergebnis bestand ·einerseits in einer Prinzi­
piendeklaration mid andererseits in einem 
Aktionsprogramm, mit Wlelchem der General­
sekretär der Vereinten Nationen aufgefordert 
wird, bei den IndustrieländeI1ll Geld .für die 
Entwicklungsländer zu sammeln. 

Kurz ,gesagt kann m an diese Sonders.itzung 
qua1liftlzieren : Viel Aufwand und Effekt .­

wenig Erfoll.g. (Präsident P r o  b s t übernimmt 
den Vorsitz.) 

HOOles Haus ! Wenn ich nun zum zweiten 
Punkt meiner AUSlf1ührung.en komme, möchte 
ich folgendes festhaIten : 

Wenn die österteichische Außenpolitilk in 
den le�ten Jalbren mitunter selhr spektakulär, 
datiür aber auch zwiespälti'g und v·on hohem 
Miß·erfolg w.ar, dann ist dies 'Weni:ger dem 
Konto dJes Auß·enministers, sondern 'zum über­
wiegenden Teil den .A1k.tiVlitäten des Bundes­
kanzlers, des Dr. Kreisky in allen Gassen, . 
zuzuschl1eiben. 

Es hat siCh seit dem Jahr 1 970 niCht erst 
einmall gez.eigt, daß er als Bundeskan'Zller seine 
VorUebe tür die Außen- und WeIl.tpolUtik i n  
einem Ausmaß pHeyt, das dem amtier·enden 
Außenmi.nis'ber Dr. KirChscblläger keinen allzu 
großen Spie!lraum mehr läßt. Und seit der 
GeiselnaJhme in MarChegg und den darauf 
folglenden EntsCheidungen der Bundesregie­
rung, ,die in ihflen Auswirkungen nach -wie 
vor niCht gutgeheißen werden könn.en, hdt 
Dr. KreiSlky eine besondere Vorliebe für den 

Die breit angelegte Erldlärung des bisher I Nahen Osten entdeckt, jenen Krisenherd, der 
höchsten von der ValksrepubHk China ·ent- die Weltpolitik senon seit Jalhr·en beschäftigt 
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und an dem sich bereits ,gl1ößere und einfluß­
reicheJ1e Staaten als das kleine Os,terreich die 
Zähne ausgelbiss,en blalben. 

Dem Auß·enminisber scheint mir lediglich 
anl as tbar zu sein, d aß er es  dem Bundeskanz­
ler Ülbe:däßt, weit,gehend ,eine außenpolitische 
Show albzUiziehen, die Zlwar auflfällt, aher nicht 
imm e r  angenehm. 

Me ine Damen und Herren! Si1e haben heute 
a1lle d ie Erkilärung des Herrn Bundeskanrilers 
über di'e wirtschaftliche Lage gehört, und er 
konnte es sich auch hier nicht versagen, wie­
der ,gan:z (bedeutende auß,enp olitische Passa'gen 
in diesen Wirtsmaftsbericht einzu!bauen. 

Meine Damen und Herren! Höhepunikt die­
ses n ahöstlichen Engagements des österreichi­
sch en Bundeskanzlers war seine Reig.e durch 
die b etroffenen Länder als Leiter leiner Dele­
gation der SOizialistischen Inbernationale An­
fang Mäflz dieses Jaihres. Wie immer man 
dies e Rleise bezeichnen mag, Good-wiJ1-Tour, 
Friedensmission oder Inlformationsreise, keine 
die s e r  Bezeichnungen lkamn nach Ende dieses 
Rundflugs Ber,echtigung haben, wem damit 
weder ein guter Gag geHlang noch von leinem 
Erfolg gespmchen werden kann. Und wenn 
Dr. KreiSAky lautstaI1k durch fremde Länder 
stapft und in dite reichlich vOI'handenen Fett­
näpfchen tritt, dann hat dies zwar Aufmerk­
s.amkeitsrwert, hinterlläßt alber Jeider weniger 
Symp athien und weit mehr Mißbehagen bei  
den sollmerart besucMen - man wäre fast 
verleitet ,zu s,agen heimgesuchten - Regie­
rungen . 

W i r  wissen alle, wie komplex die Probleme 
im Nahen Osten sind, die ,einer friedlichen 
Lösung entgegenstehen. Es wird ja nicht erst 
s e i t  dem letzten 'Wiaffengang von den Groß­
mächten versucht, d�e Krisengegner an einen 
Tisch zu bringen, um Kompmmisse gerungen ,  
die :Möglichk'eiten eines dauerhCifften Priedens 
aus'gelotet, und dies unter Einsatz a!]ler Kräfte 
und des ganlZen Einflusses der frührenden Män­
n e r  der Weiltpolitilk. Es ist gar keine Frage ,  
daß ane Bemühungen, d i e  im Sinne ,einer 
fri!edlichen WeiterentJwickllung sind, zu be­
grüßen sind, von wem auch immer diese ß.e­
mühungen unternommen werden. Jeid,er Bei­
tra-g ist wjlllkommen und muß wiUkommen 
sein.  Und daher sind auch die Bemülhungen 
der Sozialistischen Internationale in Ehren z u  
halten u n d  aofi'ZuerkJennen. 

Alll erdings '9i'bt es  Differenzierungen über 
die Art und Weise solcher Bestrebungen, und 
dabei dÜl1fte der BundeskanZiIer anderes im 
Sinne geha:bt haben. 

Und wenn es noch eines Beweises bedurft 
hätte, daß man in der Politik weder die Argu­
mente noch die Kleider nach Gutdünken wech-

s eIn kann, dann hat uns dies der März-Alliftri'tt 
des Herrn Bunde skanzlers im Nahen Osten 
d eutlich gezeigt. Man kann eben nicht Bundes ­
k anzler der RepuMik Osterreich sein, u m  dann 
b ei passender - oder wie in diesem Fall 
bei reichlich unp a'ssender - Gelegenheit in 
die Rolle des Privatmannes 'zu tSchllÜplfen, um 
gleichsIam a�s Herr Dr. KJ1eiSlky an der Spitze 
quasi eines internationalien Politv,ereines Er­
kläTungen abzugeben, von denen man ernst­
l i ch  glaUlbt, sie würden amders gesehen als 
Erklärungen, die namens der Bundesregierung 
geäußert Wlerden. So naiv kann doch Doktor 
Kreisiky nicht sein, d aß er nicht hätte von 
vornheT'ein einsehen müssen, daß man inter­
nationCifI seine im Na'hen Osten getanen Äuße ­
rungen keineswegs a:ls d i e  ,Feststellungen d e s  
DeleglationSlHihrers einer an sich formell be­
deutungslosen Goo'd-IWHl-Tour-Gmppe auf­
n ehmen werde, sondern vielmehr als die D e ­
küaration des  öst'erreichischen Bundeskanzlers 
mit al!len außenpolitisch üblichen Bew,ertungs­
kriterien. 

Und so ist das weltweite Rauschen durch 
den internationalen Blätterw,ald dann auch ge­
wesen : Vom österreichischen BundeskanzLer 
und nicht vom Leader der "Ausflüglergruppe 
S ozialistische Internationale" war die Rede,  
wenn die KommentatoJ1en von den gemischten 
GefiÜlhlen der AUlfnahme in Isr,ael und von 
dem mißlungenen Versuch der Aussöhnung 
mit Golda Meir berichteten iund wenn auf 
der anderen ISeite darogetan worden ist, welche 
Ratschlläge auch die sicherlich kaum d,anach 
lechrzenden Araber halben über sich ergehen 
l assen müssen. 

Sicher steht die 9'a�e Sache in keinem 
b esseren Licht da, wenn man sich vor Augen 
hält, daß daruber vor der bewußten Reise 
s ehr viel geschrieben worden ist, ob es oppor­
tun sei, wenn Dr. Krei'�ky nach Isra,el fährt, 
o der Ob es nicht Ibesser wäre, wenn er bloß 
d en arabi'schen Konfltktpartnern seine 
Honneurs machen würde. R!ückhlickend muß 
man ,aus österreichischer Sicht wahl sagen, 
es wäre besser gewesen, daheim zu bleiben 
und lieber zu sch!wei'gen, a'ls gerade im Heilen 
begriffene Wunden beispielsw.eise der Schön­
au-Affäre wieder aUifzureißen. 

Dr. Kreisky hat diese seine Reise seLbst als 
"fact-finding-mission" bezeichnet. Er hätte 
meiner Ansicht nach besser getan, und es 
:hätte genügt, diese "fact-finding-mission" Ex­
p erten in der Sozialistischen Internationale 
zu übe�lassen, deren es 'sicherlich '9,enügend 
gibt. (Abg. P e t  e r: Aber Herr Fiedler! Seien 
wir doch froh, daß der Jude Kreisky mi t dem 
Araberführer Arafat reden kann! - Ruf bei 
der SPO; Genau!) Reden kann man durchaus , 
aber ich habe es nicht sehr schön gefunden, 
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Dr. Fiedler 

daß die Berichterstatterin der "tAZ" unter gro­
ßer Dlberschrirft, Herr .A!bgeordneter Feter, 
schreibt: Herr Araf.at hat seine MP vorher in 
der Ga:rderobe abgelegt, und dann ·ha't er mi t 
Dr. Kreislky ,gesprochen. 

Di eser Ansicht, meine namen und HeTf1en 
- zu meiner vorher geäußerten Meinung - , 
dürften a!ber auch Politiker wie der Ibi s  vor 
weniogen Tag.en im Amt 'befindliche ,Bundes­
kaIllZler WiUy Brandt urud der schwedische 
Ministerpräsident Olof Palme und andere ge­
wesen sein, dile sich entschuldigen ließen und 
Vertreter allif dies.e Reise sandten. Nicht so 
der österreichrsche Bundeskanzler, der ,bei sei­
nen Uiberlegungen wOlhl davon ausgegang,en 
sein dürfte, im Verlaufe dieser Tour auch 
Schlagz'eilen in der Presse ein'h1eimsen zu kön­
nen, was natüI1licherweise der FaH Wlar. 

Und ·es haot die S ache sicher nicht besser 
gemacht - und der Zeitplan hat denn auch 
dankIbaren 'Stoff zu ·den vie.Lfältigen Sp ekula­
tionen hier bei uns und anderswo geliefert -, 
daß auch der als einflußreich ·bekannte Chef 
des Osterreichischen G ewerlk'schaJftslbund es, 
der .zugleich auch Präsident dieses Hohen Hau­
ses .ist, in Israe!I weillte und natur'gemäß auch 
die eine oder andere Meinung von sich gege­
ben hat. 

Dte nationale 'wie die interna'tionale Bericht­
erstattung hat denn auch prompt manche 
WiderspI1üchlich'keiten zwischen Präsident 
Benya und Bundesk ailizier Kreislky festgestellt. 
So betitelte die angesehene "Franildurter AiJl­
gem e ine Zeitung" diese Vorgänge sehr tref­
fend mit der ScbJ1a'9JZ,eile "SPO mit zwei Nah­
ost-Zungen" und im Untertitel "Gewerk­
scha,ftschef Benya setzt sich in Israel von 
Kreisky ab" . Die Feststellung.en des Herrn 
Präsidenten Benya, wonach es zwischen ihm 
und Bundeskanzler Dr. KreiS'ky keine Mei­
nungsunterschiede gebe, ist j edenfalls als an­
erkennenswerter V,ersuch tzU werten, fiür 
Osterreichs Ansehen zu retten, was da noch 
zu retten wäre. tAllein: Die Zweifel dürlften 
-- im Ausland noch stäI1ker ,als in der Hei­
mat - gebllieben 'sein. 

Es eIlWeist sich an den Vor'gäng,en dieses 
Ausflugs an den mm.itärischen Kriegsschau­
pLatz von gestern und 'den diplomatischen 
Krj,egsschauplatz von heute wieder einmal 
mehr die Richtigkeit der diplomatischen Bin­
senweisheit, daß Zurückhaltung in internatio­
nalen Fragen melhr bringt als vor,laute W·orte. 
Denn es darlf sich der K:leine .im Konzert der 
Welltpolitik nicht zum Großen aUtflblasen, bloß 
der eI'Zielbaren Aufmerksamkeit wegen, weil 
zwar der Grad der Aufmerksamkeit stei·gt, 
dafür aber der progressive SchwunJd an Sym­
pathie unaibweiSilich Hand in Hand geht. 

HOIhes Haus ! Me.ine s ehr geelhrten Damen 
und Herren ! Mir persönlHch ist 'die Flucht des 
Bundeskanzlers in die außenpolitische Show 
durchaus verständlich, denn Dr. Kl'ei'sky hat 
allen Grund, von seinen immer p e inlicher w.er­
denden 'Schwächen, mit den. Problemen. der 
Innenpoliti'k fertig (zu werden, eben durch 
Show effekte aibzu'len1ken. (Zustimmung bei der 
GVP.) Und es ist mir schon klar, daß er in 
dieser fiür ihn so ungünstigen 'Situation auch 
nach Strah!halmen greift, die sich dann mit­
unter auch aIs Mühtls,teinle am Hals ellweis·en 
können. Natürlich kann man mit der Reise­
dip:lomatie und manchem Wort, das im In­
land nichts kostet, mediaile Aufmerkis amkeit 
anzie'hen und damit gleichzeitig auch his zu 
einem g,ewissen. Gr.ad von anderen Peinlich­
keiten ablenken. Der Preis ,  der alber da/für 
zu zahlen ist,  ist  indes'sen nicht minder 'hoch. 

Wenn man durch Extempor,e im Ausland 
und 'Zlweilfelhafte Wortakl'obatik 'beispiels­
weise von der 'hausgemachten Inflation fiür 
ein paar Tage ab I eIlikt , indem m an dem öster­
reichischen Publikum 'hier einen Händedruck 
mit Sadat und dort .eine Sitzgruppenpose mit 
Golda Meir am Bildschirm Iserviert, dann muß 
man wissen, daß das mit einer anderen Infla­
tion zu begl'eichen ist:  mit der ga1loppi.erenden 
Ansehensinflation Osterreichs in aUer Welt 
und damit mit der Verschileuderung des An­
sehenskapitals, das Osterreidl im Laufe seiner 
Geschichte vor der Haustür ,ansammeln 
konnte. Das aufzuz.eigen und aHes zu tun, 
um solchen Spielen fiür die Zukunft Einthalt 
zu gebieten, das, meine Damen und Herren, 
erachte ich a.Is eine der 'wichtigsten Aufgaben 
unseres Parlaments und von uns Parl'amen­
tariern. 

Die Flucht in außenpolitische A'ktivitäten, 
deren Auswi rkungen für unsere Neutra.tität 
in den meisten Fällen gar nicht ·albse'hhar sind, 
di,e bereits vi,el Kritilk eingebracht haben und 
oft genug schon zu der Bef.ürchtung Anlaß 
gaiben, daß der über 25 Jalhre gemeillisam ge­
führte e:rfdlgreiche außenpolitische Weg Oste ... -­
reichs verlassen werde, kann nun einmall nicht 
über die schweI1wiegenden innenpolitischen 
Mängel der SPO-R,egierung hinwegtäuschen. 
DartÜ1ber soUte sich auch der österreich.ische 
Bundeskanzler k'lar sein. Wir brauchen keine 
spektakulären Wege in der Außenpolitik, wir 
brauchen unsere Krätfte fiür die zahlreiche:a 
zu lösenden Aufgalben im Inlland. Hier ist 
es Auf.gab e des Bundeskanzlers, seinen Mann 
zu st>el1en. Das verlangen - mit vdltler Be­
rechtigung - aUe Osteneicher von ihm. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Czernetz. Er hat das Wort. 
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Abgeordneter Czernetz (SPO) : Hohe'S Haus! 
Wir beraten jetzt gleichiz·eitig Z'wei Beridlte 
über die Tätigkeit des Außenministers im 
Europ,arat, e i n en Bericht über die Tätigkeit 
bei den Vereinten NaUonen und einen aber 
di€ Internationcde Atomenevgj,eor.gani'Satio;l. 
N atürH ch sind die Berichte nidl,t neuesten 
Datums. Das i st ganz klar. Wir halben oft 
darüber gesprochen, das ist nidlt Schuld des 
Ministers. 

Aber ich mei.ne, daß w.ir vor alilem ü,ber die 
Fragen Europ als reden sollen. Die Situation i n  
Europa .brennt uns s o  ·auf d e n  Fingern, daß 
wir darüber reden müssen. 

Nun haben wir in d er Budgetdelbatte aus­
führlich dal'über gesprochen. Der Oktolber 1 913 
war so etwas w i e  die Stunde der Wahrheit für 
die EWG und f,ür Europa, und ich g!lau!be, 
man soll so weni'g wie möglich aus der Budget­
d�batte wiederholen. Es wird ohnehin in die­
sem Parlament ,zuviel wi ederholt. 

Ich möchte nur auf ein paar Zus,ammen­
hänge aufunerksam mache::, die doch auch 
neue Element e  rbeinha'lten. 

Erstens einmal :  Es z eigt sich 'sehr deutlich, 
daß die g anze Entwicklung der Ost-Wes,t­
Entspannung , d er Detente zwischen den Ver­
einigten Staaten und der Sowjetunion, ins 
Stocken geraten ist. Ich würde so weit gehen 
zu s.agen, daß w.ir eine Vertrauenskrise zwi­
schen den beiden Supermächten eI1leben. Die 
Bemühungen um eine R.üstungs1beschränkung 
haben im Rahm en der ersten SALT-Verhand­
lungen zu einem Erg.ebnis 'gef,Ü'hrt ; bei Beginn 
der ,zweiten SALT-Runde kommt man nicht 
vom Fleck. Ich wilH j etzt gar nicht darüber 
sprechen, wo die Ursache lliegt. 

Die Supermäcbte s ind nicht imstande ,  eine 
g,emeinsame Linie zu finden. Kissinger selber 
hat kürzlich e rklärlt, in di,esem Jahr ist mit 
einem V1ertr.ag nicht 'Zu reChnen. Die Wiener 
Verhandlunge n  über eine ausgeglichene Redu­
zi erung des Mi:l itärpotentials in Europa ,  ur­
sprüngl ich mit den Buchstaben MBFR albge­
kÜI1zt, sind e inf,ach 5'0 im Stocken, daß nie­
mand imstan d e  ist, zu s agen, wann und wie 
die Verhandlungen weitergehen sollen. Das 
"B",  also balancieren, ist ohnehin schon vom 
Westen faHengelassen worden . .  Man kennt 
nur öffentliche Pol emiken der einen und der 
anderen Seite. 

Hohes Haus ! Die Präsidentschaftskrise in 
den Vereini gten Staaten und Führungskrisen, 
Ri chtungskris,e n  in Europa haben zu einer all­
gemeinen Verunsich erung des Westens ge­
führt. 

In einer in Paris erscheinenden amerikani­
sch en Zeitung, der "International Herald 
Tribune " ,  ist e ine Karikatur erschienen, die, 

so witzig sie ist, doch ersChütternd blei'bt. Es 
stehen hier zwei Herren ,bei einem Empfang, 
der eine a u s  Westeuropa, der andere aus den 
USA, beide ohne Kopf, U!nd darunter steht, 
daß der ein e  l7!um anderen sagt: Was meinen 
sie eigentlich mit KÜse der Führung ? Leider 
ist das di e WiI1kiliChkeit. Es jjst kei.ne Karika­
tur, sondern es ist ein Porträt der gegenwärti­
gen Zustän de . 

Das vers tärkt in Amerika die Tendenzen 
eines Neois olationismus, die schon {ruher da 
waren, d a s  Bestreben, sich aus Europa zurück­
zuziehen, wird verstärkt. Die Meinung, es 
hätte j a  ohnehin keinen Sinn, Truppen in 
Emopa zu stationieren, ist verständlich. Frei­
lich gilbt es dann auch wieder Gegenströmun­
g,en und s tarke Kräfte in der Administration 
der Vereini,gten Staaten, die sagen : Vorsicht, 
Vorsicht, wir können das nicht so leicht wieder 
gutmachen. Ich glLau'be , daß gerade wir, als 
Abgeordnete eines neutrallen Landes - allSO 
nicht die R egierung , alber die Abgeordneten 
eines neutI1a'len Landes -, unsere aUe War­
nung wiederholen sollen, vor der ganzen Welt 
wiedeI1hole n  sollen, so wie wir es im Europa­
rat immer wieder machen : Eine einseitige 
ZUllÜckziehung bedeutet die Gefahr einer 
Gleich'gewicbtsstörung, und das Ungleichge­
wicht in Eu ropa hedeut,et auch ein UngJeich­
gewicht i n  d er Welt. 

Die Europäische Sicherheits'konferenz durch­
lebt j etzt ihre zweite Ahase - wenn das Wort 
"Sicherheitskoiliferenz" nicht zu optimistisch 
ist - in G enf. Der Os�block. drängt auf einen 
ralschen A'bs chJl'uß, mögl ichst die dritte Phase 
auf höchster Ebene - der Staatsoberhäup­
ter - in Helsinki durchzU!fiühren. 

Im Westen ist man nüchterner und weniger 
optimistis ch . Vor kurzem war eine s ehr kri­
tische Äuße rung des schweizerischen Bundes­
rates Gllab e r  zu lIesen, der j a  nicht zu den 
Leuten gehört, die sich häufilg an die Offent­
lich!keit wen den. Aber es ist auch von großer 
Bedeutung ,  daß die offiziöse jugOtslawisme 
Zeitschrift "Internationale Politik" s,ehr deut­
lich kritische Äußerungen über die auffällige 
La ngsamkeit der Verhandlungen macht und 
davon spricht, daß trotz aHedem " die Bilanz 
des eben b eendeten Zwischenaktes der zwei­
ten Phase d er Konfereruz wenn auch dürftig 
so doch nicht negativ" ist. Es wird insbeson­
dere klar und offen über den Punkt 3 der 
Ta'gesordnung, den wir den Korb 3 nennen, 
nämlich d i e menschli chen B ezi ehungen , freie 
Kontakte zwischen Ost und West, gesprochen. 

Ich glaube,  daß wir es auch hier offen aus­
sprechen solilen : Wir wissen nicht ,genau, 
wann die zweite Phase .in Genf zu einem 
Abschluß d e r  Formulierungen kommen wird. 
Aber so wie die Dinge j etzt liegen, bei der 

7 1 9  
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geringen Neigung der Sowjets und der Ost­
blockstaaten, dem Woesten en1tgegenrzukom­
men, besteht walhrlich kein Grund, die dritte 
Phase in Helsinki \Zu .einer spektakulären 
Show zu machen. Man hat keineswegs die 
Absicht, von seiten des Westens - oder wenn 
ich von tJsterreich spreche, von österreichi­
scher Seite - den Albschluß zu hemmen, zu 
blodderen. Alber man soH das bitte nicht so 
über.bewerten, wdbei ich glaube, daß mög­
licherweise die SOIWj ets an der Europäischen 
Sicherheitskonferenz j etzt ohnehin weniger 
Iinteres'se haben als zou dem Zeitpunlkt, in dem 
sie di'e Sache gestartet halben, denn in der 
Zwischenzeit haben sie j a  die direkten 
Deutschlandverträge bekommen. Das für sie 
Wichtigste halben sie j a  Ibi'latera'l erreicht. 

Nun möchte ich noch einen Punkt daran 
schJließen. Es hiat hi er oft Debatten daIlÜber 
g.eyeben, ob die österreichische Bundesregi'e­
rung remt hatte, als sie im JU!li 1 970 den 
Wunsch oder die Forderung ausgeSiprochen 
hat, daß man sich .aulf der Europäi schen Sicher­
hEütskonferenz auch mit den Fragen des Nahen 
Ostens beschälftigen soll . Die Tatsache, da3 
man in d€r Nahostfrage ExpeI1ten und Ver­
treter dieser Länder auf der Basis der Exper- ' 
teng·espräche jn Genf herangezogen hat, zeigt, 
daß das nicht so illusionistisch und fals·ch war. 

!Aber da·s führt mich jetzlt unmittelbar zu 
dem, was uns der Kollege Fiedler eben "vor­
gespie'lt" hat. Er hat da vom "Lautsprecher"­
Bundeskanzler g;esprochen. Das soHte wohl 
ein Scherz sein. Alber hier handelt es sich nicht 
um eine SpeziallHät des BundeskaIlZllers 
Kreisky, da's halben andere Bundesk alliZ'ler und 
andere Minister schon vor ihm gemacht. Wenn 
sie im Hause sind, können sie in den Mini'ster­
zimmern ihr·e Ar1beit erledigen und gleichzeitig 
am Lautsprecher so wichltige AUSl�i.iJhrungen 
wie die d es Herrn Albgeordneten Fiedl'er mit­
anhören. Das ist also keine Spezialität Doktor 
Kreiskys. Dieser "Witz" geht daneben. 

Dann sprach Dr. Fiedler von der Naho'st­
mission KreislkyJs und ,hat immer wieder auf 
die Regierung ang,espielt. Er hat zugegeben, 
das war ja IlIicht die Regierung, sondern die 
Sozialistische Internationa;le. Aber der Bundes­
karuzler habe d a  eine Gelegenheit ergriffen, 
einen Ausflug, eine Flucht ins Ausland anzu­
treten. Wenn man das so auflfaßt, d ann soll 
man sich nur den Kallender des BundeskaUlZIlers 
und den Sitzun91ska'l ender der Intoernationale 
anschauen, und man wird fests/teIlen, wie oft 
er die Flucht ins Ausl and antritt. Die Kollegen 
mögen es lIllir gllauben : Die Sozialistische 
Internationalle islt. '�ÜJr unseren G eschmack 
immer noch zUlWenig alktiv, alber sie ist akUver 
als ihr Pendant auf der Seite der europäischen 
Christ-Demdkraten. (Beifall bei der SPO.) 

Von Allifang an Ihalben lBundeskan:vler 
KreiS'ky und die Soz,iJalistiische In1emationa!le 
gesa.gt :  Es kann sich überhaupt nicht um eine 
Konkumenrz !ZU den Ver.mitNungs- und Frie­
derus'bemri.illmngen des Staatssekretärs Kissin­
ger !handeln. Das ist a1bs'Olut klar ausgespro­
chen worden. Es wa·r vielme'hr der Vellsuch 
von sQlZialistischer Seite - international -, 
mit beiden Seiten ins Gespräch zu kommen 
und von b eiden Sei'ten direkt die ,Me�nU'ng zu 
hören. 

Ich persönlich w.ar außerordentlich froh dar­

über, daß es gelungen i st, diesen Kontalkt �n 
direktem ZUSlammeIllhang mit arabischen Län­
dern und mit 'Israe,l hel1zusitel1en. Zu den vielen 
Genüchten, .zu dem Gerede ullid zu dem, was 
vorhin Fiedler sagte, nämlich ilber den Unter­
schied zwi'schen Benya und Kr.eislky, möchte 
ich ISagen : Der Besuch Kreiskys in Isracl hat 
sehlr deutlich gezeigt, wie gut er sich mit den 
PoHtikern in Israel verständigt hat. 

W·eiters möchte ich sagen :  Es ist der Nahost­
mission der Inbernationa'le genauso wie Kis­
singer und j edem, der sich damit b eschäJfti.gt, 
kl ar g·eJWorden, daß bei allen Entflechtungs­
maßIlJahmen an den Fronten das schwierigste 
Prablem immer noch offen bleibt, nämlich die 
Lösung des Problems der Palästinenser. Der 
Abgeordnete Peter hat früher einen Zwischen­
ruf g·emamt. Es ist ja wichtig, daß es Kreisky 
überhaupt gelungen ist, mit Ar6'fat zu reden , 
daß .aHein der Kontakt 'hergestellt werden 
ka!IlJn. Wir s-ind nur :leider von einer Lösung 
sehr, sehr weit entfernt. Wenn ich ,�wir" sage, 
dann meine ich die Welt, nich1, daß etwa 
Bundeskanzler Krei'sky oder die SoziaHstische 
Intemationa,le eine Lösung herbe1führen könn­
ten. 

Kollege Fiedler hat hier von einer außen­
politischen, einer internationalen Show Kreis­
kys gesprochen. Gerade ,heute sind Vertreter 
der ägyptischen RegierungSipartei in die'sem 
Hause gewesen. Sie sind ·vom Präsi'Clenten 
empfangen worden. Einige Kollegen halben 
sie gesehen. Sie werden .auf Einlad'ung des 
Parteidbmannes 'der SozialistischEm P,artei 
Kreiislky ein paar Tage in Osterreich s·ein. In 
dem Gespräch, das ich mit dem G eneIlalsekre­
tär der aralbischen 'soziallistischen Liga hatte, 
h at er besonders betont, daß er die Fortset­
zung der von KreiSlky eröffneten Kontakte für 
notwendig und WlÜns'chelllS'weI"t haUe. - Von 
all en Parteifra'gen abgesehen ist es also eine 
nützliche Sache gewesen. 

Wenn Dr. Fiedler dann sagt, man muß 
prüfen, ob es oppomun i1st, solche Aktionen 
,zu beginnen, oder ob es nicht besser ist, 
d�heilIDzU'bleiJben und zu schweigen : Bitte, 
Dr. Fiedler, überlassen Sie uns zu entscheiden, 
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ob Kreisky daheimbleibt und schweigt, oder I deskanzler Schm'idt i s t  für di� e�ropäische 

ob die Internationale eine Ak1ion durm'fiühtrt. Einheit. Ab�r er
. 
h at auc�

. �
ausdruckh� .. 

ges�gt, 
(Beifall bei der SPO.) er könne sIch dIe europalsche I�entltat mcht 

. .  . . . ohne das Bündnis mit  den VereinIgten Staaten �ch mochte .nach dIeser kIemen 
.
�IedIer- vorst'ellen. Alber hier s ind Spr,engelemente in 

Seltenschau wIeder z·�m Them� zu�uckJkom- dem Bündni.Slblock der EWG sichtbar. 
m�n.  Die Führungsk�Ise und d.�� Rlchtungs-

I knse Europas haben J a dazu ge�uhrt, daß man : Hohes Haus ! Wie bei dem Ganzen die ge­
im Rahmen der EWG übellhaupt s·agen kann : wünschte politische Union bis 1 980 zustande­
Diese Riesenorganis,atio'll führt im Augenlblick kommen saU, steht i n  den Sternen. Die politl­
ein Schattendasein. Es i,st so, daß fü'brende sche Union süllte der Ülbernatiolliale Gemein­
Männer der Kommission sag·en : Wir ste\hen scha.ftsstaat mit vielem Gemeinsamen, vor 
vor dem Albsterben dieses  riesi'gen Körpers. allem aber mit eine r  gemeinsamen Außen-

Da's sage ich welder mit Schadenfreude, noch politik und einer gemeinsamen Verteidigungs­
sage ich es mit irgendeinem Vergnügen, denn politik, sein. 

wir gehören ja als Assoziierte, wenn Si.e Mindestens 'ZJwei Mitoglieder der neun Miot­
wollen als Verhagspartner, zur EWe. Wlr ! gliedstaaten der EWG wollen diesen über­h

.
aben 9,a�. kein Inte

.
resse  darano: sonder� ,::r I naüonalen Gemeinschaftss:taat nicht. Herr Prä­smd beQr�ckt von dleser �rschel�ung -. � _ü ! sident l Ich habe Gelegen/heit geihd!bt, in den der Budgeldebatte hat es  e llle ReIhe von Wld1- j' letzten WOch

, 
en bei Sitzungen mit A'bgeordne­

tigen neuen Erscheinungen gegeben. ten der EWG-Länder Bots.chiaJfte.rn also stän-
Erstens : Die birtische Labour Party hat nach ! digen Vertretern, u�d auch Par1a�entspräsi­

der Neuwahl die Regierung ülbernommen und I deuten ein paarmal diese Frage direkt anrzu­
verhandelt nun mit d er EWG Ülber neue Be- i sprechen und 'zu sagen: Zwei Mit:gliedstaaten 
dingung'en ihrer Zugehöri'g:keit. Wie immer I der EWG wollen die  politische Gemeinschaft 
man dazu stehen ma.g : Ich zweilfile nicht daran, I n icht. - Niemand hat widersprochen. 
daß das weit über die Wähler der Labour I 
Party hinaus der Auffas sung der englischen 
Bevölkerung entspricht. Alber ,es ist fiür die 
EWG natürlich ein sehr ernstes Raktum. 

Frankreich hat nach dem Tod des Präsiden­
ten Pompidou und der Wahl einen neuen 
Präsidenten. Mi,nd€stens eines s·teht fest: Der 
G aulli smus ist lZU Ende . Er war schon bei den 
Vorwahlen in Frankreich z.U Ende gekommen. 
Jetzt aber her'rsch1t Unkl arheit und Unsicher­
heit, was künftig geschehen wird. Niemand 
weiß es. 

Italien hat kü:nzlich seinen Alleingang zur 
Rettung seiner Zahlungsbi/lanlz und Wälhrung 
unternommen und damit zusäwlich eine Er­
schütterung der EWG herlbei'geführt. 

Es kann gar keine Frage sein: F.rankreich 
un'd Großibritannien w1a/ren und sind dagegen. 
Es gibt aber Unterschie'de. Franikreich ellklärt 
den Ver,tr,ag von Rom fiür sakrosankt, tut aber 
alles, lhlIl ihn nimt zu erfoüllen. In England ist 
man plumper, weniger geschickt, d!ber n�icht 
weniger entschieden dagegen. Die beiden 
Staaten sind gegen den ü.bemation'alen Ge­
meinschatftsstaa t. 

Bei vielen Diskussionen mit Kollegen der 
kleinen Mitgliedstaaten wurde gesagt: Ja, wir 
sind für die Einlheit, für die vlOlle Integration! 
Sie trauern alber schon im voraus über den 
Verlust ihrer Sellbstän'digkeit. Vertreter eines 
Landes - ich wer·de das Land nicht n·ennen 
und bitte die Kollegen, die dabei waren, es 

In der Bun'desrepublik Deutschll'allid, von der auch nicht zu tun - , die von uns gefragt wur­
man immer annahm, sie wäre der Fels,  auf I den, wie sie Ül der G emein'schaJH mitwirken 
dem alles ruhen könnte, halben wir erst kürz- 11 könnten, sagten :  Solange die Rranzosen auf 
lieh den Rücktritt von BundeskalliZler Willy dem Veto beste!h.en, können wir noch ,etwas 
Brandt erlebt. Sein Nachfolger, Hundeskanzler . sagen. Wenn das aber fäUt, dann sind WIr 
Schmi'dt, ist sehr star:k westor'ientie.rt. Ich ! vollkommen einflußlos und können übeJ1haupt 
möchte das vorsichtig sagen. Alle Erklä'rungen, ! nichts mehr reden. 
die Linie der früheren Bundesregierung wird I . . . fortgesetzt . . .  (Zwischenruf des Abg. P e t  e r) I Das smd soor ernste Fragen, und Wir halben 
Bi t le? (Abg. P e t  e r: Schmidt is t ein Atlanfi- sehr ernste Sor·gen. I ch :möchte sehr deutlich 
kerf) Ja, r'ichtig. Ich möchte noch einmal sag,en : wiederho'len :  Ich hoffe, daß die v-ielen Mel­
In der Regierungserkolärung heißt es : Die dungen über das Absterben de,r EWG, Üibe.r die 
Linie wird fortgesetzt, die Regierungs'linie Erstickung der EWe falsch sind. Es wird zu 
wird fortgesetzt. Aber es ist kein Zweifel keinem Zerfall kommen. Die EWG wird als 
- jeder weiß das -, daß Schm'idt west- Z.ollunion und als Integratiollismobor ,bestehen 
orientiert ist oder daß er, wie Sie, Herr Ab- bl€iben. Wir hoffen e s  und werden von unse­
geordneter Peter sagen, besonders das Bünd- rer Seite das, w as wir tun können, machen,  
nis m i t  den Vereinigten Staaten betont. Bun� um s'ie ,zu unterstützen. 
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Hohes Haus ! Ich 'glauibe albe,r, daß man eine 
wicht�ge Lehre aus dem ziehen kann, wa,s wir 
erJ.ebt haben. Die Besonderheit Europas be­
ste'ht darin, daß sich die nationallen Individua­
litäten in zwei Jaihrtausenden be'sonders ent­
wickeLt haben. In einem JalhrtJausend des 
Kampfes der Städte gegen die LanldesJürsten 
und im Kampf der städtischen Bür'ger um die 
Frei1heit ist ein neues Element in Europa ent­
standen. Es ist kein Zufall, daß d�,e Demokratie 
originär in Europa entstanden ist. Auch anders­
wo, in Ostasien, in Südasien, in Vorderasien, 
haiben im Mittelalter riesige Städte ex;is�iert, 
aber nügendrwo hiat es diesen j ahrhunderte­
langen Kampf, diesen Kampf, der ein J aihr­
tausend wälhrte, um die Bürger.freiheit der 
Städte geg,eib.en. Nur in Europ a war das der 
Fall ! Das ist die Grundlage, die Bas;is der 
eur,op äi'schen DemOikratie. 

Ich schHeße daraus, daß die Besonderheit 
Europas darin besteht, daß sich hier dieser 
unbändige Freiheits- und Selibständiglkei'ts­
wHle der nationalen Indivildualitä:ten ent­
wickeH hat, der dazu fülhrte , daß S'ich diese 
Nationen nicht ,einschmellZen lassen wollen, 
Wir halben es in der Geschichte erlebt, daß 
aUe Versuche, Europa durch das Schwert zu 
einigen, gescheitert sind : Karl der Große, 
Nap.o:leon, Hitler. 

Aber auch eine Eini'gu'Ilf9 Europas durch 
starre FormeLn ' eines dogmatischen Vertrages 
stößt auf SchJwierigke1ten, So zeigt sich, d aß 
de.r Vertrag von Rom nur die 'Grundla'9'e für 
eine "Schönrwetter .. Gemeinschaft" ist. Und 
wenn auch das Plädoyer von Professur Ralph 
Dahrendorf für die EWG außerordentlich ein­
drucksvoll ist, so kommt es 7Jwei J ahre zu 
spät. Das Pllädoyer erscheint in einer Aha'se, 
in der der Zerfall drdht, in der es darauf an­
kommt, zu retten, 'was man retten kann, nicht 
aber, glaube ich, auf die Verwirklichung des 
Vertrages von Rom. Ich hoffe vielmehr, daß 
das,  was sich tatsächlich an echter und funktio­
nierender Integration im Rahmen der EWG 
entwickelt hat, durch funktionalistische Bin­
dungen pragmatischer und elastischer Art über 
die Zollunion der EWG hinaus ergänzt wird. 
Man muß aber auch wissen, daß das ein länger 
dauernder Prazeß 'i st .  

Wir haben gerade j etzt vor zwei Wochen 
den 25. Gl'Ündungstag des Europarates in 
Straßiburg gefeiert. Wir haben dort die Schaf­
fung dieses großen und freien p arlamentari­
scben Forums gefeiert. Nicht nur der Schweizer 
Außenminister Graber, von dem ich schon vor­
hin angedeutet habe, daß er nicht zu d'en 
Leuten g,ehört, die am r edselig'sten sind, hat 
sich eindeutig zum Europarat bekannt, als er 
sagte, daß er ein unerset:t?bares Forum ist, 
sondern die gleichen Worte wie "unersetZJlich" 

wurden auch vom fra'IlIZÖ'sisdlen Interimsprä­
sidenten Poller in der Fest�ersammlull'g ilUS­
gesprochen. 

Herr Präsident l Da kann ich es mir nicht 
verdenken zu sagen : Vor einem Jahr silh es 
,noch anders aus ! Vor einem Jahr sagte man 
uns : Die EWG ist von sechs auf neun Mit­
gliedstaaten angewachsen. Sie :i'St eine Groß­
macht ersten Ranges. Die Neun übernehmen 
alles. Den Euro.parat kann man eigentlich auf­
l ösen. 

Der Ratschlag i'st verstummt. Es zei·gt sich, 
daß im Europarat n'eues poHtisches Leben vor­
handen ist. Die SchrulID:pfungstendenz des 
EUl1op arates, von der man lange gesprochen 
hat: Griechenland ge!hört nicht mehr zum 
Europarat, das nächs,te lJand wird die Türkei 
sein - das ist j etzt al1les voJ:1Ü'ber. 

Ich möchte auf die Resolution hiIllweis.en, 
die die p arl amentarische Versammlung de,s 
Europarates vor zwei W-omen einstimmig be­
schlossen hat und in drer die Hoffnung auf 
eine b aldi'ge und volle demokratische Ent­
wicklung in Portugal ausgesprochen wurde. 
Hohes Haus ! Täuschen wir uns nicht, daß dies 
ungeheuer viel bedeutet. Ich 'glaUlbe, wir wer­
den uns auch in Osterreich mit dieser Seite 
Portugals mehr zu befassen halben, nämlich 
mit der Beendigung des K!olon!i aLkrieges und 
der Kolonia'l!herrschaft. Wir halben in den Ver­
einten Nationen schon im Jahre 1 972 �ür die 
gegen Portugal gerichtete En1Jkolonisierungs­
res-olution gestimmt. Es wild nun Ze:it, daß 
wir auch in Osteneich die Politik der Ver­
einten Nationen zur Entkolonialisierung und 
j etzt be'sonders die Forderung des portugiesi­
schen Auß1enmin'isters Mario Soares,  die For­
derung nach Unabhängigkeit der früheren 
Koloni a,l'ge1biete, 'bes-onders die Una1bhängig­
k·ei.t für Guinea..J3issau, voll und ganz unter­
stützen. 

Ich möchte einen Vergle:ich ans,teHen mit der 
Zeit, in der wir in Osteneich unter einer 
Diktatur ,gelelbt !halben. Ich bitte die Kollegen, 
dies nicht a'Ls einen p'ersönlichen Angriff auf 
ir'gend j emanden aruzusehen. Wenn damals 
der Europ arat bestanden hätte und die öster­
reichische Di'ktaturreg'ierung aus dieser Ge­
meinschaf<t der freien demOikratischen Staaten 
Europas ausgeschlossen w-orden wäre, dann 
wäre das eine ungeheure Unterstützung für 
die gewesen, die für die Freiheit und Demo­
kratie gekämpft haben. Noch eines : Wenn die, 
die das Land verlassen mußten, mit offem�n 
Armen empfangen worden wären, wie W!f 
unsere Freunde aus Portugal in Straßiburg 
empfangen haben, hätte das viel bedeutet. 

Vor sechs Jahren mußte Mario So ares aus 
Portugal fliehen. Ich !habe als Vorsitz'ender der 
sozialistischen Fraktion für ihn eine Presse-
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konferenz veranstaltet. Wir ha'ben gesagt : 
Wir betrachten dich als einen frei g ewählten 
Abgeordneten Portugals. Du .hast Jederzeit 
Zutroitt zu unserer Fraktion. - Da·s bedeutet 
schon sehr viel I 

Hi,er besteht al'so die Hoffnung, daß wir noch 
im Laufe e'ines Jahres nach einer freien Par­
�aments'Wahl in Portugal dieses Land im Kreis 
des Europarates b�grußen können. 

Zum GllÜck ist die Türkei der drohenden 
Gefahr einer Militärdiktatur nicht 'erle'gen. In 
der Türk'ei hat es freie demokratische Wa'hlen 
gegelben. Wenn es im Augenblick wieder eine 
R egierull'g'skrise gibt, deren Ausgang ich bei 
den komplizierten VeI1hältni'ssen nicht voraus­
seihen kann, so hoffe ich, daß wir in diesem 
Staat ei.n verläßliches demOkrati sches MitgHed 
haben . 

Im Zusammenhang mit 'Portugal n10ch ein 
Wort : All e Nachrichten, die wir bek ommen 
können, zeigen, wie nervös man in Franco­
Spanien geworden ist, daß s ich in diesem 
Na·chbarla'lld Spaniens demokratische Bewe­
gungen rülhren, daß sie in Portugal Ausgang 
g·enommen haben von einer revolti erenden 
Militärj unta, die sich mit der Demokra,tie ver­
bündet und der DemokraHe zur Verrugung 
gestellt hat. 

Be'i die sem Anlaß 'noch eine andere Bemer­
kung. Ich höre auch aus Griechenland, daß im 
Offizierskorps die "nasseristischen" Strömun­
gen ull'd Gaddafi-Tendenzen im RJück'gang sind 
und daß man in den Offizierslkrei'sen G riechen­
lands sagt, das Land gehe einer wirtschaft­
lichen Katastrophe entgegen . .oile Militärregie­
rung kann die Wirt·schaft nicht führen. In 
MHitärkr.eisen sagt rnan: Wir brauchen eine 
nationa'l e  Konzentrat'ioIl!sregierung. Soviel ich 
weiß, gi,bt es unter den politischen Kräften des 
Land es, von der Zentrurnsunion bis zur ERE 
auf der äußersten Rechten und bis nach links 
Verbindungen. Und da's ist nicht bloß ein 
Gerücht. Das ist in eliner griechisch en Zleit­
schrift vor dem Sturz Papadopoulo s  erschie­
nen, nur ist die Zeitschrift nach dem Sturz 
Papadopoulos eingestellt worden. Es gilbt a,lso 
neue Möglichkeiten und neue Hoffnungen. 

'Darub er hinaus findet der Europarat Inter­
esse weit ü'ber Europa hinaus. Ich halbe das 
vor ein paar Ja!hren in Kanad'a s elbst mit­
erlebt. Wir haben in der Europarats-Versamm­
lung kur:z darnach in Straßburg gehört, was 
die Delegation Neuseelanlds zu sagen hatte. 
Man interes,siert sich in demokratischen St'aa­
ten und in Ubersee, vor aUem in Staa,ten des 
ehemaligen Britis'h-Commonwea1.th, um eine 
Zugehörigkeit zur Europäischen Konvention 
der Mens-chenrechte. Ich weiß, daß da unge­
heuer komplizierte rechtliche Probl eme auf-

tauchen ; man wird sehr gI1ünldlich zu studieren 

haben, wie weit außereuropäi'sme demdkra­

tische Staaten an der Europäischen Menschen­

rechtskonvention teilnehmen können. Aber 

allein die T!atsache, daß dies,es B edürfnis be­
steh.t, ist außerordentlich interessant. Es ist 
noch hinzUlZ'Ufügen, daß natürlich auf vilelen, 

n icht politischen, technischen Gebieten die 

ZusammenaI1beit von Experten und Beamten 

der Europaratsstaaten mit Experten verschie­
dener Staaten anderer Ordnung, etwa des 
Ostblocks, weiter vor sich geh en wird. Ich 
dar.f persönlich, ruber zurückha'ltend andeuten : 
Wir wären glücklich , wenn wir bei  der Vierten 
Europäischen K!omerelliz "Wissenschaft und 
Parlament" , die 1 915 ent:weder in KopeIllha.gen 
oder in Rom .stattfiniden wird, neb e n  Wissen­
schaftoern und Parlamentariern d e r  Europarats­
staaten und anderer demokratischer Staaten 
auch Vertreter der Osttblock'lände r  dabei hät­
ten. Bei diesen KanlfefleDJZen handelt es sich 
nur um die Aus'sprache ; und w i r  halben vor 
zwei Jahren, bei der letzten, der dritten Kon­
ferenz, in Lausanne, Beobacht,er aus J11'go­
s'lawien gehabt;  das war uns sehr recht, aber 
es war auch für s'ie interessant. 

Dar,über hinaus halben wir im Europarat zu 
diskutieren begonnen, wie wir mit den Politi­
kern ilm Ostlblock ins Oe'spräch kommen kön­
nen. Die existierende Interparlamentarische 
UIlIion 'bringt Schwierigkeiten. Dort gibt man 
nämlich die Anerkennung der B ezeichnung 
"Parlamentarier" auch jenen, die keine sind. 
Wir meinen im EUI1oparat, daß m an ins Auge 
fassen sollte, Roundtable-G espräch e  von Poli­
ti'kem aus West- und Osteurop a zu hallten, 
ohne daß Btesch,lüsse, dhne daß Re·solutionen 
wie ,bei der IPU gefaßt werden. Wir wollen 
lediglich freie Aussprachen in e inem geschlos­
senen Kreis. Wir ha:ben ein:zelne Vertreter von 
OstJblock-Staaten in diesem Sinne angespro­
chen. Ich hoffe, daß es mög,lich .sein wird, alllf 
diesem Wege etwas zu ,er.Deichen. 

Zu dem gesamten noch e ine Bemerkung: 
Unsere Bemülhungen .gehen dahin, unseren 
eigenen friedlichen un1d demokratischen Stand­
punJkt :zu vertreten, dabei aher a:lles zu tun, 
um die Entsp annung zu fördern. Wir seihen 
jetzt vor uns den letzten Osbblock-Vorschlag, 
demzufolge der NATO ... Paokt und der War­
schauer Pakt aufigelöst werden soUen, weil 
das die Sichez1heit erhöhen Ikönnte. Wir ge­
hören weder dem einen noch dem anderen 
Block an. Alber darif ich aufmerksam machen, 
daß die Breschnjew�Doktrin immer noch be­
steht, auch wenn sie im Warschauer Pakt nicht 
entlhalten ist. Wenn man uns sagt, es gibt 
keine Bmschnjew-Doktrin, so hat es jeden­
fans ein sowjeti'sches VeIlhaHen gegeben, das 
sich formuHeren Iläßt als sowj etische Auf­
fassung von der begrenzteIl! Souveränität der 
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Nationen und Staaten, die zum Ostblo<k ge­
hören. Die Vormacht des Ostblocks entschei­
det, wa'nn die Souveränität eines Mitgliedes 
gestJützt werden sdll. 

Ein zweites : Alle Os1!blo<k-Staaten habe!1 
bHatera'le Verträge mit der Sowj etunion, und 
diese beinhalten die militärische Hilifeleistung. 
Ist ein solcher Vorschlag : Auflösunlg der 
NATO und des Warschauer Pakts dazu ange­
tan, V·ertrauen zu schaffen? Oder umgekehrt: 
Muß man nicht das Gefülhl haben, man soll in 
WiIlklichlkei t  hineingelegt werden? 

Selbstverstänldlich a.:kizeptieren wir i n  di'es8r 
Welt den Stanidpunlkt der militärischen Ko­
exi,stenz. Eisenlhower hatte recht. wenn er 
sagte : Die einzige AHernative zur Koexistenz 
ist No-exi'stenc-e. Richtig l Aber merfkJWlürdig ist 
es, daß die KOrnJmunisten, d aß die Sowj et­
union oie id.eologische Koexistenz in der 
schärlfsten Weise ablehnen. 

Ich weiß nicht, oIb wir hier in diesem Hause 
sChon darüber gesprochen haben. Darf ich dar­
um ein p aar Worte darüber vefilieren : In einer 
echten Demokratie wie unserer leben ver­
sChiedene IdeolO'gien nebeneiruander. Es be­
s1eht eine Koexisl'enz der !ideologien, das 
heißt nicht. daß sie mundtot 'sind ;  i m  Gegen­
teil, sie sind sehr I elbenJdig, 5'ie kämp'fen mit­
einander. sie ringen geistig im Rahmen und 
nach den Gesetzen der Demokratie, alb er ohne 
Waffen. Ja warum sallte das international 
niCht mögHCh sein? Das merk'Wlürdig e  ist, 
daß die Ablehnung der ideologischen Koexi­
steIlJZ bei den Kommunisten eine besondere 
Bedeutung hati der ideologische Kampf soll in 
a'llen Lärudern, mit AU'snahme der kommun i­
stischen, weit.ergehen bis  zum Bürgerkrieg und 
zur militärisch.en InteJ1Vention. Alb er diese 
kommunistisChe Einstel'lung ist nicht dazu 
angetan, Vertrauen zu stärken. 

Hohes Haus ! Ich glaube, das alte Wort 
"Der Friede ist unteillbar" ist richtig,  aber man 
kann hinz'ufiÜlgen : ·auch die Koexistenrz ist un­
teillbar. Wir ringen UJlIl einen Frieden in Frei­
heit, unrd alle Erfahrurugen, die wir in Europa 
und in der We:ltpolitik gemacht haben, s agen 
uns, wir 'Sollen eine FriedenspoliUk ohne 
Illusionen machen. Das ha:ben wir 'zur Ost­
politik der deutschen Reg,ierung im Europarat 
deutHch genug ,gesagt. und das gnt auch weiter 
über,alt Was wir verbinden wollen. das ist 
eine r·ealistische Frieden5'politik mit einer 
durchaus unromantischen und realistischen 
Vorstellung von unserem Kampf rur Fr.e·:ilheit, 
Menschenrechte und Humanität; denn Frieden 
und Freiheit sind ull'teillbalI' l (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Peter. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident I 
Meine Damen !WIld Herren I Ich s'tell'Le mit 
Genugtuung fest, daß wir wieder einmal 
einen j ener sel'tenen AJugenJblicke in di,esem 
P,arlamenlt. erl'elben. in dem wir über Außen­
p oliti'k dis.kutieren können. Es ist immer ein 
Vergnügen, dem Herrn Alhg,eordneten Crzer­
netz als Redner nachJzufo�gen. weil er durch 
seine Auslfülhrung,en dazu 'beiträgt, d as eigene 
Koruzept zu ändern, um a1llf s eine interessanten 
Ausführungen einzug'eihen. IIch gI.aube, iCh. d'arf 
im Namen aller Koll€jgen dieses Hohen Hauses 
zuerst einmal zwei Kal'legen des Nationalrates 
einen GlückrwoUnsch dahin g·ehend aussp'rechen, 
daß Sie,  Herr Abg,eot.dneter Ozerne1Jz, mit der 
Funktion des Präsidenten der Politischen Kom­
missio n  des Europar,ates betraut wurden, und 
'Claß der Herr .Älbgeorldnete Dr. Karasek die 
FunJktion eJines Generallberichterstatters dieser 
Politischen Kommission ausrubt. (Allgemeiner 
Beifall.) Aber gerade daran ist ein besonders 
hohes Maß an Verantwortung geknüpft. und 
von diesem Gesichtspunkt aus wHl ich auf 
di·e Aus·f,ühJfungen des Herrn .A!bgeor.dne:ten 
Czernetz eingeihen. 

Ich habe vfiel Verständnis ror seine große 
innere Anteilnahme an der Entwicklung des 
Europarates in Straßb:urg .. Uns allen liegt diese 
Weiterentwicklung am Herzen. Der Europarat 
hat am 6.  Ma,i dieses Jahres seinen 25j ähn­
gen Bestand gefeiert. Wir stimmen vlielleicht 
darin Ü'berei.n. daß die europäische Entwick-
1ung noch nicht so wett gediehen ist, wie wü 
es g·erne hätten. 

Nur, glaulbe ich, läUlft der Herr Albgeordnete 
Czernetz Gefahr, die Gewichte und die Rela­
tion zwischen Europ arat und Europäischen Ge­

,meinschaften nicht immer fiichtilg zu setzen 
un'd zu finid·en. Der Herr Albgeordnete Czer­
netz zeichnet stets sehr nüchtern und sehr 
realistisch das Bild der Europäi,schen Gemein­
scha.ften dann, wenn es ein etwas düsteres 
ist w,ie in der gegelbenen Situation. Er war 
in diesen Ausfuhrungen für mich heute durch­
aus Ülber2eugend. Kollege Gzernetz wäre noch 
überzeugender gewesen. wenn er die Situation 
des Europal'ates g·enau so reaUstisch und IllÜch­
tern ge.zeichnet hätte wie die der Europäischen 
Gemeinschaften iIl! BroÜssel. Diesen sChuhJ/ig 
geblielbenen Beitrag möchte ich leisten und 
diese Ergäl1lZung möchte ich vomehmen. 

Als am 6. Mai dieses Jahres Alain Poher 
in Vertretung des vers.tollbenen Staats'Präsi­
denten Pompddou .die Festrede hielt und die 
Verdienste dieses EiniJgungsins·truments euro­
päischer PräguIllg würdig,te, mußte er einbe­
kennen, daß di,e BilaI1Jz., wie es in den Ver­
öffentlichungen dar·gestellt wurde, eher eine 
überaus magere und 'bei allen Verdliensten 

107. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 107

www.parlament.gv.at



Na.tionalrat XIII. GP - 1 0 7 .  Sitzung -- 2 1 .  Ma.i 1 974 10451 

Peter 

durchaus nicht Ülber:z.eugende sei. Das sei ledig­
lich eine Fes.tstel,lull'g, eher eine bedauerliche 
Festst ellluIllQ' denn eine Kritik. 

Als Sie, Herr AlbgeOIidneter üzernetz, nach 
1 945 aus der Emigration heimkehrten und wir 
Sol d a-ten aus der Kpieg,S'gefangenschaft zu­
rücklkamen, war,en wir in einem Punkt von 
dem ,gleichen Gedanik,en beseelt und von einer 
groß en Europ ahegeisteruIllg el1füllt, die w ir 
r ealp olitisch in den z'Ullückli egenden :zJWoei 
Jahrzehnten nicht so überz,eugend in die Tat 
ums etzen konnten, wie wir es gerne getan 
hät ten _ 

Ich möchte nicht so weit gehen und heute 
stag e n ,  dieser Europwbegeisterung der fünf,zi­
ger Jahre wälre nunmehr .di e  Europ am'Üdig'keH 
der siebziger Jahr,e 'gefolg,t . Legen wir uns 
ClIb er das Prolblem im ZuS'ammenharug mit der 
Jugend vor, so müssen wir feststellen, daß 
Eur Oip a  �ür den BüIlger des Landes und f,ür 
d i e  jungen Menschen ein noch zu absbra1kter 
B egriff ist, vielleicht auch ein v.iel zu kompli­
zierter Hegriff, um �hn im Lelbensall.tag ent­
sprechend pr,aktisch handtha!hen zu körunen. 

Ich will heute gar nicht die ungelösten Pro­
bleme durchleuchten und daher die Frage 
der 1 0  Millionen europäischen GastaI1beiter­
nicht aU�Wierfen, dj.e d,erzeit den Europarat 
mi t  großer Sorg'e erfüllt. (Abg. C z e r  n e  t z: 
Der 18. Mitgliedstaatf) 

Ja,  natürlich auch, aber, Herr kbgeoI1dneter 
Oze rnetz, wie Slieht denn I!hre Stflaßburger Be­
sta n dsaufnahme in diesem Zusammenhang 
aus ? Wie schätzen Sie, wenn Sie j etzt den 
Part in Richtung der Europäischen G emein­
schaften in Brüssel kritisch abg,eschloss'en 
hab e n, .di e Bes.tandsaufnahme , ,25 Jlahre 
Europ arat" a!b? Wie sagte der eidgenössische 
Professor Hofer in seiner Rede? Es handelt 
sich um die Inventur eines stagnierenden 
Unternehmens. - Auf der ei.nen Seite Schwie­
r�gkeiten bei den Europäischen Gemeinschaf­
ten in Brüss el , und auf der anderen Seite d i e  
Inventur eines stagnierenden Unternehmens 
in ,St'raßbuI1g. Und so - fülhrte der Sch,weilZer 
Universitätsprofessor Hofer in diesem Zusam­
menhang weiter aus - besteht fiür uns all e  
k.e i n  G rund zum Jubilieren_ 

Das muß zu Ihrer Rede Thachgetragen und 
ergänzt werden, Herr Albg,eordneter Ozernetz, 
wenn man die dellzeit .nicht sehr rOsli,ge Si.tu a­
tion der Europäischen Gemeinschaften in BI"üs­
seI charakterisiert. "Die Bilanz der integra­
tionspolitischen Front" - wlie Profiessor Hofer 
sich auszudl1ücken beiHebte - ist negativ. Die 
Energiek,rise des Jahres 1 973 i Slt in der End­
konsequenrz unbewältigt geiblieIben . Auch der 
Europarat in Straßbur.g konnte keline quaHta­
tiv besseren Ergelbnisse als die Europäischen 
G e meinschaften in BIlüssel erarbeiten. 

Herr Albgeordneter Czernetrz! Im 25. Be­
s tarudsjiahr des Europarates muß die Sicher­
heit des freien Europa noch immer durch die 
Vereinligten Staaten von Amerika gewährlei­
stet werden. Die �reien Staaten Europas sind 
en�weder noch immer nicht gewiUt oder n icht 
i n  der Lage, iJhren entscheidenden Beitrag zu 
ihrer eigenen Sicher'hEm zu leisten. 

Dabei beklÜIIlIIllert mim persönlich etwas, 
das sowohl für den österrei chischen als auch 
für den deutschen Raum zutrifft: ein sehr aus­
geprägter Antiamerikanismus, in der R e.g,el 
zum Ausdruck gebnamt von Menschen, d i e  
d en Boden der V.ereinigten Staaten von Ame­
r ika in ihrem bislherigen Leiben nicht betreten 
haben . Ein theoretischer Anti amerikanismu s ,  
nicht bed enikend, daß die westeuropäische 
Sicherheit noch weitgelhend von den Vereinig­
ten Staa't'en von Amerika abhängt. 

Nun halbe ich durchaus nichts einzUlWenden., 
daß nunmehr durch den mit dem Atlantismen 
Bündnis vertrauten neuen deutschen Bunde s­
kanzler Helmut Schmidt wa'hrscheinlich !Akt i ­
vitäten gesetzt werden, die i n  der Verg an:gen­
heit von der Bundesrepubllilk Deutschland nicht 
gesetzt worden sind . Als Liberarller muß ich i n  
di esem ZuStaIlllIlleilihang doch zurrn Ausdruck 
bringen, Herr AJbgeordne.ter Czemetz, daß es 
sich um eine Er'gänrzung bisheriger A:ktiviitäte n  
oder, wenn Sie wollen, um eine Erg,änzun g  
d e r  Aktionsmög,lichkeiten handelt; eine Er­
gänzung dahingehend , daß nunmehr an d er 
Spitze der BUnldesr,epulbli:k Deutschland der 
Europäer - aUlf die Europä,ischen G emein­
schaiften ,bezogen - ,und nunmehrige Bundes­
präsident Walter Scheel steht und a'n der 
Spitze der Bundesregierung der Bundesrepu­
bUk Deutschland der im Atlantischen Bündms 
versierte und erfahrene BundeSikanlZl,er Helmut 
Smmidt wi,rkt. 

Wenn man heute vom neUigewälhlten Staats­
p räsidenten Franlkreichs Gisoard d '�st'a,ing 
spricht , so dam man zugleich auch Walter 
Scheel nennen, denn der französische Staats­
präsident und der deutsche Bundespräsident 
kommen aus einem politischen Lager, in dem 
di.e liberale GeisteSlhalltung zu den poEtis chen 
Fundarrnenten ,gehört. 

Wie wurde doch V'ers chiedentlich in der 
Offentlich'keit .die 25-Jahrfeier des Europarates 
charakterisi ert ? Man spr,ach VOTh der "Sillber­
[len Hochzeit der Zerstr-ittenen" . Ich über­
n ehme diese Charakterisierung nicht. Sie deu­
tet alber ,an, welche Probleme im Bereich des 
Europar.ates noch einer Klärung bedürfen. Ge­
rade durch di.e neue Funlktion des Präsidenten 
der ,Poli:tischen Kommission, die der Nbg.eord­
nete Czernetz ü1b ernommen h at, wird er in 
d i e  Lage verset!zt, im Ralhmen des Europ arates 
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Peter 

Aktivitäten eiJ1lZuleiten und durmzuführen, die meines Hradltens audl hier von einer Be­
der Weiterentwicklung dieses europ ä'ischen standsaufnaihme ausgeh'en, um zur Weiter.ent-
Instruments über,aus dienlich sein k·önnen. wicklung zu kommen. 

Rückschauend. .auf die abgelaufenen 
25 J·ahre des Europavates sei mir die Frag'e 
gestattet : Ist d'er Konsultativver.sammlung die 
politische Ausrichtung der Mitgliedstaaten auf 
das einheitliche Ziel Europa ausreichend und 
überzeugend genug gelungen? Ist das Ver­
halten zu and·eren Ländern entspred1.end aus­
geprä-gt worden, oder bedarof es 'hier noch einer 
intensiveren AUlfIk:lä-ruIlJgs- und Verständi­
gungsarbeit? (Abg. C z e  I n  e t z: Nein, eben­
sowenig wie die EWG!) Vielleicht wäre aber 
doch darüber n:achJzudenken, was man noch 
tun könnte, um die j etzt aUJfgeworfene Fftage : 
Handelt ,es sich Ibei der 25-J ahrfeier d es 
Europ arates um ein Jubelfest oder um einen 
Trauertag ? , beim 30j ährigen Be sta'Ild überzeu­
g.ender beantworten zu �önnen, als es heute 
der Fa:ll i st. 

Im Augen'blick schwell'gen viele in der 
Eupihorie der Direktwahl der Abgeordneten 
zum Eur.oparat . In Osteneich hat diese For­
derung in a:llerjüIllgster Zeit der Bundespartei­
obmann der Osterreichischen Volkspartei, 
Dr. Schleinzer, erhob en. Es ist zu b egrüßen, 
wenn die EntwickLun,g in di.ese Richtung geht. 
Fürs -erste alber wäre mir eine bessere Funk­
tionsfäihigkeit der KonsuHatiViVersammlung i n  
Straßlburg lieber . 

Herr Albgeor'dneter Gzernetz! Ich 'las rm 
Bulletin der deutschen Bundesregi'erung aus 
Anlaß der 25-J ahIlf.eier, daß der Einrichtung 
eines VeIib indungsbüros zu den Euro.päisChen 
Gemeinschaften in Brüssel durch den Europa­
rat das Ibesondere Augenmerk zug-ewendet 
wurde .  Zug1eich kommt a1ber Sel'bstlIDritik aus 
den Reihen des Europ arates , daß 'eiben ein 
VeI1binduIllgs1büro zu d-en Europäischen Ge­
meinschaften in Briissell zuw,eni'g wäre. Wie 
könnte man alber die Beziehungen zwischen 
diesen entscheidenden bei den europäisch.en 
Instrumenten wirklich funktionsfähiger gestal­
ten, als sie h'eute sind? 

Di,es es Verbindungs büro des Europarate s  zu 
Brüss.e:l soll d.er intensiveren Information und 
dem intensiveren Gedan'kenauSltausch 'Zur Aus­
schaltung eines Konkurrenzverhältni'sses 
Europarat - Europäische Gemeinschaften die­
nen. Ich stehe nicht un,ter dem Eindmck, daß 
Ansätze eines KonIkurren'Zverhältruisses gege­
ben sein könnten . .Alber w enn aus dem Europa­
rat der Terminus technicus "Konkurrenzver­
hältnis" zwischen Europarat und Europäischen 
Gemeinschaften geprägt wird , dann frage ich 
mich: Wieso kann es zu einer solchen Ge­
sinnung in Straßiburg kommen? Man müßte 

Aus Anlaß der 25-Joahl1f.eier wurden folgende 
Schw,erpunkte <!iür die weitere Arbeit des 
Europarates artiocuUert : Menschenrechte , 
RechtsvereiIllheitliChung, Hrzi.elhuIlJgsfragen, 
Ku:ltur, Sozi a11'wes en, öffentliche Gesundhe it, 
Kommun alfra-gen und Umweltschutz . Bitte, 
,sind das aTle Schwerpunkte, die der Europa­

rat für seine 'Weitere Arbeit a.usgewäih1t hat? 
Wo sind die politischen Schlwerpunkte , die 
meines EraChtens vom Europarat im Rahmen 
seiner Grenzen und Mö,glichJk,eiten ebenso a·rti­
kuliert werden müßten? (Abg. C z e I n  e t z: 
DeI poli tische Schwerpunkt ist in deI Ver­
sammlung unzweifelhaft gegeben!) Warum 
arbeitet man das nicht heraus ? Warum schiebt 
m an d as zur Seite? Diese politische Problema­
ti'k i st nicht nur von besonderer Bedeutung , 
sie ist die schwieri.gste , und es wiI1d aJ.ler An­
strengungen bedürfen , um �hr gerecht werden 
zu können. 

Oder wi'e hat es der ausgeschiedene G ene­
ralsekretär d e.s Europarates Dr. TonCic, in 
einem Intervi.ew formulliert : "Für Länder wi.e 
Osterreich wird es immer schiwerer , im inter­
nationa:}.en Leben Dinge durcbJz,usetzen, die si,e 
wollen, oder PO'sitionen zu erreichen, wo die 
EWG-Länder geschlossen vorgehen .  Das h at 
sich deutlich gezeigt ." 

Wenn auch die Europäischen Gemeinschaf­
ten im Augenib:lick in einer SchJwächeplhase 
sind, wird es trotzdem schwer sein, vor aUem 
für uns als den kleinen Neutralen, unsere 
Wünsche überzeugend g'enug in Richtung Brüs­
seI zu aklzentuieren . Wir halben neb en den 
EG ein In strument, d as wir nicht hoch genug 
schätzen können und dessen wir uns sehr 
eingehend bedienen sollten, und das ist der 
Europarat. Von dort aus können wir Oster­

reicher das Gewicht Unlserer Stimme in Rich­

tung der Europäischen G emeinschaften über­
aus Ülberizeugend einsetzen. 

Herr Dr. Kar,ase'k hat die Zi els etzung der 
Konsultativversammlung in StraßlbuTl9 , wie idl 
dem OVP-Pressedienst vom 9. Mai dieses 
Jahres entnelhrrne , fdl'gendermaßen chafralkteri­
siert : "Di,e ZukunJf.tsaUJfga;be der Beratenden 
Vers ammlung werde we iterfuin vornehmlich 
darin lieg,en , auf eine fortschreitende Ein�gung 
Euro.pas zu dringen" - das überzeugt mich 
schon me!hr aLs di.e ofifiziel:le Aussage des 
EurOiparates -, "Hort der Menschenrechte zu 
bleiben und G esprächsforum für den Dialog 
des freiheitlich-demokratisch gesinnten Euro­
p as zu sein." - Einverstanden mit dieser Hal­
tung der Vertreter OsterreichJs in der Beraten­
den Versammlung. Aber warum artikuliert das 
das offirzielle Straßburg nicht so überzeugend , 
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Peter 
wie es östeueichische Abgeordnete in unse- Herr Abg.e ordneter Ozernetz, Sie schloss.en 
rem Land getan haben? Da fehlt es meines heute IhI1e Rede eindrucksvoll . Man ilmnn der 
Eracht'ens doch von Straßhur.g her an Uberzeu- in lhrem Schlu&wort zum Ausdruck gebraChten 
gungskraft . Oder r,eichen die zur Verf,ügung Forderung auch ülber Parteigrenzen hinweg 
stelhenden AUlf.kläruIllg.smöglichkeiten für zusti'lIlJl1len. 
unsere in Straßiburg täUgen kbgeordn.eten 

Ich verweise abschließend auf eine Ma:i.-
nicht .aus, das in Osteneich entsprechend ins 
Blickfeld der Dffentlichikeit zu rücken? Viel- nung, die bei der 25-Ja,hrfeier in Straß,burg 

leicht ist es in anderen Ländern genauso . Dann ausgesprochen wurde : 

fehlen die Ums'etJzmöglichkeiten rur die AIiDeit "Die Demokratien Westeuropas werd.en sich, 
des Europarates in Straßlburg in den natio- wenn die Entsp,annung in Europa Fortschritte 
nalen Bereichen . macht, auf den W,ettbeweI1b mit einem ande-

Und vi,elleicht - diesen Eindruck halhe ich ren Gesells chafitssystem einrzurichten haben. 

auf Grund der jüngsten Entwicklung der Euro- Umso wichtiger wird ein Forum, in dem sie 

päischen Gemeinschaften - scheitert manches gemeinsam d arüber beraten können, wie sie 

an der Ube'rbetonun'9 national'er Interessen. dieser Herausforderung heg,egnen ." 

Gerad.e in Richtung B rüss,el wird man diesen 
Eindruck nicht 100s, ob es sich auf der einen 
Seite um InaUen oder .auf der anderen Seite 
um England hand elt. 

Nun führt das .Bulletin der deutschen Bun­
desregierung vom 3 .  Mai dieses Jahres wört­
lich aus : Di,e p olitischen MÖgllichikeiten der 
Beratenden Ver sammlung des Europarates 
werden nicht von g'enütz't. - Vidlekht k'önnte 
man von unseren in Str,aßlburg tätig,en Abge­
ordneten eine Interpr,etatiün .dieses Vorwurfes 
erf,abr,en, o'b sie mit dies.er AU'�fass ung über­
einstimmen oder Ob ,sie diese Auffassung als 
überspitzt erachten. (Abg. Cz e r n  e t z :  Herr 
Kollege Peter! Ich bitte um Entschuldigung: 
vom Minis terkomitee nicht genügend genütz t!) 
Was tun wir d,anm von der Parlamentarier­
eben.e her, um d as Minis.teI1komitee zu veIfual­
ten, sie bess.er und intensiver zu nützen? 

Sie wissen j a, Herr AJbgeordneter Ozernetz : 
Wir reden ein- o d er 7Jweimal im Jah r  in di esem 
Parl<clJment Ü'b.er den Europ,arat und über die 
Außenpolitik. Ich stehe nach wie vor unter 
dem Eindruck, daß der österreichische Natio­
nalrat im 29. Jahr des Bestandes der Zweiten 
RepuJbilik die AUßenpolitik l.eider noch immer 
nicht entdeckt hat . 

Alber das 'liegt auch am Instrumentarium 
des Nationa,lrates. Das Instrumentarium dieses 
Parlaments ilst g es chäftsor.dnUlngsmäßig so un­
zulänglich, daß es einer intensiven Diskussion 
außenpolitischer PrObleme nicht mehr gerecht 
wird. Wir br.auchen ·uns heut.e nur j ene J.ahre 
anz,uschauen, für die die einzelnen Berichte 
erstattet wer.den : 1971 und 1 972. Uber die 
damals über die WeltibÜlhne gegangenen Pro­
bleme diskutiert der österreichische National­
rat im Mai 1 974 ! Ein neuer Beweis dafür, 
daß das geschäiftsordnungsunäßige Instrumen­
tarillJIIl des Nationa,lrates ,flür eine aktuelle 
Auß.e11ipolitik untauglich 1st. (Bei/all bei der 
FPO.) Es Iwird Sache des Geschäftsordnungs­
komit'ees sein , die ser Fr,age noch mehr Bedeu­
tUIlJg zuzuordnen, als es b'iSlher der Fall war. 

Diese Frage ,  meine Damen und Herren, soE­
ten wir nicht übersehen, weil sie Ihnen bei 
Ihrer Tätigk,ei t  in der Ber,atenden VersaJIIlm­
Lung in Straßburg weitaus weni.ger gestellt 
ist - wie b e ide Herr.eu wissen - als viel­
mehr in den B eratungen der �nterparl.amenta­
fischen Union, wo wir immer wieder erleben, 
daß die Vertreter der ·sozi.alisltiJschen Länder 
dieses Instrumentarium eXIZeUent beherrschen . 

Von der IPU au s werden von den OS'tlblock­
ländern Ang·riffe in Richtung Straßburg gerich­
tet. 

"Europa" - so f'ülhrt das Bulletin der deut­

schen Bunde s regierung weiter aus - "kann 
nur wachsen, wenn es im Bewußtsein seiner 
Bürger fest vel1Wur:z..elt iS1t." 

Wie feist i s t  Europ a verwlirZ'eH? Wie fest 
sind di,e europ äischen Notwendigkeiten im Be­
wußtsein der ös.terreichischen Bevölkerung 
verankert? W,as hat die östeneichische Bun­
desreogierun:g, was hat dieses nationale öster­
reiChische P aril ament i.n den 25 Jahren des Be­
steh'ens der Konsultafivvers.ammlung in Straß­
burg getan, um das EUI1Op a-Be:wußtsein in 
unseren Bür g e rn entsprechend zu wecken? 

Ich gJaube , hier wären Aooa'tzpunkte gege­
ben, auch Steuergelder einzusetzen , um die 
Äuf1klärung sachlich und sachJbezogen in Rich­
tUllig der eUI'opäisdlen Einigung zu leistJen. 

So sollten wir, meine Damen und Herren, 
uns.eren ö sterr eichischen Beitrag dazu leisten, 
daß dieses Europab ewußtsein aktiviert und 
aktualisiert wird und daß die europäischen 
Prolbleme im B ewußtsein des europäischen 
Bürgers genau so integrierender Bestandteil 
werden wie die unm ittelbaren Anliegen de·r 
Innenpolitik. D as liegt uns freiiheiblichen Ab­
geordneten am. Her:zen, und darum werden wir 
uns auch in der weiteren Arbeit bemülhen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Näch'ster Redner ist Herr 
Abgeordnete r  Dr. Karasek. Er hat das Wort. 
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A\bgeo:rldneter Dr. Karasek (OVP) : Herr Prä­
sident ! Hdhes Haus ! Ich g.laulbe j etlZt auch 
im Namen des Abgeordneten Czernetz zu 
sprechen, wenn ich mich zunächst bei meinem 
Vorredner, Herrn Abgeordneten Peter, für 
die an uns beide gerichteten Glückwünsche 
recht 'hemlich bedanke. Wir empfinden, glaube 
ich, die Berufung in diese Funktionen - Kol­
lege Czernetz ist Präsident der Kommission, 
und ich ;bin Generalberich.terstatter - nicht 

Wir 'ha:ben uns heute vie,bfach, meine Damen 
und Herren, damit abgefunden, resignierend 
festz.us1elLen : Die UNO ist machtlos. Die UNO 
list keine W·eltpoHzei. üie UNO kann in sol­
ch en Fällen nicht eingreifen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, Hohes 
Haus, daß die UNO machtlos ist, ist nicht der 
spri'ngende Pullikt. Damit W'Ü·rden wir uns ab­
finden und damit hab en wir uns ,auch in der 

nur als eine AusIZeichnung für Osteneich und Verg,ang.enheit abgefund.en, daß internationale 
für Ulns pensönlich,  slQndern auch als eine ge- Organisati'onen vom Machbpolitischen her oft 
wiss e  Verpflichtung, Motoren der p olitischen nicht viel zäihllen. Ad imposs;ibilia nemo 
Entwicklung innerhalb des Europarates zu tenetur, wenn sie also nicht mehr können, 
sein. Wir wissen, wie selhr man gerade im d.ann sei das vielleicht veI1Zei.ihllich, so würde 

kommend.en Jahr auf Grund dieser Funkotions- ich sagen. U!llv,er:zeihlich haUe ich j eldoch in 
stelluIlJg von ,uns beidIen im Europarat auf diesem Zusammenhang die doppelbödige 
Osterreich blicken wird. Mor.al, mit d'er heute in der UNO Vorgänge 

\ di eser Art beurteilt werden. oDa,s ist, finde 
Herr Ko;}.l.eg,e Peter hat ger,ade festgestellt, ich, die eigentliche Schwäche dieser interna­

es sei immer ein Vergmliigen, nach dem Herrn tionalen Organisation. Das ist es , was in 
A'bgeordneten Czernebz zu sprechen. Es ist we iten Krei.sen der BevölkeruIlig und auch m 
j etzt für mich ein Ver.gnügen, nach dem Ab- der österreichischen Offentlicblkei.t diese inter­
geordneten Peber ,zu sprechen, und zwar, weil nationale GerrnaiIlJschaJft diskreditiert, was sie 
ich einerseits meine DanlkeswtÜns che fOI1Ill'ulie- abwertet, wo die Leute zu zweifeln beg,innen, 
ren konnte und weil ich zweitens auch j etzt ob und wie sinnV'oll sie ist. 
ein bißehen darauf eing:ehen Ik ann , was er an 
kritischen BemerkJungen zum Europarat gesagt 
hat. Ich bitt:e ihn nur um ein p aar Minuten 
Geduld, weil ich .zum.ächst einmal ganz kurz 
noch zum UNO-Teil ein paar B emerkungen 
machen mödlte. 

Kolle:ge Peter hat eben dar,auf hingelWiesen, 
daß wir formell veral1tete Berichte deJbattieren. 
Aber wir folgen ja hier in diesem Hause ei.nem 
alten Brauch, daß wir uns desihalb nicht ent­
mutigen lassen und die Positionen, die wir 
dazu anzumerken halben, ex nunc und nicht ex 
tunc zum Ausdruck 'bringen. Wir werden uns 
nicht ülber Ereigni'SlSe äußern, die bis in das 
Jahr 1 9 7 1  zurückreichen. 

Zunächst kUllZ noch zu den UNO�Berichten. 
Hier ist es mir ein wh�k.uches Bedürfnis, ein 
Wort des B ed,a.uerns zu sagen Ü!ber das, was 
an der libanesisch-isr,aelischen GreIllZe in den 
Vorwochen geschehen ist,  zu j enen schreck­
lichen Ereignissen, wo bei einem Schulkinder­
ausflug in Maalot so viele Opfer zurückge­
blieben sind. Ich möchte hier einerseits meinen 
Abscheu vor diesen verbrecherischen Unter­
nehmungen der Terroristengruppen formulie­
ren und andererseits mein aufrichtiges Mit­
gefühl mit den Kindern Israels. 

Und hIier erhebt sich in diesem Zusammen­
hang .die Fra,ge:  W,as ist die Reaktion der 
internatio.nalen Staatengemeinschaft in solchen 
Fä]lern ?  W,as tut die UNO ? Sind und werden 
wir. mitschuld�g, wenn solche Ereignisse p asSJie­
ren ? Woran krankt die UNO? 

Uns.ere Mit'schu�dig!keit l iegt darin, daß wir 
heute viellach zu feige geworden si.nd, die 
VeI1brechen beim Namen zu nennen, und mit­
rennen und mi'tlaUlfen, weIl!Il es darum geht, 
gewisse Dinge aus sogenannten politischen 
Rücksichten, aus p olitischen GI1ünden zu ver­
schweigen. 

Ich gebe Ihnen ein konkretes Beispiel :  
Das war die libanesische Beschwerde gegen 
die israelische Vergeltungs aktion vom 
1 2 .1 1 3 . April 1 974. Ich rufe in Erinnerung, hier 
handelte es sich um einen Terroranschlag auf 
die israelische Stadt Kiryat Shimona. Ich bin 
durchaus einverstanden, daß Israel vom Welt­
sicherheitsrat wegen Verletzung territorialer 
Integrität verurteilt wurde. Dagegen ist nichts 
zu sagen. Es entspricht dem Status des Völker­
rechtes, daß keiner das Recht hat, sozusagen 
Selbstj ustiz zu üben und das Territor.ium eines 
benachbarten Staates zu verletzen. 

,Alber hier stellt sich, meine Damen und 
Heuen, doch im gleichen Atemzug für j eden 
gerecht denkenden Menschen die Frage : War­
um erinnert die UNO nicht daran, daß alle 
Gewaltakte, von wem immer sie kommen und 
woher immer sie ausgehen, auch wenn sie 
von Terroristen ausgehen, verdammenswert 
und zu verurteilen sind? Ich bin einverstan­
den, daß wir ein VerstäJndnis für das unge­
löste palästinensische P,roblem haben müssen, 
daß wir nicht einseitig diese Probleme nur aus 
dem Blickwinkel Isra,els beurteilen können. Es 
gi'bt eben eine ganze An�ahl von Problemen 
- das nur zur Erinnerung. 
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Dr. Karasek 

I ch  frage jetzt wi'eder : Wo bleibt die Erinne­
rung der Vereinten Nationen an die Pflidlt 
der Libanesen, Terrorakte, die von ihrem 
Staatsgebiet ausgehen, zu verhindern. Aurn 
das ist eine völkerrechtliche Verpflichtung, die 
einzuhalten ist. Ich gl aub e ,  ein g anz empö­
render Höhepunkt dieser Sicherheit,sI1atspro­
zedur war die A'b1ehnUing des Zusatzantrages 
der Vereinigten Staaten, in dem ein Hinweis 
auf den vorangegangenen Terrorakt von 
Kiryat Shimona enthalten war und der mit 
serns zu sieben bei zwe i  Stimmenthaltungen 
abgelehnt wurde. 

Ich anerkenne, Herr Bundesminister, daß 
Osterreich hier für den Antliag votiert hat, 
den die USA eingebI1arn t  haben. Aber es ist 
dorn empörend, wenn nicht einmal der Name 
der Stadt, die Ursache für den Vergeltungs­
schlag, d�e damit aurn Urs ache für die Verur­
teilung durch den Sirn'erheitsrat geworden ist, 
in der Resolution erwähnt wurde. 

Hier, glaube ich, handelt es sich tatsächlich 
- und das muß man einmal kritisch in diesem 
Haus über die UNO anmerken - um eine 
e inseitige Handhabung des Rechtes, hier han­
delt es sich um Erscheinungen einer doppel­
bödigen Moral. Wenn sich s chon die Regierun­
gen nimt imstan.de fühlen, da's so zu bezeim­
nen, und wenn die Regierungen smon glau­
ben, Rücksicht nehmen zu müssen, so gl,aube 
ich, AbgeoJ1dnete in einem Parlament haben 
solche Rücksichten ndcht zu nehmen und haben 
d as auszusprechen, was s i e  in dieser Same 
fühlen. (Beifall bei der OVP und bei einigen 
Abgeordneten der SPO.) 

Ich bin in dem Punkt mit den Ansichten des 
Kollegen üzemetlz durchaus einverstanden, 
wenn er sagt - ich g:l'aulbe, ihn remt ver­
stanIden zu haben -, wir müssen l.1IIlS als 
Os'terreicher zur Ell'tkolonialisierungspolitik 
der UNO positiv ä.ußern und sie unterstützen. 
Nur muß ich sagen : G e rade wenn wir zum 
Kapitel EntkOiloniaHsierunglspolHik komm en, 
gibt es eine gew.aoHig,e Ei.nsduänlkung, die idl 
doch in dem ZusammenJhang mache und die 
er simer b ereit ist, mlit mir mitzumachen, näm­
lich daß wir bei den All-means-Erklärungen 
im Zusammenhang mit der Erut!k<olonialisie­
rungSipoHtik nicht mitmachen können. 

J enen Damen und Herren, denen das ein 
bißchen zu selhr Diplomatenchinesisch is t, 
mömte ich sa:gen, daß man bei diesen All­
means-Erklärungen an d i e  Relklamation der 
entkolonisi erten Vö,llker denkt, an ein soge­
nanntes Recht der Koloni alivölker, den Kampf 
um Unabhängigkeit und B efreiUJIlg mit allen 
MiHeln zu ruhren. Dieses "mit allen Mitteln" 
wird so interpretiert, daß aum Gewalt, Terror, 
Mor.d, EIlpressung, EntführUJng und Geisel-

noahrrne zu sUlbsumieren sind. Hier sind wir 
an Grenzen angelangt, wo Osterreidl, glaube 
im, wirklich nicht mittun kann. 

Ich bin froh, das O sterreich - was dem 
Bericht zu entnehmen ist - bei allen Abstim­
mungen, besonders bei d e n  SeparataJbstimmun­
gen, bei dieser All-means-Kloausel nicht mit­
voti ert hat, sondern da gegen ,gestimmt bezie­
hungStweise sich der SHJIIllllle entlhalten hat. 
Einunal, gla,Ulbe ich, hCiJben wir leider dafür 
gestimmt. Aber ich hoffe, daß das nur ein 
einmaliger Ausrutsm e r  w.ar, eine einmalige 
mehr oder weniger unüberleg'te Handlung. 

Ich glaube, daß wir uns künftig rimtig ver­
halten, wenn die Bunde s regierung , wenn der 
Herr Außenminister eine Politik verfolgen, 
wie es jetzt aus diesem Bericht hervorgegan­
gen ist. Dann wird diese Politik aum sicher die 
Unterstützung dieses Hauses finden. 

Die IPU""AJhstimmungen aUlf diesem Gebiet 
sind leider seit der IPU-Koruferenz 1 970 für 
uns aUe kein Vorlbi�d mehr, das möchte ich 
s,agen. Die Interparlamentarische Union hat 
aum von ihren MeihrheitsveIfuältnissen Ge­
brauch gemacht. Es hat eine arrro-asi'atische 
Me'hrheit im Verein mit der Oisteuropäismen 
gegeben, die eine ähn liche All-rneans-Erklä­
Tung a'bgegeben hat;  d amals war es im Zu­
sammenhang mLt dem I s rael�Konflikt. 

Ich glaube, daß wir  als Demokraten s olche 
Mehr'heitsver1hältnisse politisch anerkennen 
müssen ;  im möchte h i e r  aber Schiller zitieren, 
der, glaUlbe im, in s e inem Drama "Maria 
Stuart" g,esa'gt hat : "Nicht StimmenmehI1helt 
ist des Rechtes Proib e . "  Das ist nicht undemo­
kraUsch, sondern dias bringt eben nur zum 
AUJsdruck, daß es gewis.s e  Rechtsgrundsätze 
g.ibt, die man mit einer einfarnen Stimmen­
mehrheit nicht ins Gegenteil verkehren k,ann. 
Unremt bleilbt Unrecht, auch wenn eine Mehr­
heit sich für ein Unremt entsch.eidet, muß 
man trotzdem sagen : es ist ein Unremt. 

Was die UNO-Partie unserer heutilgen De­
batte anl,angt, stelle ich zusammenfassend fes t :  
W i r  stellen mit Resi:gnati'on fes·t, daß die 
physische Machtlosigkeit der UNO offenbar 
ist, mit Empörung regisltrieren wir die Aus­
höhlung der UNO als eine moraHsche Autori­
tät der Menschlheit. So möchte ich das i n  
diesem Zusammenhang definiert und gesagt 
haben. 

Und nun zum Kapitel  Europarat : Auch ich 
möchte ankIllüpfen, daß wir vor ganz kurzem 
, ,25 J.ahre Europarat" gefeiert haben und es 
d er Natur der Sache entsprochen hat, daß 
zu diesem Zeitpunkt große Reden gehalten 
wurden. Die großen Reden sind nun vorbei i 
j etzt kOlIliffien ernüchterndere Feststellungen 
von allen möglimen S e iten. 
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Hohes Haus l Ich möchte zunächst voraus­
schicken, daß wir, so g,la,ulbe ich, keine Ur­
sache haben, die positive Roll e  des Europa­
rates, die er in 25 Jahren gespielt hat, unter 
den Scheffel zu stellen, sOlZusag,en die positive 
Rolle a(bzuwerten, denn es ist einer der'großen 
Fortschritte des Europar,ates gewesen, das 
gIOße Vertragswerk zum Schutz der Menschen­
rechte, einschließlich der Individualbesmwer­
den, entwickelt zu haben ; es ist ein großer 
Fortschritt, daß es doch an di e  70, 80 Konven­
Uonen und Albkornmen gilbt, die ger,ade dem 
einzelnen Europ äer, dem einzelnen Osterrei­
cher sehr, sehr nütrzlich sind . 

Ich wiLl sie nicht im ein:zebnren aultzählen . 
Zum Beispiel begI1üßen wir alle, daß wir heute 
ein Europäisches Aibikommen ülbe r  die Gleich­
wertigkeit der Reifezeugnisse haben. Es ist  
ein großer FortJschritt, daß wir ein Europ äi­
sche.s Abk'ommen über die Anerkennung von 
Studienzeiten an den Universitäten, ein Euro­
päische.s Albikommen über die sozia.le Sicher­
heit und Europäi.sche AllJkornmen über d i e  
Gleichheit ,gewisser Normen im Straßenver­
kehr haben und so w,eiJter. Ich will micht im 
eiruzelnen daraUJf einge!hen, Wenn man sich 
di es.e Liste ansie'ht, ist man aulf j eden Fall 
beeindruckit. 

Herr Bundesminister ! Hier stellt sich nur 
folgerude Frage : Warum ilst die Liste j ener 
Abkommen, die wir 2'lwar unterz eichnet, a'ber 
noch nicht r·atifiziert haben, fast so groß wh � 
die Liste j ener AJbkommen, die wir hereits 
U'nterzeichnet und ratifi,zli ert haben. Ich glaube, 
es Slteht ungefähr 20 : 25 . Warum macht die 
Bundesregierung b!e�ie'hU'ngS'weise machen die 
einz,e.lnen Herren Burrd1eSlminister nicht mehr, 
um endllich auf diesem Ge!biet einen SchI'itt 
vorwärts zu kommen? Das ist der positive 
Beitrag, den dieses Haus zur Integration Euro­
pas l,eisten könnte! Da müssen wir gar nicht 
erst in Straßlbur:g viel machen; hier in diesem 
Haus und in d·er Bundesregi.erung k'önnte e in i­
ges geschehen, um FOI11lschritte in Richtung' 
Europa zu erzielen. 

Ich stehe n ach wie vor zu meiner Auffas­
sUIlIg, daß der Euro.par.at als G esprächs.forurn 
des freiheiUich-demoikraUsch gesinnten Euro­
pa unerläßlich ist. Die Beratende Versarnm­
lun'g ist das größte p arlamentarische G e­
sprächsfoTUJffi. Das so11 und muß unis erhalten 
bleiben ! 

<Ich will g,eme auf di1e V.orwünfe des Herrn 
Ab:geordneten Peter eing'e·hen. Herr Ahgeord­
neter Peter sieht im EuroparaJt. eine sehr große 
Stagnation. Ich ste�le die G egenfrage, Herr 
Kollege Peter: Ist nicht �hr BHd von der Euro­

nicht der Fortschritt auf Monate hin eines 
der "au'SJstrah,lentden" Ereignisse g ewesen? Es 
gibt oft im europäischen Parlament nicht mehr 
Fortschritt als im Europarat. (Abg. P e t  e r: 
Einverstanden! Nur auf das andere Bild hat 
der Kollege Czernetz vergessen!) Ich wage 
s og·ar zu behaupten, daß d·er Europ a rat manch­
mal der Motor für die EWIG gewesen ist, für 
die Ubenbrückung di ese r  KPü:fte. 

Im. Europarat wird immer rwieder dafür plä­
diert. d aß die  EWG siCh. nicht damit begnügen 
soll, eine Zo.l,lunioll' xu ble1ben, wie auch Sie 
es genannt haben. Es wäre nämLich aus vjelen 
GrlÜlnden gut, wenn dler Schritt von der Zoll­
uni,on zur politischen Uruion volLzogen würde. 
Der von Ihnen vielzitierte Professor Hofer 
hat im Mär.z in der Politischen Kommission 
das schöne W1o.rt geprägt - er hat es einem 
PoläUk'er aus dem 1 9. Jahrhundert entlielhen, 
ich hab e den Namen ver.gessen, vielleicht hat 
ihn der KoJ,l'egle OzernetJz noch im Kopf, der 
angesicbts älhn!licher Verhä:l:tnisse b ei der Bil­
durug des d'eutschen ZoHvereines ausgerufen 
hat -: "Eine Zollunion iist kein Vaterland!"  
Insolange die EWiG eine ZoUunion bleiht, 
wird si'e nicht ein Va1terland für Europäer 
werden .  Aus dies,em GruI1lde, glalu'he id1,  wäre 
es wirklich notwendig, daß die EWG diesen 
Schritt von der Zol,lunion weg machen würde. 
Das ist ein psychologischer Grund, warum wir 
das wünschen könnten, aber es gilbt auch einen 
hochp olitischen Grund. 

Bei unserer Reise in die Vereinigten Stad­
ten, d.ie der AJbgeordnete Sch'leinzer und ich 
zu unterne'hmen G elegenlhleit hatten, hat man 
uns im Sltate DepartJment und im Weiß·en 
Haus bei den Ber,atem des Präsidenten gesagt, 
daß man ClJUlf amerikanischer S eite natürlich 
den Ged anlken der EWG und der europäis,chen 
Einigung unterstützt that. Die Amerikaner 
haben i'hn im Hinblick aJUf die spätere Euro­
päische Union unterstJütJzt, die sich bildern wird, 
im Hinblick auf den Wert, den ein geeintes 
Europa im A1tlantischen Bündn.is halben wird. 

Aber die Ameri.kaner steUen heute resi'gnie­
rerud fest, daß von ,dieser gTöß'eren politischen 
Einheit im Augenblick kei.tI1!e Werde sein kann, 
daß man weiter denn je davon entfernt ist. 
SolaIllge die EWG 'Sich Ibe.gn'Ügt, nur ·eilfie Zol,l­
unio.n zu sein, we,rden die Amerika;n,er an 
di eser ZoUUlnion keine Freude haben, weil s i e  
diskriminjerenden Oharakter gegen d i e  Ameri­
kaner annimmt. InsOifern wäre es wirklich 
wünschenswert, wenn die Europäische Wirt­
schaft'Sgemeinschaft von der Zollunion weg zu 
einer ullmassenlderen, w irtsmalfitlichen und 
p oli<tischen G emeinsch·aft wü:rde. 

päischen Wirtschaiftsgemeinschaft eirn zu ver- Herr �ollege Peter ! Zur Frage der Schtwer­
klärt-es Bild dieser G emeirrschaft? Ist nicht punlktbi.ldung, warum sagt dler Eiuroparat nicht 
auch dort immer wlieder die Stagnatiion und mehr : Ich weiß nicht, oIb Sie da1s richtig ver-
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standen haben, ich muß mir das nac::hher nach­
lesen. Es ist sehr vi.el im Europarat darüber 
diskutiert worden. Soll der Europar at alles 
machen oder soll es eine gewi'sse Abgrenzung 
zu dem g,eb en, was das Europäische Parlament 
tut und was die EWG t'ut. Es gtbt zwei S chulen: 
Die einen, die dafür sind, d aß mö,glichlst alles 
glemacht wird. Man sagt manchmal mit Recht : 
wen iger zu tun, hieße mehr tun. Da·nn g,ibt 
es die anJd'ere Schrule, di'e sagt, der Europ arat 
soll sich gewisse Schwerpunkte sudren. Diese 
Schrwerpun'kte h&ben Sie auf'gezählt. D as ist, 
glaUlbe ich, die Meinung der einen Schule in 
dieser umfass,enden Diskussion, die im übri­
gen im Europarat im Zusammenhang mit  dem 
Reverdin-B er.icht stattgefunden hat. 

Hs ,wird' ,z,weckmäß-ig sein, sich mit dem Euro­
päischen Parlament auf gewissen Gebieten 
auf e ine Abgr.eDlzUing zu eini.gen. Ich g,laube, 
im Sinme des PräsLdenten und des G e neral­
beroichterstatters z,u sprechen, wenn ich sage, 
daß wir uns aruf keinen Fall das Riecht ahspre­
ehen lass.en dürfen , iIIIl Europarat d a s  pol iti­
sche Forum zu sein , das über alle polit ischen 
ProlbIeme, d�e Eur'Opa, den Westen uil1ld die 
Atlantische Gemeinschadlt betr,effen, diskutiert. 
Die Neutralen können nicht du1den, daß ge­
w.iss,e Fragen über die Köpfe dier N eutralen 
hmweg geregelt werden. Gerade insofern finde 
ich es ei·nma:l gut, daß auch die Politische 
Kommission in neutra.le Hände g.elangt ist. 
Si e  ist damit nicht in neutraHstische Hände 
-gelangt. Das w.e iß j eder, der uns kennlt. Wir 
werden nicht müde weI'den, uns diieser p oli­
tischen Funkition des Europarates mit voller 
Kraft z,u widmen. 

Wenn ich die positive RoHe des Europarate,s 
nun so unterstrichen habe, gehe ich 'aber g erne 
mit dem Kolleg-en Peter j,etrzt einig, auch fest­
.zustellen, daß der Europarat nach 25 J ahren 
und Euwp,a nach 25 Jahren Existeruz des 
Europarates nicht das geworden ist, w a s  man 
vor 25 oder, wenn Sie wollen, vor 29 J aJhr,en 
ersonnen halt, angefangen von der b erühmten 
Rede Churchi:lli s in ZJü ri eh , wo er die B ildung 
der Verei.nigten SVaaten von Europa rekla­
miert , bis zur Europäischen Bewegung in Den 
Haag 1 948, 1 949 dann in Straßbur'g sellbst. 
Es ist nicht jenes Europa geworden , das mit 
e i n  e r  Stimme spricht . Das ist nämlich immer 
wieder di e Forderung, di·e man mit Recht 
erhebt. 

Wir haben Krisenzeichen heute in Europa . 
Sie sind schon von Vorrednern erwälhlllt wor­
den, darum kann kn darülber rasch hiIllWeg­
g ehen. Da sind die div,ersen Alleingäng,e im 
Wä'hrung:sbereich und im Wirtschaftsobereich. 
Wenn man ItaLien jetzt zitiert, so möchte ich 
doch V'erteidigend �ür di·e Italiener sla.ge n :  Sie 
sind ja nicht di·e ersten, sie sind j a  nicht die , 

die damit angefangen haben; sie haben nur 
das getan, was andere VlOr ,ihnen in ähnlichen 
,Situationen auch getan haben. Denken w.ir an 
die Erdölkrise ;  da halben die Europ äer nach 
dem Prin2ip gehandelt : Das Hemd ist mir 
naher als der Rock!, unld weg war die Solid.ari­
'tät in dieser Frage. Und wenn ich an das 
jÜIllg'ste, auch von Kollegen Cozern'etz zitierte 
!Beispiel denke : Gmßlbritarunien ist Z'war eben 
hereingekommen , a'b€r es gilbt dort sehr starke 
Zentrifugailkräfte, die nach dem Notausgang 
aus Europa her.aus suchen. 

Nicht vorbei,gehen , Hohes Haus, kann man 
,a'b er, wenn man beute Ü1ber Europa und den 
,Europarat spr,icht - und das ist j a  auch hier 
schon angeklung·en -, an der at.lantischen 
Krise , die sich zum glei chen Zeitpunkt heute 
manilfestiert. Das altlantische Bündnis lliat sich 
im Kalten Kri-eg bewährt. Es hat die Expan- ·  
sion des Korrumunismus gestoppt.  Insofern 
war, ,glaube ich, das atlantische Bündnis und 
die NATO fiür Ges amteuropa von ülberragen­
der Bedeutung. Das, was wir heute V1enmissen , 
ist die E ini'9lke it in der Abwehr der gleichen 
Gef.ahren in der Entspannung.sph'frs,e . 

Es gibt ein korrespondierenides Phänomen 
zu diesen Erscheinung,en, am die der Kollege 
Czernetz in seiner Rede hingewiles·en halt und 

die ich nur voLl und g�z unterstützen kann. 
Also in der europäischen Analys e giibt es 
rzwischen uns wirklich keine Differ,enzen. Es 
halt auch mich sehr tief 'beeindruckt, im Jänner! 
Februar bei meinem Besuch in den Vereinigten 
Staaten die T.endenz zum Neoisola,tionismus 
nicht nur ZeituIligen zu entnehmen, sondern 
auch in den Gesprächen mit den Senatoren 
und den KongreßabgeOI1dneten be'stätigt zu be­
kommen. Im State Department ist m an etwas 
zurückhaltender in dieser Frage , nicht weil 
man dont das Problem nicht Siieht, sondern 
weil man dort, glaube ich, etwas unbefangener 
analysiert, von innerpolitischen Vongängen in 
den USA ,se�bst absehend. 

Worin besteht dieser Neoisolationißmus? 
Nun, me.ine Damen und Herren, die  Amerika­
ner s-ind heute, glaulbe ich, ihIier we:ltpoliti­
schen Engagements müde geworden.  Sie haben 
das Bmpfinden, daß die Eurorpäer reicher ge­
worden sind, aber diesen Reimtum eigennützig 
zum eilg'e.nen Vorteil ausnü!lzen und keine 
Willi'gkeit besttzen, e�llien größeren Anteil an 
der gemeinsamen Vertetdigung zu tra'gen. Das 
Ersclu-eckendste an der ganlZen Entwicklung 
ist, glaube ich, laut Kissinger - ich z iltiere, 
nicht wörtlich, aber inhaltlich aus seiner Rede ,  
die er am 1 2. Dezember i n  Lorudon vor der 
Pilgrim Sooie1y gehalten hat und wo er darauf 
hing ewi,esen hat -, daß nicht w eniger als 
40 amerik ani.sche Senatoren für e ine einseitige 

. TrUippenreduzierullig eintreten. Also nicht eine 
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aus;g.ehtaudelte Trupp enredurz i erung , wo man 
sagt : Das ist vennrünftig, wei.l es der weltpoli­

tisd1en Entspannung dient. Ganz im Gegente i l :  
S i e  treten fiü r  eine einseitige Truppenreduzie­
rung ein. 

Und hier slrud wir Iw�elder an einem Punkt, 
wo wir Osterre.icher nichJt salgelll können : Wir 
sind neutral, IUns geht das nichts an. Meine 

Damen und Herren! Uns .geht das s ehr, s ehr 
viel an. Ich 'bin der 'tiefs'ben Ubemeugung : 
Wenn die Amerikaner einseitig !heute aus 
Europa ihre Truppen albzi.ehen, dann 'würde 
das dias Gleichgewicht, das politische und das 
mililtäris,che,  auf diesem Kontinent s o  verän­
dern:, daß w'ir für die lei,gene ISicherheit die 
größten Besorgnisse haben müßten. 

G anz kurz aus dies·em Grund vi,elleichJt noch 
eine Schlußlfolgerung : Für uns Neutrale ist 
die Präsenz amerik..anischer Truppen in Europa 

uner.läßl i ch .  Dies e Präsenz w.erden wir aller­
dings nur dann erreichen, ,wenn lauch di e 

Amerikaner ei,nerseits ,erkennen können, daß 
sie im ei·g enen Interesse in Europa sind , und 
wenn die Amer.ikaner Seihen , daß die Europäer 
bereit sind !Zu einem aUumfassenden politi­
schen und 'W ir'tscllJBiftl.ichen 'Dialog, Iden sie seH 
l angem suchen. 

Was den Korb 2 anlangt, 510 ist das Inter­
esse des Ostens n atürlich .groß geschrieben 
am Erlangen des technischen know how und 
an günstigen Krediten im wirtscha·ftlichen Aus­
tausch. Die PQlitische KritiJk daran, die ich 
in Iden USA gefunden Ih aIb e, ist die, daß man 
es den Russ'en nicht veITÜbelln kann, daß s i e  
das sudren .und daß sie  d a s  :zu mögHchst 'gün­
stigen Bedingurugen suchen. Die Kritik, die 
ich in den USA g·efunden habe und d ie viel 
für sich hat, .geht in die Richtung" daß man 
s.agt : Die Vorleistungen, die der Westen zu 
erbringen hat, ohne die Gegenl eistung1en 
gle.ichzeiUg ;zu ikassi,eren, das ist das eigentlich 
Gef'änrlich:e unld ist das,  was man sich eigent­
lich nicht vorstellt. 

Zum Korb 3: WJas die Zusammenarbeit im 
humanitär·en Bereich anlangt, müssen wir fest­
stellen, daß der Westen den Gedanken ai,eser 
Europäischen Sicherheitskon�erenz an s eine 
eigene öffentliche Me�nung überhaupt nur 
verkaufen konnte - aIllder.s hätte man die 
Nützlid1keit dieser Konferenz nicht Ibegründen 
können -, indem m an ge.sagt hat,  'daß man 
den frei eren Fluß von Personen, Ideen und 
Meinungen erzielt. Aber 'ich kann mdch da 
nur wieder dem Kollegen Czemetz anschlie­
ßen, der bei .aIllderer Ge\legenheit -gesagt hat, 
der freie Austausch wäre lihm lieber als der 
freiere. Aber selbst wenn wir nur einen freie­
ren erreichen, wäre es ein Fortschritt . 

Lassen :Sie mich auch ,ganz kurz, meine 
Damen und HerIlen, die KJSZE !b�handeln, die 
�weite Phase der Genfer KonlfereIllZ. Man hat 
den Eindruck, daß sie seit dem 22. April auf 
der Stelle tritt u nd daß ·große Fortschritte nicht Herr B undesministerl Ich möchte doch noch 
zu erzielen s,ind, es s e i  denn, daß m an es a.ls einmal deponieren - m an kallln es nichlt oft 
einen Fortschritt hezeichnet, daß diÜ� östliche ge nug in diesem Haus e  ·sagen -, wa,s wir  

Sei te unbedin.gt im Juni, koste .es,  was es uns als A!hgeordnete daVlon erwarte n :  daß man 

wolle, mit der Konferenz fertig se in will und in der Frage des permanenten Organs nicht 
dann mög,lidlst rasch .in Helsinki auf e iner frühzeitig zusagt, nicht ehe wir 'Üjberzeugt sind 

m ög.J ichst hohen Ebene wieder �zusamme"l1!tre- aus dem Konferenzver,lauf und aus den Kon-
ten wHl. f.erenzresultaten, daß es sich .ldhnit, ein solches 

. . . . ständiges permanentes Or'gan 'zu Ischaffen, und .WH m:uss.e�, glaube 1ch, ausgehen - was daß man hier keine IfrülbJzeHi en 1(,om romisse WH oft In di esem Haus .gesa'gt haben, und I schließt . 
g p 

darum k.ann ich mich kül1zer fas sen - VO�l 
der UnteHlbarkeit der drei KÖI1he. Der Kopb 1 Auch hier möchte ich slagen : Die InteI1par­

mit seinen PrinlZipieneIiklärungen - da wer- la menitarische Union, Herr Bundesminister, ist 
den mir, glaulbe ich, dte meisten 'Zustimmen - nicht un1be.dingt ein Vorbild. Für J änner alder 
wird nicht sehr viel bringen, was uns zum Anfang Februar wird die Interparl.aJme.ntari ­
Vorte.il .gereichen Iwird, Iweil bloße Prilliz.ipien- sche Union e i n e  europäische Parlamentarier­
erklärungen die eigellle Sicherheit nicht konferenz nach Be�grad einladen. Man konnte 
wesentlich lerhöhen. Wir 'haben auch in di,esem das dort auf Grund der geschilderten Me'hr­
Hause wiedeIiholt die Albtrennung der militä- heitsveJihältnisse nicht verhindern. Wir wer­
rischen Fragen und Idie V:erlagerung ·in d ie den dalher n,icht fernble�ben, Herr 'Bundesminl­
Wiener Konferenz ,bedauept. Ich wHl mich \Ster, s ond ern wir werden als österreichische 
hi er nicht wiederhol en. Ich möchte nur rum Parl amentarier aus allen drei Parteien sicher­
Ko rb 1 noch sagen : ISe�bstver·ständlich ist die li ch hingehen . Aber 'Wir sind uns !der Skepsis ,  
Analyse richltiy, di e hier ,g.egeiben wurde, da ß der eigenen Skepsis  voM 'bewußt, wi e niilbzlich 
die V'erst.einerung des politischen ,Status quo solche Konfierenzen sind, wenn man nicht we.iß,  
eIgentlich schon längs't erzielt ,und erreicht ist. was man erreichen will.  Ich 'glaub e ,  es wird 
Aber man .läßt es sich halt 'gern muUila,teral im Europara-t ,im Her.bst eine Iwichti,ge Auf­
noch einmal bestätigen, w,as man :bHateral er- 'gahe für uns s.ein, uns auf Idies.e Konferenz 
reicht halo vor:zuibereiten,  'WOIbei es nicht nur darum geht, 
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diej en i g en Abgeordneten IheUlhörig �u machen Da habe ich, Herr BUThdesminister, wörtlich 
für die  Problematik, die gleirnJzeitig Mitglie- fol.gendes ges'agt : "Wenn wir uns erst vor 
der d e s  Europarat1es sind, ·sondern auch jene kurz em in diesem HausIe im Zusammen'hang 
Parl ame ntarier, die d em  Europaflat nicht ange- ! mi t  der Ents,endung von 7Jwei B.eamten als 
hören. Beobachter ·zur Lusak.a-Konferenrz gegen diese 

Initi.ative des Herrn Außenminisrters ausge-
Zum Abschluß, Herr Bundesminister, möchte sprechen haben, so wolHen ,wir damit keines­

ich einige kr.itische Bemerkungen an Ihre wegs ein abwertendes Urteil über die afro­
Adre s s e  machen, <Was nUJIl die österreichische· a s i atischen Staaten <Zum Ausdruck 'bringen." 
Außenp olitik anbelangt. Sie sin!d jetzt ein - D a  sind wir noch einig, Herr KoUege 
Bundespräsidentschaftslkandi'dat, und man Peter.  - "Unsere Haltung" - die OVP­
könnte fragen, olt> die Kritik an diiesem Kan- Haltung - " in dieser Frage war einzig von 
did aten richtig ist, ob der Kandidat salkrosankt dem Bestreben diktiert, Osterreich aus j ed­
zu ISitenen ist oder nicht. Ich möchte Ihnen weder politischen Gruppierung - sei es des 
beruhig end eines sagen :  ab Sie für das höch- Ostens, sei es des Westens, sei es der soge­
ste Amt im Staat .geeignet sind, das Sie an- nannten Dritten Welt - herauszuhalten. Dies 
strehen, daIlülber Iwird Ider Wähler arn 23. Juni aus dem Grunde, weil wir uns streng und 
entsch eiden.. Das anerkenne ich von vomher- strikt zu e iner Neutralität im klassischen Sinn 
ein. Ich werde j etzt auch nichts s agen, was d e s  Völkerrechtes bekennen, während die 
i ch  nicht schon in Idiesem Haus gesagt habe afro-asiatischen Staaten sehr oft und in über­
in 'kritischer Beurtei,lung Ehrer Außenpoliti:.c w i egender Mehrheit eine Politik üben, die als 
in den letzten vier Jlahren. Sie werden von Neutralismus bekannt ist." (Abg. P e t  e r: 
mir n i ernts hören, wo Sie nicht durch Nach- W enn man einen Observer entsendet, ist man 
lesen in den Protokollen :feststellen können : neu tralistisch ?) tDaraouJf ·](Iamme im noch zurück. 
das hat der Karasek an meine Adresse schon 
gesa.gt ! ,  lalb er .ich habe A'nlaß, einiges ikJurz 
zu w iederholen, und ,ich glaube, die Kritik 
am Außenminister - ich ikritisiere j etzt nicht 
den PräsidentschCllftSikrandidaten, ich kritisiere 
den Auß enanill1ister und die öSIt:erreichische 
Außenpolitik - ist ,urei.g.enste Angelegeniheit 
di.es e s  Parlamentes Ibis ZlliIIl 23. Juni, und da 
wH! i ch mich nicht verschweig,en. 

Si:e werden uns 'bestätiigen, Herr Außen­
minis ter, daß die OV'P keine OpposiUon um 
j eden Preis im Haus 'gewesen ist, sie Ibat sich 
nicht verschwiegen - in der Außenpolitik, 
alb er auch in der atfl:deren; aber ich spreche 
j ebzt von der AußetflpoHtik -, wenn es darum 
-ging, auß enpolitische TatJb.estände ilU kritisi,e­
ren. 

Was s agt der Herr Bundesminister für Aus­
w är tige Angelegenheiten 'zu dies·ern gleichen 
Thema? Das ist wieder nach�ulesen in dem 
schönen Artilk.'el mit !Bild "Usterreich und die 
hlocMreien Staaten" . Da sa.gt der Herr Bun­
d esminister :  

"Das neutrale Osterreich :bekennt sich zu 
einer demokratischen Staatsl�orm westlicher 
Prägung, die 'bündnisifreien Staaten der Drit­
t e n  Welt hängen einer Vie�1Cllh1 staatlicher 
Systeme an Ilmd lehnen in der Melhrhe:iJt die 
,g e s eUschaftspolitischen Systeme <des Westens 
un d  <des Ostens ab, eine Haltung, die ihnen 
oft den in 'abschätziger Weise verwendeten 
Vorwurf des Neutralismus ,eingebracht hat. ' 
- In der Analyse ·sind wir ja vollkommen 
e inig. 

Uib er lihre ges:trige Pr eSis ekonfereIl'Z , Herr , (Die Republilk Osterreich ist auf Grund der 
Bundesminister lese ich den Satz : So hebe I immerwährenden Neutralität" - sagt der H e rr 
Osterreich ,zum' Beisp iel auch 1 970 '�d 1 972 :und�.

sminister weit�r .� "verh�lten, aJb e r  
einen Gastdel'egierten �ur Koroerem der block- .

u ch uberzeugt, daß SIe ihre R�I.le m �e� heu­
freien Staaten ents,andt ohne d aß diese Maß- tI gen Welt am besten durch eIne POl.ItIIk. der 
nahme als neutralis,tis'ch gew.ertet worden seL" Freiheit von all.en, auch politischen, Bindungen 

Das stimmt nicht, Herr Burudesminister! Das 
stimmt nicht. Ich Ihabe Iwiedemolt von diesem 
Pult aus diese Entsendung von Vertretem nach 
Algi.er, nach Georgetawn und sogar nach 
Lus akla 'kritisi ert . .( Abg. P e t  e r: Aber, Herr 

amsüben muß. Die Ibündnisfreien Staaten der 
Dritten Welt dagegen ,halben ein heute in 
vielen, aJUch politischen, Fragen beachtliches 
M.aß an Solidarität 'entwickelt und sind zu 
einem Zusammengehen 'Ülber weite Strecken 
e ntschlossen. " 

Karasek, Sie haben es nie als Neutralismus Genau aus diesen Gr.iinden, die d.er He.:'! 
bezeichnetJ) Bitte, Herr Kollege Peter,  jetzt 1· Bundesminister hier vorbringt, sind w.ir da­
kann ich Si·e h'er�lich widerlegen. Ich halbe hier ,g egen, daß ,wir auch nur Beobachter zu Kau­
meine Rede von diesem Pult am 1 4. Dezember ,ferenzen der Blockfreien schicken. Und ich 
1 970 gehalten - biltte, 1 970 war ich ein ,echter s age Ihnen warum, Herr Kollege Peter. Wiss e n  
Jungrp ar:l ament<ari e r  ! (Abg. P e t  e r: Da habe Si e, wer d i e  �wei Beob achter a n  d e r  Konferenz 
ich noch nicht aufgepaßt! - Heiterkeit.) i n  Georgetown waren? Die -PLO, das ,ist die 
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Palästinian Liberation Organisation, das ist 
die Hefreiungsifront rur Palästina mit dem 
Herrn Ar.afat, und der ö,sterreichische Vertre­
ter! Das w,aren die 11lwe i  einzi,gen Beobachlter 
,an dieser Konferenrz. Natürlich, ,zwei Jahre 
später in Algier (hal es die österreichische 
Außenpolitiik iZusammengeibracbJt, dioe FinlIlen, 
glaube i ch, und die Schwed.en zu ülb'eI'Zeugen, 
daß es doch gut wäre, di,e österreichischen 
Neutralen nicht ganz aJ.lein an der Seite dieser 
Leute zu lIassen. (Abg. P e t  e r: Toneie und 
Waldheim haben gesagt, das dürfen wir nicht 
tun wegen der Neutralität! Je tzt dürfen wir 
endlich etwas tun wegen der Neutralität! Und 
das ist wieder nicht rechtJ) Nein, ich bin sellu 
für aktive Außenpoliti'k. Ich !habe mich wieder­
holt in diesem Zusammen1hang dafür ausge­
sprochen : hilateral so viel Kontakt wie möglich 
mit den ,afro-asiatischen Ländern, damit man 
uns nicht den Vorwurf macht, wie 'seien gegen 
sie. Nur, b ei dieser Konferenz haben wir nichts 
zu tun, denn 'beolbachten und InfOllmationen 
sammeln kann der Botschafter J,ankowitscb 
in den Couloirs der UNO so viel, daß er sich 
nicht unbedingt neben den Herrn Aflafat hin­
selzen muß, (Beifall bei der avp.) 

Ich halbe Ihnen, Herr Bundesminister, aus 
aktuellem Anil;aß - weil ISie ,gestern in der 
Press ekonferenrz gesagt haben, daß das offen­
bar nur für den Bundespräsidents>chaftswahl­
kampf enfunden wurde - j e!t.zt 'be'wies en, daß 
meine Einstellung 'Zu dieser Fr,age seit 1 970 
unv.erändert geblieben ist, aber die Sch,Luß­
.tal,gerungen, die aus Lhrer Darstellung in dem 
schönen Artikel .geClogen 'WeI1den, differieren 
sehr von meinen. Ich würde keinen Beobachter 
zu dieser Konferenz entsenden. (Abg. P e t e r: 
In dem Punkt werde ich sehr kri tisch sein, 
wenn Sie einmal Außenminister sind!) Ab­
warten, Herr Kollege Pete r !  

Das zweite, Herr Bundesminister, ist das 
Kärn�tner Ortstafel:ge,setz .  Das ist auch nicht 
neu. Ihr Verhalten in dieser Frage habe ich 
schon von diesem Pult aus bei früheren außen­
politischen Deba'tten kritisiert. Wir wissen 
alle, daß aus diesem verf,ehlten Gesetz eine 
,ar,ge Verschlechterung der Beziehungen zu 
unserem Nachhars:taat Jugoslawien eingetre­
ten ist. Kommissionen .schießen in dieser Fflage 
aus d em Boden, geschehen abe r  ist seit '1lWei 
Jahren üiberihaupt nichts, es geht nichts weite:, 
monatelang haben wir die jugoslawische Note 
nicht be antwortet. Ich ,glaube, jebzt ;gilbt es 
eine Antwort. Ich kenne den InJhalt nicht, aber 
j edenfa}.ls hat es tange, lange ged1auerrt:, bis 
der Bal1:ha/Usplalrz in dieser Fra,ge reagiert hat. 

Es ist ein Kuriosum, meine Damen und 
Herren, 'ein Kuriosum, von dem ich nicht hoffe, 
daß es Schule macht, daß Gesetze in diesem 
Haus beschlossen w erden, die dann weder 

aufgehoben ruoch angewendet werden. Das ist 
die Tats,ache,  der wir im ZusammenJhang mIt 
dem Kärntner Ortstafelgesebz g'eg,enüberst�­
hen. J'etzt können Sie fragen :  Wo liegt die 
VerantlWor'tun.g des Außenministers Kirch­
schlä,ger? Darauf haibe ich auch wiederholt ver­
wiesen. Ich halbe immer wied'er darallif alllf­
mel1ksam gemacht, daß es Pflicht des Außen­
ministers gewesen wälle, dem Herrn Regie­
rungschef albrzuraten, vor diesem Gesetz zu 
warnen, auf die Folgen a'Ufmerksam 'zu machen. 
Aber ich 'glaube, der Außenminister that eben 
dem BundoeskaI1Z1er nicht widersprochen. Ich 
frage:  Hat er  das außeI1lpolitische Risiko kal­
kuliert oder that er es nicht kaLkuliert ? Offen­
b ar nicht. 

Und Idas letrzte, was ich noch sagen möchte 
- und ich Ihabe Ihnen versprochen, ich sage 
heute an diesem PuJt nid1ts, was Sie nicht 
schon hier und anderweitig von mir gelhört 
haben -: Die Fragen der Landesverteidigung, 
Herr Bundesminister, waren Ihnen .lange Jahre 
hindurch offenlbar vöUig gleichgültig. Wi r 
haben vermißt, daß lSie iln diesem Hause oder 
auch in der Offentlichlkeit zu d er ,ganrzen Frage 
der Heeresreform von Ihrem Standpunkt als 
Außenminister gesprochen !hab en. Alber in 
B ern wird der Herr BiUnidesmi nister plötzlich 
aktiv, 'und auch gestern in der Pres·s'elmnfe­
renz, fllClJbe ich ,geles'eu - j etJzt weiß ich nur 
nicht, ab ich das Zitat finde, das ich Iihnen 
gerne entgegenlhalten möchte - leider nicht, 
aber ich kann es ungefä!hr aus dem Kopf w i e­
dergeben . . .  (Abg. G r a  f: Vielleicht können 
Sie das unterbrechen, damit Ihnen der Herr 
Minister da,s zur Verfügung s tellt !  Das wäre 
ein schöner Zug von ihm!) Der Herr Bundes­
minister hat sinngemäß ,in Bern etwa ges'agt . . .  

Präsident Probst: Unterbrechen kann nur ich, 
sonst niemand ! 

Abgeordneter Dr. Karasek (fortsetzend) : Er 
hat Igesagt, :daß die Verteidigungspolitik, deren 
A1bweihrcharakter sich ,als solcher erstellt hat 
- was aus dieser Pormulierung all erdings 
zu 'erseIhen ist, wäre j etiZt vielleichl eine Mög­
lichkeit, von der R egi'erungsibank zu erläa­
tern -, eine der drei wichtigen Komponenten 
der österreichischen AußenpoliUk ist. Und da 
fr.age i ch  mich : WaIlUm Ibrauch,t dieser Arußen­
min1ster vier Jahre und warum braucht er 
offenbar einen !Bundespräsid€intschaftsrwahl­
kampf, um dann -in der Frage der Verteidi­
,gungspolitik eine Erklärung albzugeben? 

Ich fmge mich : Welche g.roßen außenpoli­
tischen Initiativ,en trag,en den Stempel Kirch­
,schläger in diesen l etzten vier J,alhren? 

Ich habe jetzt von !drei wichtilgen Momenten 
der österreichischen Außenpolitik gesprochen, 
wo Kirchschläger dem Herrn Bundeskanzler, 
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der eben im Saal ers chienen ist, nicht nein 
sagen konnte, wo er e in Instrument des Bun­

deskanzlers gewe sen ist . Das i st die Schluß­

folgerung, die ich als Bilanz aus dieser Zeit 
ziehe. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Worte kO'ffimt die 
Frau Abgeordnete Anneli!es·e Albremt . 

Abgeordnete Anrneliese Albrecht (SPO) : 

Herr Präsident ! Holbes Haus ! Der Berichl des 
BundeSilIlinisters für Auswärtige Angelegen­
heiten über die wichtigst'en Ergebnisse der 
XXVIII. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen ist hier in diesem Haus.e ,schon ein­
gehend deb attiert und kommentiert wor.den. 
Ich Ibeschränike m i ch auf zwei Punkte, die aber 
auch nur scheinbar aUlf einem Nebengleis lie­
gen. Vielleicht w äI1e es vorher noch ang ebracht, 
dar.auf hiruzuwei s en, d1aß von den 1 50 beschlos­
senen ResolutiOinen Osterreich gemeinsam mit 
anderen Staaten 25 eing'ebracht hat, eine 
immerhin nicht unlbearnthche Zahl. 

Nun 'Zu den Themen. Das erste ist der Reso­
lutionsantflag , d e r  de'f Bekämpfung der Folter­
methoden g.ilt, d e n  o.sterreich in Zusammen­
arbeit mit Schwe d'en ausgearbeitet hat. 

Der zweite Punkt sind die Arbeiten am Ent­
wunf einer �onvention über den Schubz von 
Journalisten bei  ge:fährlichen 'Mis sionen. Auch 
hier .ist die Mitarbeit Osterreichs außeroIident.­
lieh stark gewes en.  

Ich konnte anl äßliCh der ihumalJ1itären Be­
stnebungen und Initiativen des österre ichi­
schen Außenmi nislers und auch einer Kam­
pagne von Amnesty International schon ein­
mal hier auf den Kampf gegen die Folter, 
die es leider und - Iwie Iffian meint - In 
vermehrten Ausmaß auf der Welt .gi>bt, hin­
weisen. Es br aucht Ihier gewiß nicht extra 
betont zu 'werden, daß alle drei im Padament 
vertretenen ,Pa rteien sich gegen die Folter­
metlhod'en ausgesprochen hCliben, ll!nd es halben 
j a  die SpitrzeIlimandatare Ider Parteien so wie 
sehr vi'e,le andeTe asterreicher ,auch einsChlä­
gige Appe.l le mitunt erzeichnet. 

Ich glaube alb er dennoch, man sollte keine 
Ge legenheit vorbeigehen lassen, aUJf diesen 
Mißstand hinzluweisen , noch. da\zu, wo eine 
starke Brutalisi erung �n der Welt !Zu 'bemer­
ken ist. Wir br auchen uns j a  nur die letzten 
aktuellen Erei,gnisse .in Er,innerung 'zu ruf"e:J. 
oder tagtä,glich in die Zeitungen zu sChauen, 
um das bestätigt zu bekommen . 

AIligesichts dieser Aufschau:k.elung der G e­
walt hat j a  ,auch heute der Bundeskaruzler 
im Namen der BUIlidesregierung an alle Be­
teiligt'en d,es Nah,ostkonfliktes einen Appell 
geri chtet, bei Iden militärischen oder p.ara:mili ­

tärischen .A1ktionen zumindest die Kinder zu 

s(nonen. Ich gl aube , w.ir sind )bei dieser Art 
VOn G ewalt und (ß'rutalität wirklich mit dem 
blanken Ents ettzen konfrontiert . 

Was die Folter betr·ifft : Es sind schä.tzungs­
weise 500.000 Menschen, die in KZs, in Ker­
kern, -in psychi atrischen Kliniklen urnd G efäng­
nissen j eder W illlkJür ausgesebzt sind. 

Noch. etwa s. DieSier Antrag i,st wirklich mehr 
als die Pflichtübung eines neutra,len St'aates. 
Es ist ein Antrag, der auch n.icht ohne Smwie­
rigkeiten zus t a nde gekommen ist. Ursprünglich 
woI.lte ja asterreich, daß ,das Problem der Fol­
ter schon ,aUlf !d er nächsten G eneralvers amm­
lung der Vereint'en Nabonen als ein -eigeIlJer 
Tag'esordnungspunkt ,behandelt werden sollte. 
Das war nicht mÖlglich. Es scheiterte an dem 
massiven Widerstand der Ostsbaaten rund an 
dem massiven Widerstand der afrikanischen 
Länder. Die s e r  Widerstand war so stark, daß 
er Ibeinahe zum Scheitern des ,RJesolutionsan­
trages gefiührt hätte. 

Weder pos,itiv noch negativ stclJIlid Frank­
reich, ,standen die Vereinigten Staaten und 
Großbritanni e n  diesem Antrag g,egeniÜJber. 
Sehr engagi e rt hat sich neben Schweden und 
unserem Land auch Dänemark. 

Es darf rhi er auch eiIlJes nicht ülb ersehen 
werden :  Es s i tzen in der UNO Vertreter VQlll 
Ländern, denen Iffian Folterungen nachweist. 
Hier kommen wir v.ielleicht zu d'er doppel­
,bödi,gen Moral,  von der heute scbon der Herr 
Abgeordne te Kafiaselk ,gesprochen hat. Es g.i'bt 
Länlder, die ,zrwar sehr l"ege werden, wenn es 
um rdi'e Ve r letzung der 'Menschenrechte in 
anderen Ländern geht - das ist sehr zu be­
grüßen -, die aber merkwürdig schweigsam 
sind, wenn e s  in ihren eigenen Ländern zu 
solchen Verletzungen der Menschenrechte 
kommt. D a s ,  meine Damen und Herren, ist 
s chon viel weni ger zu begrüßen . 

Es kam dann nach langwierigem Hin und 
Her doch d e r  Kompromiß zustande . Man hatte 
eben den Boe'handllungstermin nicht mehr prä­
·zise festgele gt. Alber zweifiel10s wird dieses 
Problem, !di ese Auseinandersetzung in die 
UNO kommen. Das ist umso notwendiger, da 
die Folter b ereits 'zu einer halbgehe-imen Insti­
tution geworden ist. Sie w.ird ,als ein Instru­
ment von Regierungen benützt, dem Verneih­
men nach Ibesonders von Mil,itärdiktaturen. 
Auc.."1. d as i st j'a aus Zeitungsberichten und 
auch ,aus g eführten Prozessen rech't deuHich 
ersichtlich . 

Die Rechtfertigung für solche Ausschreitun­
gen geht oft dahin, daß man s agt, es müßte 
Ordnung geschaffen, es müßte Ordnung wie­
derhergestellt, 'es lIIlüßte Ordnung ,aufrechter­
halten w erden. Dieser Mißbrauch eines B e-

720 
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griffe,s wird etwa schon in dem Namen des 
KorydaHos-Gefängnisses in AtJhen deutlich. 
Wir können nur hoffen, daß sich diese Ge­
fängnistüren in abse:hlb arer Zeit öffnen wer­
den. Dieses Gefängnis heißt nämlich "Haupt­
quartier der öffentlichen Ordnung". 

Ich möchte \hier 'auch aUlf den in betzter Zeit 
ffiehN,ach zitierte n  Ausspruch des se-inerzeit 
hingerichteten evangelischen Theologen Bon­
hoeffer hinweisen. Er meinte, daß im Vorhof 
absol,uter Diktatur der Angriff auf Freihe�t 
oft mit dem Ausspruch einhergelht, Ordnung 
zu schaffen und das angeJbl,ich Notwendig,e zu 
tun. Und BonlllOeffer schliießt daraus, daß auf 
diese Art und Weise die sogenannten pliausi'b­
len Ver.brechen began.gen werden. 

Es ist n�n auch nicht so, daß nur erklärte 
Sadisten Folterer sind - ,Sie alle kennen die 
Exp erimente, die erstmals Professor Sfianley 
Mi,l,gran auf der Y'ale-Universität vODglenom­
men hat, 'Wonach j eder durchschnittliche 
Mensdl dem Vernehrrnen nadl die Neigung 
in sich hat, 'gege'benen:faUs eiben auch zum 
Bolterer ,zu werden, das Experiment, daß ein 
Prüfer bei fa,Ischen Antworten dem Prüfling 
entsprechende und dann immer stärkere Strom­
stöße versetzt. 

Da:zu kommt noch ein gewisser Abstump­
fungseffekt,  der n ach 'Fr.i edrich Hacker die 
Grausamkeit mIlffi !trivialen, !banalen Ailltags­
erlebnis macht. Ich glaulbe, dieser Gefahr sind 
wir j a  schon beinahe 'erlegen, denn wenn man 
nodl so ,schreck.Hche Nachrichten liest oder 
hört, eine gewisse A'bstumpfung ,gelht dam,it 
heute schon e,inlher. Es ist dann auch so, daß 
Berichte über Folterungen ,abgeschoben wer­
den, ins UnteI1bewußtsein verdrä!Jl'gt werden. 
Man wHl eiben nicht glauben, daß dergleichen 
g'eschieiht. Die PUiblizistin Carol'a Stem sile'ht 
darin eine SpekulationsmögtidJIkeit ,für j ene, 
die ganz lbewußt und gezielt Foltermethoden 
anwenden. 

Die österreichische Delegation in der UNO 
hat 'betont, daß sie als Miteinbringerin eiofi�s 
ResolutionsaiIl'trages :z,ur AJbschaffung dler Fol­
ter einen Beitrag zur AusffiefiZung dieses Ubels 
leisten will, der rü'ber die Ihum'ane Rhetorik 
hinausgeht. Osterreich fordert audl die ande­
ren Länder auf, Handlung,en 'Zu s'etzen, die 
geeignet sind, ,gegen diese düstere Praxis wirk­
sam zu werden. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Se1bstverstänldHch 'W'ird IDOO sich Ibej diesen 
Bemühungen keinen Illusionen !hingeben dür­
fen. Schließlich werden j a  lauch die Mensch'en­
rechte, die man weiter als 25 Jahre bis zum 
Beschluß durch die UNO zurückverfolgen kann, 
praktisch tagtäglich verl etzt. Es wäre dennoch 
falsch, das als gegebene TatsaChe hiIl!zune,'h-

men. Wenn man d,aran denkt - das ist ein 
oft ange.f.iilirtes Beispiel -, daß eine anhal­
tende, von der öffentlichen Meinung und von 
politischen Kräften g,etragene Kampagne sei­
nerzeit auch .zur Abschaffung der Sklaverei 
geführt hat, so seihen die Din,g,e doch viel­
leicht nicht ,ganz so düster aus . 

Ich möchte mich nun einem zw,eiten 'J1hema 
zuweruden, der J ournalisten-Schut'ikonvenUon. 
Kürzlich erklärte der Ohefreda!kteur einer Wie­
ner Talgesz.eitung, der sehr intensiv auch mit 
dem Medienrecht betraut und vertraut ist, daß 
der gesellscha.ftIHche ,Status der Journalisten 
nQch nie s,o ,schlecht gewes'en ist wie heute. 
Das liegt nun gewiß auch an den Journalisten ;  
aber es Hegt gewiß nicht a n  den Journalisten 
allein, wenn Sensationslhascher,ei mit Geschäft 
verquickt wird. Man wird bei eller BeurteiLung 
eines Berufsstandes a1ber auch nicht jene ver­
gessen dÜI1fen, in diesem Fall nicht j ene Jour­
nalisten, Fotoreporter und Kiorresp-ondenten , 
die an vorderster Nachrichtenifront und oft 
genug unter dem Einsat:z ihres eigenen Lebens 
arbeiten - nicht i:mmer d,arum, um SensaHo­
nen zu bringen , sondern weil sie auch auf­
zeigen WQl1en, was hier an Unrecht, an Gewalt 
und an Grausarrnlkeit g,eschieiht. Ich möchte 
hier nur einen Namen nennen, und zwar den 
der itaHenisdlen JournaHstin 'Fal1acci, dJie mit 
Ihren schonungslosen und ausgezeichneten 
Interviews Vl()n wel1!bekanrrten l'1ersönlichkei­
ten Aufsehen erregt hat, deren Viet'll'am-Be­
richte das Weltgewissen aUlfI'lütteln w.amen 
und darnach arugetan waren, es aufzurütteln , 
und die während der Ausübung ihres Berufes 
in Südamerika hei Straßenikämpfen schrwer ver­
letzrt wor,den ist. 

Journa'listen, idie ,so täti.g s,ind, s,ind vielerlei 
Gefahren ausgesetzt, auch der, in den Sog der 
p olitischen und militärischen Auseinanderset­
zung'en mit 'hineingeZ'ogen zu werden. Diese 
Gefahren und Risken soUen nun verringert 
werden . 

Die Ver!halJ1Jdlurug,en JÜ!ber d'i'e J.ourna1isten­
Schutzkonvention waren elher zäh und s chwie­
rig. Osterreich hat sich ,seihr /bemüht, diese 
Venb:andlungen zu 'beschleuni'gen . So erklärte 
der österreidlisme Botsch'ad'ter bei der UNO, 
Peter JankoWlitsch: Be,i d'er JO'Urnalisten­
Schutzkonvention müßten di'e humanHären 
Aspekte gewahrt werden, es dürften keine 
politischen Element'e idazulkommen. Osterreich 
hat !hier weiter Hilfe und Mitarbeit angeboten. 
JankQlWitsch betonte auch, daß die Journali­
sten-SchutzkoiIlven1:iion d,ie GenfeT Konvention 
er,gänzen soH und in Zusammenhang und rJiber­
einstimmung mit der Internationalen Rot­
Kreuz-Konferenz �u ste1hen hätte. Im Zusam­
menhang mit dieser Konvention ist an die 
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Gründung eine,s intemation-a'len Pac:h!komitees 
gedacht, an eine Ausweiskarte, aber ich 
möchte hier nidli ,ins ,Detail gehen. 

Es geht um die Integrität eines in UnruJhe­
herden tätigen Journalisten . Di e Frag e  ist be­
sonders ,aktuell , weiJ j a leide r  ,immer wied,er 
neue bewaffnete Konflikte auslbrechen, die 
einen verstärlkten und el1weiterten Schutz not­
wendig machen. 

Dile Aktivitäten Osterreichs waren hei den 
beiden aufscheinenden Fragen des Berichtes, 
sowohl was dli'e Bekämpfung der Folter an­
g eht, als 'auch IW'as die Journ'aHsten-Schutz­
k'Onvelliti on betrifft, sehr be achtlich . Es scheint 
daher, meine Damen ,und Herren, ang'ebracht, 
.diese Mitarbeit auf ·intl8rn ationCl!lem Boden 
nicht nur einfach so hinzun ehmen, sondern auf 
diese Bemühungen unseres L andes zumindest 
hmzuweisen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zu Wort g,emeldet hat ,sich Herr 
Bundesminister Dr. Kjirchschläger. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger: Hohes Haus ! Der 
Herr Albgeordnete Dr. Karasek hat in s einer 
Erk,lärurrg gesagt, .daß ein Bundespräsident­
schCl!ftsk,andidat bis zum 23. Juni nicht g,akro­
sankt gestellt sei . Verehrter Herr Abgeordne­
ter!  Nach KJapfenberg ,bin ich gar nicht in die 
Versuchung gekommen zu glauben , daß ich 
sakmsankt .gestellt wäre. (Beifall bei der SPO.) 

Ich h abe j e�t auch versucht, in den Tages­
ordnung,spunikten 6 bis 9, die zur V.erihtand­
lun.g stehen, den Neutr,alismus, da's Ortstafel­
gesetz und die Landesverteidigung unterzu­
bringen. Es ist mir etwas schwergefa'llen 
festzustelilen, Z'll welchem einzelnen dieser 
vi.er Tagesordnun'gspunkte die Bemerkungen 
des Herrn Aibgeordneten Dr. �arasek gemacht 
wurden. Sie waren eben vielleicht doch im 
R,ahmen der Präsidentschaftskandidatour, die 
Sie,  Herr Abgeordneter, selbstverständlich 
außerhal:b der Diskussion lassen wollten. 
(NeuerUcher Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter ! Zur Frage der Teil­
nahme ,an den genannten Konferenzen. Wir 
sind nicht a.ls Beobachter - wir haben hier 
noch unterschieden, und Sie als großer Kenner 
der Dip'lomatie wissen das .sshr g enau - zn 
den Konferen�en 'gegangen, sondern ,als Gast.  
Das ist eine andere Stufe . Diese Teilnahme 
haben Sie im J,ahre 1910 bei der Kritik nicht 
als Neutmlismus der österreichdschen Außen­
p olitik bezeichnet, auch nicht in dem Zitat, 
das Sie heute verlesen baben , sondern Sie 
haben damals Igesagt, dies e Staaten sind zum 
Teil Neutral isten . Alber daß Sie uns oder d aß 
Sie mir den We,g zum Neutr,ali'Sill'us vor­
werfen, das ist er,st seit der letzten Konferenz ; 
und so wollte ich auch meine gestrige Erklä-

rung verstanden wissen. Ich glaube , wir brau­
chen uns heute nicht noCh einmall darüber aus­
�inanderzu,setzen, ob es Neutr.aUsmus oder ob 
es nicht Neutvalismus ist. Hier werden sich 
unsere Meinungen wohl kaum begegnen . Ich 
habe Ja in der Pressekonferem, von der ich 
mit Freuden gesehen habe, daß Sie die Mit­
teilungen darüber gelesen haben, dazu bereits 
Stellung genommen. 

Und nun auch zur Frage des Ortstafel­
gesetzes unter dem Punkt Europa gesehen, 
denn .die Ortstafeln stand e n  in Europa. Viel­
l eicht, Herr Abgeordneter , ist gerade h ier 
wirk,liCh ein Zusammenha ng mit Europa ge­
g eben, nämlich d,.aß wir es vielleiCht damals 
versäumt haben, diese p sychologische Vorbe­
reitung für eine, wi e ich ·annehme, sicherlich 
im Haus allgemein anerkannte Notwendigkeit 
einer Erfüllung des Staatsvertr.ages zu treffen. 
Es ist in einer Demokratie so - das sollen wir 
eigentlich alle begrüßen -, daß ehen G esetze 
auch einer ,gewiss en psychologischen Vorbe­
reit'Ung bedürfen. Es ma,g sein, daß damals 
- wir haben es er.lebt - diese psychologische 
VOI1bereitung nicht in vollem Maße 'gegeben 
war . Es w.ar dalher notwendi,g - das [habe ich 
auch :bei meinen Begegnungen in Kärnten, 
gleich nachdem der Konfl ikt ausgebrochen ist , 
getan -, die Situation zu entemotionalisieren, 
und es ist notwendig , in einem europäi,schen 
G eist nun nach Wegen zu suchen, und /Zwar 
wohl ü'ber mindeI1h.eitenförderlllde Maßnah­
men, über vertrauensfördernde Maßnahmen 
nach Ibeiden Richtungen hin, um den Boden 
b ereiten zu können, endlich zu einer vollen 
Erfüllung des Staatsvertra.ges 2iu kommen. 

Daß ich die Landesverteidi.gung ers t  in jüng­
ster Zeit oder vieill eicht sog·ar erst in Bern 
entdeckt habe, da,s dür;fte, glaube ich, ein 
Unter- oder ein Ober-Statement - ich weiß 
nicht, wi e Si e das interpretieren wOIlJen, Herr 
Abgeordneter - 'gewesen ·sein. Ich habe das 
hi er schon einrrn,al g esagt , aber nachdem Sie 
sich, .wiederltl!oIltell1, daJlf iCh. es a'uch. 

Ich habe mein bes onderes Interesse an der 
L'andesverteidigun.g schon zu j enem Zeitpunkt 
zum Ausdruck 'gebracht, als ich als er,ster der 
b hilherigen Außenmin ister verlangt habe, daß 
ich .dem Landesverteidigung.srat zu.gezogen 
wellde, weil ich gerade den Zusammen/hang 
zwischen Außenpolitik und militärischer Lan­
desverteidigung, und zwar in ihrem großen 
Komplex der UmfassenJden Landesverteidi­
guny, erkannt habe und davon überzeugt bin 
- da kommen wir zum dritten Pfeiler, zum 
dritten Element der Unabhängigke it -, daß 
das Ja unserer Osterreicherinnen und Oster­
reicher, un'Serer Bevölkerung , 'zur Republik 
Osterreich mit eine unabdingbare Vorausset­
zung ist. Wenn wir ·dieses Ja zur Republik 

107. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 107

www.parlament.gv.at



10464 Nationalrat XIII. GP - 107. Sitzung - 2 1 .  Mai 1 974 

Bundesminister Dr. Kircbschläger 
Osterreich nicht haben, dann hilft uns weder 
eine gute Außenpolitik noch eine gute militä­
risdle Landesverteidigung . Das zu dies en 

Punkten. 

Zu den Vereinten Nationen. Ich ibin keines­
wegs glücklidl darüber - da,s gHt für Jeden, 
der die Vereinten Nationen kennt -, daß sieh 
gerade -im Anschluß an Akte des Terrors pro­
zedur,ale Vorg'änge .ahwickeln, die mit den 
Maßen des Rechtes und der G erechtigkeit nur 
schwer in Einklang 'zu bringen sind und die 
daher die Menschen in ,allen Teilen der Welt 
nur schwer verstehen können, weH sich di ese 
Dmge eben vielfach nur im Prozedura'len e r­
s chöpfen. 

Ich kann erigänzend zu dem , was Sie, Herr 
Abgeordneter, über den letrzten FiaH, den von 
Kiryat Shimona erwähnt haben, sagen, daß i n  
einem Re·solutionsentwurf, den die europä ­
ischen Staaten einschlie ßlich Osterreichs aus­
gearbeitet haben, ausdrücklich auch eine Ver­
urteilung de.s terroristischen Gew.altaktes in 
Kiryat Shimona mit Nennung des Namens 
enthalten war, daß aber dann auf anderea 
We'gen, di e ich hier nicht näh er erklären 
möchte, ein Resolutions entwurf , nicht von den 
europäischen Staaten, nicht von Osterreich, 
eingebr.amt wurde, der diese Namensnennung 
und diese Verurteilung nicht mehr enthielt . 

Daß wir dann im Sichenheitsr-at bei der Ab­
stimmung eine Niederlage erlitten haben, das 
ist, wie im glaube, dem österreichischen Ver­
treter und der österreimischen Regierung nicht 
anlastbar,  denn wir Ihaben uns ja in der ridl­
Egen Weise verhalten. Wir halben dafür ge­
stimmt, daß zur Herstellung eines Gleich'ge­
wichtes sOWIoIhl die Verletzung der Souv.eräni­
tät des Libanon ,al,s auch der Terrorakt in 
Kiryat Shimona verurteilt werde . 

Ich glaube , daß wir uns gerade im Zusam­
menhang mit den Vereinten Nationen an das 
erinnern soHten, was ChurchHl in der in der 
heutigen Diskussion schon zitierten Rede vom 
1 9. September 1 946 in Zürich .gesagt hat. Er 
s agte damals : 

"Der Völkerbund ist nicht etwa an seinen 
falscben Prinrzipien o der Kon:zeptionen ge­
schei tert, er ging vielmehr daran zugrun de , 
daß die Staaten, die ihn geschaffen hatten , 
diese Grundsätze verleugnet haben , "  

Ich glaube , dieses Wort sollte für alle Mit­
gliedstaaten der Vereinten Nationen eine 
echte Mahnung sein, nicht diesen W.eg zu 
gehen. 

Ich w.ar heute - ich gl,au!b e , vielen Mit­
gliedern des Hohen Hauses wird es genauso 
gegangen sein - aufrichti g  beeindruckt von 
der Debatte über Europa , die hier ,abgeführt 
wurde. Es war - so scheint es mir - ein 

Ringen , ein Suchen nach dem Weg , wie w ir 
es besser machen können . 

Der Europar.at - ich möchte nur noch einen 
Diskussionsbeitrag zu dem leisten , was hier 
sch'Ün gesagt wurde - ist seinerzeit als eine 
Organisation gegrund.et worden, die die Zie'l e, 
di e  Idea'le der westlichen Demokratie in die 
Tat umsetzen so.11te, und er wurde auch als 
e ine Org,anisation gegrundet, die die Aufgahe 
haben sollte, pol itische , 'lllachtpolitische und 
damals auch wirtschaft:lich e Konzeption en zu 
era:nbeiten , um damit Europa wieder zur Gel­
tung zu bringen. 

S eine Aufgabe auf dem rein p olitischen, auf 
dem ideolo gischen G elbiet hat der Europara t  
- .so scheint es mir - erfüllt .  E r  ist zu einer 
echten internationallen Gesinnungsgem ein­
,schaft geworden.  Ein B ew.eis dafür w:ar auf 
der einen Seite das zwangswei·se Aussmeiden 
Griedlenlands, ein Beweis dafiür auf der ande­
ren Seite ist,  daß gerade seine Attraktivität 
für a·ndere Länder in dieser internationalen 
Gesinnung.sgemeinschaft 'bestelht. 

Die Konsequem daraus sollte ,sein, d aß wir 
im Europ arat vielleicht noch stärker, als d:as 
in der Verg·angenheit gesmeih en ist, auch die­
-ses Gemeinsame, ·also diese intern ationale 
Ges innungsgemeinschaft , fiür die p·arlamenta­
risme Demokratie,  für die we,stliche Demo­
kratie zu fÖJ1dern und auszubauen versuchen . 

Bei der Integrationswirkung auf dem wirt­
sch aftlichen, auf dem :auß enpolitischen Gebiet 
mußte der Europ arat einen Teil seiner Pläne 
an die ursprüngl ichen Sechs und nunmehr 
Neun .abgeben . Es scheint mir 'ZlweckJmäßig zu 
sein , daß wir etwas davon wegkommen , uns 
immer in einer Konkurrenz mit den Neun zu 
seh en. Das Verbindungsbüro, da,s in Brüssel 
vom Europal1at errichtet wurde, bedeutet 
natürlich no.ch nicht die Lösung aller Pro­
bleme, sondem es sollte ja nur ein Anfang , 
eine Art Dokumentation eines echten Inter­
esses sein, es sollte den Weg fiür einen breiten 
Kommunikationsfluß öffnen. 

Das, w,as notwendig " erscheint, ist darüber 
hinaus eine wirklich echte KooI"dination, eine 
echte Zu.sammenarbeit zwischen den Siebzehn 
und den Neun. 

Sicher ist das Progr·amm, das in der Jänner­
tagung dieses Jahres im Ministerrat für die 
künftige RoUe d es Europ arates verabschiedet 
wurde, nicht allumf.as,send und ke'inesfalls 
völlig zufrieden stellend. Aber wir haben da­
durch wenigstens damit aufgehört, �aufend 
üb er uns selbst im Europarat zu diskuti eren 
und uns unentwegt selbst in Frage zu steMen . 
Das ist j a  für eine Organisati on und nicht nur 
für eine Or'gani sati.on , sondern letzten Endes 
auch. für eine Idee tödlich. 
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Wir sollen die Schwerpunkte, die wir jetzt 
erarbeitet ha,ben, wiI1k'lim mit Leben erfüllen, 
und dann, würde im sagen, können wir wie­
der eine Stufe weitergeh en. Ich trete überall 
im Ausl.and dafiür ein, d·aß die ·genannte - im 
wiederhole mich hier - Konkurrenzsituation 
beseitigt wird, denn je öfter wir von der 
Konkurrell'zsituation reden, desto mehr geht 
sie in die UbeI'Zerugung aller Betei:ligten üb er, 
und es entstemt dadurch eine Art feindse liges 
G efÜlhl, d·as wir unlbedill'gt vermeiden müs sen, 
woUen wir zu einem positiven Erfolg kommen. 

Die Konferenz ülber die Sicherheit und Zu­
sammenarbeit, die ja von einem anderen 
Europabegriff ausgeht, nämlich vom kontinen­
talen Europabegriff, ist - ich teile hi e r  voll­
ständig die Au�fa.gsung , die heute hier zum 
Ausdruck gebracht wurde - gegenwärtig in 
einer Stagnation.  Es wird notwendig sein, 
die5e Stagnation zu überwinden, und zwar 
durch politische Entscheidungen zu übe rwin­
den. Es ist nur ungemein schwer, diese politi­
schen Ents cheidungen herbeizuführen. 

Es wUDde heute in diesem Hahen Haus 
wiedeI1holt davon gesprodlen, daß sich die 
westHchen DemO'kratien in Europa, abe r  auch 
die Vereinigten Staaten und bis zu einem ge­
wissen Gr,ad auch Kanada gegenwärtig in 
einer Situation 'b efinden, die es für die Sowj et­
union wohl kaum sehr attraktiv macht, große 
politische Zugeständnisse zu machen. Das i,st 
im zwischenstaatlichen Leben nicht anders , 
wie e s  auch übertr,agen im persönlichen Leben 
ist. 

Solange also diese gewiss e Unsicherheit 
innerhalb der westlichen Demokratie n  oder 
innerhalb eines großen Teiles der westlichen 
Demokratien Ibesteht, so lange ,  scheint mir ,  
können wir auch nicht wirklich mit e inem 
spektakulären Zugeständnis zum Beisp iel zu 
dem Korb 3 rechnen, so lange aber wird die 
Konferenz auch in dem Expertenstadium, in 
dem ,sie sich gegeruwärtig befindet, weiter­
laufen. Wir müssen hier nur auf eines a chten: 
daß sie sim in diesem Weiterlaufen nicht e in­
mal totläuft und wir mit dem Totlaufe n  da­
durch, daß Fragen ·auf Expertenebene 'so l ange 
di skutiert werden, bis sie für j emande n ,  der 
die Dinge von außen sieht, sinnlos geworoen 
sind, auch die Idee e iner Zusammenarbe i t  und 
die Idee einer Sicherheit auf unserem Konti­
nent verneinen. 

Hi er -scheint mir e in e  gewis s e  Zeitspanne 
im heurigen Jahr , vielleicht im Herb s t  des 
heurigen Jahres, wohl Jene Linie zu .sein, über 
die man auf die  Art, wie man j etzt in G enf 
verhandelt, nicht mehr wird weitertun kön­
n�n, s ondern man wird nach neuen Wegen , 
WIe immer sie .d ann auch seien, suchen müs­
s en ;  nicht so sehr, um die Konferenz , s ondern 

um die Ide e  der Sicher1heit und d e r  Zusam­
menarbei t als ein anzustrebendes Ziel zu 
retten, aber auch deswegen, um d en Ent­
spannung,sprozeß ·auf unserem Kontine nt wei­
terzuhalten. Denn ich glaube, es gilt j a auch 
für den Europarat, daß die Aktivität des 
Europarates wesentlich filützlidl·er s ein kann 
in einer Zeit der Entspannung als in e i ner Zeit 
der Spannung , genauso wie es sich für manche 
als große Uberrasmung erwiesen Ih at, daß die 
Funktion der n eutralen St-aaten in d er Ze it der 
Entspannung größ er und bedeutender in Er­
scheinung getreten i,st als in der Z e it eines 
kalten Krieges, in der alle Brücken, alle Wege 
praktism ohnehin versperrt sind. 

Eine Entscheidung Ülber die Konferenzfolgen 
der SicherheitSikonferenz ist ,gegenwärtig nom 
nicht zu erwarten. Hier w'ird Osterr e i ch  und 
die ö sterreichische Bundesregierung s icherlim 
keine voreiligen Entscheidungen treffen. We­
sentlich ist, daß das KonferenzkHrrna sich vor­
erst so lange erhält, bis die Zeit reif geworden 
ist, wirklich politische Entscheidungen von 
beiden Seiten her !Zu treffen. 

Dies, Hohes Haus, wolilte ich als k,leinen 
Diskussionsheitrag zu dem Thema Eurüpa und 
Europar.at sagen. - Ich danke. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Eduard Moser. 

Abgeordneter Dr. EduaI1d Moser (OVP) : 
Herr Präslidentl HOO1·es Haus ! Gesta;Uen Sie 
mir zuerst !Zwei FeststeJllungen zur Wortmel­
dung des Herrn Bunldesm1inli sters Dr. Kirch­
schläger. 

Zrum Ortstaifelgesetz : Ich frage mich eigent­
lich, wi.eso Sie das Veto, das Sie heute in den 
Raum gestellt hahen, damals nicht mannlhaft 
ange\bracht haben, als dieses Ges·etz Ihi er im 
Hause zur Beratung stand. So vi,el Einfluß 
müßte man doch dem Außenmin'i ster dieser 
Regierung Zlutrauen, daß er ein Oktroi eine·s 
Gesetz€spfuschwer.kes !hier im Hohen Hause 
verhindern k'ann. Daß Sie es nicht g·etan haben, 
Herr B unld:esmill1.i ster, macht Si e mitschuldig 
an diesem Gesetz. (Beifall bei der OVP.) 

Zur Landesverteidigung : Der verewigte Herr 
Bunldesprätsident halt wi ederholt in ernsten ' 
Worten an die Verpfltichtu'I1l9len Osterre.ichs 
aus dem Neutra,litäts-gesetz hingewiesen, un­
Ü'berlhö:r1bar für die Regierung, uIlJÜlber'hörbar 
für den Auß.emnrinister, der selhr 'Wohl ab­
schätzen konnte, welches Sicherheitsrisiko die 
Reg_ierung Kre'isiky dem österreich:i schen Volk 
damit auferlegt hat. Herr Bundesministber !  Daß 
Sie vier Jahre dazu geschwiegen h aben , emp­
finde ich nicht g'erade:nu 'als eine Emp,felh.lung 
für das Amt des Oberbefehlsh abers .des Bun­
desheeres, das j a  mit dem Amt des Bunldes-
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präsidenten v:e:r1bunden ist. (Abg. S t e i n  i n- jahre1angen Auseinanders'etzungen hier im 
g e I: DeI redet einen Blödsinn zusammen!) Parlament, im Untersuchungsausschuß und vor 
Ich we,iß nicht, olb es ein Blödsinn ist, daß ein der Offentlidllkeit? Das hätten w.ir uns alles 
Bundespräsident zug·leich 'auch da's Amt des ersp art, wenn der Herr Bundeskaruzler dliese 
Ob enbefehlsha:bers des Bundesheer,es hat. Feststellung bereits Vlor dr,ei oder vier Jahren 
(Beifall bei der OVP.) Ich bedaure, daß der getroffen hätte. (Zustimmung bei der OVP.) 
Herr Albgeorooelte das noch nicht weiß . (Abg. 
G r a f: Ordnungsruf!) Hi·er dürfte es an politi­
scher Bildung fehlen. (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Laßt ihn doch seine Pflichtübung machen!) 

.oer H err Bunde,sminister hat .uns den Be­
richt ruber die wichtilgst·en Ergebnisse (Abg. 
Dr. G r u  b e r: Meinen Sie, daß der Herr 
Steininger eine Pflichtübung macht?  - Wei­
tere Zwischenrufe) der XXVIII. Gerreralver­
s·ammlung der Vereinten NaHonen vorgelegt 
und ganz zum Schluß auch - und 'auf d as 
möchte ich kommen - hier auf di'e Bemühun­
gen der Bundesregi·erung um .den Aushau 
Wiens als UNO- und Konferenzstactt hinge­
wiesen. 

W.ir haben den Herrn B.undesminister im 
AUSIsch'uß ,gefrag,t, wellche Erklärungen die 
Vertreter Osterl1eichs vor der UNO und vor 
ihren Kommissionen .abgegeben haben.  Wir 
haben vor allem deSlh'alb gefragt, weil di e 
Regierung Kreislky unld besonders der Bundes­
kanlZ1er .immer wieder darauf hinweisen, daß 
unter der frriillleren Regli'erung Klaus unülber­
loegte Auss'agen, 'großrzügige Zus a:gen und Ver­
spr,echungen gemacht 'WlUrden, die man eben 
j etzt einhalten müsse. Das war die Ausrede 
der Regierung lfür ·die enormen Schwierig- ' 
keiten, in die sie mit dem UNO-CiIty-iProjekt 
nun geraten lis't. 

Immer wieder hat der Herr Bundeskanz,ler 
betont, es gibt keine völkerrechtsverlbindliche 
Erklärung der Regierung Klaus, und man 
mü,g'se daher den ständig wachsenden Forde­
rungen der heiden Organ.isationen UNIDO und 
Atomenergiekommission nach�eben. Darauf 
seien dde Kostenexplosion und das Mammut­
projekt zurü�U'f.ü!hren. D as war, tglaube ich, 
Herr Bundesminister, die Redlitsauftfassung, 
die den }'ang·en und schwieritg,en VeI1handlun­
gen mit den 'heiden interna'tiona1len O:r:g·anisa­
tioIllen :im Jahre 1971  zugrunde llag. 

Ich kann mir nicht vorsteHen, wie er nun aus 
den BalUverträgen, aus doeu Honorarzus agen 
und aus den sonst'i'gen vertrag1srechtlidren 
VeI1bindungen für das M'ammu�proj ekt heraus­
kommen will. Jedenf,a]lls hat er mehrmalls be­
tont, er Ibaue j a  nicht, die AkHengesellschaft, 
die IAKW, 'haue. Wie er das nun bewältigen 
will, wissen wir !Iloch nicht. (Abg. Doktor 
F i s  c h e r: Sie wissen sehr viel nicht, Kollege 
Maser!) 

A'ber eine Zlweite FeststelluIllg ist noch inter­
essCltnter. Er sagt !heute : "Für das an sich so 
notwendige ö'sterreichische KonferenzzentruID 
wird eine Lösung nach neuen GesichtspurrMen 
eraI1beitet, Jiür welche max'imale Wirtschaft­
lichlkeit und minimale Belastung des Staats­
hauslhaIt'es Rlichtlinie 'sein 'Werden." 

Meine Damen unld Herren ! G erade das hat 
ihm der Bundesp·arteiobmann der OVP vor 
einem Jahr ZlUr gemeins'amen Verantwortung 
vor9lesmlagen. Genau d1i es·e Satze sind es. 
Und was s'Ol,1 eine Op;posUion denn anderes 
feststteUen., a·ls daß das eine K'apitulation des 
Herrn BundeskaIliZl'er,s vor d en Forderungen 
der Opposit1ion ist'? (Zwischenruf bei der SPO.) 

lÄIber der Herr BundeSlk'an:z,ler hat heute 
zugegeben, daß unsere Vorst.ellungen richti'g 
sind und daß er mit seinen ld-een, mit seinen 
Pl-anungen Schifflbru,ch erl1itten hat. Das son 
kein \bHliger Triumplh sein. Alber daraus ist 
gut ersicbJblich, mit 'W·elch überheblicher Art 
man an Irrtümern festJhä.Jt; dadurch zeichnet 
sich diese RegierlJJIlg gan;z Ibesonders aus. 

In KellIlJtnlis dieser Erklärung des Herrn 
Bundeslkanzlers, Herr �v1'inister, verstehe ich 
den Text der Red'en nicht, die vor der UNO 
un.d ihren Kommissionen noch vor einem 
halben Jahr von den Vertretern Os'terre-ichs 
gehalten wurden. Sie !haben in der B eilage 
1II- 1 32 e inen Teil dieser Reden wörtlich dem 
Parlament bekanntgegeben. Ich komme darauf 
zuDÜck. 

lSi'e 'halben noCh eine zwei�e Fr.age, die wir 
an Si-e .ge5te1.1.1 h'aben, nicht 'beantwortet. Wir 
haben gefragt : Wie groß ist eig€ntllich derz.eit 
der Per'sOIla'lbedarf der Ibe'iden internationalen 
Organisationen UNIDO und Atomenergie­
komm�ssion? 

Ich meine, Herr Bundesminister, als Sie die 
Erklärung des heutigen Bundeskanzlers er­
fahren h'a.ben - ich weiß nicht, wann das 
war -, muß das j;a w.ie eine lImIte Dusche auf 
Si'e gew.irkt hahen. Denn 'Was erklärt d er Herr 
Bundeska·nzl'er heute hiier im Parlament erst­
malig : er wolle nur j enen �eil verwirklichen, 
"der allif Grund von völikerrechJtlich verlbind­
lichen Zusagen der Regierung KI'aus aus dem 
Jahre 1 967 unvermeidlich ist".  Herr Minister l Sie haben damals gemeint, 

Meine Damen und Herren! Wenn es also das sei Ihnen nicht Ibekannif. und es sei frag­
eiIlle solche Mindlesltverpfl:ichtung gegeben hat, lich, ob Ihnen d'as die Organisationen über­
dann frage ich mich: Wazu diese langwierigen haupt sagen werden. 
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In der ß.eil'age HI-1 29 , die heute ,auch zur 
Diskussion steht, wird auf Seite 5 !b erichtet, 
wie groß der BeschäJft1gtens'tand der Interna­
tionalen Atomenergiekommission ist. Derzeit 
sind es 1 1 29 Personen. Vor einem Jahr waren 
es 1 1 27 Pers onen ; 'also ein .gleidllbleiJbender 
Personalstand. 

Und für wie viele hauen wir, Herr Bundes­
minister? Ich folge hier den EIIk,lärungen des 
Herrn Bundeskanzlers 'Zum Rechnungshofbe­
richt vor einem ·Monat. Wir ,bauen für 2325 
Beschä..ftigte ! Für doppelt so viele l Da muß 
man s ich wiridich fragen : Wo ist hier noch 
eine vernünftige PI'an'11ng? Wo ,kann man h'ier 
davon sprechen , daß dieses Mammutprojekt 
wirkrlich noch Kopf .und Fruß ihat? 

Viel1e'icht könnte man sagen, .der Personal­
stand wi ro demnächs.t wahrscheinlich wachsen. 
Da verweise ich auf dieselbe Beilage , in der 
festgest elLt wird , daß das Budget der Interna­
ti onalen Atomener'giek.ommission ungeheuer 
angespannt ist.  , ,74 Prozent der Gesamt'aus­
gab en 'en tfallen a'llf Persona:Ikosten ." Da muß 
eingesp a rt werden, meine Damen und Herren! 
D as heiß t, sie woUen Pers'on'al aiblbauen . 

An e in er anderen Stelle VieIlWeist der Ver­
treter Osterreich·s darauf, daß der steigende 
Anteil der Pers'onalkosten nicht die Aufgarbe 
der Atomenergiekomrrnis.sion unmöglich ma­
chen d arf. 

Herr Bundesministerl W·anum s'a'g,en Sie das 
dem österreichischen Valik. eigentlich nicht? 
Warum s a-gl€n Sie das n'icht hier im Parla­
ment? Sie b ab en die  Verhand/lungen geführt, 
Sie 'Wissen es. WarUJIIl soll es nur die UNO 
erfahr·en 'Und die internationalen Organisa­
tionen und die K!ommissionen rhei der UNO? 
Warum nkht auch das Parlament? 

Ich weiß j etzt, wa-rum ,man d ieses Proj ekt 
abdreht und aJb'bläst : Weil man s'ich die 
Blamag e  ersparen 'Will, daß die Hälfte aller 
Bürotürme leer steht. Diese Blamage 'Will man 

sich ersp aren . (Abg. Dr. G r a d  e n e g g e r : 
Ihre Blamage!) Wi-e wi.J1 sich der Herr Bundes­
minister diese Blramage ersparen? (Abg. Dok­
tor G r a d  e n e  g g e r: Diese billige Blamage 
sollten Sie sich ersparen! Einen primitiven 
Wahlkampf!) 

Ich zitiere lediglich die Berichte des Herrn 
Bundesministers. Den Kommentar dazu dÜlifen 
Sie mir wohl -ges.tatten. Ich werde nichts zitie­
ren , w.as nicht der Herr Bundesmill'ister im 
Parlament Mer seLbst schriftlich berichtet hat. 

Wann 'hat der Herr Bundesminister, frage 
ich j etzt, ülbeIihaupt aUlf dieses Mißverhältnis 
hingewiesen? (Abg. Dr. G r a d  e n e  g g e r : 
Ein primitiver Wahlkampf! - Ruf bei der 
OVP: Vor der eigenen Tür kehren !) 

Wenn Sie d'i·e Erklärungen des Herrn Bun­
desministers Kirchsch,läger, die er uns vor­
gelegt ha,t, 'als Wahlkampf bezeichnen, dann 
diskrimini'er.en Sie ihn j a  sellbst h'ier. (Zustim­
mung bei der OVP. - Abg. Dr. G r a d  e n­
e g g e r: Die letz te Lade ist das! Aus der 
unters ten Lade!) Sie dürften wohl den Zwi­
schenruf jetzt aus der un tersten Lade gezogen 
hab en. 

Die Fachleute sa-gen, daß es auch heute noch 
durch aus mögl ich wäre, die Bürotürme irgend­
wo enden zu Joassen. Nach der "Arb eiter­
ZeLtung" halten wir Ibei achtzig Metern . (Ruf: 
Babylonischer Turmbau!) GalllZ richti.g. Man 
eri·nn ert sich an den BaJbylonischen Turm. Man 
fragt sich : Ist denn niemand da in Osterreich, 
der nun sagt : Mehr brauchen wir nicht, hören 
wir dort auf ! ?  Müssen wir bis zum bitteren 
Ende weiterbauen ? Das ist doch Wil1kliCh n'iCht 
notwendig ! 

Der Herr Bundeskanzler hat heute einen 
mutig en Schritt getan, das 'g,elbe ich zu. Er hat 
den Fehler einbekannt und wi.n ihn richtig­
stellen. Herr Bundesminister : Wozu dann 
solche Erklärungen vor den Vereinten Natio­
nen? Ich zitiere ,aus drem Bericht III- 1 32, 
Se ite 1 47 :  " . . .  im Hinlblick auf die großrzügige 
Planung is.t die Osterreichi,sche Bundesregie­
rung bereit, nach Fertigstellung der Amt-s sitz­
gebäude Sekretariatseinheiten der Vereinten 
N ationen in einer Größenordnung bis ZIU ins­
g·es amt einligen hundert UN�eamten" zusätz­
lich " in Wien unterzUIbringen . Osterreich 
würde den Vereinten Nationen hiefiür günstige 
Bedingungen auf nicht k'Ommerzie'ller Basis 
anbi eten ." 

Wiederholt wurde die OVP-Regierung kriti­
siert, weil sie gewisse EIik!lärungen abgegeben 
hat . Herr Bundesmini·st:er ! Sie l assen es zu, daß 

an gesichts dieser Erklärung des Herrn Bundes­
k a nzlers - die Ihnen der Tendenz nach ja 
schon bektannt sein mußte - solche Ver­
sprechen vor den Vereinten Nationen ab­
.g egeben werden, die uns sicher für die Zu­
kumft zu Hunderten Millionen verpflichten 
werden. Ich verstelhe d as nddJ:t ! (Abg. Doktor 
G r a d e n e  g g e r: Die Konkursmasse der Re­
gierung Klaus ist das, die wir da verwalten!) 
Das ist sehr billi.g . 

Ich zitiere weiter, Herr Abgeordneter. Man 
sprich't von der Generaltversammlung mit 
Recht, mit Stolrz : "Die AIlIwendung modernster 
Bautechnik wird die FertigsteUung des Kom­
plexes innerhalJJb der kürzestmöglichen Zeit 
ermöglichen" - das ist richltig - "und gleich­
z eitLg die höchsten intern aUona,l'en Qual itäts­
maßstälbe beriicksichtirgen . " 

Wer steHt fest, 'Was die höchsten Qualitäts­
maßstäbe sind? Stellen d as j ene fes't, deren 
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Honorare von den Gesam�ba1ikos,ten berechnet 
werden, oder stellt das die österre'ichische Re­
gierung fest? 

,Man ist irgen'd'W.ie lfassungsl'Os, wenn man 
ang'esich'bs der !hohen Mittel, die unsere 
Steuenzalhler für die UNI:DO awtlbringen, fol­
gendes im Bericht de,s Herrn Bundesministers 
liest: Die ös<terreichiscbe De}egation hat ange­
kündigt, daß sie ihren freiwilligen Beitrag an 
die UNIDO weiter erhöhen wird. 

IMeine Damen und Henen l -Da gelben wir 
Milliarden für di'e UNI<DO aus und dann er­
höhen wir auch noch den freiwilligen Beitrag! 
Ich wHl nur zeigen, welche Tendenz da d,rin­
n en Iieg,t : Die UNIDO müßte doch heilfroh. 
sein, daß wir das h'inlbauen. Und nun soUen 
wir sogar noch den Beitra.g an die UNIDO 
freiwillig erhöhen. Ich verst,ehe \das n'icht, Herr 
Bundesminister . I'st das ein,e WeiSlUng v.on 
I!hnen, wer verantwortet solche ZU's'agen? 

Idl l,ese eine Kifiti'k des Osterreich-Vertreters 
an der UNIDO - eine Kritik - , daß man die 
Zustä1ndiglk.e it ,auf dem Personalsektor plötz­
lich haben >un'd vom G eneralsekretariat der 
UNO trennen will. Ich verst:ehe die Kritik. 
Es heißt nämlich weiter: "Es gilbt nämlich zu 
denken, daß die UNIDO eine große, Zahl von 
Durchführlbarkeitssltooien fiür Industriepro­
j ekte ausarbei,tet, von denen dem Vernehmen 
nach kaum 20 Prozent ausge1iüJhrt werden." 
Das hat der österreidüsche Vertreter ,<Jort ge­
sagt, und daher meint er, man möge doch die 
Personal,explosion nicht bis zum Exzeß treiben. 
(Abg. Dr. F i s  e h e  r :  Je tzt haben Sie mi t 
dieser Rede alle Journalisten verscheucht, 
Herr Kollege Moser!) Das macht nichts. Herr 
Albgeordneter Dr. Fischer ist hier ein wert­
v'Ü'llter Zuhörer. 

Aiber vielleicht darf ich 1lhnen gleich sagen, 
Herr Abgeordneter Dr. Fischer - ich hätte 
das nicht zitiert -: Die "Presse" -brachte unter 
dem Titel "Krise in der UNIDO" vor einigen 
Tagen einen Artikel über den b ev.ors tehenden 
Rücktritt de,s ExekutiJvdiliektoflS Abdel Rah­
man. 

die Untenb'ringung von mehr als 4500 Per­
'sonen". Der Rechnungslhof sagt nun, wa,s hier 
.festgelegt wird, ist ein unteres Limit untd nicht 
die obere Grenrze der Forderung. In der Gegen­

darstellung des Herrn Bundeskanzlers heißt 

es : Ein Beweis da,für, daß das nichl angezogen 
wird, ist das biSherige Stillschweigen der 
UNI-DO. 

Wer, Herr Bun.desminister, gibt uns alb er 
die GaranUe, wer gi1bt 'uns die Gewä)hr, daß 
nicht ein neuer Exelk.utivdirektor, eine n eue 
Leitung der UNIDO, ohne Bindung der UNIDO 
an die Vereinten NaHIonen, ,an deren General­
sekretariat, diese ung lückoNche Formulierung , 

die der Rechnungshof mit Recht anprangert, 
anzieht? Wenn das der FaUl slein sollte, Herr 
Bundesminister,  dann waren Sie der teuerste 
Außenmini·st.er, den di'e öSlterreichLs,che Regie­

rung j e  gehabt hat. (lroni-sche Heiterkeit bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich 'ziti ere nur . 

Aber wenn man die St,ellunglIllalhme des Herrn 
Bundeskanzlers zum RechnungshOlflbericht 1'iest , 

so findet man Formulierungen wie : Die Stel­
lungnahme ist ver.f,elhlt, es ist fa.Isch, es ist 
unrichtig . So gEfut der Herr Bun1desk'anzler mit 
dem Rechnungs\hOif Um. Nicht, daß es vielleicht 
heiß t :  ,;ich habe eine andere Auffassung" oder 
"ich 'st'elle das anlh.eim" und S'Ü weiter , nein 
"unrichltig" , "velifefult" , ".falsch" ! 

Unsere Vertreter in der UNO ,sind so weIt 
gegangen - das darf ich doch zitieren -, 
sogar eine Kommission sch'On nach Osterreich 
einzu'laden. Die Raumsmwieri'gkeiten in Genf 
sin d  beikann1:. Der GeneIla1seikretär der Ver­
erruten Nationen hat daiher in Aussicht g<enom­
m en ,  ein Gebäude in Genf l!iür d'ie UNO anzu­
koau'fen. DClJS s tand unmitte'l,bar vor der B�­
schlußfassunlg. Und da steht der österreichische 
Delegierte ,auf, erhebt sozusagen Einspruch und 
sagt, :das sei gar nicht notwendig. Er biet.e 
ihnen genügend Raum für die notwendigen 
Sekretariats'einlheiten �n Wi'en an. Ja, meine 
Damen und Herren, wenn das nicht Groß­
m annssucht ist, wenn das nicht Verpflichtun­

gen sInd, die wir übernehmen , ,dann weiß idl 
nicht, wi e man das sons,t ,bezeichnen 5'011 .  

IJlJZfWis'chen wurde auch der Beschluß geflaßt, 
das IW'issenlSchaf'tliche Komi.tee tür die Aus­
wir-kung der Atomstralhl'llng nach Wi en zu' 
verl eg·en. Alles in d1i,e Bürogeibäude . 

In dem Z'llsammenihang ist die Festst.ellung 
des RechnungslhOtfes 'interes'sant. Herr Bundes­
minister Kirdlsch1äger hat eine "Entfertigungs­
erklärung" vor der UNO aJbge.geiben und dami t 
gesag,t, daß die Verpflichtungen Osterre ichs 
eIlfüllt sind, Der Redmu.ngshof ,stellt dazu fest, 
daß durch eine ung'lückltche Formu1-ierung dies 
keineswegs der f,a:U 'ist .  

Meine Damen und Herren ! Ich will das 
Kon>ferenzrzentrum nur 'streifen . Um das gingen 
ja d'Üch j1ahrelan>g die Meinurugsverschiede'll­'Der Herr Bundesminister hat am 30. 9. vor heiten. Es wurde wirklich durchdacht geplant der UNO ges'ugt: 
beim internationalen WettibeweIib. Alber im 

Wir werden für die Kosten , �für die Unter- JaJh r  1972 hat der Herr Hunde·sk.'an'Zl,er im 
bringung von insgesamt 4500 Pe,r:sonen Vor- Jänner ein Ministerkomit-ee einberufen und 
sorge treffen", In der ErtkläJluJ1lg stehlt:  ".für gesagt: A'lles hinfällig , wir 'bauen für 8000 
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�oll'ferenzteilll'ehmer!  Dann beg,anlIl der Lei­
densIweg. Man hat 'gepl'ant und geplant, und 
als man mit der Planung fast fe.rtig war, da 
fuhr der ganlZe Vorstand der IAKW n och nach 
Moskau. Ich kann mir niellt vorstellen. w as 
man in Moskau viel sehen kann, das zlahlt eh 
al,les d,er Staat, dort wird j a  der Bürger nicht 
gefragt. Dann kamen sie von Moskau zurück. 
und h aben ilIl der p.r·esseeI1klärung gesa·gt : Das 
KOIIlfereruzlZentrum für 8000 Tei'lneihmer wird 
ge:baut. 

schoß klann fruher angebracht werden. Dazu 
muß man natürliell die genaue Besd:läftigten­
zahl, den Raumbedarf kennen. Wieder eine 
Frage an den Herrn Bundesminister:  Kennen 
Sie ihn endlich, können Sie ihn der österrei­
chischen Regierung, der Offentlichkeit sagen? 

Das zweite i'st das Kond'eretll'zzentrum. 
Unsere Aufifas'sung war immer: fu'Ilik,tionsge­
recht, kein MammutpJ:1ojekt. ·gemeins·am mit 
internationalen Organisationen. auch ihre 
Räume ffiitverwenden zu Großkonf·erenzen. 

Jetzt frage ich mi ch : Wer hat in dieser Repu- Kann mlatll .d a s  alles nicht kleiner machen ? 
bl ik zu redren? D e r  Herr BUJIldes!k'aIllzler oder Der Herr BUln d e slkalllZler hat sich j etrzt se}ber 
der IAKW�V'Orstand? Das ist doch beschämend dazu bereit e�ärt. Da:s war da,s Angelbot. das 
für diese Regierun\g , daß hi er innerhaLb weni- der Herr Bun d e spa,rtelolbmann Dr. Schleill"zer 
ger Tage so dHiierente EIIklärungen, wo es sich vor einem Jahr ,gemacht hat. Heute hat sich 
um Milliarden Schilling handelt. vor der der Herr Bunde sikamzl,er seIhst d·azu b ekannt. 
OffentlichJkeit albgege'ben werden. (Abg. Dok- I ' . . . . ' . .. 
tor F i s  e h e  r: Is t das die Begründung, warum Und sdtlIeßl�c� dl>e Enbfertllg�'llgserklarun�1 
Sie dem Bericht nicht zustimmen werden?) Ich H.err B:undes,�ml�ter.. Se!�en WIr zu, daß W.lf 

werde die B egIlÜndun1g ,gIeich Ibringen mcht emmal m dle SItuatIOn geI1aten, daß dIe . 
UNIDO s'agt : Das w ar j a  kein oberes Limit. 

Der Präsident d e s  Osterreichischen Kongreß- Wir bI1auche n  noch Schulen. Wi'f brauchen 
v,erhandes hat ganz klar in einer Ta.gung her- nodl Wohnungen. _ Und das alles auf Kosten 
ausgearbeitet, daß solche ·großen Konferenrzen der österreichiis chen Steuerzahler. 
heute ei'gentlich n i cht mehr gefragt sind. Das 
Kongreßfieber ni mmt ab . Man glaubt viel­
mehr, daß bei kleineren KOlliferenzen der Er­
f01'g größer ist. A'b er,' meine Damen 'Und Her­
ren, welche Diskus sion hat in OSrterreich bis­
her Ülber die Größe dieses K'Onferenzzentrums 
stattgefunden? Wer weiß was davon ? Welcher 
Ahg,eordnete? Der Untersuch'Ull'g,sausschuß? 
Niemand. Uns wird immer gesagt, das ist nj cht 
bekßnnt, da,s ist ,alles noch in Planung und 
so weiter. Hier wird hinter Polstertüren a.}s 
geheime Kommandosache ein Milliardenpro­
j ekt g eplarut, bei .dem niemand, 'auch die Fad:l­
leute nicht, mitreden kann. Das ist "Trans­
parenz " ,  meine Damen unld Herren. Das ist 
die versprochene Mi,twirkung der Bevölke­
rung ! Das ist das MitJbestimmung·sredlt des 
Padaments ! 

Herr Bundesmi nister, Sie wiss.en das alles. 
Warum hiahen Sie eigentlich Ibisher 'gesmwie­
gen ?  Wa·s hat Sie gehioo,ert, die Wahl1heit der 
OfferuUimkeit, dem Parlament hier zu sagen? 
Man kann von e inem Präsidentschaftskandi­
daten den Mut zur Wil!hJlhei,t und ,zur Offenheit 
verlangen, aud:l w,enn er dann vi,elleicht nicht 
vom Herrn Bundeskanzler Kreislky als Präsi­
dents.chaftskandi1dlat aufgestellt worden wäre. 

Helfen ,Si e  mit, Herr Blurudesmini,ster, durch 
klare Feststellungen zur UNO-City zu einlern 

funktionsgerechten internationalen Zentrum 
in der enforderlichen Größe zu kommen und 
damit Mill iarden Smilling zu ersparen. Mil­
liarden Schilling, die dringendst ·für die Bil­
dung und die Gesundheit unserer B evö'lkerung 
gebI1audlt werden. (Beifall bei der GVP.) 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Mock, DDr. König, Dok� 

tor Kohlmaier und Genossen an den Bundes­

minister für Verkehr betreffend politische 

Zwangspensionierung der Vorstandsdirekto� 
ren der öBB Generaldirektor Dr. Kar! Kalz 

und Hofrat Dr. Oskar Plätz 

Präsident: I ch unterbreche jetzt die Ver­
handlun.gen und glaube Ihr Einverständnis zu 
haben, daß wir llIUnmehr zur BehaIlldlung der 
dr.ing.Iichen Anfrage übergehen. 

Ich bitte ZlUnächst den Sdnuftführer, Herm 
Abgeordneten Dipl.-1ng. Dr. Leitner, die An­
frage zu verlesen. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner : Dring­
lirne Anfmge der Abgeordneten Dr. Mock, 
DDr. KÖIlIig,  Dr. Kohlmaier und Genossen an 
den BunidesminiSot:er für Verkehr betreffend 
politische Zwangspensionierung der Vor­
standsdipektor,en der OBS GenemldiJ1ektor 
Dr. Karl Kalz und Hofrat Dr. Oskar Plätz. 

Aber ein bilJirg e r  Triumph liegt uns wirklich 
fern. Was schon gebaut ist, meine Damen und 
Herren, i.st gehaut.  Da können wir ja nichts 
me!hr ändern. Das i st das VeI1hä-ngnis iheute. 
Aber es  können n'och Milli arden erspar,t wer­
den. Ich darf dazu drei Dinge erwähnen : Die OstJerreichlischen Bundesbahnen sind der 

Di e Bürotürme - d as behaupten die B au- größte und bedeutendste BUIlldesbetrieb. Ihr 
ingenieure - müssen nicht bis rzum letzten I Vo rstand ist  durch da,s unter der OVP-Regie­
Geschoß durchg·ebaut werden. Das Dachge- rung besrnlossene Bundesbahnge.setz zur wirt-
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Sdniftführer 
schaftlichen FÜlhTUIllg verpflichtet. Betriebs- r-ald'irektor,s Hofrat Dr. Klar! Kalz UJThd des 
fremde ,soziale L'aJSten, die der Bundesbahn aus Vors1an:d,sdirektoIIS Hofrat Dr. Oskar Plätz? 
volkswirtschafUichen Gründen auferlegt wer­
den, sind vom Bund gesondert abzuglelten. Die 
SPO-Reg:1erung hat mit der Novene zum BB­
Gesetz das seinerzeit von der sozialistischen 
OppoSlition abgelehnte OBB-Gesetz bestätigt 
und den von der OVP-Regierung beschrittenen 
Weg der Abgeltung betriebsfrem'der Lasten 

2. Wesha1b haben Sie nlicht vor B ekannt­
gabe Lhrer Albsidit, der Bundesreg-ierung keine 
WiederbestellUing des derzeitigen OBB-Vor­
standes vorzuscMagen, dem Verwaltungsrat 
Gelegenheit zur vorberigen Stellurugnahme 
gegl€ben? 

fortgesetzt. 3. Ist es richtig, daß der frtihere Ver.kehr,s-

Dieser W'eg der wirtschaftlJichen Vernunft minister Frühbauer aus s,achlichen Gründen für 

hat sich bewährt. die VerlälIlgerung der Vorstandsve�trä'ge ein­

Dank der Inüia;tiVie von Genera1ldirektor 
Dr. Kalz wurde vom Vorstand ein FÜJnf-J ahres­
InvestitJionsprogramm er,ste1lt, welches in 
Ubereinstimmung mit ,dem Professoroengut­
achten die Durchführung von arbeitssparenden 
Rationalisierungen zum Ziele hatte . Dadurch 
wurtde eine konsequente Absenkiung des Per­
sOllJalstandes im Rahmen der PensionieruIllgen 
und somit ohne soziale Härten eingeleitet. 
Auch die G ewerkschaft konnte nach anfäng­
lichen Wlider,ständen von der Notwendigkeit 
dieser M�ßna.hmen überzeugt werden. Obwohl 
unter der sozialisti!scbJen Regierung eine lang­
fristige Investitionspolitik g'emäß dem auch 
vom SPO-Verkehrsmini,ster genehmigten 
Fünf-Jlahres-Programm an der mangeln:den 
Belieitschaft des FinanzmiJl!1slters scheiterte, 
gelang es 'dem V üorstanJd, den Bereich des 
Güterverkehrs kostenldeckend zu gestalten. 

Ang'esichts dier geringen B ereitschaft der 
Regierung , den Schlagworten des SPO-Ver­
kehrsprogramms VQl1Jl "Vorrang des Massen­
verkehrs " auch 'f.aten folgen zu lassen, kommt 
der betriebswirtscha.ttlichen Lei:stung des Vor­
standes der OBB unter Generaldirektor Dok­
tor Karl Kalz besonderes Verdienst zu. In 
Anerkennung dieser Leistungen und seines 
hohen Fachwissens wurde Oenenal!direktor 
Dr. Ka,lz auch zum Präsildenten des Intemat!io­
nalen Eisenbahnverbanides gewählt. Damit 
wurde erstmals einem OstJerreicher diese hohe 
internationale Auszeichnung zuteil. 

Umso unverständlich'er muß die Erklärung 
im ORF erscheilllen, mit der ZU!Ill Ausdruck ge­
br,acht wurde, daß der VIBrkehrsminister be­
abstidltige, den geISamten Vors1tarud der OBB 
mit Ablauf de-r Verträge per 13 .  Juni 1 974 neu 
zu besetzen. Da leclig1l.ich die beiden der SPO 
angehörigen Vorstandsmitglieder, jedoch we­
der Generaldirektor Dr. Kalz noch der gl'eich­
falls der OVP angehörige Vorstandsdirektor 
Dr. Plätz die AltersgJ1enze erreicht haben, rich­
ten die unterz'eichneten A:bgeordneten an den 
Bundesmini,ster für Verkehr die 

A n  f r a lg e :  

getreten ist? 

4. Welche Kosten werden den OBB aus der 
erzwungenen vorz eiUgen Pensionierung bis 
zur Erroeichung des 65. Lebensjahres der beiden 
Vorstandsmi.tglieder erwachsen? 

In formel!ler Hinsichtt wird heantra1gt, diese 
Anfl1age g,emäß § 73 der Geschäftsopclnung 
dringlich zu behanldeln l1I1ld dem Erst'Ullter­
zeichner G elegenheit zur Begründung zu 
geben . 

Präsident: Ich erteile Il'lllIlmehr dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Mock 'als erstem Anfmg·e­
steliler zur B egründung der Anfrage gemäß 
§ 73 der GeschäftslQTldnung da's Wort. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Die Oster­
reichische VoLkspartei 'hat eine 'dringliche An­
frage eing-ebracht, dIa der Herr Verkehrsmini­
ster bea1bsichti.gt, d,en dem,eitigen Vorst'and 
der Osterreich'ischen BundeSibahnen, insbeson­
dere Generaldirektor Kalz abzulösen. 

'Bevor alber der Herr Bundesminister den 
Abgeordneten Rede und Antwort steht, gibt 
er Stunden vorher eine Pressekonferenz. (Abg. 
G I  a s e  r: Unerhört so etwas!) V o r dem 
Nation,alrat ge'ht man an die Offentlichkeit!  
Dies wiegt umsome.hr, laIs man ja dort keine 
Gespräch'spartner hiat, die die vor,gebrachtten 
Besdluldigungen wilderlegen 'können. Herr 
Bundesministerl  Das ist meiner AuffassiUIIlg 
nach ein 'bewußter Alkt der Mißachtullig des 
Nationalrates. (Zustimmung b ei der OVP.) 

Aber nicht nur dias. Wir haben diese drling­
liche Anfrage eing,oorach:t; und der Herr Prä­
sident des Haus'es h at nach § 73 der Geschäfts­
o:rtdnnmg von seinem R>echt Gebr,auch gemacht, 
diese Debatte einsdlließl'ich B egründung der 
Amf:r;age und Be,antwortung durch den zustän­
digen B'llndesmill1.ister bis an den Schluß der 
Sitzung, nicht abe,r über die fünfte Stunde des 
Nachmittags hinaus fest7Julegen: Also vor 
5 Uhr. Der Herr Burudesmini,ster gefällt stich , 
diese B eantwortung drei Stunden vorher in 
der Offientlichkeit vOO'ZuTIJehmen. Dieser Akt ist 

1 .  Womit begründen Sie die politische auch eine M'ißachtu'Illg der Autorität des Präsl­
Zwangspenslionierung des derzeitigen Gene- denten des Hauses. (Zustimmung bei der OVP.) 
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Dr. Mock 
Wo bleilben, meine Damen und Herren, die 

großen WOTte der vergangoenen Regierungs­
erklärungen : R,esp ekt vor dem Natiorualrat, 
Suchen der Koop eI'ation zwischen Regtierungs­
partei und Oppositionsparteien? Alles SchaU 
und Rauch! 

Herr BundesmiIl'ister! Wenn Sie Wert auf 
eine Zlwar bi,tische , a1ber koop e rative Haltung 
der Opposition legen, so 'Werden Sli'e dieslbe­
zÜlglich Ihren StH ändern müss en. (Beifall bei 
deI OVP.) 

Nun 'Z,Iur Sache selbst: Di e Volkspartei, 
meine Damen und Herren, h at diese d.ringliche 
Anfrage gestellt, weil der soz'i alistlische Ver­
kehrsministe-r durCh die Abberufung des Gene­
raldirektors belZielhungsweise des Vorstandes 
der OBB - und die Ni chtV'er.längerung der 
Verträge läuft ppaktisch aUlf e ine Albberufung 
hinaus - einen Alkt der partelipolitisch moti­
vierten Zwang,spensioniemng setzt. Wir haben 
diese Anfrage gestellt, weil dieser Vorsdlllag 
des VerkeiJJ.rsministers an d i e  sozialistische 
Alle\inregi'erung eine Disqualifizierung' des 
derzeitigen G eneraldJir.ektors und des ganzen 
Vorstandes bedeutet, oIbwdhl ein wichtiges 
Kontr0110Tgan des Vorstande s  in den letrzten 
fünJ J.ahren, der Verwalt!\1l1gs'rat der Bundes­
b ahnen, in keinem eimi'gen Fall Veran1Ja,ssung 
hatte, eNlS'thlafte Kritik an d,e r  G eschä:ftsfüh­
rung d'es Vorst'andes 'Zu üJben. 

Wir haben diese d:r1ingliche Anfrage auch 
des.wegen gestellt, weil durch diesen eindeutig 
parteipolitisch motivier,ten .Alkt die Gefahr be­
steM, daß die komme,rziellen,  finanziellen und 
unternehmeI1isdl,en Interessen des Großunter­
nehmens Bundeslb aihnen immer mehr Z'U!gun­
sten parteipolitischer Interes sen der Soziali­
stischen Partei in 'den Hin'teflgrund treten. 

Wir hCl!belll diese Anf.r.age ferner ges1tellt, 
weil durch dieses Vorgehen, durch diese 
zwangswelis e  FI1Ü1hpensionie rung, der öffent­
lichen Hand Mehrkosten in einem Arusmaß von 
1 1  Millionen Schilling entstehen (Abg. Doktor 
K e I S  t n i g: Er muß ja nicht in Pension 
geheni), 'Wa.s meiner AUlfflasSlull'g nach st!aats­
finaruziell ußlveJ1C1JIl1)wortIich i'st, der Forderung 
des § 2 Abs. 2 des Bunldes:bahnges etzes auf 
Unternehmens führung nach kauJmännischen 
Grundsätzen widerspI1icht und eine Mißach­
tung de'S österr-eichis men Steuerzahlers dar­
stellt. (Zus timmung bei der OVP.) Das sind 
die HaUip'tgründe f.ür unsere dringliche An­
frage. 

Bekanntlich ist, meine D amen un'd Herren, 
das Unternelhmen OSlterreichisme Bundesibah­
nen mit ungeJähr 70.000 Allbei tnehm ern , mit 
einem Ausgalbenr·ahmen von ungefähr 14 Mil­
liarden und mit Einruahme n  von -ungefähr 
1 1  Milliarden e ines der größten Unternehmen 

überhaupt, ein Unternehmen, das schon auf 
Grund der geforderten Sazi'altarife entsp,re­
chende Zuschriisse der öffentlichen Hand er­
h�ilt. 

Di,e Vollkspartei ist .der An sicht, d1aß den im 
Bundeshaihngesetz vom 6. März 1969 festge­
legten Forderungen aruf Führung der Bundes­
bahnen nach kaufmännisch e n  Grundsätzen und 
aUlf dlie V'erpflichtUJIllg de'r Mitglieder des Vor­
standes, "die Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Gesdl'äJftsl,e i  t ers anrzuwenden" , 
in optimal,er Weise entsprochen werden muß. 
Wir sind der Auffassung, daß di eser Weg der 
Re-forID, 'dem siCh Ü1brLgens ja auCh die Sozia­
listische Partei mit ilhre r  Zustimmung zur 
N ove1lieI'llNlY des Bundes'bahngesetzes vom 
4, Juli 1973 angeschloss'en hat,  weiterg,egangen 
werden muß : im Interesse der Kunden, der 
VerkeihrsteHnehmer, aber auch im Interesse 
der Bundeslbahnen und der Staatsfinanzen 
schlechthin. 

Ich möchte hier zu dieser p,ersonalpolitischen 
Seit-e ein-e grund'sätzli<he Bemerkung machen. 
Es kanin, meine Damen und Heuen, nicht dar­
um ge'hen, vi-elleicnt der Offentl1ichJkeit vorzu­
täuschen, daß hei der ß.est!ellun,g von Mana­
gern ein'es 'so bedeutenden Unternehmens das 
Vertrauensverhältnis dieser Personen zu einer 
der im ParJ.ament vertret enen Part'eien völlig 
nebensächlich sei.  Ich würde eine solche Dar­
st.ellung ·a1,s scheinlheilig bezeichnen. 

W-orum es uns ,geht, ist, daß bei der Be­
rufun.g primär und mit P,ri or ität als Selektions­
argument die Qualifikation des einzelnen 
Kandidaten zum Tragen kommt und erst spä­
ter ,aUe ,ander,en Aflgumen1!e von Bedeutung 
sind «Beifall bei der GV P) und daß letztlich 
aUe demolk,ratischen Parteien dies,en Weg wei­
tergeJhen, der d'as Vertrauensverthältnis zu den 
poHtischen Parteien limmer stärker in deu 
Hintergrund treten läß,t. Jede andere Dar­
stellung wäre eine billi'ge Täus,chung d2S 
Wälhler·s und des St'aatSlbür,g,ers, die er - das 
spricht für die MlÜndi'gkeH des Wähllers - Ja 
auch gar nicht glaulben würde. 

Was waren demi die Grundsätze dieser 
Bundesreglierung, di,e sie 1 970, die sie aober 
auch in der Regierungserklärung vom Novem­
ber 1971 verkündet hat? 

Der Herr Bundeskanz,ler hat damals ver­
kündet : "Dieses Gesetz " - nämlich das Bun­
desgesetz betreffend di e öffentliche AuS'schrei­
bung von Dienstposten - "wird auch für die 
Wirtoscha.ftsverwaJtung dies Bundes . , .  sowie 
für a'lle Unterneihmung'eu, dIeren Antei lsrechte 
sich meh.r'heitmch im Eig entum des Bundes . . .  
befinden, g·elten." J,eder Staatslbürg,er - so hat 
es so schön geheißen -, der die an die Be­
kleidung dieser Funktionen geknüpften Bedin-
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Dr. Mom 
gung,en eIiPüllt, soll1 durch die öffentliChe Aus­
sdHe�bung in die Lrug,e versetzt weIden, sich 
um eine dieser FunkUonen zu bewerben. 

Das gleiche wurde in der RegieruIllgserklä­
rung vom November 1 97 1  wiederholt. Dort hat 
es geheißen :  Dartülber IhinaUis wird d1ie Bundes­
regierung auch in diesen Fmgen die Zusam­
menaribeit .des Parlaments, auch der Oppos'i ­
Honspartelien, suchen und um ein Klima der 
Nüchtemlheit und Zus'ammenarbeit bemüht 
sein. 

Das alles iSlt SChall 'I.1'l1ld Rauch geblieben !  
Genau das Gegenteil wird pra!ktiziert. 

Seit dem 24. Mai 1 973 liegt ein derartiger 
Gesetz,entIwurf ,im Vel1fas.sungsausschuß j bis 
heute ist er nimt (behandelt worden. Man hat 
den Eindruck und gewinnt immer stä'I1ker die 
UberzeUlgun'9 : Was hier praktiziert wird, Heu 
Bundesminister, ist eine POIlitlik d-er vertbrann­
ten Erde :  je mehr d i e  Sorz.ialistische Partei an 
Vertrauen in der Offen�lichkeit v,erli ert, desto 
stärlker madlt sie von ihrer absoluten Mehr­
heit hier im Haus Gelbrauch , um Termine zu 
setzen und parlamentarische DiSikuSosionen ab­
zuwürgen, um wichti'ge Gesetzesvorlagen 
allein zu :beschHeßen und Parteigänger in wich­
tigen Positionen noch rasch zu verankern. (Zu­
stimmung bei der OVP. - Abg. L i  b a 1 :  Pfuil) 
Regierungserklärung hin - Grundsätze einer 
modernen Personalpolitik her (anhaltende 
Rufe und Gegenrufe zwischen OVP und SPO), 
die Hauptsache : er ist Sozialist! 

Joa, Herr Ahgeordn et er, Si-e machen so er­
re,gte Zwischenrufe. Da.s is,t aber nicht nur die 
Meinung d er Osterreichischen Volkspartei. Ich 
danf Ihnen zum Beisp ieIl aus ein er St·eUunlg­
n ahme eines .sehr prominenten SoziailiSlten 
zitieren, des Gene'fals€lk,retärs der Bundes­
b alhnen , der s-ich vehemenlt gegen die AJbberu­
f,ung von Gene.raldi,re1k!tor Kaltz wendet. Er 
schreibt hier - meine Damen un d Herren, ich 
zitiere wörtliCh -: 

oT'd.ne.ter Wille, o\b Si'e die Äuß erung,en des 
Herrn Zentralsekretärs Ulbrid:l ·als "Witz" be­
z eichnen, aibe,r es �st Ihr gutes Recht, das zu 
tun; gut, daß das auch im stenographischen 
Protokoll verank-ert ist. (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr .A!bgeordnete Ullbrich hat ja in 
bem.erkensW'eJrter Offen!be>it in einem Inter­
view mit der " WochenpI1esse" vom 20. März 
zu diesem Problem festgestellt: 

l Inie OVP hat ab 1 966 aUe Positionen, die 
sie konnte, nach ihrer Mehrheit besetzt." (Ruf 
bei der SPO: S timmt doch!) "Wo 'Sie dran war, 
hat sie gsagt: ,Mir san mir'. Damals harn die 
mehreren entschieden, j etzt san mir die meh­
reren." 

Ich darf dem Hohen HaUJS in Erinnerung 
rufen : Nach Ubernahme der Regierungsverant­
wortung durch die OVP ... AUeinreg.ierull'g ist 
der damalige so�ialistische Generaldirektor 
der Bundesftyahnen Schantl na,türlich his zur 
Er,reichung der normalen Altersgrenze in sei­
nem Amt verbJieben. Er ist Ende 1 966 ausge­
schieden . 

Sein NachfoJg,er war der so,z,ialistische Gene­
raldirektor der BunKlesbah.nen Kepnik.  Er ist 
bis 1 968, blis z ur Erreichung d-er normalen 
A1tersgren�e,  g.elblieben und dann auslQeschie­
den. (Zwischenruf bei der OVP.) Erst dann ist 
Gene.raldirek:tor-St-etlverltreter K·alz nachge­
rückt. 

Das ist der Unterschied vwischen unseren 
Grundsätzen und Ihrem Verlhalten ! (Beifall bei 
der OVP. - Ruf bei der OVP: Jawohl! - Ruf 
bei der O VP: Superdemokraienl) 

Aber die OffenheH 'des Herrn Zentralsekre­
tärs gelbt j'il noch beträchtlich w-eiter. Ln einem 
Gespräch zwischen den Fraktionen hat er am 
14. Mälrz fesltg,estel[lt, es ,sei fiür die SPO un­
denkibar, daß d·er G eneraldirektor der Oster­
r·eichischen BundeSlb ahn en der OVP arugehöre. 
(Abg. M i  n k 0 w i t s c h: Als ob die euch ge-

"Es ist nicht sicher, o'b ei,nvernehmIiche hörten!) Dlborigens bemerkte der Herr Z'entral­
legisllative Brfol,ge für die Bunlde.sbahnen noch sekre,tär, s eine im Zusammenhang mit dem 
möglich sein WlÜrden, fans die SPO durch eine Rechnungs.hOlfuericht gemachten Äußerungen 
Alblösung des Generaldirek-tors ihr p artei- seien in dieser Hinsicht von untergeordneter 
politisches Interesse an den Osterreichischen Bedeutung. - Eine r,ein parteipolitische MoU­
Bundesbahnen manifesUeren sollte." vation .fiÜJr die AibberUlfung des Generaldirek-

Auch Sorzia/listen - das muß anenk'annt tors und der anderen Mit'güeder des Vor­
werden - mißbilligen dies,e Vorgangsrweise standes I Wir müßten uns b ei Ihnen, Herr 
(Beifall bei der öVP); alber darauf komme ich Abgeordneter Ul1brich, für diese Fests't,e'1lung 
noch später zu sprech'en. -eigentlich hedanken. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe vorhin D a.rüber hiThaus , meine Damen lund He rren : 
die Behauptung aufg,es1tellt (Ruf des Abg. Der Verwaltungsrat der Bundeslbahnen, wie 
VI i 1 1  e), e s  handelt sich hier um eine Vor- ich vo:rlhin festgestellt halbe, der übrigens s elt 
gangsrweis'e, die vor allem parteipolitisch mo- knapp zwei Jahren mehrheitNch sOiziali.sti sch 
tiviert ist, Herr Albgeordneter Wille, p artel- zusammeng'eS'etzlt ist, hat die GeschäftSlfiilhrung 
politisch motivi,ert. (Abg . W i l l  e: Das ist eia der Bundesbalhnen und des Vorstandes ste ts 
Witz, was Sie . . . 1) Ich weiß ni cht, Herr AJbge- 1 gebil1igt. 
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Dr. Mock 

Ich da,rf ubrigens dem Hohen Haus bekannt- g€n, die mlit einer solchen Offenihe it ganz 
gelben, daß mir der Präsident des Verwaltungs- ohne Rücksicht auf das eigene politis che He­
rates der Osterreichischen Bun1desibahnen mit- kenntnis für die Sache ein·treten. Dieser Brief 

g.etent hait, "daß der Verwa.ltungsrat in den u nd diese Argumentation wurde dem Herrn 
ahgelaufenen füruf J anren, während wekher Zentralsekreltär UI,brich ülbermHtelt. Darin 
Z,eit im als sein Präsiden1t fungiere , zu keiner I heliß·t es :  
Zeit  und in keinem eiruzLgen Fall Vepanlassung . .  . 
hatte , ernsthafte Kritik an der Geschäftsifüh- "W'�lme . . . wunschemwerte M�ßnaJhme 1st 

rung des ViOITstJandes zu liben. Der Vorstand ist d:nn Je durm dem OVP-G�neraldlrek.-tor �eT­

in dieser Zeit s.einen ihm übertragenen Pfl i ch- hmdert w orden? �usnahmslos alle B e s ch1Jü�3e 

ten und Alufgahen in vollem Umfang n achge- des Vor�tand�s �n �en ahgelaufenen t�nf 
kommen." Jahren smd ·emstlmmLg g,efaßt word'en. NIe­

So der Kern der Aussaye eines d er wich:tig­
sten Kontrollor,gane des Vors1taJndes der Oster­
reichi schen Bundesbahnen. Die Reaktion d ar-
auf ist sO'zialis.tische Personalpolitik. (Zus tim­
mung bei der OVP. - Ruf bei der OVP: 
Terror!) 

Im möm'te zu Generaldirektor Kalz fest­
stellen, daß er in aUen seinen Jahren uner­
müdliche Schaffenslkr·att geze�gt hat, daß er 
st�ts zielfülhremire Planung bewiesen hat, d aß 
er nati'onal und international immer wi'eder 
Anel'kennung g,efunden bat ,unJd daß ihn das 
immer wiieder als ,einen der höchstqualifizi er­
ten Beamten aUSJgewiesen hat. Ich möchte hin­
zuJfügen, daß er in einem besonderen Ausmaß 
ni cht nur für Rlati onalisiemngen, sondern auch 
für das im Zus ammenhang notwendige posi­
tiv,e innenbetriehlli me Klima in j eder Hins i cht 
verantwortlich war . 

Auch das, meine Damen und Herren, ist 
keine Feststellung, die hier a,n:läßJ:ich der 
d·ringlichen Anf.rage von mir oder von der 

mals, in keinem einzigen Fall, ist es zu einer 
K'ampfaibst!immung gekommen, 'g,e s chweige 
denn, daß d'er Generaldirektor von seinem 
Dirimierungsrecht Gebrauch gemacht hätte."  

Ein anderer Punlkt di eses Briefes lautet fo1-
g,endermaßen : 

"Täuschen wi,r Ulns nich,t: die s achlichen 
Schwierigkeiten, die wirklichen Probleme wer­
den nicht dadurch 'aus der W,eH geschafft, daß 
die Farlbe des Generaldirelktors wechselt. Die 
VOPausoSetzung·en für eine weitere Aufwärls­
entwicklung uns,eres Unternehmens werden 
auf die Daruer auch. nicht mit p a r1 amen �ari­
sehen Mini-Mehrhieten geschaffen werden 
können, die alle paar Jahre wechseln. Es be­
darf vie'lmelhr der prOib1embewuß ten Zusam­
menarbeit zwischen den großen politischen und 
wirtschaftlichen Gruppen unseres Landes.  Um 
eine solche B'asis soL1te man sich kons'equent 
bemühen - und man sollte daher Entschei­
dung en vermeiden, di·e als Provok'at'ion auf­
gefaßt werden könnten." 

OVP erfund\en wiro, s ondern diese wortwört- Herr Verk'e'hrsminister! Lhre Entscheidung 
l,ichen Fest'StelluIl'gen hat Herr Bundesminister ist sachlich falsch, kostenmäßig unverantwort-

FrühJbauer am 19.  April 1 972 get'roffen. lieh, politism diskriminierend und für die 
. Oppositionspa'rteien eine Provokation ! (Bei-

M�me Da�e� und Herre� 1 Ei� Mann, d e r  in ' fall und Bravorufe bei der tJVP.) 
fachhcher Hmslcht unbestntten 1st, der in der 
Führung seines Personals an'erkannt ist, wie 
es i n  dem Brief des s'oizlialistischen General­
sekretärs der BurMeSlb ahnen heißt, der Ibeste 
Generaldirektor seit dem Jalhre 1945 (Abg. 
Dr. G a s p e r  s c  h i t  z: Er muß gehen!), d i es er 
Mann wird von einem Vertkehrsminister, der 
nicht einmal ein JaJhr lang im Amt ist, ab­
berufen, indem er 'beihaUiptet, Manag.ement­
Gründe seien dafür maß.gelMich! (Abg. Doktor 
G a s  p e r  s c  h i t z: Welch echter Widerspruch 
zur Regierungserklärung!) 

Ich möch�e, meine Damen und Herren, d iese 
St·ellungn-a\h.me des sozia.listischen General­
se'kretälrs derr Bundes'bClihnen auch noch aus 
einem anderen Grunde eing,ehender b ehan­
deln. 

Zunächs·t einmal möchte ich sagen, daß d as 
für mich ein Dokument von imp oni,eren der 
Z ivilcourage ist. Wir würden in allen p oliti­
schen Lagern mehr solche Staatsbürger b enöti-

Meine Damen und Herren! Hier im Natio­
nalrat hat der heuhg,e Herr Bundeskan zl er im 
Sommer 1 966 erklärt:  Und ich werde mich nicht 
scheuen, SfJUJnde um Stunde die Namen j ener 
Beamten vorzulesen, die Opfer der Personal­
politik der OVP-lAUeinre'gierung geworden 
sind. (Rufe bei der OVP: Langsamer!) 

Wo sind denn die Vorles,ungoen des Herrn 
Bundeskanzlers getblielben? Wo blieben denn 
die Stunden, in denen der Herr Bundeskanrzler 
das vorgelesen hat? Keine einzige Vorlesung 
kOlIlnte er halten, während .die OVP in den 
letJzten J ahren Fälle um F�Jtle gebracht hat, wo 
Mensmen - Beamte, aber a,um Arbeitnehmer 
draußen in den Betrieben - wegen ihres 
politischen Bek1enntn'is·s es diskriminiert wor­
den sind. (Rufe bei der SPO : Wo? - Gegen­
rufe bei der OVP.) 

Bitte, Herr Kollege . Ich bin ·gerne dazu be­
reit. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPO.) 
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Dr. Mock 
Herr Kollege Pans i !  (Anhaltende Rufe und 
Gegenrufe zwischen Abgeordneten der SPtJ 
und der tJVP.) 

Meine Damen und Herrenl  Wenn Si'e urllb e­
dingt eine Antwort halben wol1en : Im Jänner 
1 973 wurden di.e Fälle Plöckinger - Berufung 
zum TGM-Direlk,tor -, Nowotny - Berufung 
flum Direktor der Bundeser:zie1hung'sanstoa!lt -
und Handion - eine manipu1lierte A1'iIbi--Aus­
schreibung - hier b ehandelt. Als wegen des 
politischen Bek'enn'tnisS'es Arbeitnehmer, zum 
Beispiel in den Graz-oKöfla,mer Kdhlenberg­
weJiken, entlassen wurden, hat man si.e nach 
'Zwei Tag,en wieder eingestellt. (Zwischenruf 
des Abg. S e  k a n i n a.) Herr Albgeordnet�r 
Sekanina !  SchalUen Sie im Protokoll vom Juni 
1 913 nach. Das alles ist dort dI'innen enthalten. 
(Zustimmung bei der tJVP. - Anhaltende 
Zwi.schenrufe bei der SPtJ.) Wenn Si e woUen, 
'zä'hile ich Ihnen noch andere Fälle auf. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaulbe, daß 
alle P arteien . . .  (Neuerliche Zwischenrufe des 
Abg. S e  k a n  i n a.) Haben Sie sich 'beruhigt, 
Herr AJb,geordnet-er Sekanina? (Abg. S e  k a­
n i n a: Das ist ausschließlich meine Angele­
genheit, wann ich mich beruhige! Das ist aus­
schließlich meine Angelegenheitl) Ich danke, 
daß ich wd ed'er das Wort e-rgJ1eLfen kann. 
(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren ! Alle Parteien 
müssen noch einen Weg gehen, um zweifelllos 
personalp olitische Entscheidungen . . . (Abg. 
Dr. T u  1 1 : Herr Dr. Mock! Wissen Sie, was 
im Land Oberösterreich vor sich geht? Das 
wissen Sie nichtl) Herr Mgeordneter Dr. Tulll 
Sie müssen nicht neuerdings heweisen, wie 
die Prolbleme aus Ihrer FroschperspektJive alUS­
sehen. (Beifall bei der tJVP. - Zwischenrufe 
bei der SPtJ. - Abg. Dr. T u  1 1 : Kaltgestellt 
sind sie alle worden, weil sie Sozialisten sind! 
-- Abg. Dr. G r u b e r: Lauter Hofratsposten 
haben sie! - Dr. T u  1 1 : Wo? - Abg. Doktor 
G r u b e r : In der Landesregierung! - Abg. 
Dr. T u  1 1 : Was war mi t dem Landesamts­
direk tor-Stellvertreter? Zuerst haben Sie den 
Posten eliminiert, und jetzt haben Sie einen 
Schwarzen hingesetzt! Darüber reden wir noch, 
Herr Dr. Gruber! Gehen wir hinaus und reden 
wir darüber! Zeigen wir das auf! - Weitere 
anha1�ende Rufe und Gegenrufe zwischen Ab­
geordneten der SPtJ und OVP.) 

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen rund Herren ! Bitte sich 
zu beruhig en !  (Abg. Dr. T u  1 1: Reden wir 
darüber, Herr Abgeordneter Dr. Gruber! -
Gegenrufe bei der tJVP.) 

Abgeordneter Dr. Mock (fortsetzend) : Herr 
Abgeordneter Dr. Tull ! (Abg. Dr. T u  1 1 : Was 
Dr. Wenzl in Oberösterreich aufführt! Reden 
wir darüber! - Abg. Dr. G r u b e r: Ohne 

weiteres!) Sie welrden sich d'amit a'bfiniden 
müs'sen, daß wir in Hinlkuruft j eden einzelnen 
Fall personaJJpollitischer Diskriminierung hier 
im P,arl ament zur Spr'ach.e 'bringen werden, 
auch wenn das l!hre Gesundheit strapa�iert ! 
(Beifall bei der tJVP. - Zwischenrufe bei der 
SPtJ.) 

'Meine Damen und Herren ! Ich habe vor.hin 
festgestellt, daß alle politlischen Parteien noch 
ein Stück des Weges zurücklegen müssen, um 
p ersonalpolitische Entscheidungen ausschließ­
lich im Interesse unseres Gemeinwesens zu 
treffen. Das, was hier .die sozi'alistische AMein­
r·egierung prakti'Z iert , ist nicht nur ein Still­
stand, sondern ist ein Rückschritt in der Ent­
wicklung unserer Dem()krati e !  (Zustimmung 
bei der avp.) Ein Fammann wurde 'aus p artei­
p oli'tischen Grün1d'en - od'er soll aus partei­
politischen Gründen abbe rufen werden. Mil­
lionen werden aus parteipolitichen Uber­
legun:gen hinausgeworfen. (Abg. Dr. T u  1 1 : 
Sozialisten mußten gehen!) Das ist, Herr Ab­
geordneter Dr. Tull, wenn Sie es hören wollen, 
ein B eispiel für einen h andJfesten politischen 
Skandal (Abg. Dr. T u  1 1: In Oberösterreich!), 
ein Akt des p:arteipolitischen Feud alismus 
(Zustimmung bei der tJVP), und es ist dies 
nicht zuletzt, meine Damen und Herren - da­
von bin ich überzeUJgt -, ein MaI1kstei,n am 
dem Weg des Albsbieges der sozialistischen 
AUeinregilerUlI1g ! (Anhaltender Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Bs fo1'gt die Beantwortung des 
Herrn Bundesministers. Bitte, Herr Bundes­
millli,ster. 

BUIlldesminister für V'erkehr Lane: Hohes 
Haus! In Beantwortung der dringlichen An­
,frag,e der OV'P-,.Nbge'Ordlneten Dr. Mock, Dok­
tor Kön�g und Dr. Kdhilmai-er gestatten Sie 
mir einlleitenld. eine Feststellung zu de'f Be­
gründun,gsr,ede �ür diese dringliche Anfrage : 

Ich gllaUJbe, wenn man so dick aufträg,t, dann 
hören die Leute die falschen Tön e !  (Anhal­
tende heftige Zwischenrufe bei der tJVP, die 
von dem Beifall der SPtJ-Abgeordneten über­
tön t  werden. - Der P r ä  s i d e n t gib t  wieder­
holt das Glockenzeichen. - Abg. Dr. K o r  e n :  
Herr Präsident! Das war eine Provokation von 
der Regierungsbank! - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das lassen wir uns nicht bieten! Das 
ist unerhört! - Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r: 
Frechheit!) 

Bundesminister Lane (fortsetzend) : Es wurde 
mir zum Vorwurf gemacht, ich ihätte einen . . . 
(Weitere heftige Zwischenrufe.) 

Präsident: Meine Damen und Herren! Das 
war erst d1ie Beg'ründung. Am Wort ist der 
Herr Bundesminister. Bitte, Herr Minis'ter. 
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Bundesminister Lane (fortsetzend): Es wurde 
mir zum VorwuI1f gemacht, daß ich die par­
lamentaris chen Ge'bräuche durm A:bhaltung 
einer Pre s,s e iruformation am heutigen Nachmit­
tag verletz t hätte . (Weitere heftige Zwischen­
rute. - Abg. S e  k a n i n a zur OVP: Ein Be­
nehmen wie ein Kabskutscher! - Abg. Doktor 
G r u  b e r: Sie reden von Benehmen, Herr 
Sekanina!) 

Präsident (mehrmals das Glockenzeichen 
gebend): Meine Herren, bitt e  um Ruhe! (An­
haltende Zwischenrufe.) Meine Damen und 
Herren, ich bitte nun end'gültig um Rulhe. 

Bundesminister Lane (fortsetzend): Ein so�­
cher Vorwurf, wie iihn der Herr A'bgeordnete 
Mock erholben hat, verdient geprÜJft zu wer­
den, umsomelhr als ich sellber diesem Hause 
l'ange Jahre ,angehöre und immer für die Ach­
tUI1lg der P a rlamentsrechte e-ingetreten bin und 
auch immer eintreten werde. (Ruf bei der 
avp: Heute nichtl) 

Hohes H aus ! Wenn man iln wochenl'angen 
Gesprächen die Frage der Nel1besetzung des 
Vorstandes der Osterreichischen Bundeslbah­
nen mit  d e r  groß en Opposirtionspartei be­
spricht und während dieser Zeit bis einschließ­
lich ver,gangenen Sonntag StilLschweigen ver­
einhart, um dle dBlvon betroffenen Personen 
nicht pers ö nHch zu verletzen, und ich mich 
d aran halte, alber der PlartneT offensichtlich 
nicht , muß es mir doch 7lwei Tage später zu­
stehen, den Informationsrückcstand nacb:zu­
hoaen. Das ha'b e kh heute getran. (Beifall bei 
der SPG. - Zwischenrufe bei der GVP.) 

Meine Damen und Herren ! Was die Ver­
gleiche der j etJzigen Situation mit den Vor­
gängen in der Zeit der OVP�Regierung und 
di e  Be!haurp1JUilig betrifft, die Generaildi'rektoren 
Schantl und Kepnik , der SPO naihe s'tehend , 

seien damals zum Zug,e gekommen, so möchte 
im s·agen, daß es j a  damals keinen eigenen 
Wirtsm,aftskörper Os1:erreichi.sche Bundesbah­
nen, keine Vors�andsverträge, keine ablaufen­
den und b efrislt'e'ten VOTslandsvereinbatung'en 
gegeben h at. Man konnte einfach gar keine 
anderen Leute bestel'len. Als man dann die 
Charnce slalh., hat man bei Einführung e'ines 
Vorstande s  zur Leitung der OBB auch sofort 
dafür gesürgt, daß Herr Dr. Kalz zum Zuge 
kommt, obwohl er rangmäßig weit hinten ge­
wesen wäre. 

Ich bedaure, das feststel'len zu müssen, weil 
ich solche Ding,e nicht ,gerne zur Sprache ge­
bracht hätte. Das möchte ich überhaupt an die 
Spitze me in er AnfragebeantwortJung s'tellen : 

Ich bedaure es im Interesse der Betroffenen 
und -im Interesse einer sachlichen Diskussion 

antwort!ung gegenÜlber dem Betrieb vorgenom­

men werden soll, poliUsdl hochgespielt wird. 
(Beifall bei der SPO.) 

Zur Begründung dieJSe'r driThglichen Anfrage 
einilge Feststellungen. (Ruf bei der avp: Sagen 
Sie Ihre Gründe!) - Würden Sie mh zuhören, 
könnten Si·e sie hören. 

Die dringlliche Anfrage sltent in ihrer Ein­
leitung e1inige BehaUiptungen auf, die nicht 
stimmen und die ich daiher richHgstellen muß. 

So h e ißt es dort im ersten AJbsatz: "Die 
SPO-Regierung hat mit der Novene zum Bun­
deSibahnlgesetz das seiner.zeit von der soziali­
stischen Opposition aibgelehnte OBB-Gesetz 
bestät igt . . . " 

Ich da rf  demg,egeillü'b er feststellen, daß durch 
di e Bundesbaihngesetznovelle 1 973 . . . (Ruf bei 
der GVP: Sprechen Sie über die dringliche 
Anfrage!) Das ist Ihre dringliche Anfr,age und 
Ihr Text, Herr AJbgeoI'dneter. - Durch die 
Bundesbahngesetznovelle 1 973 wurde das 
Bunde s'ba'hngesetz nicht be'stätigtt. ; es wurde 
vielmehr ers't durch die Erweiterung der Be­
s timmungen ülber die AJbgeltung betriebsfrem­

der Lasten ermöglicht, die OBB der Ford'erung 
des G esetzes entsprechend wirtschaftlich zu 
füihren. Von einer Bestä'tigung kann übrigens 
schon de shail'b nidllt gesprochen werden, weil 
mit der Novelile 1973 eline de,r wesentlichsten 
Forderungen des von der OVP 1 969 aibgelehn­
ten Minderheitsbericht'es der SPO erf1üllt  
wurde. (Abg. Dr.  S c  h w i m m e r: Da kennen 
Sie aber den Minderheitsbericht nichtf) 

1m dritten .A<bsatJz .der Einleitung heißt es 
in d e,r Anfrag,e': "Danlk der I'n'i tiative von 
G eneraldirekltor Dr. Kalz wurde vom Vor­
stan'd ein 5-J'aihres-Inves1itionsprogr,amm er­
stel'lt . . . . . . 

Die I nitiative zum 5-Jahres-Investitionspro­
gramm ist nicht vom Vorstan'd der OBB aus­
gegang'en, sünldem vom Bundesminist'er für 
Finanzen. Dies kann ein em von Dr. Kal'z ver­
faßten Vermerk vom 1 0. Juni 1 972 entnommen 
werd'en.  Danach forderte der Bundesminister 
für Finanzen die OBiB auf, ihm ein deitailliertes 
5-J ahres-In vesrti N onsprogr amm vorn}'l egen 
und dabei auch den Rrationalisierungseffekt 
dieses Programms vor allem auf dem p.ersonal­
sektor darzuste'llen. 

Sie b ehaupten nämlich in der Anfrage, das 
sei das Verdienst und die Initiative von Herrn 
Dr. Kalz und vom OBB-Vorstanld gewesen. Ich 
glau'b e ,  das ist die Pflicht des Beamten, wenn 
er eine Weisung 'bekommt, daß er sie durch­
führt, aber kein Verdienst. Das löst höchstens 
Verdienst im Sinne von Einkommen aus. 

über die p.ersonalpOilitik in den BundesfbetTie- Nun zur dritten B'ehauptung - auf Seite 2 -
ben , daß hier ein Wechsel, der aus reiner Ver- Ihr'er s chriftlichen Anfrage. Sie ,behaupten : 
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Bundesminister Lanc 

" . . .  gelang es dem Vorstand, den Bereich des 
Güterverkehrs kostendeckend zu g,estalten." 

Ich will hier auf einzelne Zahlen nicht näher 
eingelhen, aber leider 1sft nach wie vor :kJeine 
Kostend'eckung irrn Gülterverke'hr geg�ben. 

Es heißt dann im vorletzten Absatz Ihrer Be­
gründung rur die dringlüne AIllfrage, daß der 
Herr Generaldi,rektor Dr. Kalz , .,in Anerken­
nung s·eines Fad1!wis,sens" und so weiter zum 
Präsidenten des Internationalen EisenhaJhnver­
bandes gewähJlt wurde. 

Ich stelle f,est, daß nie eine Person gewählt 
wird, s,ondern die entsprechende Verwalrung 
des Landes, was auch j ederzeit nachlweislbar 
ist. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Was, anonym 
geht das?) 

Schließlich heißt es im lebzt'en AlbS'at'Z Ilhrer 
Begründun g  für Iihre dringHche Anfrage : "Um­

so unverstä<ndl'icher mulB die Erklärung" -

also offenbar von mir - " im ORF erschei'll'en, 

mit der zum Ausdruck gelbracht wurde, daß 

der Verkehrsminister be absichtige , den ge­
s,amten Vorstand . . .  neu 'zu besetzen." 

Ich st-e'l1e hier ausd'rtüddich und in aller Form 
fest, daß kh vom ORF um ·eine solche Er'kIlä­
rung nicht .gefmglt wunde und sli e  ihm daher 
,auch nicht .geben konnte. DiesllJ.ezügliche In­
formationen und daraUlf beruhende ORF-Nach­
rimten müssen auf anderen Wegen ian den 

ORF gelangt sein. Ich will niemandem etwas 
unterschieben; aber daß ich da�an kei'n Inter­
·esse geh'abt halbe, dias wird man miT sogar 
vom poNtischen Gegner her wa\hrscheinlich 
gllal1b en . 

Nun zu den Anfragen. Di e  Anfrage 1 lautet : 

"Womit !begründen Sie die politisch'e 
Zwangspensioni erun.g des derzeitigen G ene­
ra1direktors HOIfralt Dr. Karl Kal'Z und des 
Vors'tand'diTeiktors Hofrat Dr.  Oskar Plätz?" 

Zu dieser Frage st·elle ich f�st: Da es s'ich 
um keine rpolitisme ZJwangspensionierung 
hande!1t, kann die Fra,g,e s'o nicht beantwortet 
werden. 

IFr'agt man mich danach, warum ich keine 
V,ertrag,s'erneuerurug für die Mitglieder def> 
ge.genwärtigen Bundeslbahn-Vorstandes - das 
sind nicht nur die H erren Dr. Kalz und Doktor 
Plätz, die seinerzeit von der OVP nominiert 
wurden, s ondern auch die seinerzeit "V1on der 
SPO nominiel11en Herren Dr. Markoff und 
Dipl.-Ing. R auchlbauer - vorschlage , dann ant­

worte ich: 

Es ist i n  der Wirtschaft ÜJblich, aus'laufende 
Vorstands verträge dann n.icht zu erneuern , 
wenn d'er Ei'gent'Ümer di,es für wiTitschaftlich 
nicht sinnIVoll hält. (Abg. G r a f: Aber, Herr 

Minister, Sie können sich doch die Frage nicht 
aussuchen/ Wir haben Sie etwas anderes ge­
iragtf) Der OBB-iEigenroümer ist die RepUlb lik, 
der G eseta.gaber der Nationalrat. § 2 des Bun­
desbahnges'et'Z€s legt den Betriebsz.weCk. der 
OBB f,est :  Er besteht in der Sichersteillung 
einer modemen unld lei'sltuIlJgs,fähigen Ver­
kehrsbedieruung entsprechend der N achf:rage 
bei höchs'tmöglimer Wlir,tsmaftlichkeit de·s Be­
triebes. (Abg. Dr. K o h l m a i e r: Eben! Das 
wollen wir ja!) Die OIB!B sind unter Bedacht­
nahme ·aU!f das öffentliche Interesse n.ach kauf­

männi,schen Grunlds ät!zen zu betreiiben . (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r :  Genau das wollen wir ja!) 

Gnmdl'alg·e für die E:rifiül1ung s-olcher Auf­
gaben wä're vor aTlem ein Unternehmens'kon­
z ept. Ein sdlches He,gt nach fiÜJnfjäihriger Tätig­
keit des .gegenwärtigen Vorstandes nach wie 
vor nicht vor. 

Einstellungsanträge für Ne:benlbalhn en, dar­
unter 16 für Niederösterreich, ilIIl Oktober 1 973 
mit einem Ziffernmaterial zu stellen , das zum 
Teil noch aus den sechlzi,ger J.�hren slt'ammt 
und dann aUlf 1 97 1  hochgerechnet wurde,  
nimmt meiner Auiifas'sung n.ach w e d e r  auf 
das öffentliche I,nteress'e n 0 c h auf kaUlfmän­
nische Grundsäbze Rücksicht. (Zustimmung bei 
der SPO.) Von der BeachJtung dieser Grund­
sätze b'in ich ,bei me'iner Vorgiling,S1weise aus­
geg,ang.en. 

Die Auf'rage 2 lautet: 

"WeshaIib halben Sie n icht vor Bekanntg.ab e 
Ihrer Albsicht, der Bundesregi erung keine Wie­
deIibe'steTlung d·es decieitigen OBB-Vorst!andes 
Viorzuschl1a.gen, dem VeTlwa1tun.gsrat Gel'egen­
heit zur vorherigen Ste'Uung,nalhme gege1ben ?" 

Die Beantwortung -dieser Frage la,ute t : 
Meine AJbskbt, der Bundesregierl1Il\g keine 
Wie'deroestellung des deI1Zeiti.gen OBß.·Vor­
standes vOI1Zusch1'Cljg·en, halbe ich erst heute, 
n achdem diese drilllg,uche Aln.frage eingebmcht 
wurde, bekan'llitgeg·eben . Dem ORF halbe ich 

- wie ich schon auslführte - entg,eg·en der 
Behauptung in de'r Einle'Hung zu dieser OV'P­
Anfrage nie eine di es'bez'Üghche Erklärung ab­
'gegeben. 

Gemäß § 8 des BUIlJdeslbahngesetzes wird 
der Verwaltungsrat der OBB in seiner Sit­
zung vom 27. Mai 1974 mit der Stellll.'IligIlahme 
2iur Vorbe-reitung der Beschlüs'se dler Bundes­
regie,rulfig über den neuen OBB-Vorstand be­
faßt werden. Dies W1Ulde mit dem seinerzeit 
von der OVP in den Verwaltungsrat ents'and­
ten und von der SPO-MethIlheit neuerlich zum 
PräsiJdenterr gewä.hl,te'l1 Generalidirektor Dok­
tor Weliser abbesprochen . (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das ist ein guter Mann, sonst hätten 
Sie ihn nicht gewählt!) 
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Auf die Anf:r:age 3 ,  die lautet: "Ist es richtig, 
daß der frülhere Verkehrsm'ilIlister Frühbauer 
aus sachLichen GrÜIllden für die Verlängerung 
der Vorstandsverträge eingetreten ist?", ant­
wortJe ich wie folgt: 

Bei der Einflührung in die Arrntsyeschäfte 
durch meinen AmtJsvorgänger Erwin Früh­

bauer wurlde ich auf die bevorstehende Ent­
scheddung in der Fr.age e'iner Bestellung des 
OBB-Vors.tandes im nächsten Jahr aufmerk­
sam gemacht. Er erklärte aUSldrücklich, mir 
diesbezüglich ke1D!e Vorschlä.ge machlen zu 
woUen. Ich solle mir selbst ein Urteil bilden. 
Das habe ich getan ! (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Ein bisser1 geschwind!) 

Die vierte Anfr·age lautet : 

die österreichisch'e Wirtsd1'alft und vor allem 
für den österreichis·ch.en Fremdenverkehr im 
heurigen Sommer wä,re unabsehbar gewesen. 

Das ist auch ein Grund für meine VOTschQäge 
bezüglich eines neuen OBB-Vorstandes, und 
�war nIcht der unwichtigste. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Ich muß 
schon bi tten! Das ist ungeheuerlich: Die Re­

gierung propagiert die Sommerzeit, und das 
is t Ihr Argument dazu! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident: W1r gehen nunmehr in die De­
batte e'in. Ich mache darauf aufmeI1ksam, daß 
gemäß den Be:stimmungen des GeschäftosoI1d­
nungsgesetzes kein Redner länger als 20 Minu­
ten sprechen darf. 

"Welche Kosten werden den OBH ·aus ·der 
erzwungenen V1Or:zeitigen Pensionierung bis Zum Wort geme'}rlet hat sich der Her·r Ab-

zur Erreichung des 65. Le!bensj ahres der bei- geoI1ooete Dr. Kömg. Ich erteile es ihm. (Zwi-

den Vorstandsmitglieder erwachsen?" schenrufe.) 

nie genauen Kosten - so beamtworte ich Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä-

diese AnfrClige - aws der Nich1verlängerung s'lden1:! Hohes H aus ! Meine Damen und Her­

der Vorstandsverträjge wären nur dann zu ren! Ich kann Ihnen, Herr Bundesminister, 

quantifizieren, wenn die weitere dienstliche nachlfühl'en, daß Sie es schwer halben, den 

LaUJf\bahn der Betroffenen zeitlich und lelbens- politischen Gewaltakt, den llimen der Abge­

erwartungsmäßig genau a:bgegrenz't werden I ordnete Ullbrich aulf'gez!wungen hat, hier zu 

könnte. So k'ann ich nur die Höhe der Jaihres- I vertei1dilgen. Alber die Argumente, die Sie ge­

pensionslhe;zlÜge mit 640.780 S für Dr. Kalz, braCht halben, s'ind g,enauso haltlos wie jene, 

584.7 1 0  S für Dr. Markoff und je 528.624 S die der Herr AJb geordnete Ullbrich a.nläß'}�ich 

für Dr. Plätz und Dipl.-Ing. Rauchlbauer an- der Debatlte ülber den Rechnrungshofbericht l.n 
geben. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Ein teurer diesem Haus V'or.g,etfaigen hat, Anschuldi9llln-

Gspaß!) Diese Perrsions'anspJ1üche haben sie gen, die sich inZlwischen aUe .als haltlos er­

über Beschluß der OVP-Regierung Dr. Klaus wiesen und auf die Sie ·auch be-i Ihrer Ent­

erworiben. (Zustimmung bei der SPO. - Zwi- sche'idung nicht Bez'ug genommen haben. (Zu­

schenruie bei der O VP.) Die Albfertigungen, stimmung bei der OVP.) 

die ihnen zu'slteihen, steJilen keine zusätzlichen 
Heiastungen dar, da slie aUlf j eden Falll - nur 
zeitlich verschoben - angeflallen wären. (Iro­
nische Heiterkeit bei der OVP.) 

Allerdinlgs - das möchte ich mit aller Deut­
lichlkeit s.agen - kann eine eillJZige unrichtige 
Entscheidung des Vorstandes dem Betrielb ein 
Mehrfaches dieser Summen kosten. (Abg. Dok­
tor K 0 h 1 m a i  e r : Jawohl! So is t es!) Dazu 
ein Heispiel : 

Der Vorstand hat e"i;n vom Betriebsdienst 
erarlbeitetes GUJtachten, mit welchem die Ein­
führung der Sommerze'it als völlig undurch­
führbar bezeichnet worden war, abgeändert 
und tdieseMaßnahme als schtwierig, 'alber durch­
aus mägl'id1 bezeichnet. Bei Einführung der 
Sommerzeit wären all ein auf den wichtigsten 
Hau.ptstr-ecken der OBB zus'ätJzlich 59 Schnell-, 
Eil- und PersoneIlizüge notwendig gewesen, 
für deren F:üthrung - wie mir der Maschinen­
direktor der Osterreichischen Bundeslbahnen 
versicheTt hat - die erforderlichen Lokomo­
tiven über1haupt 'gefehlt hätten. Der Schaden 
für .die Osterre'ichi'schen Bundeslbahnen, für 

Herr Bundesminister, ein Wort zu Ihrer Ein­
leitung: Die Volkspart'ei hat durch ihren Gen�­
rals'ekretär und durch mich mit Ihnen ein Still­
haIte'alb\kommen im Interesse der B etroffenen 
bis zum Wochenende vereinbart. Ich stelle 
mit allem Nachldruck fest, daß wir bis zum 
Wochenende in keiner Weise an die Offent­
lichlkeit geg'angen sind. Wir halben auch nach­
her, vor BehandlJung in diesem Haus, keine 
Pressekonferenz veranstaltet. 

Herr Bundesminister ! Sie hCliben hier be­
hauptet - und ich werde nun Ihre Behaup­
tungen im Detail widerlegen -, daß die Situa­
tion anläßlich der Beste1Jlung des sozia'lfisti­
schen Generaldirektors Dr. Kepnik, des Vor­
gängers von Dr. Kaliz, eine andere gewesen 
wäre, weil es damals den OBH-Vorstand nicht 
gegeben hätte. Ich darf dem entgegenhalten, 
daß mit Erreichung des Pensionsalters, also 
der A'ltersgrenze des voI1h.erigen Generaldirek­
tors Dr. Smarutl Generaldirektor Dr. Kalz 
Generaldirektor-Stellvertreter war. Dennoch 
hat die OVP damals die Rangordnung respek­
tiert und nicht Dr. Ka�z, sondern den Soziali-

721 
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sten Dr. Kepnik zum G enera'l'direktor berufen 
und ihn bis zur Alt\.ersgrenze auch aus'dienen 
lassen. 

Ich darf Ihnen 'al,s Zeu,g,en Lruren sorzialHsti­
schen Generalseikre'tär der B'llndesibahnen, den 
schon genannten Dr. Pr€lgant, zitieren, der 
s agte :  

" Gewiß, di,e O W  hat im Jahre 1966 s ofort 
nach der BildlUng ihrer A!lll einregierung DOktor 
Kalz zum Generalld'irektor-Stel'l'vertreter ge­
macht. Sie hat alber sowdhl Generalldüektor 
Dr. Schantl bis zur Erreich:urug der Allters­
grenze ausdienen liassen (Ende 1 966) , als auch 
darauf verzichtet, CIIllschließeI1d sogleich den 
Posten des Gen eraldirektors zu b eanspruchen. 
Erst n!ach w,eirteren zwei J aihren, nach dem 
e'benrf,al'ls 'al terslb'edirug,ten A U's,scheiden von 
Dr. Kepnilk. . . .  , wurde Dr. Kaillz an die Spitze 
des Unternethmens berufen." 

Herr Bundesminister ! Wir haben uns anders 
verhalten als Sie in dieser Situation. (Beifall 
bei der OVP.) 

Sie haben weiters !be!haUiptet, daß die OBB­
Novelle das OBlB-Geset!z IÜdJlt bestätigt hätte .  
In Ihrem Minder'heitslbericbt ha'ben S i e  damals 
die wirtschat'tlidte Fülhrunrg der Bundes1bahnen 
in Frage ge'ste11t 'lln'd verhangt, daß die Bun­
deslb,ahne'll nach vdl�Slwirtscba1itlichen G e­
sichtspunkten, die sie zu beruck.s'ichtilgen hät­
ten, zu Führen wären. Wir haben damals gegen 
Ihren Widerstand die wirtschaftliche Führung 
des Unternehmens unld die Tei'lalbgeltung de,r 
betrielbsfremlden Lasten durchgesetzt, di e da­
mals zu 50 Pf'OIZent albge'golten wurden. Mit 
der BundeslbahngesetznoveIle wurde diese Ab­
gelrtung ,auf 1 00 Pmrzent er1höht, 'der von uns 
beschrittene We'g von Ilhnen damit fortgesetzt 
und bestäügt. Wir bedauern zutiefst, d aß Sie 
diese gemeins'ame VorgtalJ1tglSweise im Sachlbe­
reich nunmehr im Bereich des Pers oneHen 
verlassen ha:ben und dami't die Bunideslbahnen 
der G efahr aussetzen, daß sie  erneut in enorme 
Defizite durch facbtunkundige Führuny hineilIl­
schlittern. 

Sie ha;b.en weiit'ers erklärt, Herr Bundesmini­
ster, daß e in Land den Vorsitz im Intern atio­
nalen EisenbalhnveI'banld er1h1üte und rlaß dies 
�eine persönlidle AUSIzeichnun:g für den Gene­
ra:l direlktor ldarsteßle. Ich dJaJ1f Ihnen dazu 
sagen, wie hierÜ!ber der Langjäihrige General­
sekretär Dr. Preg'ant, I1hr Pa,rteigenosse, Herr 
BUlndesminislt'er, denkt , der immerhin viele 
Generaldirektoren erlebt hat und erklärt hat, 
daß seit 1945 KallZ der beste Generaldireiktor 
gewesen ist, den d'ie Bundesb ahn hatte. Er 
schreibt : 

"Generalidirelktor Dr. K,alz ist im Dezemlber 
in Pari s einstimmig zum Präsi'denten der UIC 
für die J1ahre 1975 und 1976 gewählt worden. 

Wenngleich forme'!'l n'ich!t die Pe'rson, son:dern 
die Verwaltung bestimmt worden ist, die den 
Vorsitz im Internationalen EisenJbahnverlband 
übernehmen soN, so g€/hit es in der Pr,axis 
naturgemäß doch um die Persön1lkhlkei't. Eine 
WeHorganisatiO\Il wie die UIe wählt keinen 
Un1beikannten zu ihrem Präsidenten." (Bei/all 
bei deI OVP.) 

Herr Bundesrninis1'er! Sie war,en in der Be­
antwortullig der Gründe, die Sie ver anlaßt 
ha'ben, den Vorstand zur Gänze abzulberufen 
und den Generaldirektor vorzeitig zwangszu­
pensionieren, vor die,sem Haus viel v:ors'ich'ti­
g er als in Ihrer PressekollifereIlJZ. Sie halben 
si ch  nänüicb d arauJ zunückgezogen, dlaß es 
darauf ankommt, was der Eigentümer fiür sinn­
volll hält. Sie haben einen einzigen Grund 
arugerWhrt, nämldCh den, der Vorstand hätte 
kein Untern ehmenrskolllZ ept eraI1beitet. Kein 
anderer als Iihr Vorgänger, der immerh'in di'e 
Bundeshahnen länger g'ekannt h.a't a�s S i e ,  
Herr Minister, hat fol'gen'Cles i n  s einem Schrei­
ben vom Aprm 1 972 fes tg'es'tell't : 

" Der Genannte" - Ig,emeini isFt General­
direiktJor Dr . �al'Z - "gilt als ei,friger Ver­
fechter von Reorganisationen und Rationalisie­
runysmaßnahmen unid hat hei der Aus arbei­
tung des GesamtV'efke!hrslkon.zeptes der Bun­
desregierung unJd des neuen Bunrdes'b allmg e­
setzes wertvolle Mitarbei't ge1eis'tet." 

ISO s,inld die Falklten, Herr Bundesminister, 
un'd die lassen ,sich nicht verdrehen und nicht 
einf,ach negieren. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
DI. K 0 h 1 m a i  e r: Frühbauer ist hieI kompe­
tenteI!) 

Herr Bundesminister! Sie halben erklärt, daß 
Sie nie öffentlich eine EI1�l'ärul1Jg albgegeben 
häHen, '(]je den Verwal,tungsra't p'räj U!diziert 
hab e ;  Si,e hätten mit dem Präsidenten des 
Verwaltungsrates den Termin am 27 . 5 .  für 
eine V'€rwaltungsratsdtJzu,nlg vereinlba,rt. Es ist 
richtig, daß S'ie diesen Termin vereinb art 
haben. Alber Sie haben vergessen hinzu:zu­

fügen, daß Sie heute vormittag dem Vorstand 
und s einem Generaldirektor erklä�t halben, 
daß die Allbemfung pel1fekt ist, daß somit 
die Beratungen im Verw,altung,s;rat, die das 
G esetz vorschreibt, zu einer Farae degradiert 
wurden. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e I: Ja, eine 
Farce!) Herr Bun1d'esminister, ich glaulbe, daß 
man dias im Interesse der W,alhI1heit hier fest­
halten muß. (Abg. Dr. G r u b e I: Was küm­
mert ihn das Gesetz! - Abg. DI. K 0 h 1-
m a i  e I: "Mir san mir!") 

Sie halben weiters erklärt, daß Ihnen Ihr Vor­
gäIliger, Minister F.rühlbanler, ledigliCh d as Pro­
blem der ,aus,laufendoo Vors'tandsverträge 
nahegele,glt hat. Herr Bunde'sminis'ter, ich frage 
Si e :  Ist Fhnen wirklich 'Unlbekannt, daß Ihr 
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Viorgänge r  Minister Fni.ilhbauer ,an den Herrn 
BundeskamzIer einen Brief geri chtet hat, in 
dem er seihr na<:hdI1ÜCklHch vor dieser sachlich 
ungerechtfertigten Alblos·e ,gewarnt hat? (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Hört! Hörtlj 

Herr Bundesminister I Si'e haben weiters er­
klärt, Sie könnten nur die Monats1be!ZÜge der 
Direlktoren hier b€lkanntgeben . Aus diesen 
MonatslbelZlÜ.gen ergi!bt sich zwingend der von 
,uns ermitte lte Betrag von 1 1  Millionen Schil­
liJng" den die vorzeitig-e po1ilis che Zwangs ­

p ension'ie:rllll1g der VoI'standsdi rektoren das 
Unternehmen und damit die Steuerzahler 
kostet. 

Auch dazu, Herr Bundesmin i,ster , danf ich 
I!hnen den sozialilstisdlen Gen e r a lsekretär Pre­
g,ant zitieren , was er s'ag,t : 

"Dr. K;a'lz ist der persön1lich ailigesehens te 
GeneraldLrektor seIt dem Jalhre 1 945. Einen 
Mann in die Wüste zu schicken, der seine 
AUlfgabe mit soviel souveränem Können, mit 
Ernst und ErifahruIllg er.fmrt, wird beim Perso­
nal,  da,s ein feines Empfinden für menschliche 
und poli,t'ische Fairneß hat, mit g emischten 
Gefühlen ,aUJf:genommen wem,en. · ·  

Dr . Pregant sa:gt wetter : M a n  sollte Ent­
schei dungen vermei den , die als Provokation 
aufgefaßt werden könnten. 

Diese Provokation , Herr Bundesminister, 
haben Si'e heute hier gesetz·t. Mit dieser Pro­
vo:kJation hCIJben Sie alber auch e'i ne Entschei­
dung getroffen, die ge:gen die Os'terreichischen 
Bundesbahnen gerichtet ist. (Beifall bei der 
avp.) 

Sie haiben erklär-t, Herr Bundestminister, daß 
eine einzige Fe/hlentsche'i'dung größeren Aus­
maßes die Bahm noch v�el mehr kosten könne 
als diese 1 1  Millionen. Da stimme ich �hnen 
bei. Aber g,erakle dann hätten S i e  nicht e in en 
Mann nominieren IllIÜssen, der e'in guter Ab­
te ilungS/leit.er sein ma,g, d er alber noch nie 
diTektorale Erfahrun:g in der L eitung einer 
größeren Einheit geh�aJbt hat, der j alhrelan.g als 

_ .A!bteilullIgsI'eiier für den Wet:fb eweflb täti g 
war, nämlich .genau für jenen Be re'ich , wo Sie 
das F'ehlen einer Marketin�g-\K!onzeption und 
das Fehlen der Mar1k.1fforschJUng feststellen. 

Sie halben heute in Ihrer P'resseikolliferenz 
erklärt, man hätte die Marktfor,schung ver­
nachlässi.gt . Ich steHe fest, daß es der DBB­
Vorstand unter Dr. Ka'lz war, der eine Markt­

forschungsa,bt'ei.1ung e'ig ens einge richtet hat, in 
j ener Wettlberweribsa'b'tei1lu1ng" d'eren VeTant­
wortlicher durch all die JaJhre der von Ihnen 
protegi erte Dr. Pycha ist. 

Diesem Mann ohne fachliche Erfahru.ng Vier­

traueIJ1 Sie nun im Alleingang mit dem Alhg8-
ordneten Ulbrich die Leitung dies'es Untemeh-

mens an ! Das ist die Gef,aihr, d ie wi'r darin 
sehen : daß ein Mann, der ein 'guter Abtei­

lung,sle iter sein mag, der vie'lleimt auch ein­
mal ein guter Dir,elk'tor sein ma.g, nrun aus 
politischen Gl1Ü.Ilr<ien hinauJf1k:a·tCl!pulti ert wird 
zum Gener,al'direlktar unld d amit das g anze 
UnternelhmelJ1 in seiner w irbschaftllichen Füh­
rung gefährden kann. 

Herr Bundesminister, die s e Regierung war 
nie kUeinil ich, wenn es um das G elld der Steuer­
zahler ging . Diese Bundesreg i erung hat d i e  
Bestellung d e s  Dr. Pycha sehr gesdlickt, aJber 
sehr teuer vonber.eitet. 

[)er Verkehr,sminister gab noch zu Ende des 
letzten J a'hres gegen dem. erklärten Willen 
de'S Vorst.andoeS' und ,der FachJbeamten des 
Kan7!leramtes die schr�ftliche Weisung" daß 
mit Wirksarrukeit vom 1. Jänner d:rei zusätz­
liche Direktorenposten g eschaffen werden muß­
ten. 

Herr Bundesminister , Sie haben Vlorhe'r niCht 
vergessen zu erwäJhnen, daß die Gehälter d es 
n euen Vors1tandes der Bund esbahn von der 
RegierU!Ilg Dr. Klaus fest:ges,et1zt worden seien. 
Für einen guten Vorstand, Ilhre Direktoren 
miteingeschlossen, ist es das GeM wert. A\ber 
der Auf'Wand f<Ürr drei zusatil iche Direktoren, 
die aUe FaChlb'earrnte'l1 aIblehn 00 , die der Vor­
stan\d als unnöttig erachte t  un'd die nur ge­
schaffen wuI1den, um für sozialistische PorQ/tek­
tionskinder VersorgllThg'sposten zu schaffen 
und für Iihren Dr. Pych·a d as Matschoerl abzu­
,g,eben , daß er mit 1 .  4. Direktor wird, d'ami t  
malfi sagen ka'ThIl : "Wir halb en doch nur einen 
Direktor �um GeneraldirektOIr gemacht", oIb­
wohl er in diesem Bereich ÜlberhaUlpt noch 
keine Er.falhrung s,arrnmeln k onnte, is't dem 
Steuen'ahler zu teuer! (Beifall bei der avp.) 

DesIhalb, Herr BUiIlld.esminis'tefl, brinlg e  ich 
heUlte hier einoelIl Ents:chließungsantr-ag ein -
ich bitte den Herm Prätsidenten , diesen dann 
verlesen zu lassen -, tn dem wir die Rück­
nahme dieser Maßnalhme verl'angen, in dem 
wir Vier'lan!gen, daß diese Z'liSä�Zllichen Direk­
torenposten, die die Steuerzahller unnötig Geld 
}Golsten , wi eder aUifgte'las,sen werden, wo wir 
erwaJrten, daß diese Bund esregierung , deren 
Chef immer wieder von Sp ars.arnkeit spricht, 
den Beweis setzt, daß sie tatsächlich aluch be­
reit ist zu spar,en. (Beifall bei der avp.) 

Herr Bundesminister! Uns geht es heute 
hier nicht darum, oIb der eine older der andere 
Name im Vo.rstand der Bundeslba1hnen auf­
scheint. Uns g elht es darum aufzUIzeigen, daß 
hier bewußIt aus rein parteipölitischen Grün­
den ein Fach:mann, wie es Dr . PregaJnt sag't , 

"in die Wüste g,eschickt" wird, 'U'ffi einem 
Politruk Platz zu schaffen. Un s  .geht es darum 
fest:zustelaen, d·aß damit die Wirtschaftlichkeit 
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der Bumdeslb'aJhnlen erIl!sbha,ft dUIlch einen Mann 
gefährdet ist, der tdie fa'd:llichen Qualifikaltio­
nen ,einfach nichlt millbringen kann, und daß 
hier die Gef.ahr einer neuen wirtschalftlichen 
Plette drdht. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Bei Ihnen 
sind es die Korruptionsfälle!) 

Herr Albgeordneter Fischer ! IJhre Hartei ist 
a.n Wirtschaftspleiten }a geI1ade nlicht arm. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Illre Leute können Sie im Häfen besuchen 
gehen!) 600 Millionen Schil1ing an Defizit 
haben Ihre sorzi·alistischen Direktoren beim 
"Bauring" eingewirtschaftet (Zwischenrufe bei 
der SPO) und sind datrür mit 30.000 S Penision 
auf Steuerz'alllle'rs Kosten .belohnt worden. 
700 MHlionen Sdlilling sind es in etwa beim 
Fernheizwerk-Skandal, 250 Millionen Schilling 
kostete die StadtJhaß1en-lFilmpleite. (Abg. Dok­
tor F i s  c h e r: Polear, Müllner, Haselgruber, 
Krauland! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO. - Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glocken­
zeichen.) Und wieder ist ein sozialistischer 
Exdirektor dort in das Filmgeschäft einge­
stiegen. 

M·eine Herren! Werden Si'e doch nichlt so 
nervös ! Ich kann Ihnen beli e!bi.g aufzählen. 
(Ruf bei der SPO: Müllner!) Wiener Stadt­
bräu, die Wiener FleischwelIik,e, SdüachtJhof 
St. Marx, Haf,enlbetriebsgesellschaft, Tanker­
reinigung Ldbau - sie a1rIe tragen als Güte­
siegel de!Il slO!Zialistischen Pleitegeier. Und 
wenn man die UNO-Cilty, die Donauinsel und 
die WIG aJnsdlJaIUt, so sielht man weitere Bei­
spiele sozialistischer Wirtschaft,sIkunsit. 

Meine Herren ! Sie hab.en es zuwege ge­
bracht, s.ellbst Apottheiken , die im VolksmU!nd 
als G O'ldgruiben bekannt sind, UJIlter Ihrer Re­
gierung zu defizitären Betrieben zu machen. 
Die Bundes/apotheken bringen heute kein G eld, 
sondern unter Ihrer Führung hrirug,en sie eine 
Million Defirzit. So sielhlt es also wirklich aus. 
(Abg. Dr. F i s  c h e r: Früher haben Sie bei 
solchen Aufzählungen die Bundesbahnen nicht 
vergessen! ) 

Herr Bundesminister! Ehr Generalsektretär 
Dr. Pregant hat mit leinem seltenen Mut zur 
Wahrheit rund mit sieltener UIIld anerkennens­
werter Zivilcoumg-e die Äußerungoo, die hier 
zitiert wurden, gemacht und erk1lärt, er mache 
sie, weil er "nicht zur schJweig.eIlden Me!hIihelt 
gelhörelIl" möchte, die r r,a'Ulf so vielen Sektoren 
des öffentlichen LeIbens heute eine beklagerus­
werte Erscheinung" darstelle. 

Sie, die Bundesregierung und vor aHem der 
Herr BundeskaIllZler, haben offensichtlich dar­
auf spekulie'rt, ,d.aß diese Melh.r1heit weiter 
schJweigt. DeshaLb zei,gen wir heute di'ese Fak­
ten auf. Unid ich darf Ihnen versichern, daß 
wir nicht müde werden, diese Dinge auch 
weiterhin der Bevölkerung ins G e:dächfuis zu 
rufen. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident: Der von den A:bgeoI1dneten Dok­
tor König U!I1Id Genossen eingebI'achte Brrt­
sch:ließungsantrag ist genügend unterstützt; er 
steht daher mit zur Ve!lhandlung. 

Ich 'bitte den Herm Schrirf1tJf.uhrer Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner um d:1e Verlesung. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: 

E n t s c h l i e ß u n g s la n t r a g  

der AbgeoI1dneten DDr. König, Dr. Mode, 
Dr. Kohlmaier und Genossen betreffend Ein­
,sparung mIsätzHch geschaffener Direktoren­
posten bei den Osterlleichischen Bundes­
bahnen. 

Obwohll sich sowohl der Vmstamd der 
OBB als auch dias B'Ulnideskaruzleramt nach­
drücklich gegen eine VIermehrung der Di.rek­
torenposten bei den OBB ausge:sprochen 
haben, hat der Bundesminister für Verkehr 
am 1 0. September 1 973 schrt1Hlich die Wei­
ISUlIlg ertei1t, spätesf.'ens mit Wirksamkeit 
vom 1 .  J ä'IlJIlier 1 974 die GescbäftsoIlooung 
dah�ngehend ab�uäIlldeIln, daß ab diesem 
Zeitpunkt alle Mitglieder des Vorstandes 
von der bisherigen Leitung einer Farudirek­
tion entburuden werden. 

Mit dieser Weisung des RessortmiIllisters 
wurden off.ensichtlich zwei Ziele angestrebt: 

Erstens sQllten drei neue Direktoren­
postoo für so:zJialistische Vertrauensleute 
igeschaffen werden, wobei man bei einem der 
neuen Fachdireiktoren für einen optischen 
Uibergang durch Bestellung eines 62jährdgen 
Nichtso:z;ialisten be:i gleichZleitiger Festle­
gung der Nachfalge durch einen Soziraliste'll 
sorgtet 

Ziwe'itens soUte aUlf diese Wei1se für einen 
von der SPO .. G eweI1kschaftsfr.aktion prote­
gierten A1bt!eilungsleiter der Anschein einer 
Direktioll'serfahrung vorg·etäuscht werden, 
um ihn wenige Monate später zum Gener.al­
direktor katapultieren zu können. 

-Da die BegrlÜndung'l die neugeschaffenen 
DirektO'renposten würden .durch Einsp arun- ­
.gen anderer Posten welttgemacht werden, 
vom Bundeska'll'Zleramt :zmrückgewies'en 
'Wurde, steht die Vermehrung der Direkto­
reruposten in krassem WideI1spruch ZIU den 
wiederholten Sparsamkeitsawelilen des 
Herrn Bumdesk.anrzilers. 

nie untenzeichneten A1bgeortdnete'll silenen 
daher nach'Stehenden 

Entsch.Heßung:santrag : 

Der Nationalrat wolile heschließ en : 

Der Bunldesminisrt:er fiür Ver'keihr wird auf­
Igefordert, die per 1 .  Jänner 1974 durch 
Ministerweisung verfügte Vermehrung der 
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Schriftführer 

nirektorenposten lbei den OBB unverzügl ich 
rückgängig zu maChen und die Mitglieder 
Ides Vorstanldes wiedeT mit der Lei,tung von 
;FacbJbereichen zu betrauen. 

Präsident: Dank.e. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun­
d esminister �anc. Bit!tJe, Herr Miruster. 

BUJrudesminister Lane: VeranLaßt durch d en 
En.tschließungsantrag möchte ich feststellen, 

daß diese drei Direktoren im Einvernehmen 

mit dem gegenwärtigen Bundeslbahnvorstand 
besteHt wurden. Der BetriJe!bsdirektor Doktor 
Pycha wurde sogar peifsönlich von Herrn Ge­
neralldJirektor Dr. KaiJ.z eingeladen, diese Funk­
tion zu übel1lleh!Inen. Ich kann mir daher 
s chwerlich vorstellen, diaß das aus den Grün­
den geschehefll ist, di,e im EntschTi'eßuD'gs­
antra,g jetzt angeflührt wenden. 

Gleichz'eitoig aber - unld das ist das ent­
s cheidende - sind drei DirekJtorenpoSit!en ein­

gespart woroe.n, unld zwar die des KWD, der 
Innerbetrieblichen Revision und Erfolgs­

prüfung urud des Syndikus, sodaß die An21ahl 
der Poste n  gleichgeiblieben ist. 

Eingeleä.tet hat diesen Vongang mein Amts ­
vOI1gänger. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Zurrn Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Ullbrich. Bitte . 

Abg.eorone1Jer Ulbricb (SPO) : Herr Präsi­
dent l Meine Damen ·unld Herren ! Ich dar:f wohl 
bei den Aus,fü1hrungen des Herrn DDr. König 
b eginnen. Er halt hier in seiner Art und Weise 
festgeste'Llt, daß bei HeIlrn Dr. Pycha die fach­

lichen Voraru.ssetzungen fehl,e"lll, um eventuell 

die G eschä]te des G ener a:Idire'ktors führen zu 

können. Ich da1'1f dazu fdlgendes sClJgen : 

D r. Pycha verlhandelte mit den FUfllktionären 
der Bund eswirtschaftska.m!mer. Dr. Pycha iSlt 
anerlkanht,eT Fadmlann in Fir,algen der eilSen­
bahnkommemie'lilen Ges'chä'fts'�ü:hrung der Bun­
desbahnen bei den VeTtretern der HCllndels­
kammer . Dr. Pycha hat die besten �ontakte 
und Ver'bindu'IlIgen und die Aner\k.enITUIlJg der 
gesamten Spedition in Osterreich. Dr. Pycha 
fiührit die GeschJäfte des Betri'ebsdirektors . 

W enJl dalher HeIlr Dr . König hier qualifizi'ert, 
wer fachlich zuständig ist oder nicht, dann muß 

ich die fachliche ZUiStämdigikeit des Herrn Dok­
tor König bezweifeln . 

Sie singen das Hallelujoa fÜlr den ehemalig,en 
B etri eibsdirektor unld geg'eDlwärtigen General­
direlktor Dr. KaLz. Ich darf Ihnen nur einige 
Beispiele in bezug auf Iihren F.a:chmann Doktor 
Kalz s·agen . 

salgen, seit dem Jahre 1 966 - faJl'l'en wir L;um 
B eispiel GÜlter von Hamlburg auf dem Wege 
nach Wien bis Lin'Z in 24 StUJnden , dann ver­
schielben wir von Linz nCllch Wells, und von 
Wels nach Wien brauchen wir drei T,ag e. Das 
ist l(brem Herrn Betri'elbsdirekbOir KalJz, dem 
Herrn General direktor Kalz niemals aufge­
faTlen. Da's hat er setbstverständlich zur Kennt­
nis g,enomm en. (Zwischenrufe bei der avp.) 
Es geiht um die "Ini'tiativen" des Vorstandes 
unter der Gesch.ä:fots!fÜlhrul1ig von Dr. Kalz. Die­
ses Thema halben Sie hier zur Diskussion ge­
stellIt. (Abg. Dr. B I  e n k: Das sind billige 
Ausflüchte!) 

Sie können den Herrn GeneraldireIkJtOiT Kalz 
fr,argen, ob es unter seiner Geschäiftsfü''hrung 
geilUlIlgen ist , die Koordtnielloog der Di'enste 
herbeizuführen , zum Beispiel , daß der B au­

dienst, de'r Ma.sdlinendienst und der Betri ebs­
dienst gemein:s am Ülb erlegen, wel,che Aufgaben 
die Osterre ichischen BUI1deslba'hnen zu erfüllen 
haben . (Abg. Dr. B I  e n k: Billige Ausflüch te/) 
Auch der Verwaltungs rat hat in dieser Sache 
nicht funktioniert. Ich möchte das gleich klar­
steHen. 

Hs ist hoote so, daß wir zum Beispiel drin­
gentdst Geleise zur Durchlfü'hrung Uillserer ver­
kehrstechmi'schen und betrieblichen AUlf.gaben 
bmuchen. Diese Geleise sind dem He'nn G e­

neraldirektor und B'etriel!lsdire'ktor Ka:1z nie­
ma-Is abgega'Drg,en . 

Der einmalige Fachmann Kalz waJr n i cht 
im'stande, das Prdbilem Schiene.rwe:r1keJhr O!BB 
und KWD in eißiefll Iguten Kon1talkt zu hringen. 
Nein, im Gegenteil, er lie'ß die Sachen lal1fen, 
laufen, wie es ihm am hesten gepaßt hat. 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e k:  Da müßten Sie 
den halben Magistrat der Stadt Wien aus­
wechseln!) Liebe Frau Dolktorl Das hätten Sie 
zu der Zeit sagen mÜls,g,en" .a1Ls Sie noch in der 
Ge!meinde w.aren. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Sie hat oft darauf hingewiesen!) Ich unterlhalte 
mich jetrzt nicht ülber di'e VenhältniSise in der 
Gemeinde Wien. Wir unterhalten uns hier 
über die Frage IIhlres Fachmannes Dr. Kalz . 
(Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt den Vor­
si tz.) 

Ich weroe noch etwas bringen. Sie s�,nJd ja so 
klug und weise . Ich weiß, von Eis enbahn­
fragen und den sachlichen Dingen veTlSlte'hen 
Sie am meis:ten - unid wir Eisenbahner ver­
stehen davon nichts. Ich hage Sie: Wie hat 
sich Herr Dr. Kialz bei der Frage der Neu­
ordmmy des :renltJ1alen Wagenumlaufes ver­
haltelll? Kennen Sie das Proiblem? Herr Dolktor 
König hat hier aus'g'e'führ't , daß bei uns ein 
Waggon zirka sieben bis acht Tage benötigt, 

Herr Dr. Kallz hatte sleine Ges'mäifte zu bis er wieder wertvoll in die Verwendung für 
führe:� und war Betriebsdirektor der OBB. In I neUe Traillspomte kommt. Wir halben als Ge­

der Ara des Herrn Dr. Ka1z - man kann , werkJschaft der Eisen\baJhmer und als Person al-
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vertretJung dieses Prdbll'em aufgegriffen . Wir 
haben in he.rter VerhandlUlng mit zuständigen 
Firmen um die Lösatng des Prdblems unserer 
Datenverarbeitung verUlandelt. Wir haben nur 
eines erreicht, nämlHch daß, ,als die Proj ekte 
fe rti,g , 'br&uchbar rur den Eins a/bz waren, die 
Entscheidungen .des VJorstandes - nicht 
w ochenlang, .sondertn monatelanJg - nicht ge­
fallen s ind. Und dann sind sie g,efaUem Dann 
hat der große VoI1Sband unter dem noch 

größeren He-:nrn Gener,alicfi.rektor, Mit'glied der 
allergrößten Oppoo itiOIllsrpartei in Oste rreich, 
die Entscheidung '�J'etroffen. Wissen Sie,  
welche ?  Jelt'zt hat man einen Probe!betri'eb 
eingerichtet, der etliche Millionen kostet -
er kostet mehr ,als der KaLz und deT Kepnik 
und aMte Vorstandsmi1Jgli eder zusammen, 

wenn wir sie  nach Hause ,schicken. Es wurde 
jetzt folgendes 'g·emacht: Wir haben den Probe­
betrieb in die wes'tliche Sphäre von Osterreich, 
nach Tirol woo Vorar,llb'erg verschalben. Dort 
bauen wir ilhm j etrzlt auf. Dort werden die gan­
zen modernen Instrumente inlstallier,t. Dort 
wi:r1d nun nach 'EDV der gesam6e Wagen­

umlauf organisiert '1l'nld eingebaut . 

Alber der Zweck ist j etzot nicht d a !  Denn di e 
Deutsche BundesihaJm ist mit ihrer Automati­
sierung fertig Ibis Freilassin'g. Si'e hat ein 
Schreilben an den Vorstand der OSB gerichtet, 
dringendst die Tauernsbrecke in dieses Pro­
gramm einzUibauen. Unsere Forderung w ar , 
den ProlbeibetTieb am Tauern zu machen. kber 
der Herr Genera:ldirektor Kalz, unser Vor­
stand, hat auf dieser Ebene total versagt. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Trotzdem war der Frühbauer 
der Meinung, daß er ein guter Generaldirek­
tor warl Der Eisenbahner Frühbauer hat es 
geglaubt, der Lane weiß es besser! - Abg. 
S k r i t e  k: Das hat er nicht gesagt!) 

Ich fra-ge Sie weiter: Wer Ihat die EntS\chei­
dUIJl'gen -getroffen beim Probllem automatische 
KU!pplung? Wir haben Waggons umgelbaut. 

Schauen Sie, meine Heuen ZJwischenrufe.r, 
Sie sagen, der Minister FrÜlhibauer war der 
Meinung, er ist .g1l't ; der Preglant als einziger 
Saz'iahst war dieseT Meinung . Je'bzt darf ich 
noch eines bea,.aupten : Könmen Menschen nicht 
ir.I1en? (Abg. Dr. K 0 h I m  a j e  r: Ihr werdet 
schon sehen!) 

Herr Dr. J{jdhlmaier, Sie simd der Beste . 
Herr Dr. Kohlmaier, erinnern Sie sich daran, 
wie Sie sich geinrt haben : Sie haben ge91aubt, 
Sie ha'ben das beste Programm �ür die BUind.es­
präsidenteIllWabll, Sie haJ1:len "Hoch Wi1Jhalm ! "  
geschri en u nd  s ind umgefallen damit . (Beifall 
bei der SPO.) Es kommt vor, daß man sich im 
Le\ben irrt , ClIuch 'bei Ilh:nen . 

Vlielleicht kann I1hnen der Herr Dr. Kalz 
Antwort auf die Fr,age gaben , welche Maß­
nahmen er mit seinem V.ors'tand g es etzt hat, 

UJIIl die Lösung des 1Jedmisch·en Nachwuchs­
p rob[ems der Osterreichischen Bundesbahnen 
he:nbeizufiüQuen. Er hat uns einen Bri'ef ge­
schrieben , am. di e Pers:onaIIVlertretu'Ilg und an 
die GeweTkschaflt: Er akJzepbi ere uns ere An­
tra,ge , a.ber er bitte, wir 'somen ihm Vorschbäge 
mach1oo, wie man das PrOblem lösen könn�e . 
(Abg. Dr. B I  e n k: Der Generaldirektor ve,r­
s teht auch so viel wie Sie! Oder nicht?) 

J'etzt frage ich Sie :  Is't es AuJf,g.abe der Per­
sonal'vert're,tung, der Gewelik:schaft der Ei sen­
bahn er, solche Rrolbleme zu lösen ,  oder sdnd 
d as .die AUJf'gab en, die dem Vorstand abliegen ? 
Was di e MitJbestimmun'g betrifft: Wir bestim­
men genUJg' mit. 

Ich darf Ilhnen jetzt nodl etwas vorihaHen, 
und ich bit'te Sie darum: Horchen Sie mir zu! 
Si e halben e'Iiklärt, der Redmungshoflberkht 
1 972 sei nichts Besonld'eres.  Der Re chnungSlhof­
bericht 1972 hat einige Fakten aUlfgez eigt, bei 
denen man s agen kann, die kaufmännische 
Geschäfltsif.ülhrung hei den aBtB ist zumindest 
zu kJritis i eren . Ich weiß nicht, was Sie dan..TJ. 
Slagen werden, wenn der RechnlUng.s1hoflbericht 
1973 vorliegt. J etzt is't IlIämlich der B etrie,bs­
dienst in Untersuchung . Da wird man d ann die 
Qualifikation Ihrer Herren eIlk ennen, für di e 
Sie heute so stark und di'ck auftreten. 

Ich kan n Ilhnen noch Beispiele von Lösun­
gen bei Fragen 5.agen, für die Herr General­
direktor Kabz zuständi'g ist. 

Für uns ist natürlich die Fra/ge g,alllz anders 
gesteHt. Für uns ist das Problem so ges�ellt , 
daß wir der Meinung sind : Dr. Ka1z als Person 
und 'als Mensch ist un\bestritten. In der fach­
lichen QuaMfilka,tion allS GeneraLdirektor bringt 
er nicht die V'Orauss'et'lJungell', die notwemdjg 
sind ! Das 'ist unser Standpunkt. Den vertreten 
wir. (Abg. Dr. B I  e n k: We.r sind "wir" ?) Idl 
!ha'be I:huren einig.e Beispiele gesagt. "Wir" 
'heißt die gesamten Eisenlbah'ner.  We.run Sie es 
wissen woNen: die gesamten Eisenbahner, die 
Fachdire'ktoroo und die Abteil'Ungg,leiter der 
OBB. 

Was den Dr. Pycha betrifft, den Sie so gern 
immer ins Spiel brin'gen, so m1öchte ich be­
merken : ErstmaUig h ab en  die DirekJtoren und 
d er B,etrie'bsldJienst e:rlk.lärt : "Endlich einmal e in 
Mann, der sich u:m den Be1Jrielb.sldienst und um 
se'ine Pro!bleme ex,akt und saulber kJümme�t ! "  
Ihre Herren halben das b i s  heute nicht getan . 
(Abg. Dr. Blenk: Weil er kein Marxist istl) 

Weil Sie V'or!hdn etlwas von dem politisdlen 
Arrangement in der PersO!I1a.lpdl iti'k g elsp ro­
chen haben, da'cl ich IDlnen rülber den ,.,rOlten 

Terror" bei der Bundeslbaihln gegen Herrn DOIk­
tor Kalz etwas erzäJhlen. Im 39. Lebensj ahr 
ste'hend erreicht er die höchste Qualifikation, 
die Gruppe X. W'eil er so gut ist - oder we il 
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er SIO gut hin aUlfgeturnt worden ist? Alber das 
macht nichts. Sie haben gesalglt, es iSlt j<a nichts 
Besonderes mn ihm g eschehen. 

Wann haben Sie die Regi erung übernCIDl­
men? Am 1 .  Apr:il 1 966. Am 9. Mai 1 966 sdm­
fen Sie e i n en neuen Dien:stposten �ür Herrn 
GeneraJ:d i relktor Kail.tz und Ülberrollten damit 
eine Anzaih,l hochverdienter Funktionäre der 
OBB wie Dr. Krempler, Baudirektor Lie:bsch 
und Dr. Dul ti!nger. 

VieUeicht können Sie sich nicht an die Dis­
kussionen erinne.IIIl., 'die es da bei d'€r Beset­
llung des G eneraldirektorpostens gegeben hat. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Der beste Generaldirektor 
seit 19451) Das w.ar rhreIlseits eine auslge­
sprochen poliU.sche . Entscheidung. Ich akizep­
HeTte da.s. Alber Sie halben d i e  Konsequerrz 
daraus zu tr agen. (Beifall bei der SPO.) 

M'eine H erren ! Wenn Sie gewußt hätten, daß 
die Ver,träg'e nach fünf Jahren ablaufen, dann 
hätten Sie es sich überlegt, den Vorstanid in 
der Form zu sJta'rten, wie dias durch d as BUIIl­
deslbahnges e tz geschehen ist. Da.s ist ja Ihr 
Fehler, nicht unserer. Wenn Verträge a/hIau­
fen, laUJfen s i e  alb. Da gilbt es gar keine Deba tte 
melhr. In der Privatwirtschaft ände'r,t man sie  
und überall anders auch. 

Aber verfolgen wir weiter di,e Karriere von 
Dr. KaIz : Er wird mit 1 .  1 .  1967 zum B etrielbs­
direktl()r, mi t 1 .  1 .  1 969 zum G eneraldirekltor 
befÖordert. EilI1e derlarti ge LaJu1flbarhn hat weder 
ein Dr. Sch·antI enlelb.t noch ein Dr. Kepnik. 
Die sind schön langsam ihren Weg marschiert 
und nticht a� s  Juno-lRaketen emporgestiegen 
wie Ihr G e neraldirektor von h eute. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i e r: Spricht für die Quali tät 
von Kepnik!) TUIll Sie nicht so, als oIb diese 
D1nge d'amalls so klar gewesen wären. 

J eltrzt s a g e  ich Ihnen noch etwas auf Ihr 
A>rglument der Verteue run1g der Rulhestands­

MeinuThg war das, und die .daru ich äußern. 
(Abg. Dr. B I  e n k:  " Wir sind die Mehreren 
jetzU" ) Ja,  das sind wir, stimmt. - Aber, 
meine Herren, tun Sie �icht SO unpo-litisch, wie 
Sie s e in woHten j Sie sind es nicht!  

Herr Dr. Kaltz hat mir folgend'es Angebot 
gemacht, das kh delJn Holhen Haus jetzt mit­
teil en muß. Er hat geslaglt : "SchaJU" - weil er 
s o  ·glUt um tüchtig ist ---', ,Jlaßt mich als 
Generaldirektor da, und die anderen drei 
Voarstandsposten Ibesetzt mit SOIZialisten ! "  
(Hei terkeit bei der SPO. - Zwischenrufe bei 
der OVP.) Ja,  warum denn .das ?  Ist der 
General direk.tor so g'U!t, daß er das nidtt not­
woodi g  hat, dann 'braucht er die B itte an uns 
nimt zu stelilen. (Abg. Dr. Marga H u b i n e k: 
Das muß nich t stimmen, was Sie sagen!) Sie 
wiss en es nicht ! Wir waren dabei ! Er hat ge­
s'agt: B i tte schön, , ,!drei SOIzia:listen, dann kann 
ich Generaldirektor bleiben I"  (Abg. Doktor 
B I  e n k: Unter wieviel Augen hat er das 
gesagt ?) Unter sechs ! Dr. Kailrz, Sekretär des 
Zentraliausschusse's Kollege SchmöLz und Vl­
bridl Ernst. Das sind seChs Aug,en j  ich trag e 
Augengläser : sind es acht. (Heiterkeit bei der 
SPO.) So ungeschickt braluchen S� e nicht zu 
sein, Herr Dr. Bllenlk, daß Sie glauben, wir s ind 
von ges tern 'lind bmuChtm Ilhre Emes j die 
könne n  Sie sich ersparen. 

Aber es geiM noch weiter. Der Herr General­
direktor KalZ hat bei die s em G eSip'Täch noch 
etiWas gesag1t. Er hat gesagt : " Schau, ich bleib 
eh nur m ehr ZlWei Jahre." Also dann wäre er 
mit 61 Jalhren ge'gangen. Ob er mit 59 geht 
oder mit 6 1 ,  ist bei  Ihrer Kost'en'berechnlUng 
vie�[eicht ein Unterschied von 1 oder 1 1/2 Mil­
l ionen Schillilllg" nicht meihr. "Und dan;n k,ann 
doch sow i es o  der Stetl1vertreter G e ner,alldirek­
tor w erden . "  Wir halben doch Ihr Spiel um 
einen s ozi alistischen G eneraldirektor-Stellver­
treter schon erlelbt!  

versetzilillg.  (Abg. S k r i t e k: OVP-Protek- Er  hat noch erklärt, er veIlzichtet aUlf eine 
lion!) Ich w e i ß  zlWar nicht, oIb ich am 1 4 .  März Dirimi'e-rung.  Bei vier Stimmen und einlheit­

,mit Ihnen od'er irlge'IlidIwem verhandelt  hätte, licher Aibstimmung möchte idl die Herren 
Herr Dr. Mock. Es wäre mir  lielb,  wenn Sie mir Juristen aUJf IIhrer Seite fragen, ob man da 
die Namen der Herren nennen, die mit  mi r  noch e i n  Dirimierung.srecht anwenden kann, 
am 1 4. Mänz üJb'er die Fr.age Dr. Ka1\z ver- wenn e inheitliche Beschlüsse sind. Alber er hat 
ihandeIt halb e n. Das wäre mir sehr recht. Ich uns erkllä rt, er würde a.uf das Diflimierungs­
möchte erbe r  festS/teIlen :  recht verzichten, wenn e,r nur dort auf dem 

Am 16. Jänner 'bin ich bei Herrn Gene'ral- Posten sit'Zen i\jleilbe!n kann. 
di:rektor K alz in der G enera'Ldire'ktion der 
OsterreichJisdlen Bundesibaohnen geiWesen und 
habe mich mit ihm üJbe r  die Frag,e verschie­
'Clene r  Posten unterihaHeIIl. Dalb'ei k'ommt das 
G espräch auf ihn. Er sag,t Z'u mir: "Nun, was 
macht ihr denn mit mir?" Sag ich: "KarI, 
fr,a'gst du mich? Dann ist dir k'lar, daß du 
gelhst !"  (Abg. Dr. G r u b e  r: Natürlich! Wenn 
es der Ulbrich sagtf) Alber schaut doch, laßt 
doch den Ulbrich in Ruh e !  Meine p ersönliche 

Einen groß en Schach'Zlug wollte er also noch 
machen : Er WldlHe e s  "sich ülberlegen". 

Vnd j etzt s age ich ]h!nen ll'och etw.as, und 
das körunen Sie d ann bestreiten, wenn Sie 
wonen : S t ilIllIl1Jt das vielleicht, daß von einem 
Vertreter der OsterreichilSchen Viol'kspartei ein 
hoher B e amter der Osterreichischen Bundes­
bahnen - und ZlWar sibz.t er i m  Ministeriurrn -
angerufen wmr.de und man ihm s a'gte: "Du, 
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willst du niCht wieder zUI'Ückgeihen zur OBB- greruze. Das sind Verträtge auf Zeit ;  !dement­
Generaldire'ktion? Du kÖIllntest kQlII1merzieller sprechend larutfen sie alb und werden erneuert 
Direlk.tor werden ! "  oder aUJfgeJholben. 

Was iSlt das rur ein Spiel? Heißt man das 
auch. "Schiebung" ? NeIn, das ist  "korrekt, 
s.auJber und in OI1dnung" . Noch ist der eine 
Mann, der zuständige Direktor Blumel, gar 
nicht einmal in Pension, da hat man vor zrwei 
oder dr·ei J ahren einen alnderen H erIlll rasch 
befördert, rum die Nachlfdlge e'ines anderen, 
der damals einen Rang vor ihm wa,r, umzu­
legen und di esen M·anili wei,tellbefördem zu 
können. 

Meine Herren ! Diese Spielchen können Sie 
sich ersparen I Die kennen wir vollkommen 
aus Ilhrer Lehre! Wilr sind gute LefhI'bulben gle­
wesen ! WÜ haben von 1966 bis heute 5·0 viel 
geIernt, daß wir lfiür die nächsten ,zehn Jahre 
für Ihre Behandlung genug wissen. (Heiterkeit 
bei der SPO .) 

Der Herr Dr. Schlwimmer hClit Ihier einen 
Zwi schenruf gemacht, alb man {b ei delI Ule 
eineIlI anonymen Mann wälhlt. Hier ist das 
ProtOikoll mit den SchlußfolJtgerung,en von die­
s er Sitzung am 12.  Dezember 1 973. Unter V, 
Ernennung des Präslidenten der DIe !fiür die 
Jahre 1975 und 1976, \heißt es:  

Ich Ibin der ,Meinung, man ikann diese Dinge 
in oder FOTIn, wie Sie es mach.en, lÜlberihaupt 
nkhlt darsteillen. Si'e Ibrauchen vliel1eicht einen 
pol'itisch,en A1lIflh.änger. !Bitte, das ist Iihre An­
ge�egeniheit. 

Wir sagen Dhnen : Wir lehnen die Vertrag,s­
erneuerung für die in Frage stehenden Herren 
als Vorstandsmitglieder deshalb bei uns ab , ' 
weil wir die Auffassung vertreten, daß sie die 
qu alifizierte Notwendigkeit gemäß dem Bun­
desbahngesetz nicht erfüllen. 

Ich habe versucht, Ihnen das ibei einer Rech­
nungsho'fdelba1:!te rzu erlkläiI·en. Sie werden es 
neuerlich erleben Ibei der Rechnun'gslhoftleb atte 
über 1973. In ,dieselIIl lBericht !k;önnen Sie dann 
naChlesen, wie die Dinge liegen. Vielleicht 
werden Sie dann dam1klb ar sein, wenn zum 
Rechnunglslh'Olflbericht 1973 der Vorstandschef 
Gener,aldirektor Kalkz nidü melhr im Amt ist. 
(Beifall bei der SFO.) 

Präsildent IDr. Maleta: ZtU einer tatsädllichen 
Berichtiguilig hat 'sich ZUlIIl Wort ,gemeldet der 
Abgeordnete Dr. Kö'Itig. Ich erteile es ihm. 

"Gemäß Artikel 17 ,  3. Absatz des Merk- AlbgeordtnetJer DDr. König (OVP) : Hohes 

bl attes Nr. A 1 und Artikel 3 des Merkblattes HaUlS ! Der Herr Brunldesminister hat hier die 

Nr.  A 28 beruft die GeneralvertS'ammlung die B ehauptung aufgestent, daß die Bestellung der 

OBB in das Amt des Präsidenten der UIe für drei zusäJtzJi.ch·en Fachdirektoren im vollen 

die Jahre 1 975 und 1976." - Sie sagten, das sei 
formal geschehen . Einverstanden. - "Die OBB 
nehmen die PräJSidents maH ,ilIl d er Person 
ihres G enera'Ldhelktors wahr ." 

Herr Genera�'dire!ktor Ka:lz ist, kalU1ll wie er 
das gehört hat, hochgesprungen und hat sich 
p ersönlich Ibedanlkit. Das i'st ,seine AngeleIgen­
heit , Ibitte,  es stelht ifhm 'Z'U. Wenn er nämllich 
fair gewesen 'Wäre - unld er wlUßlte um die 
Diskussionen, die sich iperson almäßig im 
Hause erg,alben -, dann ,hätte ·elr gesa,gt: 
Meine Herren! Ich dan�e ifür den Antr,ag im 
Namen der Repu'bllitk Osterre,ich. Wer ab 
1 .  1 .  1975 G enera�di re!ktor der {JBB wird, !Wird 
sich Ibei AlbäIlldemng 'Oder 'Erneuerung der 
Verträge entscheiden . 

Das hat Herr Dr. Kalz wOlhlweisJich nicht 
gemacht. Und ich wHl gar nicht sagen, wie weit 
selin Lielbeswenben ging. Voon der östlichen 
Halbinsel Europas bis rzur westlichen ist er 
marschiert, damit er dort entsprechend zum 

EiIllVerneihmen mit dem KanZ'leramt und mH 
d em 'Bundeslbahinvorstand erfdJlgt sei,  während 
idl lhier ibehaUlptet habe, daß dies auf Weisung 
des VeI'lkelhrsministers g,eschelhen ist.  Ich stelle 
fest, daß die Behauptungen des Herrn Bundes­
ministers in Wide,rspruch 12'lur Alktenl,atge ste­
hen , und darf aus der Information des Vor­
st.andes der OBB vom 27. Juli 1973 ,an den 
Herrn Bundesminislter dKir VeIike'hr !Zitieren : 

"Das Bundeskanz.leramt hat e,indeutig zu 
verstehen geg�ben, daß es zum gegenwärtitgen 
Zeitpunkt einer Venmeihmng der Direktoren­
posten (bei ,den OBE vdllkommen alblellmend 
gegenüberntehe." Und weiters, "daß die Ein­
spanung solcher und anderer Posten" - ge­
meint sind, das steht in Klammern, "Posten 
von Leitern von DienSiten bezielhumgSlweise 
Abteil,ungs'lei1:ern" - "im Dienstpos.tenp'lan 
der OBB niemals als Kompensation für eine 
VermehrU!ng von Dire!ktJorenposten (mit Direk­
tOlIen:beZlÜgl€n) ,ang:6seihen ,werden könne ."  

Zug kommt. Und der Vorstand seLbst füihrt in derselben 

Ich. Ig;}aube all so, man muß Sti ch  einmal' klar Information aus : 
werden darülber : So 'Wie Sie die BehauptJungen 
aufisteHen, so ist es noch. lange nich,t Ider�Fall. 

Ich saye noch einmal, weil man hier zum 
Bei'Sipiel von einer .A:lters'91renrze schreibt und 
spricht:  In Verträgen giJbt es ke,ine Alters-

"Im Ülbrilgen mißt der Vorst.and der Ent­
l,as!bung der Vorstandsmitglieder von der Mit­
b esorgung eines Fachdi enstes lIlicht so drin­
gende eminente Bedeutung !bei, da die Vor­
standsmitglieder auch schon 'bi sh eT i'hren 
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echten unterneihmerischen FüJh:rungsaufgaben 
nachgekommen sind und ü\berdies die tmtt der 
Ent!hebung ve:rlbrundene Vermehrung der An­
zahl der Direktarenposten bei den OBB von 
d er tJffentli'chkeit und auch vom Personal, dem 
immer wieder Sp alT!maßinalhmen aufgetr,agen 
werden" - so. sagt der Vorstand -, "doch 
un'Helbsam Kfliltisiert werden k,önlIlte."  

Präsident Ur.  Maleta: Z1l!lIl Wort gemeldet 
hat lSich der Her,r BUl1JdJesmirrister. Ich er,be'ile es 
ihm . fAbg. Dr. G r u  b e r: Hoffentlich sagt er 
jetzt die Wahrhei t! - Abg. T r e i e  h 1: Un­
erhört! - AnhaUende Zwi,schenrufe.) 

Bundesmi,nister für V,erkehr Lane: Im 
SchreLben vom 27. Jul1i 1973 (Abg. 
T r e i e  h 1: Gruber, schämen Sie sich! -

Darauf - das war ,am 27. Juli - erteiH am Gegenruf des Abg. Dr. G r u b e r.) 
1 0. Septemiber 1973 der Herr Bundesminister 
für Ve:rkehr die WeisuIlJg mit follgenden Wor­
ten :  

"Diese U!berlegungen" - gemeint sind die 
vorangegangenen, den Vorstand stärker zu 
entlasten - "veranlass en mich daher, unter 
Hinwei,s ,auf die mi r  im § 1 1  Absatz 1 des 
Bundesbahngesetzes übertragene oberste 
Verwaltung der Ostelrre'ichischen Bunldeslbah­
nen fOolgendle Anordnung zu treffen: 

Der Vors,mnd der OSlt€'rreicMschen Bundes­
bahnen wird hi,ermit b eauftra.gt, 'spätesteJlls mit 
W'irkSiamkeit vam 1 .  Jänner 1974 Idie Ge­
schäftsoDdmung da:hingeheilid ·abzuänJdern, daß 
ab diesem Zeitplmkt alLe Mitglieder des Var­
sta.n!des van der LeiItung einer FachdirekJtian 
oder eines Pachidi'enstes entbunden ,sind" -
damit man die neuen FachIdlirektionen sc:fl'affen 
konnte, füge Ikh ein - "und lihre volle Ar­
b eitJskraft aUlsschHeßlich ,den der Unterneh­
mensleitung varbehaltenen Führungsaufgaben 
widmen können." 

Da.s, meine Damen und Herren, sind die 
T,atsachen, wie sie sich aus der Aktenlage er­
geben. 

Und damit ich nicht nach einmal heraUJS­
kommen muß, I5ch'li eße >ich eine z·weite Berich­
tigU!Il:g zu den A:UJSlfülhrUJIl!gen des Herrn Ab­
geordneten Ulbrich ,an. D er Herr .A:bgeordnete 
Ulbrich 'hat hier ein Gespräch zitiert, das er mit 
dem Gener'a�direktar Dr. Kalz .geführt hätte, 
des Lnhalts , daß ihm der Genera�direk!tar ,ange­
boten hätte (Abg. U 1 b r i c h: Nicht hätte: 
hatf), drei sozialistische VarSitandsdirektaren 
zu bestellen, wenn er nur hn Amte Ibliebe, und 
da.rülber hinaus auf s ein Dirimierungsrecht zu 
verzichten. 

Hohes Haus ! Ich b in ermächtigt festzu­
stellen , daß diese Behauptungen über General­
direktar Dr. K,allz, die ISi e ihier zi,tiert halben, 
eine glatte Unwahrheit sind und daß General­
direkitor Dr. Ka�z ein s oJches Gespräch. mit 
dem .AJbgeordneten UI'brich nie gefiü'hrt hat. 
(Abg. U 1 b r i c h : Von wem haben Sie das?) 
Ich Ibedaure �utierfst, daß S'alche 'MetJhaden in 
diesem Hause Platz g reifen. (Beifall bei 
der OVP. - Abg. Dr. G r u ob e r: Hat der 
Minister das P.�r1runent falsch informiert oder 
nicht?) 

Präsident Dr. Maleta: Am Wort ist der Herr 
BunJdesmion:isrter. Ich bitte, sich jetzt etwals zu 
beruhigen. Der Herr BUiIl!desmin:ister hat d as 
Wort! (Anhaltende Zwischenrufe.) Jetzt hat 
der Herr Bundesminister das Wart ! (Abg. 
Dr. G r u b e l: Er wiJrd gebeten, die Wahrheit 
zu sagen!) 

BundesmirristJer Lane (nochmals beginnend): 
Ich habe nie !helhaUJp.tet, daß es ke,ine Ein­
welnduThgen des Bundeska·ruzleramtes gegelben 
hat ;  ich !habe aJbe r  Ibehaupte;t, daß der lOiB8-
Vorstand diese Entbindung van der Mitbe­
sorgung van Facbrdi enstdirektionen in einer 
Persan mit der Vorstandsmitgliedschaft ge­
bi:l1i'9't hat. (Abg. Dr. G r u b e  r:  Ja wenn Sie 
es angeordnet halben!) Dem ist ein Schrift­
wechsel varangegangen. In dem b ereits zitier­
ten Brief oder der In:formati on d'es tJBB-iVar­
standes vOtm 27. Juli an den datma1igen Bun­
desminister I�ür VeI1ke'hr ist eine Reihe VOlll 
Einwendungen gemacht 'wo:rden. Var allem 
wurde darauf hÜllgewiesen, daß , wenn die 
Vorstandsmitgllieder Vion der [Führung einer 
Fachdire'ktian entibunden werden, sie im Falle 
ihrer Nichtwi'ederibestellung als Varstandsmit­
glieder pensionsrechtlichen ISchaden erleiden 
könnten ibezieoon.gsweise �hr POosten fiür die 
Rücklkehr in die Fachldirektian nicht g,esichert 
wäre. 

Nachdem diese B ed enken des Vmst,andes 
ausgeräumt warden sind, ist dann das zitierte 
Schreiben des Herrn Bundesministers für Ver­
kehr vom 1 0. Septemlber erg,angen . DaraUlflhin 
hat der Vorstanld in seiner Siltzung vam 
3 1 .  Oktolber :falgende s  beschlossen, und zwar 
einstimmi g :  

"Im HinibHCk auf den i n  dieser Angelegen­
heit z.wischen dem Herrn lBuru:lesminilSter für 
Vevkehr und dem Vorstand ,geFührten Schrift­
wechsel wird beschlossen" - nicht etwa einer 
Anweisung Genüge getan -, "daß die Mit­
glieder des Vors'tandes ab 1 .  1 .  1974 vall! der 
Mitbesaf9lung der L e itung ,eines Fachldiernstes 
zu erutJlasten siJ1ld." (Beifall bei der SPO. ­
Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das war doch eine 
Weisung!) 

PräJsident Dr. Maleta: Zu einer tClitsädrl'ichen 
Berichtigung zum Wort gemel�dJet haJt Slich der 
AlbgeOl1CllIl'ete UlJbrich. Ich ,erteile es ;i,hIn. 

107. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 107

www.parlament.gv.at



10486 Nationalrat XIII. GP - 107.  Sitzung - 2 1 .  Mai 1 9 74 

Atbgteord:neter Ulbrich (SPO) : HefT Präsi­
derrrt !  Meine Damen und Herren I D.i e vom 
Herrn Dr. König mit Ermächtigung des Herrn 
Generaldirektors der tOBB Dr. Kalz gemachte 
Feststellung erkläre ich für falsch. Ich werde 
den Beweis durch die Vorlage meines Kalen­
d ers und des Zeugen erbringen. (Beifall bei 
der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Prä5ident Dr. Maleta: Zrum Wort 'gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Stix. Ich erte'He es 
ibm. (Weitere Zwischenrufe.) Stix ist am 
Wort ! {Abg. P e t e I : Kommen wir doch von 
dieser unpwlamentarischen Ebene wieder 
weg!) 

.kbgeoI1dneber Dr. Stix (FPO) : Hohes Haus!  
Nach dies'en IJ)I'umigen AUslfiülhrungen des ver­
hinderten General!direktors Ul1hrich {Heiter­
keit) frage ich mich, w:ieso er bei der Debatt.e 
über den Rechnungslho1lbericht im März dies es 
Jahres !hier im Haus pr,aktisch aN .das v.ertei­
digte oder .zuminldest bagate'Hisjerte, w,as er 
j etzt als schIWere Vorwürfe Iülber dem Ha,upt 
des Herrn Dr. Kalz ausschüttet. Idl darf aus 
dem st,enographi schen BrotoikoH mi,t Genelhmi­
gung des Präsidenten zitieren. Es 'hand elt sich 
um die Ausführungen des Herrn AJhgeord­
neten Ullbrich in der 1 03.  Sitzung am 7. März 
dieses Jahres.  Da is't von derselben Tauern­
strecke die Rede, die der Herr A'bgeoronete 
Ulbrich j etzt Ln iihren schwierigen Uberlegun­
gen dem Herrn Generaldirektor Kalz ZIUlm 
Vorwurf macht. Am 7. Mär:z ,alber salgte de'r 
Herr AJbg:eordnete Ulibrich 'folgend es : 

"W:ir sind dar,an, den Anschluß im W·a,gen­
umlauf ü!ber die Tauernstrecke :zu finden. Alber 
Sie 'dürfen ni cht vergessen: Wir haben am 
TaUeTJl 1 20 Ibi,s 130 Züge, die !betrielbssicher 
und verkehrssicher unter Kontroltle geb racht 
werden müssen. Da kann man nicht einfach 
sagen : Wenn \die BUnideslbailm das nicht macht, 
dann ist es eine Sch.weinerei ,  eine Unordruun g , 

sie weiß sich .nicht zu heUen. Nehmen Sie 
zur Kenntnis " ,  so Ullbrich, "daß ,wir ,am Pla­
nungsweg weiter sind, ,als Sie vielleicht w:is­
sen."  (Heiterkeit bei Abgeordneten der OVP 
und der FPO.) 

Ich ziti ere weiter: "Das ,gelht aber ,nicht so,  
wie man sich das Viorstellt. Das geht vielleicht 
so, wenn man in einem Wleinlbetrie!b oder i n  
einem Betrieb i m  Ausmaß der ,Unilever' i n  
Simmering tätig ist. Aber die Bundesbahnen 
in Osterreich sind ein !bisserl 'größer, ein 
bisserl komplirzierter. Ich habe lohnen das schon 
einma:l gesagt und sage eIs noch ·einmal : 
1\heor:ien auf Greißlerelbene kann m an nicht 
auf Industrielbetriebe ooerltragen ; da IlDUß man 
einen neuen Weg finden. Sie müssen zur 
Kenntnis nehmen", 'so Ulbrich, "daß in der 
finanziellen Frage die Lösungsmöglichke iten 
eben !begrenzt ,sind. " 

Ich. finde es - erlaUJben Sie diese per­
sönliche Feststellung und Einschätzung der 
La'ge - 7JUmindest eigenartig, wenige Wochen 
später das nun dem Mann zum Vorwurf ZlU 
machen, den man ausizuloooten gedenlkt. Es ist 
auch eine Stil'flra'ge , db m an den lruhalt per­
sönllich.er Gespräche vom Rednerpult eines 
Forums, rwie es das HOhe Haus nun einmal 
dars.tel'lt, ,aus'breitet. (Zustimmung bei der FPO 
und bei Abgeordneten der OVP.) 

Aber Idas Ga'Illze ist doch ein sehr trauriger 
Vor,gang. Was eDlelben wir denn andere,s als 
einen neuen Alkt im sdl!warz-roten Proporz­
theater? Hier werden einander einmal von der 
e.inen Seite, einmal von der anderen Seite 
di e  Sündenregister vorgehalten und genüßl ich 
breitgetreten . Wenn der Hinterg'fUnd n icht so 
ernst wäre, man müßte 'beinahe darü.ber 
lachen. 

Früher rwar es die OViP, die die erste sich 
bietende Gelegenheit nütr.zte , um eine Position, 
die mit einem roten Gener,aldirektor besetzt 
war, mit einem schlwarzen 'ZoU Ibesetzen . Es gibt 
all erdings einen Unterschied ,zwischen den 
Vorgangsweisen der Ibeiden ReichshäMten: Die 
OVP Iha,t das ihrer Art entsprechend seihr viel 
geschmeidi'ger gemacht (Abg. G r a f: Wie 
tä ten's denn Sie, wenn Sie's könnten?), was 
jetzt auch die Sozialisten ihrer Art ent­
sprechend Ibrutailer machen. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Sie legen ja eine besondere Ge­
schmeidigkeit an den Tag bei der Bes teueorung 
der Parlamentarier!) Diesmal ist dieser Akt 
von der sozialistischen Reichs'hä'lfite in un-
rülrmilicher cÄ.rt und W·eise inszeni ert worden. 

Ich möchte j etJzt aber noch einmal IzurücK­
kOtIIllIIlen auf j enes Jah�, in dem der Dote 
Generaldkektor durch einen smwarz.en ab ge­
löst 'wurde. Ich möchte es dem HOIhen Haruse 
nicht vorenthalten zu zitieren, was der Herr 
Abgeordnete Ulbridl Ü'ber den Proporzzirkus 
ausge1iüJhrt \hat. Mit Erlaubnis des Herrn Prä­
sidenten zi tiere :im aus dem stenograpbischen 
Protdkoll VIOIlD 6. MäIiz 1969 aus der Rede 
des AJbgeordn eten Ulbrich.: 

"De,r Genera.1tdirektor im Jalhre 1966 war eia 
Roter; Stellvertreter hat es 'keinen gegeb en, 
den Ihalben wir ,erst nadllher gekriegt. Wir 
haben 13 ,Leiter der Fachdienste gehabt ; davon 
waren 1 0  Sozialisten und 3 OVP-Leute. 
Wir haben 4 Präsidenten. Hier war es so,  
w.ie die KoUeg,en von den FreiJheitlichen immer 
sagen: Da haben die b eiden schon wieder 
k,oaliert j !be i  dies.em Spi el i'st es 2 : 2 ,gestan­
den . (Abg. M e  i ß 1: Zwei glatt, zwei ver­
kehrt !) " Ullbrich weiter : "Genau ! Wir Ihaben 
4 Vizepräsidenten , dort war das Verhältnis 
ebenfalls 2 : 2 ."  
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Un.d an anderer Stelle sagte Abgeordneter 
UbbriCh: "Jetzt h frben wir einen G enera:ldirek­
tor ; ich Ihoffe , Sie wissen, wer es ist. Dort 
sitzt mein Freund Karl" - Freund hat er 
gesagt ! -, "schauen Sie, wie er lacht! (Heiter­
keit.) Wir haben einen Generaldirektor-Stell­
vertreter. Laut FPO: Eine I�oalition."  

,Meine Damen und Herren ! Das ist  das 
uruHe, so ,aJbstoßen1de und leider i mmer noch 
nicht beendete schwarz-rote Proporztiheater. 
Derselbe Ulbr,ich, der nach 1969 von seinem 
Freund Karl spr,ach, Izog \heute ams, um KaliZ zu 
killen. Die Szene hat sich z w a r  geändert. 
Nichts geändert aber hat sich ·an der Drama­
turgie dieses PJ1oporztJheateTs. 

Und ich darf j etzt ebenfalls aus dem J,tthre 
1 969 zW eren, IW,as damals mein Fraktions­
freund, Albgeordneter Melter, anläßlich der 
Debatte über das Bundes!bahnge s e tz aJIIl 6. 3 .  
1969 erklär tE:; :  "Wir fordern, daß insIbesondere 
die Positionen i:m Vorstand erst nach Aus­
schre ilbung und nach .freier BeweIibung für alle 
österreichischen Staatsbürger :�ur Bese tzung 
gelangen . "  

Das 'W a r  vor mÜll/f Jahren. W i r  haben heute 
noch immer keine ,öffentliche Ausschreibung 
soilcher Dienstposten. Und das ,  obwdhl Herr 
Dr. Kreisky schon in seiner Zeit a ls Kanzler 
in einer MindeIlheitsregierung das .g'e'f.ordert 
unld in Aussicht gestent hat. Dennoch warten 
wir Ibis heute dar,aJuJf vergeblich. 

Aber machen wir Ulns doch :bei a llem Streit 
um Personen un.d ·Persönlichkeiten in der 
Sache nichts vor. Das Köpferollen an der Spitze 
der Bund eslbaJhn löst sicherlich nicht die Füh­
rungsproibU eme, die dieser WirtschaftSlkörper 
hat. Auch dama'ls hat schlon der freiheitliche 
Abgeordnete Melter dar,auf hingewiesen, in­
d em er wörtlich sagte : ",Außerdem sollten 
unserer A1uflfassung nach die :Befiugnisse des 
Vorstandes erweitert werlden. " 

veJ1S!t-aatHchte Unternehmungen 
behalten die BilligtUIlg 

ist vor-

,a} des Wirtsc::hJaftJs- und des GeMvoran­
schlages . . .  ; 

b} der J-ahresr:echruung ;  

c )  me'hrj ähriger InvestitioJlos- lund RationaH­
siemngspläne ; 

d) wichtiger AuftragSlVel1gaben, insbeson­
dere solcher, die künftilge Ges chäftsjla1ue be­
l asten ; 

e) der GeschäfItsordmmg und GeschiLfbsver­
teilung de:r Dsti€rreichischen BundesllJahnen 
und wesentlicher .i\nJd,enmgen derselben, ins­
besondere Änderungen d.oll der G eschäfbsvert:ei­
lung zwischen der Generaldlirektion und den 
Direktionen . . .  

Das sind g a nz  enuscheiJdenide Einschnürun­
gen der Mögl'ichkeiten eirnes VOI1staI1Jdes. Aber 
wir sind damit immer noch n i chl ,am Ende, 
denn es gibt ·dann noch den § 1 6  in die,sem 
Bundesbahng,esetz , .eller dem Her,rn Bundes­
mi,nister für Finanzen 'zur InvestJitionsfinan­
zierung noch enne Superkompe t enz einräumt, 
wo es nämlich heißt : "Dieser hat dabei die 
auf Grund der mittel- und l angfristigen Haus­
halts- und Kreditpolitik des Bundes gegebe­
nen Finanzierungsmöglichkeiten zu beachten." 

Aus diesen BesitJimmull!gen des Bundoobahn­
gesetzes - unld. diese WiUI1den durch die No­
veUienmg in keilner Wie�se berührt oder ver­
bessert - Igeht klar hervor, daß das Manage­
ment der BUnldeslba.hn weitgehend gebundJene 
Hände hat. UIlId wenn der Heu Verkehrs­
rninister Lauc in 'Seiner Antwor t  'UIIlJd Begrün­
dung, warum er mit der Geschäftsführung des 
gegenwärtigen Vors'bandes nicht einverstan­
den li'st Ulnd .daher diesen wegZluhahen würuscht, 
von den feMellIden Lokomotiven gesprochen 
hat UI1Jd tdamilt uicht'igerweise auf Märugel in 
der InvestitionspolitJik hln:gew'i 'esen hat, dann 
trifft das doch viel moor aLs i:r.gerule�nen V OI­
stand der Osterreichischen Bunde,s,bahnen den 
Verk,ehrsministeT, darübeT htirnaus a.ber den 
Finanzminister. 

Der Herr Ve,rkehllsnriIllistJer Lanc hat mit 
diesler KritJik lam gegenwärti'geill OBB-VoIlstJand 
in Wahrheit Kritik an der Amtsführung des 
Verkehrsministers, sei es  die des Vorgängers, 
sei es j etzt seiner eigenen, ,geübt. Es ist unfair 
und sachlich nicht gerechtfertigt, einem Vor­
sta.nd, !Sei er Wli;e immer zUlS'ammengesletzt, 
solche VerfehLungen vorzuwerfen, di'e er man­
gels gesffizhlch gelmndener Hä'nde nicht hat 
in Angriff nehmen können. 

Es ist ein Konstrulktions1feh1er des Bundes­
b ahnges etzes , daß der Vorstand in wesent­
lichen Rechten und Aufgaben eingeengt ist .  
Zwar wird im § 5 über die Rlecht'e und Pflichten 
des Vorstandes AHgemeines in der Weise 
ausgesagt, daß man .schwerlich etwas dagegen­
halben kaJIlIl. Aber dann kommt es im § 1 1  zur 
ersten EIi,nsehr änkiung, wo es heißt : "Der Bun­
desmiI1'ister für Verkehr uilid v erstaat-ltichte 
Unternehmungen ist mit !der obersten Ver­
waltung der Osterreicliischlen BUIlldesbahnen 
betraut. Ihm o'bl'iJegt vor alLem .die ErSitellung 
der vom Vorstand bei der Ges'chäftsführung 
zu verfolgenden allgemeinen Richtlinien . . .  " 

Aber während man auf der einen Seite einen 
Und dann detailliert im Absatz 2 dieses geknebeHen Vorstand der OBB hat, sorgt man 

§ 1 1 :  "Dem BundesminiJster für Verkehr und auf der andeTen Seit'e dafür, daß diesler nicht 
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Dr. Stix 

sehr handlungsstarke VorsrtJanid auf'gelbläht 
wuI1de. Ich möchte mcht noch etnmail aruf die 
schon mehI'lfach eIlwähnte B erufung zUlSätz­
lieher Di,rektoren eiIl!gehen. Tatsiache ist, daß 
di,eSler VOI1Stand j etztt aus zehn Direktoren 
besteht, die w1rklichen KompeueIlJZem. aber 
überhaupt .nicht beim VOllstanld liegen, son­
dem .beim \T;erkehrsmlinliSiber ,und mehr noch 
beim FiIlJanzminister. 

Man wird al's'O , inldem man einf,ach Köpfe 
roHen läßt, die großen Prolbleme der Bunldes­

bahnen nicht ,Jösen kÖllJIlen. Die Wlirkilich'8n 
Probleme sind : einmal das ständig steigende 
Defizit. Wir bewegen UIlIS einschld.'eßHch der 
Abg;eltungem. immeI1h1n auf eine Größernord­
nung des Defizits V'on 8 MiLliia,rden SdriUing 
zu. 

Ein weiteres Problem 1st ein Pe·rsonal- und 
Soziia�arufwaiIlld, der aHein trotz der budget­
mäßigen AbgeluUIIlIg von 4,1  Milliarden ScMI­
ling mit 1 0,4 Milliarden Schilling höher ist als 
die ,gesamten Erträge aUlS dem Pers.onen- und 
Güterverkehr. 

Es iSlt weitel1s das ungelöste Problem der 
mehrjährigen Finanzierung . Kein Mensch kann 
heute slauen, wi:e der zehnjahI11ge InvestLtrions­
bedarf in der GrößenoIldnurn.g von etwa 
42 Milliarden SchHlJing wirklich fin'an.ziert wer­
den .soll unJd kann. 

Es fehlt - ein weiteres P.roblem in der jähr­

lichen InvestitionJsfinlaJnziierunJg - aUe Jahre 
wieder mintdJe·Sltens eilne MiLlJi.arde Schilling. 
Und ,die �aUahrt die,r Osterrekhischen Burudes­
b ahIlJen ,]st noch nicht ,gebremst, Ja 'si-e d'roht 
sich sogar zu be,s dlll,euni gen. 

Angesichts Idi.eser 9aI1!Z müchtJemen und 
äußerst uI1!erfreu}Jicheill Fakten wäre der Herr 
Bundesminister für Verkehr gut beraten, sich 
ehesteru mit diesen Isachlichem EX'i:stenzfragen 
der Osrterreichilschoo Bunid<es'baihnen zu be­
fas:s:en, anstartJt sich Z'UIlll neuen Vol:lzileher des 
alten abstoßenden Proporzbheatens zu machen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeUdet 
hat ,sich der Heu Bundesmini:ster. Ich erteile 
es �hm. 

Bundesministe,r für VIerkehr lanc: Bezüglich 
der Urgenz eines AusschreibUiIlJg,sgesetzes darf 
ich darauf hinwe'i'sen, daß der Mlin.istermrt e,in 
solches bereits im Mai 1 973 verabschiedet und 
der parlameJfi'tJarischen BehaIlldlUJIlY zu,gelei,tet 
hat. (Beifall 'bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort geme'ldet 
hat ,s;ich der AJbg.eoI1dnete GLas,er. Ich ertedle 
es ihm. 

Abgeordneter Glaser (GVP) : Meme Damen 
und Herren ! Gestatten Sie mir zunächst eine 
Festste'lolung. Im Nationalrat WlUrden heute 

wesentliche außenpolitische Pr()lb�eme beraten,  
und s oe'ben steht ein Fragen\komplex �ur Dis­
kussion, der wdh!l auch von außerordentlicher 
Bedeuturug ist. Der Herr Bundeskan'Zler hat es 
den .ganlZen Talg nicht der Mühe wert gefun­
den, ·an den Ber,atungen des Nationailrates 
teilzunehmen. (Zwischenrufe.) 

Wenn mir j etzt entgegengehalten werden 
sollte, er hört wieder arm Lautsprecher ,im 
Kan'ZleriZ·irrnmer 'Zu, ldann möchte .ich dazu 
sagen (Abg. lng. H ä u s e r: Wo sind eure 
Leute? Wo ist Sch1einzer?) : G leichzeitig wird 
er konferieren, gleichzeitig wird er diktieren, 
telephon ieren, wird er p.resseg,espräche ha'lten 
und so weiter. Und nur so, Herr Vizekanzler 
Häuser, daß er alles 'ZUlgleich machen will, 
ist. es rülbeflhaupt erkrätlich, daß ihm in letrzter 
Zeit ein Schnitzer nach dem anderen passie'rt. 
(Beifall b ei der OVP. - Ruf bei der SPO: 
Wer zuletzt lacht, lacht am besten!) 

Und 'Ifrlnen, Herr VizekanlZler Hätuser, 
möchte ich noch etwas 's agen : Sie und die 
meis ten Regierungsmibglieder dieser sOlZiaHs,ti­
sehen Allleinregienmg finden es sehr seilten 
der Mülhe wert, hier die Sprecher der Oppo­
sition überhaupt anzuhören. Sie haben kein 
Recht zu kritisieren, wenn die Bänke der 
Oppositionsparteien einmal nicht S'Ü besetzt 
sind, wie Sie sich das wünschen. (Abg. lng. 
H ä u s e  r: Zumindest soviel Recht wie Sie!) 

Eine eJweite Sache möchte ich fes,tlhalten, 
und 7JWar möchte ich das vor allem alls einer 
sagen, Herr Ing. Häuser, der diesem Haus doch 
j etzt zwe i  J.aihrzehnte ,angeih6rt und der vor­
her auch fünf Jalhre einer gesetzge'benden 
Körperschaft, dem S alizlburger Landtag, ange­
hört hat. 

In den let'zten Ta'gen vor allem wurde so 
vi el Vlon DemOikratieverstänldnis, von demo­
kratischer G esinnung und deDgleichen mehr 
gesprochen , ich 'will j etzt keinen -anderen Aus­
druck ;gefbmuchen . Ich glaube, daß zur Demo­
kr atie und zu demokratischer Gesinnung, zu 
DemOlkratieverständnis ,aulf a'Dle Fälle der Par­
lamentarismus .gehö,rt. Heute aber hat dieser 
Parlamentarismus eine Reihe von 'Schweren 
Tielfschllägen erlha1ten. 

Es begann damit, daß auf eine dringliche 
Antrage - und ich haibe Dutrzende solmer 
dringlicher Antragen in diesem Haru,se mit­
gemacht - der Minister nicht hier antwortet, 
sondern zuerst eine Pressekonferenz einberuft. 
Die AJbgeordnet'en sind dem Herrn Minister 
Laue Nelbens,ache. Für iIlm ist ;wichtig, daß er 
die Offen t'lidlkei t, die Presse inrforIIllieren 
kann. Er steht wolhl auf dem St andlpunkt , daß 
nicht die Minister für das Parlament, son:dern 
das P.arlament fiür die Mini'ster da ist . Die 
halben seine Be{e[h:�e, halben seine Ausführun­
gen hier zrur Kenntnis zu nehmen. 
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Glaser 

Das zweite He'isp iel, meine Damen und Her­
ren : Daß von der Regiemngsibanlk aUis Wlieder 
in einer Art und Weise polemisiert wurde ,  
w i e  das heute ges chelhen ist, ist eIbenfalls 
e in  TiefschJlag gegen den ParlalffientariSlIIlus. 
(Beifall bei der OVP.) Da·ruber hinaus a'ber 
noch, meine Damen und Herren, daß von der 
R'egierungsbank aus - ich ,willl es vorsichtig 
ausdrücken, Herr Minister Lanc - das Par­
laJment nur teilweise iIllformiert w4rd, um nicht 
zu s agen, falsch iMlormiert wird, denn Sie 
haben j etzt iZugege.ben, daß Sie wesentliche 
Teile von j ener Weisung, die Iihr Vorgänger 
im Amte geg eben !hat, voI1her nicht gelS agt 
haben, daß es .sich also um den Vollzug einer 
auf Grund des Bundesbailmge.setzes gedeckten 
Weisung Ihres Vorgängers g·ehandelt hat, 
au ch das \halben Sie nicht rugegelben . 

Und der weitere Tiefschlag - und das möge 
mir j e,tzt niemand verargen -, daß der Prä­
s i'dent des N ationalrates Benya nicht ein­
g re·ift, wenn sich der Herr ·Minister Lanc in 
di e.ser Art und Weise von der Regierung.slb ank 
aus benimmt, ist be.s'O'Ilders bedauerlich. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. lng. H ä u s e r: Ihr 
glaubt, ihr könnt alles kritisieren, und wir 
sollen den Mund halten! Das is t eure Demo­
kra tie! - Abg. Dr. F i s  e h e  r: Ja, was hat 
denn Minister Lane so Furchtbares gesagt?) 

,Meine Damen und Herren! Ich bedauere 
vor allem, daß, wie es vorher der Fa!'l war, 
sOizialistische AJbgeordnete, die,  als es etwa 
noch einen Dr. Pittermann , einen Wei'khart, 
einen WaldJbrunner und so weiter in die,sem 
Hause gegeben hat, besonders auf die Wah­
mug der Rechte des P·arlalille nts Bedacht ge­
nommen ihaJben, j etrzt Beifall kllatschen, Herr 
Dr. Fischer, wenn die Rechte des Parlaments 
in so ekUatanter Weise verletzt werden. Sie 
gehören mit dazu. (Beifall bei der avp.) 

Und dann möchte ich noch etwas sagen, 
b evor ich auf ver,smiedene andere Dinge ein­
g ehe . 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 

gebend): Bitte , ich würde ersuchen, daß man 
j eden Präsi'denten und seine AIilltsfülhrung, 
Jeden Präsidenten, außer DiskuSislion läßt. 

Alb geor.dn eter Glaser (fortsetzend): Ich bin 
1 945, unmitte'Uba·r nach meiner RIÜd:!kelhr ·aus 
der Krie'gsgefangenscha:f.t, dem Oster­
reichischen GewerkschaftsibIund ibeigetreten. In 
d en ersten Wochen und Monaten meiner Mit­
gl iedschaft im OGB halbe ,ich eine Reihe von 
Kursen und Seminaren besucht. Vortragende 
war·en dort durchlwegs alte sozialistis'che Ge­
werlkschafter . Tenor an dieser Vorträge 
-- Herr Dr. Fi,sch,er, 'da können Sie noch viel 
lernen (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Ja ist denn 
Lernen eine Schande?) - war: In der Ge-

weriksch:aft g�lt Solid·aTität, gilt Sdlidarismus. 
Aber wie diese Solidarität, dieser Solidaris­
mus dn der Pr.axi\s aussieht, das hat der Zen­
tralsekretär der G ewerkschaft der Eis enlba!hner 
v.or wenigen Minuten hier bewiesen, indem 
er sich in geradezru schamloser Weise über 
zwei verdiente G eweTikscharftsmitglieder ge­
äußert hat, die behle,  wie Kaliz und das zlw eite 
Mit!g'lied des BundeSibahnvorSitandes Plätz, für 
ihr'e ve�dienstvol1e Tätigkeit mit dem Si1Jber­
nen Ehrenzeichen des Oslterreichischen Ge­
weI1kschaftsbundes aU!S.gezeichnet wurden. I ch 
bin neugierig, wie sich etwa der Prä'sident 
des G ewerksch'aftsbU!Ildes - damit es kein 
Mißverständnis gilbt:  nicht der Präsildent des 
Nation alr.ates, ider Präsident des G ewerk­
schaftsbundes - 'U'Ild di e üJbrigen Spitz'en des 
Gewe'rkschaftslbundes, die auch in diesem 
Hause sitzen, gegenüber verdienten, mit 
hohen Auszeichnung,en geelhrten G ewerk­
schaUsmit'gliedern verlhalten werden . 

Und noch etwas, wa·s heute ein weiterer 
Tiefisdl'lag 'für den Parl amentarismus war , 
Herr Dr. FischeT, daß V'00ll Albgeordneten UI­
brich ein M ann, der slich hier nicht verteidi g en 
kann , in einer Art und Weils,e .abg'ekanzoelt u nd 
abgewertet WlUrde, von der ich sagen muß , 
daß das vor aUem moralisch seihr Ibedauerli ch 
ist und gegen denj eni'gen Slpricht, der diese 
Urteile a;bgegelben hat. (Beifall bei der O VP.) 

Ich halbe daruber hinaus vor mir eine Er­
klärung lie gen, in der mir der Herr GeneraI­
direlkt'or Dr. Kalz mitteilt, daß er in diesem 
Jahr nur ein einz.iges G e,spräch mit Ullbrich 
in seinem Büro geführt hat. D abei ging es um 
die Regelung der Zimmer.frage 'rur einen Per­
sonalvertreter. Ich lehne Bis darüber hin aus 
ab - das möchte ich auch dem Herrn Abg e­
ordneten Ul'brich sagen -, Gespräche,  di e auf 
Grund einer gewissen p ersÖJ1!lichen Beziehung 
unter vier oder auch unter sechs Augen g e­
fitlut werden , hier in die Diskussion zu wer­
fen. Ich hätte viele Möglichkeiten , etwa Ge­
spräche , die ich mit dem Herrn Abgeordneten 
Ulibr,ich um die Zeit gefuhrt habe, a·ls der 
Posten des Ve�kelhrsminils-tens vakant gewor­
den ist, hier wieder�ugelben . Mir gefällt diese 
Art nicht , daiheT bediene ich mich solcher 
MetJhoden nidlt. (Beifall bei der avp.) 

Was ich aber besonders 'bedauert habe : Der 
Herr Verkehrsminister Lanc - und wir woUen 
das einmal meihr festJh.alten -, der j etz,t so 
als Exp'ertJe gepr.iesen wi.rd, hat 'Stich sowO'h:l mit 

Verkehrsfr.agen im allgemeinen als auch mit 
Fragen der Bundeslbahnen - er hat auf s eine 

lange Zugelhöri'gkeit in di esem H ause hinge­
wie.sen - erst ZlU dem Zeitpunkt befaßt, als 
er als Bundesminister für Verkehr ang·elOibt 
wurde. Früher hat er überhaupt in di eser 
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Glaser 
RichtJun'g wed,er Stenung be710gen nom in 
irgendeiner Form, etw a  im Verkehrsausschuß, 
mitgewirkt. 

Oder:  "Se,iner unermriid'lichen Schaffenslkraft 
und ziellführen'den PlaIllUng" - Herr Minister 
Lanc - "si.nd in dieser Zeit" - so s agt Ihr 
Vorgänger - "zahlreiche Vetbes'serun!gen im 
Eisenbahnverkehr zu verdanken." Etwa "die 
Einführung von Städteschnellverbindungen 
über die Grenzen Osterreichs hinaus sowie 
wesentliche Verkürzungen in der Reisedauer, 
sei es durch Hinaufsetzen der Geschwindig­
keit, sei es durch Führung einzelner Züge 
über deutsches Staatsgebiet".  So ähnlidl geht 
es weiter. 

"Die namhaften Verdienste . . .  waren An-

Meine Damen und Herren ! Es drängt sich 
hier wirklich die FrCbg'e auf, db Herr Ver­
k elhrsminister Lanc nur mehr Vo�L7Ju9's'organ 
des Zentralsekretärs und soziaHstische:l 
Spi1Jz·enfunktionär.s .der Eis enlbahnergeIWerk­
SdlalLt ist. Minister Lane hat auch gegen Ka'lz 
praktisdl nichts zu Isa'gen gewußt. (Ruf bei der 
OVP: Die Sommerzeit, di,e die Regierung vor­
geschlagen hat!) Anklage gegen KaLz .hat hier 
der Zentr·alsekretär der Eilsenblahnerg·ewerk­
s·chCilft erlhlo'ben, aJber nicht der Herr Minister. laß" - s o  ·s·chreibt Frülhlbauer - ",für die mit 

.. . . .  Entschließung des Herrn Bun'despräsi:denten 
Ich mo�te Ilhnen alber, weil d�e Redelzelt I vom 27. 6. 1967 el1foll,gte Vetleilhung des Be­

begrenzt 1st,  sagen: Es geht um em Problem, I rufstitels Hofrat ' , "  
das m a n  j a  viel aruJs1ftülhrlicher diskutieren 

' 
Und eine weitere seitenlang e  Würdigtung soUte, wen hier DemOlkratiever,ständnis, Herr 

Dr. Fischer, praktiziert wird, wie es IsidI die der Verdienste des dellzeitigen G ener aldirek-

Melhrheit der Osterreicher nicht vo.rstellt. tors Dr. Kalz folgt. 

Wenn der AJbgeo.rdnete UlIbrkh, der wieder 
einmal nicht im Saale ist, meinte, er und seine 
Partei , al.so Sie einschließli ch,  hätten seit 1966 
so vie1 gelernt, .daß Sie für �elhn JaJhr'e mit 
Ezze's, Raltschlä<gen et cetera lausgestattet 
seien, so muß ich lihnen saJgen : Die Wahl­
ergeJbniSis e der letzten Zeiten sprechen nidIt 
dav'on ,  daß !Sie viel geIlernt halbe:n. Das möchte 
ich ruur ausdrücklich Ifes ·tlhalten . (Beifall bei der 
avp.) 

Meirrle Damen und Herren ! De.r angeblidI 
so schlechte 'G eneraldirektor Dr. Kalrz ! Hören 
Sie doch, WCilS der V'orgänger des Herrn Mini­
ster,s Lanc - aUerding,s einer, d·er von seinem 
G eschäft etwa's ver,st,anden hIat, der aus der 
Ei-senlbahn gekommen ist - über ' General­
direiktor Kal'z g,e'schrielben ha.t. (Ruf bei der 
SPO: Das haben Sie aber früher nicht behaup­
tet! - Ruf bei der OVP: 0 ja, von dem schon!) 

Zum B eispie1 : "Beste Bewahrung bei der 
Erledigung der ilhm üJbertrag,enen Arbeiten 
und beispielgerbende Ei.IlJS'atZibereitschaft gaben 
Veran'lalStSung, ihn :im JaJhre 1949" - 1949 
bereits - "zum Bundeslbahn�Zentra>lih!Spe'ktor 
zu Ibefördem." 

Oder : ,.Am 1. 1 .  1956 kehrte er unter gleich­
zeitiiger B e,f.örderung tZU]m Bundesb!ahn­
Dir ektionsrat zur Generaldirektion zurück , 
wurde mit gileichem Zeitpunkt zum Leiter der 
damal igen AJbteilung 9 der B etrie'b'sd'irektion 
bestellt . Wäihren1d der Zeit seiner Tätigkei t 
auf diesem Gelhi et konnten auf G rund seines 
fundi'erten Wlissens" - wo is,t der Herr Ul­
brich? Er ist nicht da - "und s·ei'ner zi,el­
strelbi,gen Initiative die RemtsveIfuältnisse für 
den grenzülberschreitenden Verkehr der Bisen­
bahn zwischen den Osterreichischen Bundes­
bahnen und eineT .ÄJllzaJhl von au;s�äll1rlischen 
VeI1Wa ltun gen zum größten Teil gänzlich neu 
geregelt werden ." 

"Seine <erfolgreiche, übe.r sein eigenes Vater­
l and lhin ausreichende intennation:ale Tätig­
keit" - so Mi!nister Prülh!bauer - "spiegeln 
die hohen und Ihöch\s.ten Auszeichnungen 
wilder, die ihm im Aus},and verliehen wurden." 

Ich glaube, es wäre eine Abwertung, zu 
sagen, daß nur die Usterreic:hü.'schen Bun1des­
b ahn'en und nicht auch die Persön(]:ichkeit Dok­
tor Kalz lberücksichtigt wurde, al>s er zum Prä­
sidenten dieser internationalen Organi'sation 
ernannt wurde. 

Meine Damen und Herren ! Das, g'lauibe ich, 
sagt vi el mehr, von einem Fachmann ge­
sprochen ibe:zi EiliUlnglSlWei se geschrieben, der 
noch dazu polibilSch auf der ,anderen Seite 
steht, üb er Dr. Kalz aus als dets ,  was hi er der 
Herr Abgeordnete Ulbrich in anderer Weise 
von sich gegeben hat . 

Darf ich aber noch etlwas 'sagen1 G erade zu 
dem , wa's hier AJbgeordJneter Urbrich zum Aus­
druck gl:furacht hat an Kritilken , daß ef.!wa der 
Güterverkelhr von Linz IlJach W,i en drei T9ge 
b enötigt. An und ftüT sich, wenn e ine Kritik 
berechtigt ist, hätte es ja der Herr Minister 
voI1bringen mtÜlssen, a;ber zUlständig für den 
Güter,verke�hr und fiür den Wa'g'enuml auf ist 
nicht GeneraJl'direk.tor Dr. Kalz, sondern seit 
1969 Vorstandsmitglied Markoff. Auch da's 
hätte iletzten Endes der Herr Minis,ter 'Sa:gen 
m'ÜS<sen, wenn es fundiert, wenIl es n'achiweis­
b a.r gewesen wäre . 

Dib er die Ibeahs ich'tigte B este'llung des Herrn 
Pycha zum neuen Generaldi'rektor darf ich 
nur Idarauf hinweils en, daß er über allllsdrück­
l,iche Weisun'g - Herr Minilster , ich wieder­
hole das : über ausdrücklich e Weisung -
mit 1 .  Jänner dieses Jahres zum Betrie/bs­
diTeiktor der OsterreidIischen Bun'des'baihnen 
besteHt wuroe, QbWoIhl er nie im Betriebs­
d ienst in Verwendlung gestanden ·ist. Und was 
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seine Rangliste betrifft : Er steht unter den heraufdärrnmern, eine Ischwere Bewäl1rung·,5-

bei den Ust e rreichischen BlliI1'desib ahnen be- pI'oIbe zu be's.telhen halben wird, Ibei der - zum 

schäftigten kkademi'kern an 33. Stelle . Idl minde'sten - die afbsolute MelhI1heit aUlf dem 

glaUlbe j edenfa'lls , mein'e 'sahr igeoschätzten Sp iel siteht." 
Damen und Herren, daß hier von 'Sorzial�­
stischer Seite - vom Herrn Minister Lanc 
ist es zu ve rantfW10rten - ein Akt geradetlu 
proV1O'Z,iert wird. 

Provozierend schreilbt auch j emand , der nicht 
meiner GesinnU'I1grsgemeinschaft angehört. Ich 
bin im Besitz der AlhIschrift eines Briefes, den 
Herr Hofrat Dr. Pregant an einen sehr g.roßen 
Kreis gericht et hat. Di erSer Brief i'si an den 
Abg.eoroneten Ulibrich ger,ichtet, und AJbschrif­
ten dieses Br.iefes .sind - das geht ,aus der Bei­
lage hervor - an einen se!hr großen Personen­
kreis gerichtet worden. Ich. bin etanlklb.ar, daß 
ich diese AJbschrift elberufal1s e:r1ha'lten halbe, 
hier Isagt n äml,ich Hofrat Pregan t unter 
anderem : 

"TäUlSchen wir uns nicht" - sag,t er seinem 
Parteifreund Ulbrich "die sachlichen 
Schwietilgikeiten, die wirklichen PWbleme weI­
den nicht dadurch ,aus der Welt geschafft, daß 
die Farbe de.s G eneral1direktors wechselt. Die 
Vo-raus!setzun gen für eine 'We itere Aufwärts­
entwicklung unseres Untem·eihmen;s werden 
auf die Dauer ,auch nidü" - hi tte , j etzlt hören 
Sie gut zu - "mit ip'a�1amentarischen Min i­
Mehrheiten ges chaffen werden können, die alle 
p a ar Jahre wechlselln. Es bedaIlf vielmelhr der 
prolölemib ewußten Zus ammen aribeit ZlWischen 
den gToß·en poEtilSchen und w.irtschaftlichen 
GrUlpp en :unse re s  Landes. Um eine solche Bas:s 
solltJe man s i ch  konsequent hemühen, und 
man sol'lte d alher" - s o  Hofrat Preglant an 
s einen Parteifreunld U11brich - "Entschei'dun­
g'en vermeiden , die al·s Provokation 'aufgefaßt 
werlden könnt en ." 

Eine Entscheidung wie die, Herr Minister, 
die Sie nun die Absicht haben zu treffen , 
betrachten wir von der Osterreichilschen 
Volkspartei , !b e tr,achtet alber auch die Me:hrlheit 
des österreichischen Vollkes als eine Provo­
kation , ,auf di e Sie zu gegeb ener ZeH die Ant­
wort 'bek omm·en weroen! (Beifall bei der 
OVP.) 

Darf i ch zum Sch'1'uß noch auch ·aus di esem 
bereits errwähnten Brief e twas vO'rles en , was 
sicheI'llich fiür s OIZiaHstiische Ohr en wOlhltuend 
ist: 

Me'ine D amen und Herrenl Es steht mehr 
auf dem Spiel alls nur die ,aibsolute Mehrheit 
oder d·ie re1ative MEfuI1heit der Sozialisten. 
Let'Zten Endes stellit das demokratische Ver­
halrt.en de.r politischen Kräfte dies,es Landes 
auf dem Spiel !  (Beifall bei der OVP.) 

Präsid,ent Dr. Maleta: Zum WOJ1t g,emeldet 
ist der .A:bge'ÜllooetJe TrOill . Ich ert'eile es 1hm. 
(Abg. P e t e I: Ich habe den Eindruck, in deI 
sozialistischen AlleinIegierung geht deI 
Guilleaume um! - Heiterkei t.) 

AJbge ordneter Troll (SPO) : Her·r Präshlent! 
Hahes H aus ! Wir haJben uns heute wieder mit 
einer dringlichen Anfrage der Osolerreichischen 
Volksparte i zu beschäfti gen , welche meine'r 
Meinung nach vöHig daneb enHegt und poli­
tisch dem ch,aotis chen Drill'glichlk.eitJsfbedüI1fnis 
der vorang egangenen Anfragen entspricht . 

Meine Damen und Herr.en der Oster­
reichischen Volk:spar,tei ! Es wäre verlockend, 
hi ezu ein i,g'e leidenschaftl iche Bemerkungen 
zu machen , j edoch bedcllUere ich die Haltung 
der O-YP, mit 'dlie,ser dr,ingUchen Anfrage eine 
poliHsch völlig falsche Ta.kltik hegiangen zu 
halben . 

Ich k,ann mich nicht in Ihre poli tischen 
Dberlegun g.en einmischen. Ich w.ill es auch 
nicht ! AJber, meine Dam en und Herren der 
Os terreichi schen Volk.sp artei , eines muß Ihnen 
klarwerden , bei aller Heiterkeit, die Sie dem 
Problem widmen : Hier werden verdiente Män­
ner der Wirtschaft durch eine drin'g:liche An­
frag.e ins Rampenlicht der Offentlichkeit ge­
stellt , vor Hunderttausenden Ferns,ehern wird 
festgeste11t, was ·sie  ,schlecht oder gut gemacht 
ha.ben. Das kann doch nicht der Süm und 
Zweck von VOI1standsibestel.lungen sein . (An­
haltende Zwischenrufe.) 

Si e tun heute so,  .als ob die Welt zugrunde 
g inge , w eH ein OViP .. Genera'ldirektor nicht 
melhr besvellt werden SOlI1, v ermeiden es aJb er, 
s achlich dar au1f einzugehen un1d die richtigen 
Argumen te zu akzeptieren. (Beifall bei der 
SPO.) S o  kann man meiner Meinung nach 
nicht P.ali tik machen ! 

Wenn hi e r  ,b ei di eser DiSlkus·sion von e inem 
.. Das Ergelbnis der WaJhlen in Salzlburg und Ihrer Abgeordnet·en Z'U uns herüber Zwd­

TiTol hat die Be.fiürch!wn'g besltätigt, daß Zeit schenrufe, kommen wie "TQt'engräber der 
und Trend im AUigen:blick für die SPO wenig Demokratile " ,  dann sind da,s die Tritbe, die man 
günsti g  'sind. Das bedeutet" - so sagt PJiegant d er Demoik!rati e  gllbt, denn wenn ich in Ihren 
in s .einem Brief an 'seinen p.arteif'reund Ul- Reihen s i,tzen w\üro'e, WlÜrde ich den Vorwurf 
brich - , "daß unsere Partei bei den nächsten von 'dorther nichtt machen , da halben Sie kein 
Nationalratsw,a.ih.l en, die 1 angs'am am Horir.z:ont Recht dazu! (Beifall bei der SPO.) 
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Mir sche,int Vlöllig unverständlich, daß Ihre 
v,erantwortlichen Mandatare Dr. Kohlmaier 
und Dr. König mit dem Ver'ke\hrsminister in 
der FTa,ge der Neulbeset'Zung 'der Vorstands­
direktorenposten 'sadlliche Gesprädle gelf.iihIt 
haben, von Ihrer Seite dann die Offent1ichlkeit 
benützten, diese dringliche Anfra'ge einrbrach­
ten und siCh spät'er mächtig aUifreg-en, daß der 
Herr VeIlkehrsminister, der Ressortverant­
wortiliche, s'im 'au.ch ertaubt, ,in die Offent1ich­
keit ZJU g·ehen - alb e! erst nachdem Sie das 
Schlweigen 1(ier Vertraulichlkeit ,gebrochen 
hatten ! 

So kann man es na,bütlich auch ma,dlen, 
aber es wird Lhnen von den Zu!hörern niemand 
atbka.u-fen, daß daLS edl�e PoEtiik um eine Per­
son ffÜr Sie w,ar, sondern -ich ha'be das Gefühl , 
Sie haben heute eine Ouvertüre komponiert 
für das morgige Konzert 11m die Wir1Jsch:afts­
debatte. Da ,ist Ihnen das Sdlicksal der Men­
schen, um die es geht, völlig Wurscht. (Beifall 
bei der SPO.) Eine Partei, die eine solche Hal­
tung einnimmt, k,ann man nicht akz ep.ti eren , 
(Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich Ibin der Uiberzeugung, daß die zur De­
batte gestellten Dr. Kalz, Dr. Markoff, Dokto,r 
Plätz unI(} Dr. �auchlbauer g,enau gewußt 
haben,  daß ilhr Vors1:Jandsvertra'g fri'stgemäß 
aMäIu1t. Meine Damen und Herren ! In der 
gaIllzen Wütschaft -g,i'bt es Diellls,tverhältJnis'Se 
auf Zeit. Und wenn diese Zeit albgeilauf'en ist, 
muß ich damit rechnen, entweder nicht mehr 
verlängert ZJU werden odeT vorher schon aJb­
berufen zu wel'den. Beides trifft hi er nicht zu, 
es geht s,achllich Ulm keine AJbIbe-ruflU'Ilg vor 
Fr,ist'alMaUlf, sondem es geht sachlich um dIe 
Wieder- unld NeuJbestel1ung dels Vorstandes. 
Sie haben es bislher vermieden, einen brauch­
baTen und verantwortUinglslbewußten Kompro­
mißVlorscMag von Lhrer Seite im Gespräch 
mit dem Minister 'ZIU machen, Auch das müßten 
Sie der Offentlichllmi.t sagen, 

Meine DamelIl und Herren ! Wir s·ind der 
Auffassung, daß man hier nicht ein dem Mini­
ster zustehendes Recht durch parlamentarische 
Initiat.ive urmg,es,balten und umfunktionieren 
s01'1. Obwohl der Mini1ster für alle Handl:ungen 
dIeses VOI!standes in der Offentlichkeit die 
po'litische Verantwortung trägt, will man ihm 
das letzte Entsche.idungsrecht, das er hat, ein­
flußmäß-ig nehmen, näilnHch die Vorstlands­
direktoren zu bestelllen. Der Herr Minister 
Lanc hat es nicht unternommen, von sich aus 
eIne Entscheidun-g 2'lli treffen und einfach nicht 
mehr ZlU besteHen, Isondern im Zuge aller 
aufgezeigten Umstände ist Minister Lanc zu 
der Uberzeugung gekommen, mit der OVP 
zu reden, geeignete Vorschlä-ge zu machen und 
im Hinblick auf die ne'uen, weltlbewe'genden 
AUlfgaben dieses Unternehmens ein neues 
M,anagement zu erste'l1en, Hier geht es um 

nichts anderes , Ich werde I·hnen später noch 
einige Dinge aus Ihrer Praxis sag,en. 

.Meine Damen und Herren ! Der OVP und ihr 
aTltein hl:iEfu es voI1be\halten, mit dieser dring­
lichen Anfrage eine Debatte über  Qualifi­
kaltionen dieser, wie Sie ,se·Ulst ,sagen, im 
Di enste der W,irts'ch'aft veI1d:.ienstvdllen Men­
schen nun Vlor aller Offentlichkeit a'hzu­
w,ickeln. Wir erinnem :zrurück an die Zeit nach 
1 966, wo Sie PeTslOnallpol'i.tik !gemacht und 
keinen gefragt halben, oIb -es Recht oder Un­
recht ist. (Zwischenrufe bei der OVP.) Sie 
haben es alber auch vermieden, damals in der 
OffentlidlJkeit ülber QUa'lifika·tionen der Be­
troffenen zu dis!k.Ult!ieren, während Sie das 
heute anscheinend -gerne tun, um ,einen poli­
tilschen Aufwind !Zu ibekommen. (Abg. Doktor 
G r u :b e r: Den haben wir ja!) 

Gruber, schau dir das an nadl dem 75er-Jahr 
mit dem politischen Au:t:wlind. Wir teilen j etzt 
schün !deinen Optimismus nicht mehr. Alber 
wir werden ja in der näch'sten Zeit ein'ige 
Möglimkeiten haben, die MeiIllung des öster­
mimischen WäJhlervOilkes wieder kennen­
zullemen. (Abg. F a  c h 1 e u t n e  r: In Nieder­
österreich werden wir es euch wieder zeigen!) 
Bis dorthin WlÜrlde ich Sie bitten, ein bisser:l 
"st,and by" /Zu bleilben, denn es wird wahr­
scheinlich für Sie nlicht ISO erf.reulich ausfaill'en, 
wie ' Sie slich das immer einredelll. GeTade 
diese VerlWorrenhei,t ist e·s j a, ,aus ein pa'ar 
extemporierten regionalen Wahlerfolgen nun 
schon wieder eine Aktion ZlU starten, die mit 
SacMichikeit nichts zu tun hat, auch mit der 
Verantwortung um diesen Woirtschaftslbetrieb 
n'ichts zu tun hat. Alber weil e"in OVP1er nicht 
meihr Generaldirektor sein soH,  s·o11 es zu 
ei.ner Weltrevolution im Lande kommen. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Das ist ja ärger, als was der 
Trotzki gesagt hatf) So nimmt man Ihnen 
die'se ArlglUmen'tation ·sicherlich nicht wb. Man 
g,ewinnt den Eindruck, daß Ihnen dlalS Schick­
sal der Leute, um die es daJbei geht, wir.kJl.ich 
Wurscht ist. 

Mein·e Damen und Herre'n! Mir scheint hier 
eine andere Frage seihr bed,enklich. Nach dem 
Theater, das Sie heu.te mH dieser dr,iIl'glich�n 
Ailifrage aufgezog.en halben, wim sich j,a runf­
tig a'lles so a1bwi ck ein , daß wir bei aUen 
VOJIStandsddrektorerubese:tzungen im Hohen 
HaJUlS eine ,solche Qualifiklationsldelbatte über 
Glanz- und Fehlleistungen abführen werden. 
Kann das der Sinn und Zweck sein, kann das 
im Sinne der Vera'Iltiwort1ichen, die in der 
Wirtschaft stelhen, sein? Ich gllaulbe ruicht, ddß 
das der neue Stil Iihr·eT Politik sein darf, denn 
sonst wird -das zweife�sdhne zu Fehl1eilStungen 
innerhalb Ihrer Partei fülhre'll. Die Leute, die 
Sie da .in die Oftientlichkeit z:erren, werden 
Ihnen das wahrscheinlich auch nicht danken, 
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Meine Damen und Herr en! Ich möchte noch 
einma'l zur Sachre sellbst aJusdrüddich fest­
sienen : fu'is'tens handelt es sich um einen nor­
male'll Frista'blaUJf von Verträgen . Das !können 
Sie nicht widerlegen. d as können Sie nicht 
bestre iten . (Abg. G r a i: Aber Verlängerungen 
sind möglich in deI Wir tschaft! 1st Ihnen das 
bekannt? Es soll möglich sein!) Ja, das liegt 
im Wesen der MögHchlkeiten des verarrtwort­
lichen RreslSortministers ! Sie halben den jetzt 
nicht, dlalheT sind Sie so kni tis ch. 

ZJweitens, meine Damen und Herren des 
HOihen Hauses: Es handelt lS i,ch auch nicht 
um eine vOIlZeitig,e , AJblbeIiUlfung. Auch das 
wupde hier al,s Ar,gument gebracht, auch das 
muß wid erleg,t werdenj davon 'ist keine Rede. 

Drittens darf ich fest'ste\llen, daß mit der 
OVP das g,anze Fachprobl·em auf s ach'l.ich er 
Ebene beraten wurde und die Vertraulich­
keit nicht von ,Ministe ,r Lamc gebrochen 
wlur'de, sond.ern durch !ihre pulbli7Jistische 
Äußerung �ur dringlichen A1lJfI1age in den 
gestr-igen Zeitungen. Man kann daher nidlt 
d em Minislter einen Vorwur,f machen. 

Wenn ich von dieser s acMichen Ebene her 
do'e Dinge betrachte , dann steHen wir in den 
Vordergrund a�ler Ulberlegungen die Tatsache, 
d aß es sich Ibei diesem Unt ernelhmen -nicht um 
di e  Schärdinger Molltke re'i handelt (Abg. Dok­
tor G r u b e I: Was haben Si,e gegen die 
Schärdinger Molkerei?) . sonidern um einen 
Betnielb, in Idem 'ü1ber 70.000 Menschen b-e­
schäJftigt sind lJJI11d mit dem de,ren Schicksal 
zJU samtmenhängt. (Beifall bei der SPO.) Da 
kann man ,auch 'Ülber die l e i t enden Funktionäre 
eines solchen ries ig,en IUnternehmens der 
Re.pUib'lik Osterredch nichtt e.infach mit leiden­
schaftlicher Delbatte mn e'inen V'oI1standsdirek­
tor hiniWegziehen. (Abg. G r a  i: Aber bei der 
Schärdinger Molkerei wäre es Ihnen rechU) 
Dort halbt ihr es sowies'Ü in der Hand, ihr 
fralgt uns sOWlieso nicht in der Schärd'inger 
Mo�lkerei. Wh walgen es 'gar nicht, UIllS 'dort 
einzumi!schen . (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Die 
wird auch erstkla,ssig geführt, das ist ein gut 
geführter BetIi.eb/) 

Meine Damen und Herren von der OVP ! 
Auch Ihnen muß b ekannt sein und Ihnen darf 
djese Diskussion die Augen nicht davor ver­
schließen, dlaß Jahre der Veraln.twortung .in 
einem solchen 'großen Unternehmen an der 
Spann.kraft und an den Nerv,en der Verant­
wortlichen, d,ie bisher tätig w.aren, zerrten 
(Abg. G r a f: Der Minister kann ja zurück­
treten, wenn er es nicht aushält!). daß nach der 
j ahrelangen Täti'glkeit in e inem Isolchen Rie­
senunternehmen auch eine bestimmte Be.trie'bs­
bIindJhe�t eintr,itt und daß eine neue Kraft 

erfoflderlidl sein wird, um die großen Kon­
kurren'Zkämpfe auf dem Gebiet dieses Ver­
kehrsträg,ers Ilösen 'Zu k,önnen. 

Man wird a�s'Ü 'a'lll ein aus die/sen Ulber­
leglungen den Mut finden müssen, die biSher 
Tätigen von ihrer Belastung zu entlasten und 
neue , molbn'e Krälfit e ,  die aus dem Unter­
nehmen wachlsen, in d i ese F.unlk.tion zu steHen. 
Das scheint uns selhr wesentlich Z'u sein. 

Sie zwingen auch mIr EIilänIt-e,rung einiger 
Probleme. weil Sie einige Fachfragen klar 
verneinen und so tun.. als oIb Kal:z und der 
OB'B-Norstankl bislher aUes zum Besten ge­
macht hätten. Mir fiä:l'lt diese Kritik schwer. 
werl sicher'l'ich nicht ilIIlIller das Verschulden 
für ein Ve.rs;agen b e i  den betroffenen Men­
schen zu SlUchen is.t. Alber wenn man BilaThZ 
über die Leistung und Nichi�l'eistung eines sol­
chen Untemelhmerus z1,eht. dann muß man halt 
doch feststellen, daß 'ZUIffi BeilSp'iel Herr 
Generaldirektor Kal'Z am 1 .  1 .  1 969 bei der 

Ernennung ZiUm Gener a ldirelkbor versprach, ein 
Unternehmenskonzept für die aBB vorzulegen . 
Ich frage jetzt die Ve rteidiger des Dr. Kalz : 
Wo blieb chies'es Unternelhmensoconzept? Es 
ist bisher weder IIIl'ir noch jemandem aus dem 
Ve�elhrsausschruß, wi e ich ,g'laulbe,  ein solches 
bekannt g8iworden. 

Oder : Auf die Frag e ,  Iwarum der oft um­
strittene Fr.amt- und Venschuiblba'hnJhof Wol­
furt Z/U h.auen begonnen wurlde, hat im Ver­
wa:ltung,srat der 0!BiB Dr. Kal1z erklärt:  Dies 
war eine poHbische iEntscheidung. - Damals 
war !ke�n Vevkehrsmini'ster von der 
Sozialistischen Pa rtei in der Regierung. Es 
war meines Wissens Mänister Weiß von der 
OV,P. Ka'lrz hat sich all/so von o'ieser pol'itilsch'en 
Entscheidung ,trotz d e r  UIl!Zweckmäßiglkeit 
dieses Versch.'ulblbahnlholftbaues leiten la'ssen. 

IMan scheute sich auch nicht, tür dlie Schnell­
verlbindung rum Flugiha:fen Schwechat eine 
Studie aus dem Jalhre 1 963 als modernes Kon­
zept 'im VellWailtunysrat vorzu'leg,en. Meine 
Damen und Herren! J e der von Iihnen weiß, 
daß in den letzt.en zeh n  J'a:hr,en gerade allif dem 
Ge'biet der Verlkelhrs entwick1ung Gigantisches 
geschehen lüSt. Es smilJut flür einen General­
direlktor nicht sehr gut alUS, wenn er ein Kon­
zept b�ielhung.slWei s e  e'ine Studie aus 1963 

für 1 973 und 1974 vor'l e'gt. 

Wenn wir objektiv festhalten, daß die Ein­
na'hmenSlpol'itik der 0BiB - Slicherlich auch 
durch die vorsichtige TarifpoHti'k de./g Bun­
des - in Gr'enzen ·gefaßt war, ,so muß man 
den.noch aJUch hier feststellen, daß dieser 
V:orstand die Mögllichtkedt hatte, in den letzten 
zehn Jahren für 20 Milliarden Sdlilling In­
vestitionen rur dieses Unternehmen zu tätigen. 

daß dieser Vorstand in V'OUzieihung des OBB-

722 
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Ges·etzes und lim Zuge der Rationalis'ierung 
nicht nur drei Direktlorenposten, sondern auch 
zirka hundert POIsten der Gehal,ts'gI1uppen VII, 
VlIiI und IX e ingetspalI"t ;ha.t. 

AlbeT es waren den Initiativen des Vor­
standes der OSB keine Grenzen gesetzt, auch 
bi·sher n'icht. Es i:st 'alb er der OBB-IVlÜrstand 
der Entwicklung doch einiges schuldig g elbiie­
ben. 

Wenn Sie mich frag,en, muß ich s'agen : Es 
ist auch besorgniserregend, daß man trotz der 
holhen InvesUtionlS·rate die VerlUlstsUJmme der 
let'Ziten zehn JaJhre nicht lliquidieren oder redu­
:z.ier.en konnte, sondern daß sie halt doch ein 
beachtliches Alusmaß !hat, daß sie ü'ber 30 Mil­
liarden hegt. 

Auch in der Frage der Nebenbahnen dder 
bei den Energieein;sparung'smaßnahmen 
konnte V'O!ITI gegenwärti'g amti erenden Vor­
stand keine 'befriedigende Lösung gefunden 
werden. (Abg. K r  a f t: Das ist aber eine sehr 
schlech te Kritik für den Miruster!) Die Kritik 
geht aussmlie'ßl'ich an den Vm'lstand der OBB, 
denn dJe'Se Leute halben dtort llu entscheiden 
und zu wirken, alber das dlfuftest du nicht ver­
ste!hen. (Abg. K r  a f t: Hat er nichts zu tun 
dabei?) 

Hinsi chtlich der techrrüs chen Prüfung be�üg­
lich der Einfü!hrung der SomnnerzeU hat der 
Minister schIOn eflklärt, daß man eine Studie, 
eine FamstuJdie,  die dem Minister zlll9'.elei.tet 
werden soLlte, dem Sinne nach völHg abge­
ändert hat. Auch das scheint mir für den ver­
antwortlichlen VorstandSidirektor eines 'solchen 
Untern�hmens nicht sehr zweckmäßi'g zu :s.ein. 
(Unruhe in den Reihen der OVP. - Abg. Dok­
tor F 1 e i s  c h m a n  n: Er soll die Pappen hal­
ten, der Schwimmer! - Abg. Dr. W i e  s i n­
g e r: Schwimmer ist ja gar nicht da!) 

Hoihes Haus ! Meine 'Darrn.en und Herren! 
Das sind s.chon wesentliche Gründe, die meiner 
Meinung na,eh einem verantwortlichen M'ini­
ster das Recht g-e'ben,  zu ülberlegen, OIb eine 
solche Neulbestel1'UJnlg dn 'VerantJwortungs­
bewußter Weise gemacht werden darf oder 
nicht. Denn die Entscheidung in diesem großen 
Unterne'hmen ist 1JweifelSlOhne sehr verant­
wor,bungsvoll. 

Zu g,uterr Letzt wi,ssen wir doch, daß dieser 
Vors,t'and nach dem Gesetz beste'Llt worden 1st 
und hestellt werden ka.I1ln, di e pOilHische Ver­
antwortung ror die Auswirkungen in der 
Offent1lichkei t  trifft dann aDlerdings immer 
wieder nur den BundesllItinister. 

und Iden Leuten, die sie treffen, nicht dienen . 
Ich meine, daß das, was ich vorerst gesagt 
habe, genügt. 

Ich möchte nur um Ve'rständnis auch auf 
Ihrer Seite bitten, denn das., was Sie heute 
getan haben, !hat, wie ich glCl'Ulbe, wenig mit 
Men·schl'ichlk.eit zu fun, denn 'e!S ist die Diffa­
mierun.g j ener Leute, von d enen Sie auch 
sagen, daß sie Verantwortung getragen halben. 

So eine dringliche Anfrage auf p ersonellem 
SektOlI lIlJÜ,ßte man sich rur die Zukunft über­
legen, weill sich die Prolbl.eme im internen 
Bereiffi der kompetenten Stellen anders 
besser lösen �dISIse'll. Hier sol'l man also nicht 
Emotionen aruf Kosten v·on vi er Betroffenen 
anheizen, die nun in der Offentlichlk.eit aus­
g.eschlachtet werden. 

Sie wenden doch nicht annelhrrnen, maß Sie 
allein h'i er beschu}IcI-igen und ,ank.tlagen können 
und daß wir d·ann nicht von der Gelegenheit 
Gelbrauch machen WÜlrden, dazu Stellung zu 
nelhmen und zu reprlizieren. Daher wissen Sie 
VOll Haus a:us, daß Sie mit einer so1chen 
dringlichen Anfrage das Irrnage der betroffe'nen 
Leute in a:l'1er Off.entlichlkeit herumterreißen, 
demontieren. 

Nun ein paar Repliken zu den De\batten­
beitragen Ihrerseits. 

Herr Dr. Mockl Sie halben sjch yeI1Ülhmt, 
das Gesetz VOlIIl 6. März 1 969 .be7JÜg;1ich OBB­
SelJblStverrwaltuIlig geschlaffen zu haben . Wir 
halben dem eigenen Wir,tschaJtsk.öI1per später 
unsere Sanlktionierung gegeben. Alher, Doktor 
Mock, mit dem Gesetz halben Sie oIhne unser 
Zutun auch be'schl'OIssen, daß dJie Vorstände 
eben a'bberufen unld IbestelLt werden kJÖllnen. 
Warum regen Sie sich Ijetzt dagegen so auf? 
Ein Gesetz, das Sie gemach.t halben, soHen wir 
nicht vollizie!hen? Man kann es b.ei Gesetzen 
auf keinen FaN S'O machen, daß s i e  j edesmal 
nach Belielben, nach parteipdl'itischem Be­
lie'ben korrigiert werlden ! (Abg. S t e i n e r: 
Ein billiger Schmäh!) Da,s ist kein Schmäh, 
das ist euer Trick, den wir nicht aktzeptieren. 

Die SPO !bekannte sich mit der Novene vom 
4. JuU 1973 zu wei,teren Mäglichlkeiten, fremde 
Lasten albzUlbauen. (Unruhe bei der OVP.) 
Ich halbe noch roni Minuten Zei.t. DaJs ist Ihnen 
unangenehm, was j etzt kommt ; ich weiß 
es schon. Da wo�l·en Sie \halben, daß die Zeit 
rasch.er aJb1 äuft. 

Und nun einiges 2lUr Personal'P0ltitik. Ddktor 
Mock! 'Die Personalp-ohtik der OVP wird von 
der Offenfllichlkeit sicherlich nicht gutge!heißen. 
LaisISen Sie mir kurz im Te'legrammsti'l ein 
paa·r Beispiele bringen. 

Ich ha.be es, wie -ich glauJbe, V'o.n der sfrch- In der Steiermarlk. : Im LandeSidienst einge-
lirnen Seite her nirnt notwendi g, noch mem stel1t: 300 OIVP, 4 SPO - Lantdeshauptrrnann 
Details aufzuzälhlen, wen sie der Sache seIhst OVP, MehrheIt OVP I 
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Troll 

In NiederÖlsterreich: Von 1 8 1  Hofräten liche Auseinandersetzung in 
koonte die SPO nur 6 dUlrchsetzen. Diese Zah- nicht und Sie werden zu 
len sagen an�s l (Abg. Dr. B a u  e r; Wien! wissen. 

dieser Era·ge 
a r'gumentier.en 

Wien!) 

Prä.sident Dr. Maleta: Her,r KoUege Troll I 
Die Zahlen sind interessant, alber d i e  Redezeit 
ist abgelaufen. (Heiterkeit bei der OVP.) 

A1bgeoronete,r Troll (fortsetzend) : V'on 23 
Bezirikshauptleuten kein Sozi,alist ! Wir werden 
noch Gelegenihei,t ha;ben, dClJS ein and e res Mal 
(lU interpretieTen. 

Herr Minister! DalS altles paßt nicht dCiiZU, 
daß Sie j etz.t s'o:zusagen Ülberrascb:t sind von 
dieser Defbatte, denn wir haben in g'anz 
Ü1blicher Weise miteinander gesprochen, haben 
uns leide,r nicht geeinigt und ha.ben geslagt: 
Na gut, daniIl w erden wir die S a che eiben auf 

einer anderen Ebene ,austraogen.  Das list nicht 
unfair, das ist nichts UngewOhnHches, und d'a'S 

widerspridlt nach meiner AUlf.fassung in keiner 
Weise demolkrati'schen Gepfloge nh eiten oder 

Skher ist:  Sie liegen mit ]h:rer heutigen dem VeJikelhJr 7JWiJschen poHtismen Gegnern. 
dringlichen Anfrage vöblig daneben. (Bei/all Ich möchte das, bi,tte, ausdrückIlich hier fest­
bei der SPO. - Abg. Dr. G r u b e r: Die Zeit stellten. 
der Regi1erung ist auch abgelaufen!) 

Prä'sddent Dr. Maleta: Bitte, die Zwischen­
ruf,e sind 'ClJUch aibgella!Uiien. (Heiterkei't.) 

Abgeordlneter Belischm�IlIIl! 10th muß Dhnen 
einen Q r d n u n  g s r u .f erteilen w egen einer 
Außer,wng, die im Pr'Otolk'Oll festge'haHen ist. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
PräJS',ident! Meine 'sehT geehrten D amen und 
Heuen ! ICh halbe mich vor ajUem �u Wort g,e­
me'�det, weil aus 'dem 'bisherigen Verl,aUJf der 
Debatte und inslbesorudere aus den Aus.führun­
gen des Herrn Kollegien Trdfl d e r  Eirrdruck 
entstehen mußte, daß die Osterreichische 
V.(jliksp/aTte'i mit dieser Debatte ein verein­
ba,rtets Stillschw.eigen gelb:mchen hätte untd daß 
eine solche Debatte nicht im Einklang stünde 
mit s achli chen Gesprä.ch,en, die vorlher geführt 
wurden. 

La'ssen Sie mich tbitte dazu fe'ststelJIen : Die 
Tatsache, daß apposition und Regierung ü/ber 
eine Frage 'sachlich miteinamlder SlPrechen, 
kann doch Ibeim besten W-ililen nicht als Hin­
rleI1llis dadiür alllg€'selhen werden, daß man sich 
im F,aUe der NichteinilgunQl ,an die Offent'l'ich­
keit wendet. 

Zweitens : Heu Minilster Lan c !  Ich verstehe 
nicht, wa's hier me'hI1mals von vereinbartem 
Sti Uschiwe�gen 'gesagt wurde. Es i s t  heute 
schlon mehI'IIla,ls als peirulich empf.unden wor­
den, wenn hier a/US Gesprächen zitiert wurde,  
ich möchte es auch eher vermeiden, alber ich 
glaulbe doch, ohne daß ich irgendeine DiSikre­
Non verletze, hier sagen zu ikÖinnen:  Wir 
hCliben zwischen den Parteien Ü1be r  dieses 
Thema gesprochen und f es tlg·estellt, daß wir 
uns nicht einig,en können. Alls wir ge's agt 
hahen : Dann wird man eiben die Sache debat­
tieren müssen, halben Sie, Herr Minis.ter, alUs­
drücklich festg·esteHt, Sie s,ch,euen eine öffent-

Herr B111ldesmill'ilSter !  Ge,statten Sie m:r 
noch, daß ich mich g'egen ein Wort hier wende, 
das Sie veItwendet naben. Sie haben gesagt, 
die 'Frage sei ihier politisch hochgeSipielt wor­
den. Sie halben se�bst enwällmt, daß Sie lamge 
Jahre ·Parla.mentaJrier sind. Sie IIlIÜssen mir 
daher sicher recht g,elben, wenn schon n.icht 
w,ört'lim, so doch mit -innerer z.ustimmung, 
daß die Delbatte eilIler Rrag,e in diesem Hohen 
Haus kein politi-schelS Hoch'Sipielen,  ,sondern 
lias Recht der Vollksvertretung ist .  (Beifall bei 
der OVP.) 

Einige wenige Bemerkungen noch, meine 
Damen und HeIITen! Wir halben heute die 
�oneg.en Ullbrich und TroN in einer neuen 
Rolle .erlebt, nälmlich als Kritiker ·an der 
GeschäJftslführung der Bundeslbalhnen. Bei 'ßud­
g,etJdell:>atten sind sie des Laibes von - heute 
war allles schlecht. Bei des .wir.d hal,t nicht s-e'hr 
gut zusalIIlIllenpalSosen. Man muß s i ch  hi e,r die 
Frage stellen: Ist das Ldb be'i der Bu1dget­
de'batte etfo:lgt, dbwdhl der VorstanJcL nicht 
richtig funk.tioniert, oder fUIl'kt·ioni ert der Vor­
stand rkhti!g, oIbwdhl sons't di·e Schrwierig­
'keiten b.e.s.telhen? Zu irg,enldeine r  Lösung wer­
den Sie s-ich in di eser Frag·e entscheiden 
müs·sen. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
ostilSchen Seite ! La'ssen Sie uns im Zusammen­
hang damit eines feststellen: Wenn Sie heute 
g,esagt haben, die Geschäftsfüthrung des Vor­
standes se'i nicht in QpdnlUng und sei schuld 
dar an, daß nicht alles so goUt iSll: , wi.e Si.e es bei 
Budgetdebaotten dalIlste'Hetn, dann 'Wird der 
MaßstaJb, den wir in Zu:kurnt nach dieser 
PersonalmaßnalhJme an die GeschätftsifooI1Ung 
der Bund estbaihnen an'le.gen, umso strenger 
sein. Sie haben j etrzt eine soor .große Ver­
pflidltung auf sich genommen, nämlich den 
Heweis diafür zu erfuriIllg,en, daß die Herren, 
die Sie jetzt vorschlagen, es tats äch'li'ch b esser 
machen als der !bilslherige V,orstand. Diesen 
Beweis haben Sie j etrz.t auf sich genomrrnen, 

723 
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Dr. Kohlmaier 

und den wePden Sie ';ru erlbringen hal1>en, 
meiill:e Damen und Herren. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ein WIQrt nom zum Kol1egen Uilb'rim. Er hat 
hier wieder die Fadllkenntnisse ins Spiel ge­
br,acht und regt mich damit an, doch ein.es 
- im glaulbe, nimt nur mr mich, sondern aum 
für andere AJbgeordnete - fest�\lIstenen: 
Untersmeiden wir bitte nlmt zwischen AJbge­
ordneten mit Fachwissen, die kompetent sind, 
und Albgeordneten oihne FamwislSen, die in­
kompetent sind. Experten u.nd Nation.al'räte 
Sind ,etwas amderes. Wir halben das Vollk zu 
vertlreten. Wir sind von der gaI1'Zen BevÖlllke­
rung gewählt, auch der Kollege Ullbrich ist 
nicht nur von iBisenbaJhnern, sondern auch von 
anderen Berufsgruppen, wie ich annEfurne, ge­
wälhIt. Wir so1l1en die Rol!le VQll AlbgeoI1dne­
ten und EXlper,ten nicht durchei'Ilanderibringen, 
sonst müßten wilr das ParJ.ament al'lmälhlich 
au:fl-ö-s,en und die Fragen den Fachleuten über­
lassen. Sprechen wir hier a:lso nicht als Ex­
perten, sondern als VorksveTitreter, die die 
Dinge ernst nelh.men und die da!ran interessiert 
sind, Idaß ein dem VIQ'l\k. gehörender Bekieb 
nach rationellen Gesichtspunkten geführt wird. 

das Fachwissen des �oblegen Ulibrich, sondern 
überlass,en Sie sich lieber dem Rat filrer 
loyal.en Mitarbei.ter oIhne RlückSlicht darauf, 
welcher Fraiktiron sie angehören. (Beifall bei 
der OVP.) 

Prä/sildent Dr. Maleta: ZJUm Wort ist nie­
mamld mehr gIEIDl'eMet. Die De,batte iJSt ge­
schloSiSien. 

Wür gel'ilngen somliif. zur A b s t d m m 'U  n g 
uber <km Entschil'ießuD'gJSatIltrag der Albgeord­
neten Dr. KÖlndJg lliIlId Genossen betrefferud Ein­
sparung zusätzlich geschaffener Direktoren­
posten bei den Osterreichischen Bunid-eshah­
nen. 

Ich M1tte jene Damen und Herren, dioe diesem 
Entschließu1lIglSWlltrag Köndg fure Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen ru erheben. - Das 
ist die M'imldeI1heit. A b g e l  e h n t. 

Fortsetzung der Beratungen über Punkte 7 
bis 10 

Bräsi.dent Dr. Maleta: Ich nerume die U!I1ter­
brochenelll VieI1halllldlulThgen :DU den Bunkif.en 7 
bis 10 der T,a'9lesondruu1llg wtileder auf. 

ZUIIIl Wort gemeldet iSlt der AJbgeordme1e 
'Meine Damen 'Und He rr.en ! Man mUß aber Dr. Ermacora. Ich erteBe es hlml. 

auch auIf eines hiI:Lweisen : Famleute der Sozia-
Hstischen Partei, inslbeSlo.ndere Minister Fuiih­
bauer in einem Schreiben an den Bundeskanz­
ler, haben bei anderer Gelegenheit die fach­
Hche Qualifikation des Generaildirelktors, der 
j.etlZt aJbiberufen wirid, belegt. Man muß sich als 
fpol'itische Partei und auch aIls MinVster ülber­
legen, OIb man eine Person kritisiert O'der ob 
man eine Person nicht kritisi-ert. Albe'r man 
kann s'ie nicht auf der ein.en Seite loben und 
aUf der anderen Seite als nicht qualifiziert 
darstellien. 

Herr \Bundesminister! Lassen Sie miCh ab­
schließend feststeillen :  Es g-i!bt ,eine Rede­
wendun.g : Es I5tOOt mir nicht zu, zu be1l'rteHen, 
wie das odeT j enes war. Es stelht uns ruber doch 
!zu, zu Ibeurteilen - auch als NiChtJfachleru.te, 
eben als Volksvertr eter -, db das, w as Sie 
heute hier V10r dem Hdhen Haus vertreten 
hahen, ülbeTrzeugenld ode r  IJücht überzeugend 
für j emanden war, der IsiCh ·allJS s·einer politi­
schen Tä,Hglkeit und VeTantlwOTtung heraus ein 
Urteill bHden kann, oIb ein! Ar.gument zutref­
fen1d ist Oider nicht. Sie  waren heute n:icht 
Ü'be·nzeug,end bei der BegI1Ündiung IIhrer perso­
milipolitischen Maßnalhme und, Herr ' Bun'des­
minister, Sie WaJfen VOO'l' allem dort nicht ü1ber­
zefUg,enld, wo Si.e eine Anordnung, dde Sie 
nad:uweis�ich se'llbst getroffen halben, da,nn j e­
mand anderem zusinnen wollten. Ersetzen 
Sie marngelnde Exrpertenerfahrung - wir 
wissen, Herr Bunde smin ilS,t er, daß Slie aus 
einer anderen Richtung kommen - nicht durch 

A<bgeoroneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präs�dernt! Halhes Haus I Es ist nam diesen 
Niederung,en der PellS04na'lipdlitfk der Soziali­
st:isch-en Partei nicht .ganlZ eilIllfach, wieder auf 
die Hö!hen drer A'Wßenpallitirk hina1l'fizusteigen. 

Zuruckkammend auf die Debatte vor drei 
Stunden, möchte ich anknÜlpfen 'an BemeI1kun­
gen, die UlrsprlÜn91lidl g,emacht wurden. Ich 
möchte mich an Herrn AJbgeordneten Ozernetz 
wenden, der vor vielen StUJl!denunter ,anderem 
erklärt 'hat, daß es eine Koexistenz der 
IdeOllogien geben könne. Ich muß ihm ,aber 
hier sClJgen, daß eine Koexistenz der Lpeologien 
wohl nicht denlkibar ti,s1. 

Frau Abgeordnete Atbrecht hat an ,einzelnen 
Beispielen ih'erausstellen waNen, daß es das 
Verdienst d.es Herrn AußeIlJTIlinisters s ei, wenn 
gewisse Resolutionen in den Vereinten Natio­
nen zustandegekommen sind. Ich glaube aber, 
hier ist die Realität :so, daß der Herr Außen­
mini,ster die TäUgtkeit der Bediensteten und 
Beamten ,zu vertreten hat. Wenn sie wüßte, 
wie solche R'esolubionen z'ustande kommen, so 
würde sie erkennen, daß es wirkIim in der 
Hauptsache das Verdienst der B eamten ist, 
die dal'an mitwirken. 

Ich möcht'e insbesondere an die J ournali­
stenkonvention anknüpfen. Es war nicht die 
Initiative Osterreichs, es war die Initiative 
Frankreichs im Jahre 1970 j Osterreich hat an 
dieser Initiative partizipiert. 
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Dr. Ennacora 

Der Herr Bundesminister hat über die Lan­
desverteidi.gung gesprochen und gemeint, d as 
g ehöre doch nicht JÜ'erher. Alber es gehört doch 
hie rher, sicherlich: der Artikel 17 des StaJats­
vertra'ges, die Problematik der Position Oster­
reichs im Sicherheitsrat und die damit veI1bun­
denen Fr.agen der Bewafinung und der Ver­
teidiyungsbereitsch.aft Osterreichs. 

Ich möchte nur heraushe.ben, daß der Herr 
Bundesminister auf dem Gebiete der Landes­
v erteidigung natürlich schon Aus.saJgen ge­
macht hat, die zu Bedenken An'laß gelben. Er 
hat zum Beispiel zu Kossygin nidlt:$ gesagt. 
D e r  Herr Bundesmini,ster hat zu der Frage des 
A rtikels 17 meistens :ahgeWlJlnik,en. 

Herr Bundesminister! Sie waren immer der 
Meinung, daß eine gute Außenpolitik doch 
wertvoUer sei als eine ·gute Lantdesverteidi­
gungspolitik, wenn ich mich e�was plump so 
ausdrücken darf. Am 6. 12 . 1972 haben Sie 
nach 'der "Kleinen Zeitung" erklärt: "Aber ich 
g:laUJb€, daß die Simerheit tbei der ,gegenwärti­
gen militärischen Lage in Europa primär Auf­
g a b e  der AußeI1Jpol,ititk sein wird." Bitte, ich 
g laUJbe, daß aus dieser Pressemeldung der 
"Kleinen Zeitung" doch deutlich ein Schwer­
gewicht in Ihren Auf.fassung.en bezüglich die­
ser Frage hervorgeht. 

Itn der "Presse" vom 23. 3. 1973 /berichtet 
man über Sie, Herr Bundesminister: "Seiner 
Meinung nach komme j edoch in der gegenwär­
tigen La.ge in Europa der Außenpolitik die 
überwiegende Bedeutung zu. ,Ein Fehler auf 
dem Sektor könnte die Sicherheit Osterreichs 
stärker gefährden - ist Igleichsam irreversibel 
und in seinen Fol,gen unabschätZibar - als 
eine mehr oder minder ·effiziente Land esver­
teidigung zum ,gegenwärtigen Zeitpunkt', 
stellte Kirchschlläger fest." 

Ich ,glaube, Herr Bundesminister, aus diesen 
Bemerkungen �geht ziemlich deutlidl hervor, 
daß Sie - hitt.e, vielleicht Ihrem Amte ent­
sprechend - gewisse Präferenzen und Schwer­
gewichte setzten. 

Herr Abgeordneter Gzernetz hat ·ein ge­
wisses Lamento in bezug auf :die Europapol,it:k 
angestimmt, aber ich mödlte, wenn die Stim­
mung im Hause etw,as Ibewegter wäre, gerade­
zu mit LeLdenschaft ausrufen : Wenn Europa 
jene Politiker hätte, wie die, die zum Beispiel 
bemÜlht sind, in der Nahostpolitiik. zu ei,nem 
Fri eden zu gelangen, wenn Europa solche 
leidenschaftlichen Pdlitiker hätte, die Europa­
ide e  weiterzuverfolgen, so :bin ich fest über­
zeugt, daß wir auf .einem Wege nach einem 
geschlosseneren Europa stünden. 

Nicht er,wähnt wurde vom Herrn Abgeord­
neten Czernetz, und das ·scheint mir doch ein 
besonderer Ausdruck der europäischen Idee 

zu sein - insJbesoI1Jdere, wenn man diese in 
Zusammenhalt mit den Menschenrechten 
si eht -, daß vor weni.gen Tagen Frankre i ch  
die Europäische Konvention für Menschen­
rechte ratifiziert hat und daß 'auch die SChrweiz 
diese Konventi'on ratifiziert hat. Ein besseres 
Beispiel für die werdende Geschlossenheit 
di eses Europa des Europarates kann wohl 
nicht geboten werden. 

Herr Bundesminister! Sie sprachen von der 
Stärkung der GesinnungSigemeilllsdlasft. In 
diesem Zus.ammenhang würde ich Ithnen inso­
feme Recht geben, als 'gerade diese heiden 
B eispie'le, die ich angeführt habe, das heraus­
stellen. 

Aber wenn Sie früher von der Notwendig­
keit, die  Europaidee mit  Leben zu erfüllen, 
gesprochen haben, so gl'aube ich, daß die For­
derung nach den europäischen Wahlen, d a s  
heißt d i e  Direktwahlen ,zum Europ arat, e in 
G ebot ist, das -ein Außenpolitiker in seinen 
GeSlprächen lIIlit de[l :anderen Außenpolitikern 
zu verf.olgen hätte. Ich darf Sie nur, was Ihn en 
sicher bekannt ist, auf die Entsd1ließung des 
VorarLberger Landtages verweisen, wo die 
Vorarlberger Landesregierung ersucht w ird, 
sich bei der Bundesre.gi,erung für solme Direkt­
wahlen im Wege der Satzungsänderung e in­
zusetzen, un:d ich darf weiter auf ähnliche 
Entschließungen des Südtimler Landtages be­
z iehungs,weise des Nordtiroler Landtages im 
Jahre 1972 hiIllWeisen. 

Herr Bundesminister ! Wenn man nun die s e s  
B ekenntnis z u  Europa näiher unters'l1'cht, s o  
sind es j a  d i e  Berichte, über die wir h i e r  zu 
diskutieren hab en, die uns vorliegen. Hie r  
muß i ch  Cl!ber sd10n sag,en, daß diese Berichte 
eiIl!fach Tatsa'chen mitteilen, OIhne das zu be­
richten, was zur Integration dieser Europ a­
politik in Osterreich beiträgt. Es ist inter­
essant, .zu b eachten, :daß diese Berichte wohl 
über Tatsachen berid1ten, aber es wird nicht 
berichtet, was nun in Osterreich darangesetzt 
wurde, diese Entschließungen, diese Resolu­
tionen, diese Empfehlungen ·umzusetzen. Da 
heißt es etwa ,in diesen wie ein Märchen 
anmutenden Berichten aus den Jahren 1 972 
und 1 971  - Märchen deshalb, weil die Ver­
g an:genheit die Dinge 'gewaltig verändert 
h at -, daß ,etwa. die Empfehlung der Par­
l a mentari.schen Konferenz für Menschenrechte 
1m Minister:delegiertenkomitee noch behandelt 
wiro, dann, daß die Prüfung derzeit nicht ab­
g eschlossen ist, daß ein ModeUprogramm be­
h andelt wiro, und so geht das in diesen Be­
richten weiter. Man wird die Frage in j edem 
einzelnen Falle zu stellen haben: W'as haben 
Sie, Herr Bundesminister, auf der innerstaat­
l i dlen Eben.e ZUIT Integri1erung dieser Vor:stel­
lungen, die man im Europarat hatte, beige­
tra,gen? 
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Dr. Ermacora 
Wenn ,ich hier j etzt nur ·ganz kurz ,auf diese 

Fragen in dem Bericht, die die Menschenrechte 
betreffen, aufmerks'am machen dal'1f, so hatte 
Frau Abgeordnete ALbrecht sicher zu Recht auf 
bedenkliche Entwicklungen in der Realisierung 
der Menschenrechte hingewiesen. Aber ich 
darf doch aufmerksam machen, daß es auch 
notwendig wäre, sich ,bei uns .umzusehen. Ich 
glaube, wenn man die Rechtsfragen in diesen 
beiden Berichiten au�wirft, wird sich heraus­
stellen, daß es da ein e  Reihe Vlon Fr,agen im 
europäischen und im österreichischen Bereich 
gibt, die zunächst klärungswürdig sind. Idl 
würde nur verweisen 'auf den Bericht 191 1 ,  
Seite 15, den man sich ansehen müßte. 

Was nun den Bericht uber die Vereinten 
Nationen angeht, 'so hat heute der Herr Bun­
deskanzler in 'einer sehr freimütigen Meinung 
die Auffassung vertreten, daß .die österrei­
chische Frie:denstruppe etwa vom Suezkanal 
auf die Golanmöhen verlegt ,würde. Das hat 
er ausgeführt. 

Herr Bundesmini ster ! Hier in diesem Zu­
sammeruhang möchte ich doch aufmeI1k.s·am 
machen, daß wir einem 'rur den ein�eUnen 
Soldaten doch selhr gewichtigen Problem 
gegenüberstehen, nämlich: Ist es d enn so ohne 
weiteres mö:gHch, (jhne das Haus zumindest in 
einem Ausschuß zu k,Qlnsultieren, daß Ülber die 
Verfiigun'g des Bundesheeres so global ab­
gesprochen wird? Es ist e1n Unterschied, ob 
heute ·ein Soldat am Suezkanal -zu dienen hat 
oder auf den Golanhölhen zu dien en hätte. Ich 
glaube, aus dem Gesetz des J ahres 1 965 über 
die Verfügung über das Bundesheer ergeben 
sich hier wichtige Fraig en, die man niicht so 
ohne weH er es aussprechen kann, wie dies 
der Herr Bundeskanzler heute vormittag ge­
macht hat. I,ch würde doch bitten, zu hören, ob 
Sie, Herr Bundesminister, meinen, daß man 
so ohn e weiteres über diese Einsatztruppen 
des österreichischen Bundesiheeres verrugen 
könne und oIb man ,so ohne 'weiteres, ohne 
Kontakte mit dem P,arlarrnent, sOZ'Usagen einer 
internationalen Organisation ,im Rahmen eines 
sehr um:f.asseruden Territoriums die Ver­
fügungsgewalt für die Verlegung der Truppen 
geben könnte. D er Herr Hundeskanzler hat 
nämlich heute in seinem 'Bericht 9:eS&9t, daß 
für den FaU, daß auf den G(jlanlhöhen und in 
anderen ,gebirgigen Gebieten UNO-Truppen 
eingesetzt 'werden, österreichischen Soldaten 
diese Auf,ga1be IZ'11gedacM ist. 

Ich möchte mit einem Hauptpl'oblem ab­
schließen. Herr Bundesminister ! Diese Berichte, 
die Sie uns vorgelegt haben und die wir im 
Außen'Politischen Ausschuß j a  diskutiert 
haben, heben eine Grundsatzfrage der Außen­
politik heraus, nämlich ob es I,hnen ,al,s Außen­
minister 'gelingt, das, was man in den inter-

national'en Bezie:hung-en, lin den inter­
nationalen Organtsationen gewiß mit vielen 
Mühen g.eschaffen hat, in den innersta.atlichJen 
Bereich zu übersetzen, ob Sie w.irklich im­
st·ande gew·es en sind, damit eine ;integrale 
AußenpoliUk zu betreiben. Ich 'habe -den Ein­
druck, daß die Bericht-e, dile w.ir hi,er diskutie­
ren, eben kein ausgesprochener Lei'stungs­
ber:icht Ihres Min:istel1iums :sind, 'Sonde·rn eine 
TatsachenfeststelluIlg, bei der eiJIle politische 
Konklusion über das Verhältnis Außen­
politlik - InnenpoJ;iti1k fehlt. Danke vielma'lls . 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger : Hohes Haus l Ich will 
vorerst auf einige Bemerkungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Mo.ser eingehen. Vielleicht 
zuerst auf j ene BemeI1kunJg, nam der sich der 
Herr AJbgeordnete darüber Sor,gen machte, da ß 
im Budget ein Beit,ra.g enthalten 'sei, der sich 
als freiwilliger UNIDO-Beitrag darstell e. Ich 
möchte da.zu fol'genldes feststellen :  

Dieser freiwHli'ge UNIDO-Seitrag - und 
zwar seit 1911 - dient dazu, in Osterreich e in 
s ogenanntes "PJ.asotikseminar" abzuhalten, das 
i'st 'ein Seminar, das von der UNIDO und von 
der österreichischen Wirtschaft veranstaltet 
wind und dessen rein äußerlich sichtbarer 
Ertrag bi�er immerhin 30 Mmionen SChilling 
an Aufträgen 'rur die österreichische Wirtschaft 
gew.esen .is1t, wobei ich g,ar nicht darauf ein­
gehen möchte, daß ja auch die Anknüpfung 
von G eschäHs!bezi8lhun'gen mit den Entwick­
lungsländern von einem gerade ,für die Zu­
kunft nicht .Z'U unterschätzenden Vorteil ist. 

Der Herr Abgeordnete 'hat weiterhin kriti­
sier1t, daß eine Sekretariiatseinheit der Ver­
einten Nationen, die gegenwärtig nur ein Aus­
maß von 10 oder IS Personen hat, ebenfaNs 
nach Wien eingeladen wurde, hier ihren Sitz 
zu nehmen, weil ·sie mit iihrer Al1beit in einem 
inrueren Zusarrnmenha1ng mit der Internationa­
len AtomeneI191ieorgani'sation steht. I)i,e Kr.itilk 
an dieser T.atsache der Einladung scheint mir 
doch einer Uberlegunlg wert, ob der Herr 
Abgeordnete Dr. Moser oder ob seine Partei 
nunmehr den Weg zu verlass.en beabsichtigen, 
der seinerzeit in der Koalitionsregierung be­
gonnen wurde, aLs man die Internationale 
Atomenergieorganisation hieher einlud, in 
Osterreich ilhren Amtssitz zu nehmen, 'Und wo 
man dann während der AlIleinregierung der 
Volkspartei die UNIDO einlud, hier ihr 
Hauptquartier auftzuschlla'gen, urud sodann 
durch die soz:ialisti:sche Regierung das Institut 
für Systema1rualyse eingeladen wunde, hier in 
Wien seinen Sitz zu nehmen. 
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Das ist bislher von allen RegierunYea1 als 
eine s:ehr grundsätzlime, im 'Interesse Oster­
reichs 'gelegene Tätigkeit angesehen worden. 
Wenn man nunmehr bei einer Einladung für 
die Sitozna:hme in Wien von 10 oder 20 Mit­
gliedern einer Sekretariats,einheit der Verein­
ten Natione n  Bedenken anmeldet, dann frage 
idl mich: Welche internationalen OI1ganisa­
tionen werden noch nach Os{erreich kommen? 

Wir waren doch aUe, ,UJIlld 'ZIwar unaJhhäcn.gig 
von der Partei!Z'ug,ehörigkeit, immer d,aran 
in teressiert, daß Wien ein drittes Zentrum der 
Vereinten Nationen nach New York und nach 
Genf werden soll. Ich seihe keinen Grund, daß 
nunmehr von dieser Polititk abgegangen wer­
den ·soll. Tm Gegenteil, gerade tn einer un­
ruhi:gen Welt scheint es mir sehr nützlich, j a  
für Osterreich ;sog!ar his 'zu einem '9'e'Wissen 
Grad notwendig,  'auch in seinem Sicherheits­
i'nteresse hier internationale O rganis.ationen 
zu 'beherbergen . 

Ich g,}!au'be auch, man soll das nicht immer 
so darstell en, als ob der Sitz internationaler 
Org,anis.aHonen in: Wien nur eine unendliche 
Summe von Aus gatben mit sich brächte. Es 
kommt in diesen Talgen ein Buch des Wiener 
Wirtschaftswis s ensroa'f1Jlers un:d Journalisten 
Dr. W'alter Stermaonoll heraus, das den Titel 
"Die internationa'�en Org,anisationen jn W;ien" 
träg't. Der A'Utor kommt zu der Annahme, daß 
im J'ahre 1 972 d e r  ö.sterreichischen Wirtschaft 
bei einem Beschäftigtenstand von insgesamt 
nur 2300 Pers o n en in den internatiorualen Or­
ganisationen in W1en 500 ,Millionen Schilling 
zugeflossen sind.  Eine zusätzlkbe Marktein­
naihme VOlIl 500 Mi,llionen SchiI,Jing hIer in 

Osterreich und vor allem in Wien ,scheint mir 
doch wahI1l:ich: auch einer Beachtung wert, 
wenn man über die Aufwendungen spricht, die 
für die internationalen OIlganisatiooen hier 
gemacht wurden. 

Der Herr AJbgeordnete hat dann neuerlich 
davon zu sprechen 'begonnen, d'aß die Ent­

fertigungserklärung - die nicht ich den Ver­
einten Nationen, sondern ·di'e Vereinten Na­
tionen der Republik Osterreich abgegeben 
haben - ungenau gewesen sei . Dazu darf ich 
folgendes festst ellen : 

Die Entfertigungserik'lämng war immer und 
ist immer ausschUe&lich in Zusammenhang 
mit den Schreioben zu ver.stehen gewesen, d ie 
ich an den G ener,aldirektor der UNIDO und 
an den Generaldirektor der Iruternationra'len 
Atomenerogieor:gani,sation 'gerichtet habe. In 
diesen Erklärungen wurde ,ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dtaß die ö.sterreichische Bundes­

öst'erreichisdle Bundesregierung ihre gegen­
über den Vereinten Nationen eingegangenen 
Verpflichtungen als erfüllt betrachtet, Die Er­

klärung gegenüber den Vereinten Nationen 
hat dies'e Ziff,er 4500 nicht verbatim wied'erholt, 
weil die Berechnungen ,im Einvernehmen mit 
den beiden Organisationen damals die Ziffer 
459 1 eIlgeben haben, diese aber auch ,wieder 
um einiges nach un1'en und oben variieren 
k.ann, und deswegen wurde damals, um bei 
der Za'hl 4500 bleiJben zu könnren und die 91 

nicht extra e'IiWähnen ,zu müssen , die Ziffer 
von moor als 4500 Personen .angeführt, das 
aber immer 'g.Ieichrzeitig 'unter Hiruweis auf die 
Schreiben, die den beiden internationalen 
Organisation en in Wien zugeg,angen sinid. 

Betreffend das, was der H err Aibgeor,dnete 
Dr. Moser zur Erklämng d es Herrn Bundes­
kanzlers von heute vormittag gesagt hat, 
möchte ich nur darauf hi'IlIweiSleIl, daß in dje­

ser Eflkilärurug ,auSldrücklich davon ,gesprochen 
wurde, daß j ener Teil der UN-City, der bereits 
durch inte'fnationa.le Verpflichtungen 'gedeckt 
ist - d as ist also der internationale Teil -, 
fortgesetzt und beendet werden wird, daß 
aber aUe Fra,gen, die mit dem österreichischen 
Konferenzzentrum 'ZusdlIliIIlenhäng en, das -sei­
nerzeit nicht von di,eser Regierung, sonrlern 
von der frÜlheren Regierung ebenfaUs in die 
Zus:age eirub ezogen wur:de, einer Lösung zuge­
führt werden, die z'war die epwälmten Zu­
sa,gen ,geg enüber oden intern:ationalen .organi­
sationen nicht beeinträchUgen, aober doch auch 
eine optimale Komlbination mit einer kommer­
ziellen Nutzung d'arstellen sOlN, damit die Be­
l astung des Staatsihaushalt:es vor allem dann, 
wenn di'e Räume fertig sind, vermieden wer­
den soll. 

Und hier noch eine Frage ZUIffi Konferenz­

zentrum 'als ,solchem. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Moser bat gemeint, es sei die Zeit der 
KonferelliZzentren vorbei, man ;brauche ,keine 
mehr. 

Hohes Haus I Für die Landeshauptstädte ist 
das richtig ; da goi!bt es Schwierigkeiten , ein 
Konrfer·enzzentrum wirklich in Betrieb zu 
haben und in Betrieib zu halten. IIß, den Haupt­
städ ten der Sta'aten werden aber übera'lJI in der 
Welt die Konferenzzentren noch zuweni1g. Das 
ist deswe·gen der Fall, weil viele Korugresse 
und vor allem alle zwischenstaatlichen Kon­

gresse bestreibt sind, in dte Haup,tstädte der 
einzelnen Staaten zu gehen, da sie dort eine 
MögJ.ichkeit haben, über i'hre diplomatische 
Mission mit ihrem jewehllgen Heimahl,and auf 
kur.zem W eg Verbindung .aufrzunehmen. 

reg-i erung und d-ie Stadt Wien bis 1 98 1  auf Wir haben gerade in Wien eine ganze 
ihre Kosten für 4500 Personen Vorsorge tref- Anzahl von Konferenzen nicht akzeptieren 
fen werden, und es wurde dann erkllärt, daß I können, weil wir in der Hofburg einfach kei­
mit der Dmchtrührun'g des Bauvorha;bens die nen Platz dafür haben. Ich darf daran erinnern, 
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weldle SChwierigkeiten es gekostet hat, auch daß alle Mitglieder des Hohen Hauses in der 

einen ClIng,emessenen Konf.erenozraum für die Lage sind, 'aus den Tatsadlen dann die ent­

gegenwärtig in Wien tagende Besprechung sprechenden SChlußfolgerungen zu ziehen. 

über die Verminderung des Militärpotentials (Beifall bei der SPO.) 

durChzuführen. 

Noch ein Wort zu dem Diskussionsbeitrag 
des Herrn Abgeordneten Ermacora. Die Ent­
sendung des österreiChischen UN-Kontingents 
erfolgt in der Form, daß dieses Kontingent auf 
Grund des diesbezüglichen 'Bundesverfas­
sungsgesetzes mit Genehmigung des Haupt­
aussChusses dem Generalsekretär der Verein­
ten Nationen für eine bestimmte Zone, in 
diesem Fall also für den Nahen Osten, zur 
Verfügung gestellt wird. Es ist in dieser Zur­
verfügungst'ellung n:icht iinbegroiffen, .in w el­
chem geographisCh begrenzten Teil einer 
Krisenzone nunmehr die Verwendung erfolgen 
soll. Eine solche geographisdle Begrenzung 
war weder beim Einsatz im Kongo noch war 
sie beim Einsatz in Zypern vorgesehen, wo wir 
mindestens zweimal den Aufgabenbereich ge­
wechselt haben, noch ist sie im Einsatz im 
Nahen Osten vorgesehen. Darüber, wo die 
Truppe eingesetzt wird, entsCheidet der Gene­
ralsekretär, allenfalls naCh Konsultation mit 
dem Sicherheitsrat. Aber er ist niCht verpflich­
tet, das Einvernehmen auCh des entsendenden 
Staates einzuholen. Würde er das tun, dann 
käme es praktisch nie zu einer wirkliChen 
Einsatzfähigkeit. Trotzdem wird gerade dort, 
wo keine dringliChe Veranlassung zu treffen 
ist, auch vom Generalsekretariat der Ver­
einten Nationen mit Osterreich immer Kontakt 
aufgenommen. 

Ich möchte aber im übrigen noch darauf 
hinweisen, daß die Meldung zu diesen Kon­
tingenten ja Freiwilli,genmeldung-en sind, daß 
also nicht einfadl durCh Befehl ein Teil des 
österreichischen Bundesheeres in den Nahen 
Osten verlegt wird, sondern daß siCh hier 
ausdrücklich das Kontingent nur aus Frei­
willigen zusammensetzt. Daß siCh die Gefähr­
lichkeit in einer Zone gerade bei einem sol­
chen Krisengebiet, wie es der Nahe Osten ist, 
praktisch von Tag zu Tag ändern kann, steht, 
glaube ich, außer Streit. 

Die letzte Bemerkung des Herrn Abgeord­
neten Ermacora war, daß die Berichte nur Tat­
sachen mitteilen und nicht imstande waren, 
eine integrale Außenpolitik zu demonstrieren. 

Ich bin Ihnen dankbar dafür, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Ermacora, daß audl Sie 
feststellen, daß das Tatsachen sind. Das 1st 
ja das, was ein Bericht enthalten soll. Es ist 
ein Bericht über die Tätigkeit des Minister­
komitees. Es ist ein Bericht über die General­
versammlung der Vereinten Nationen. Es ist 
doch gerade für das Hohe Haus notwendig, 
die Tatsadlen zu kennen. Ich bin überzeugt, 

Idl würde mir nie einen anderen Weg zu­
trauen, denn das würde j'a einer Bevormun­
dung ,gleichikommen. Und wenn Sie unter der 
integralen Außenpolitik in bezug auf Europa 
gemeint haben, daß sich Os,terreidl oder :daß 
ich mich durch diese Berichte darüber nicht 
ausweisen kODlDte, dann muß ich IJhnen schon 
sagen : Im R1ahmen des Europarates, im Mini­
steI1koonitee und in der Konsultativver.s.amm­
lung, zählen die Herren österreichisdlen Ab­
geordneten zur Konsultativversamml'UJIl'g als 
die aktivsten, ,aber es lZählt auch der öster­
reichische Außenminister zu den aktivsten, die 
für eine Integration in Straßlburg arbeiten. 
Unser,e Initiativen oder - -idl ,wiH es ruhig 
sagen - meine Initiativen, die ich gerade in 
Straßburg im Laufe der IletJzten J ahTe unter­
nommen habe, haben ·sicher da'Zu ,beigetr,agen, 
daß wir mit der ewigen Diskussion, ab wir 
ühe:r1haupt eine Funktion im Europarat ha:ben, 
nun endlich ru Ende gekommen sind und zu 
einer Arbeit kommen, die uns weiterhilft im 
Sinne einer Integration Europas. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Die Herren Berichterstatter verzidlten auf 
ein Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g, 
die ich über j eden der vier Berichte getrennt 
vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Aussdlußantrag, den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
betreffend die Tätigkeit des Ministerkomitees 
des Europarates im Jahre 1971 (III-1 03 der 
Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Ausschußantrag, den Bericht des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten über 
die Tätigkeit des Ministerkomitees des Euro­
parates im Jahre 1 972 (III-1 1 8  der Beilagen) 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sidl von den Sitzen 
zu erheben. - E i n s t i m m i g  a n g e n o m­
m e n. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über 
den Ausschußantrag, den Bericht des Bundes-
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ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die wichtigsten Ergebnisse der XXVIII. 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
(111- 1 1 9  der Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, s ich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m­
m e n. 

Wir gelangen nun zur Abstimmung über 
d en Ausschußantrag, den Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XVII. Ordentliche Tagung der Gene­
ralkonferenz der IAEO vom 1 8. bis 24. Sep­
tember 1 973 in Wien (I1I- 1 29 der Beilagen) zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m­
m e n. 

1 1 . Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 108/ A (11-3220 
der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Tull, 
Dr. Gruber, Dr. Broesigke und Genossen be­
heffend ein Bundesgesetz. mit dem das An­
meldegesetz Polen geändert wird (1 144 der 

Beilagen) 

Anmeldungen, welche erst nach A!blauf der 
bisherigen Anmeldefris t  eingebracht worden 
sind, als fristgerecht behandelt werden können 
und daß noch weiteren anmeldeberechtigten 
Personen die Möglichkeit gegeben wird, ihre 
bisher nicht geltend gemachten Vermögens­
verluste in Polen bis zum 3 1 .  Dezember 1974 
fristgerecht anzumelden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 15. Mai 
1974 in Verhandlung gezogen. In der Debatte 
ergriffen außer dem Berichterstatter der Ab­
geordnete Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
Wort. Bei der Abstimmung wurde der im 
Antrag 108/A enthaltene Gesetzentwurf in der 
beigedrudden Fassung mit Stimmeneinhellig­
keit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Falls Wortmeldungen erfolgen, bin ich be­
auftragt, zu beantragen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 

1 1 . Punkt der Tagesordnung: Änderung des Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n 9 
Anmeldegeselzes Polen. über den Gesetzentwul1f samt Titel und Ein­

Berichterstatter ist der Abgeordnete Wie-
landner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Wielandner: Herr Präsident I 
Hoihes Haus! Die Abgeordneten Dr. Tull, 
Dr. Gruber, Dr. Broesilgke und Geno'ssen halben 
in der SitzuIlIQ des Nationalrates a:m 5. 'Feber 
1 974 den ohgenannten Initiativlanrt:rag, der dem 
Fin.anz- und Budgetaussmuß zugewiesen 
wurd,e, eingelbI1acht. Dem vorliegenden Ge­
setze.s.antrag I,iegen unter anderem folgende 
Erw älgun'Q en zugrund e :  

Das zur Voroereirung des Verteilungsge­
setzes Polen erlassene Anmeldegeset'z Polen, 
BGBl. Nr. 235/197 1 ,  bestimmte im § 6 Albs. 1 ,  
daß AnmeLdungen von Vermögensverlusten 
bei sonstigem Ausschluß von der Gewährung 
einer Entschädigung bis zum 3 1 .  Dezember 
1 972 einzubringen waren. 

In der Zeit zwischen dem Ende der An­
meldefrist und dem Inkrafttreten des Vertei­
lungsgesetzes ist eine größere Anzahl von An­
melJdurugen e.inge�aI1gt, die wegen Versäumung 
der Anmeldefrist von der Gewährung von 
Leistungen ausgeschlossen wären. 

Im Interesse der anmeldeberechtigten Per­
sonen soll daher durch eine Änderung des 
§ 6 Abs. 1 sichergestellt werden, daß auch jene 

gang in 1 144 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Ges'etzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
ihren Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  's t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m-
m e n. 

1 2. Punkt: Erste Lesung des Antrages l 1 1/A 
(II-3301 der Beilagen) der Abgeordneten Dok­
tor Broesigke und Genossen betreffend Milde­
rung der Lohn- und Einkommensteuerpro-

gression 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
1 2. Punkt der TagesOIdnung : Erste Lesung des 
Antrages 1 1 1 lA der Abgeordneten Dr. Broe­
sigke und Genossen betreffend Milderung der 
Lohn- und Einkommensteuerprogression. 

Zunächst erteile ich dem Antragsteller, Ab­
geordneten Dr. Broesigke ,  das Wort zur Be­
gründung. 
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Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren I Es ist 
das ,geschäftS'orooungsmäßi:g Vioflg,esehene 
Schicks all von IniUativanträigen, daß .sie ge­
wöhnlich erst in den: Albendstunden in erste 
Lesung genommen werden, sodaß die erforder­
liche Konze1ntration auf die Materie woM nicht 
erreichbar ist. 

Ich darf daher nur mit einigen wenigen 
Worten begründen, ,weldle Albsicht die frei­
heitliche Fraktion mit diesem Initiativ,antrag 
verfolgt. Sie will damit die Aufmerks,amkeit 
auf den Umstand 11 enken, daß :die bisherigen 
Vorschläge 'Zu einer Einkommensteuerre,form 
im wesentlichen nur auf Symptomkuren hin­
auslaufen, alber nicht geei'gnet 'sind, da,s Pro­
blem zu lösen, das eigentI:ich 'Zugrunde liegt; 
das ist das Problem der Progression und 
ihrer Auswirkungen. 

Der Gedanken:gaifi'g, der uns bei unserem 
Antrag bewegt, ist im wesentlichen folgender : 
Wir meinen ,zunächst, daß das steuerliche Exi­
stenZlminimunl, also j,ener Einkommensbetrag, 
bis 'Zu dem eine Steuer lnicht erhoben wird, 
wesentlich höher liegen müßte, als es derrzeit 
der Fan ist, jede:rufaLls höher als j ener Betr.ag, 
der .als RichtSlatz in der Sozia1versicherung für 
eine Ausgl'eichszul'age vOl1gesehen ist. Das 
hätte nicht nur den Vorteil,  daß Leute in Ruhe 
gelassen werden, von denen .man wahrlich 
nicht behaupten kann, daß sie Ülber ein Jhoihes 
Einkommen verfügen, sOlIldern es hätte ,auch 
den weiteflen Vorteil, daß die Finanzverwal­
tung davon entlastet wird, Bagatel1lbeträgen 
mit einem uruverhäJlbn'ismäß:i-g hohen Verwal­
tungsaufwand nachzuj,agen. 

Die zweite Erwä:gung ist, daß bei den 
Massenei'nkommen, also Einlkommen etw,a bis 
zur Höhe der Höchstbemessungsgrundlage in 
der Sozia�versicherung, die Progression 'letzten 
Endes überhaupt Ikeinen Sinn und keine mora­
lische Redltf.ertiogung 'hat. Denn der Sinn der 
Pr ogres'sion ist doch, die höhere Leistungs­
fähi'gkeit zu heIÜcksichHgen. Man k,a,nn aber 
nicht behaupten, daß ei'ne Differenzierung im 
Beneich dieser Mas,senein:kommen ir.gendwie 
berechttgt und sinnvoll ist. lSie geht letzten 
Endes nur auf fisklalisme Gesichtspunkte zu­
rück. Daher müßte eine Reform, :die ,sich den 
Namen "Reform" vendienen will, zumindest 
das Ziel verfolgen, daß es in diesen Bereichen 
keine ProgreStSion ytbt, walS a'Udl den Neben­
effE!kt hätte, daß die Idrdhende Wegsteuerung 
durch die Progression etwa bei Lcili.nverlhand­
lungen kein Problem darstell:en würde. 

zen beabsichttgt, ikostet sehr viel Geld, oihne 
daß ihm aber ein konsequenter Plan zugrunde 
lälge, zumindest schrittweise die Progression 
im Bereich der Mass'eneinlkommen abzubauen. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Wir wilssen sehr wdhl, daß alle mögUchen 
Ein.wände und Widerstände ,gegen di:esen 
unseren Antrag und die �ugrunde liegenden 
Gedankengänge ins Treffen geführt werden, 
vor allem die ewig in diesem Zusammenlhang 
wiederkehrende Behauptung, daß dadurch eine 
finaIllz.ielile Problematik entstelle.  

Wir würden .aber darum ersuchen: Wenn 
Sie diesen Antrag geprüft haben, dann haben 
Si e zumindest lauch den Mut, illm ,abzulehnen. 
Wähllen Sie ,nidll j en e  Form der Geschäfts­
behandlung, die es vorzieht, ,solche Anträge 
dann j aihrelaDJg liegen,zUlI.assenl (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Falls kein Wlderspruch erhoben wioo, wleise 
idl den Antrag 1 1 1 / A sofort zu. - Wider­
spruch wird nidlt erhoben. Ich w e i s  e daher 
den Antrag 1 1 1 / A dem Finanz- und Budget­
ausschuß z u. 

Weiterer Einlauf 

Präsident Probst: Die Tagesordnung ist er­
schöpft. 

Ich gehe bekannt, daß noch folgende Regie­
rung,svorlagen eingelangt sind : 

Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr­
und Prüfungstätigkeiten an HochsdlUlen (1 1 46 
der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 
1 956 -geändert wird (27. Gehaltsgesetz-Novelle) 
( 1 1 5 1  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste­
Dienstordnung geändert wird (6. Novelle zur 
Bundesfor,ste-Dienstordnung) (1 152 der Bei­
lag,en) ; 

Bundesgesetz über Geldleistungen an öffent­
lich Bedienstete während des Karenzurlaubes 
aus Anlaß der Mutterschaft ( 1 1 53 der B ei­
lagen) ; 

Abkommen über den internationalen Handel 
mit Textilien (1 154 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Außenhandels­
gesetz 1968 geändert wird (Außenhandels­
gesetznovelle 1 974) (1 155 der Beilagen) . 

Wir wissen sehr wohl, daß das, was wir Diese Regierung'svorlagen werden gemäß 
vorsChilagen, ,sehr viel Geld kostet, aber auch § 41 Abs . 4 GesChäftsordnungsgesetz in der 

" das, was der Herr BundesminilSter für Finan- nächsten Sitzung zugewiesen. 
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Aussdluß-Umbenennung 

Präsident Probst: Im Einvernehmen mit den 
Parteien schlage ich vor, daß der am Beginn 
dieser Gesetzgebungsperiode gewählte Aus­
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
die Bezeichnung "Verkehrsausschuß" erhalten 
soll. 

Die n ä c h s t e  SitzUIlJg des Nationalrates 
berufe ich �ÜT morgen, Mittwoch, den 22. Mai 
1 974, um 9 Uhr ein. 

Tagesordnungspurrkt ist die Debatte über 
den Bericht des Bundeskarrzlers und den Be­
richt des Bunldesmi,ni.sters für Finanzen über 
die wirtschaftlIche Lage. 

Erhebt sich gegen diesen Vorschlag ein Ein- Diese SitzUIlJg wird mit einer Frages.tunde 

wand? - Kein Eil1JWand. Der VorschlaJg ist einge'leitet. 

somit angenOIlllIIlen. Die SitZ'UThg ist 9 e s c h I  0 s s e n. 

Schlufi der Sitzung : 20 Uhr 10 Minuten 

Druckfehlerberichtiguug 

Im Protokoll der 106. Sitzung ha'ben auf 
Seite 10396 in der rechten Spalte die ersten 
acht Zeilen richtig wie folgt zu lauten: 
dem das Einkommensteuergesetz 1 972 geän­
dert wird, 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Ferner weise ich im Einvernehmen mit den 
Parteien die in dieser Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen zu wie 
folgt: 

dem Vel'fassungsausschuß : 

österreichische Staatsdruckerei L61 2 1074 
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